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Georg Daniel Teutsch geb. am 12. Dez. 1817 
zu Schässburg, studirte in Wien und Berlin Theologie und 
Geschichte, ward 1842 Lehrer und 1850 Rektor am Gym- 
nasium seiner Vaterstadt, 1863 Pfarrer zu Angenlethen und 
1867 Superintendent (Bischof) der Sieben bürgischen Kirche 
luther. Bekenntnisses. Er starb am 2. Juli 1898. Seine 
wissenschaftlichen Arbeiten beschäftigen sich mit der Ge- 
schichte und dem Rechte seines Stammes. Dem kirchen- 
rechtlichen Gebiete gehören an : 

Das Zehntrecht der ev. Landeskirche A. B. in Sieben- 
bürgen. Schässburg 1858. 

Zur Geschichte der Pfarrerswahlen in der ev. Landes- 
kirche in Siebenbürgen. Herrmanstadt 1862. 

Rechtsquellen der ev. Landeskirche A. B. in Sieben- 
bürgen, in Hornyansky, Protest. Jahrb. für Oesterr. IV. 
Pest 1857. 

Ueber die Entstehung und Weiterentwicklungfles „Inter- 
valls" in der ev. Landeskirche A. B. 1879. 

Der Generaldechant der siebenbürg.-sächs. Kirche. 

In der Zeitschrift für Kirchenrecht (Bd. 3 S. 1 ff.) hat 
er veröffentlicht: Die Rechtslage der ev. Kirche A. B. in 
Siebenbürgen. 



Deutsche Zeitschi-, f. Kirchen recht, lv.l. 
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Friedrich Wilhelm Hermann Wasser- 
schieben wurde am 22. April 1812 zu Liegnitz geboren. 
Nachdem er daselbst die Ritterakademie besucht und in Bres- 
lau und Berlin Jurisprudenz studirt hatte, promovirte er an 
letzterer Universität am 25. Juni 1836 mit der Dissertation 
„Historia questionum per tormenta apud Romanos" zum 
Doktor der Rechte und habilitirte sich in Berlin im fol- 
genden Jahre als Privatdocent. 1841 folgte er einem Ruf 
als ausserordentlicher Professor nach Breslau, 1850 als or- 
dentlicher nach Halle, 1852 nach öiessen, wo er 1875—^83 
auch das Amt des Kanzlers bekleidete. Dort ist er gestorben 
am 27. Juni 1893. Auf dem Gebiete des Kirchenrechts ist 
er hauptsächlich mit folgenden, den Kanonisten wohl be- 
kannten Schriften hervorgetreten: 

1839 Beiträge zur Geschichte der vorgratianischeh 
Rechtsquellen. 

1840 Regiuonis abb. Prüm, libri duo de synodalib. causis. 

1843 de patria decretalium Pseudoisidor. — die ev. Kirche 
in ihrem Verhältnisse zu den symbol. Büchern und zum Staate. 

1844 Beiträge zur Geschichte der falschen Dekretalen. 
1849 Das Kirchenregiment und die bevorstehende Re- 
organisation der ev. Kirche. Ein kirchenrechtl. Gutachten. 

1851 Die Bussordnungen der abendländischen Kirche 
nebst einer rechtsgeschichtlichen Einleitung. 

1861 Die Entwicklungsgeschichte der ev. Kirchenver- 
fassung in Deutschland. Eine Festrede. 

1871 Bemerkungen zu dem offiziellen Entwurf einer 
Verfassung der ev. K. d. Grossh. Hessen. 

1871 Die Parität der Konfessionen im Staate. 
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1872 Die deutschen Staatsregierungen und die kath. 
Kirche der Gegenwart. 

1872 t)as landesherrliche Kirchenregiment. 

1874 Die irische Canonensammlung. 

1877 Das Ehescheidungsrecht Kraft landesherrlicher 
Machtvollkommenheit. 1. Beitrag. 

1880 2. Beitrag. 

Ausserdem hat er eine Anzahl deutschrechtlicher Abhand- 
lungen und Quellenausgaben veröffentlicht und ist auch un- 
serer Zeitschrift ein treuer Mitarbeiter und Grönner gewesen. 

Sein Andenken bleibt uns unvergesslich. 
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Schon wieder hat sich das Grab über einem Veteranen 
des Kirchenrechts und Mitarbeiter an unserer Zeitschrift ge- 
schlossen. Otto Georg Alexander Mejer ist am 
25. Dezember 1893 gestorben. Geboren am 27. Mai 1818 
zu Zellerfeld im Harz als Sohn eines auch schriftstellerisch 
bewährten Juristen, vorgebildet auf dem Gymnasium zu 
Clausthal, studirte er in Göttingen, Berlin, Jena und wieder 
in Göttingen Jurisprudenz. Am 30. Juni 1841 wurde er 
an der zuletzt genannten Universität zum Dr. utr. iur. pro- 
movirt und habilitirte sich auch dort, nachdem er schon 
vorher beim Amtsgerichte als Auditor eingetreten war, 
Ostern 1842. Nach fünfjähriger Lehrthätigkeit, die durch 
eine längere wissenschaftliche Reise nach Italien und Bel- 
gien unterbrochen wurde (Michaelis 1845 bis Michaelis 1846), 
zum ausserordentlichen Professor ernannt, wurde er schon 
1847 als Ordinarius nach Königsberg, Michaelis 1850 nach 
Greifswald, Ostern 1851 nach Rostock berufen. Hier hat 
er eine längere Wirksamkeit ausgeübt und auch seit 1853 
als Rath am Konsistorium, seit 1862 als Bibliothekar fun- 
girt. Nachdem er zu den Konferenzen in Berlin für die 
Berathung der neuen preussischen Staatskirchen gezetze heran- 
gezogen worden war, wurde er Ostern 1874 als ordentlicher 
Professor und Geh. Justizrath wieder nach Göttingen berufen. 
So hat er denn seine Lehrthätigkeit da beendet, wo er sie 
begonnen hatte. Aber den Schluss seines Lebens hat er 
dem praktischen Kircheildienste gewidmet, indem er i. J. 
1885 die Stelle des Präsidenten im lutherischen Landes- 
konsistorium zu Hannover annahm, die er bis zu seinem 
Tode bekleidet hat. — Otto Mejer ist von grosser Arbeits- 
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kraft gewesen und hat eine ebenso fruchtbare wie für die 
Entwicklung der kirchenrechtlichen Disciplin einschneidende 
literarische Thätigkeit entfaltet. 

Im Jahre 1845 veröffentlichte er die Institutionen des 
gemeinen deutschen Kirchenrechts (Göttingen 1845), die in 
IL Auflage 1856 und 1869 in gänzlich umgearbeiteter Gestalt 
als Lehrbuch des deutschen Kirchenrechts erschienen. 1848 
kam zu Leipzig heraus : Die deutsche Kirchenfreiheit und die 
künftige katholische Partei, eine Schrift, die mit bemerkens- 
werther Klarheit die Ziele des Ultramontanismus und die 
Gefahren der „freien Kirche im freien Staate* darlegte, 
zu einer Zeit, wo über diese Fragen bei allen politischen 
Parteien nur ganz verschwommene Ansichten herrschend 
waren. Ein ganz neues Gebiet erschloss Mejer der Kir- 
chenrechtswissenschaft mit seinem Buche: Die Propaganda, 
ihre Provinzen und ihr Recht mit besonderer Rücksicht auf 
Deutschland dargestellt, 2 Theile 1852 f., dem schon als Vor- 
läufer: Die Propaganda in England. Zur kirchenrechtlichen 
Beleuchtung der Bisthumsfrage Leipzig 1851. vorangegangen 
war. Merkwürdig, dass die holländische Uebersetzung, welche 
Hooijkans Herderschee von dem grösseren Buche veranstaltet 
hat, es zu zwei Auflagen bringen konnte, was dem Original- 
werke nicht gelungen ist. Mit dem katholischen Kirchen- 
wesen beschäftigten sich dann ferner: Das Veto deutscher 
protestantischer Staatsregierungen gegen katholische Bischofs- 
wahlen Rostock 1854; die Konkordatsverhandlungen Würt- 
tembergs i. J. 1807 Stuttgart 1 1859; die grosse geschichtliche 
Arbeit: Zur Geschichte der römisch-deutschen Frage Bd. 
1—3 Rostock 1876 ff. Febronius Tübingen 1880. 2. Aufl. 
1885. Die Naturgeschichte des Centrums Freiburg 1882. — 

Dem evangelischen Kirchenrecht gehören an : Kirchen- 
zucht und Consistorial-Competenz nach mecklenburgischem 
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Rechte Rostock 1854. Die Grundlagen des lutherischen 
Kirchenregiments Rostock 1864. Der Rechtsschutz für die 
luth. Kirche der neupreuss. Provinzen Rostock 1867. Das 
Rechtsleben der deutschen ev. Landeskirchen Hannover 1889. 
Zum Kirchenrechte des Reformationsjahrhunderts Han- 
nover 1891. — Auf staatsrechtlichem Gebiete publizirte er: 
Einleitung in das deutsche Staatsrecht, neue Ausgabe 
der II. Aufl. Freiburg 1883 und weiter: Biographisches 
1886. Kulturgeschichtliche Bilder aus Göttingen 1889. 
Wolf Göthe, ein Gedenkblatt 1889. Münkels Lebens- 
bild in den von Frommel herausgegebenen nachgelassenen 
Schriften Münkels 1889. Dazu kommen noch zahlreiche 
kleinere Schriften, so Aufsätze im N. Archiv f. Cri- 
minalrechfc, Zeitschr. f. deutsches Recht, Zeitschr. für Recht 
und Politik der Kirche, Kirchl. Zeitschr. von Kliefofch, Histor. 
Zeitschr., Preuss. Jahrbücher, Zeitschr. f. Kirchenrecht, Her- 
zogs Encyklopädie. — Die Reihen der alten Kämpfer auf 
dem Gebiete des Kirchenrechts ' lichten sich in bedenklicher 
Weise. Möchte ein frischer und ebenbürtiger Nachwuchs 
in die klaffenden Lücken eintreten ! 
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I Abhandlungen. 

Zur ältesten Geschichte und ehegerichtlichen Praxis 
des Leipziger Konsistoriums. 

Von 
Dr. iur. et phil. H. Geffcken. 

Die kirchenrechtliche Einzelforsch ung hat sich in jüngerer 
Zeit verschiedentlich mit der Entstehungsgeschichte evangelischer 
Konsistorien und insbesondere mit konsistorialer Ehegerichtsbar- 
keit beschäftigt. Vor allem hat das Wittenberger Konsistorium 
sich eingehender Berücksichtigung zu erfreuen gehabt: nachdem 
Mejer bereits im Jahre 1876 seine bekannte Abhandlung über die 
Anfänge dieses Konsistoriums hatte ausgehen lassen *), ergaben 
einige Jahre später Schleusner's Veröffentlichungen *) für die ehe- 
gerichtliche Praxis des jungen Kollegiums neues wichtiges Mate- 
rial, und auf Grund desselben hat Mejer seinen soeben erwähnten 
Aufsatz zugleich mit zwei andern, früher aus seiner Feder ge- 
flossenen Studien zur Geschichte des ältesten protestantischen Ehe- 
rechts in theilweiser Umarbeitung kürzlich zu erneutem Abdruck 
gebracht 3 ). Der Grund , warum gerade das Konsistorium zu 
Wittenberg Gegenstand so eingehenden Interesses von Seiten eines 
namhaften Kirchenrechtshistorikers gewesen, liegt nicht fern: dort, 
wo Luther und Melanchthon lebten und lehrten, wo zu gleicher 

») Zeitechr. f. Kirchenr. 13, 28 ff. 

*) Zeitschr. f. Kirchengesch. 6, 390-428; 12, 576—583; 13, 130—159. 
s ) Zum Kirchenrecht des Reformationsjahrhunderts. Drei Abhandlungen. 
Hannover 1891. 
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8 Abhandlungen. 

oder wenig späterer Zeit eine Reihe der bedeutendsten Juristen 
sich der wissenschaftlichen Ausgestaltung des evangelischen Ehe- 
rechts unterzogen, musste jede Frage, welche die neue Institution 
betraf, unter dem unmittelbaren Einflüsse der führenden Geister 
eine besonders scharfe Beleuchtung erfahren, und in Folge dessen 
konnte jeder Fortschritt in der Bildung eherechtlicher Normen 
besonders leicht von prinzipieller Bedeutung für die ganze evange- 
lische Kirche werden, so dass der Autor der Anfänge des Witten- 
berger Konsistoriums sich in gewissem Sinne sagen durfte, er 
schreibe die Entstehungsgeschichte der evangelischen Konsisfcorial- 
verfassung selbst, und der Darsteller der VV ittenberger Ehegerichts- 
doktrin nicht zweifeln mochte, hiermit die nirgends angefochtenen 
Grundsätze des reformatorischen Eherechts überhaupt geschildert 
zu haben. Solcher Bedeutung des einen Kollegiums gegenüber 
steht die der beiden anderen sächsischen Konsistorien — des zu 
Leipzig errichteten und desjenigen, welches zuerst in Meissen, 
dann in Dresden residirte — weit zurück, und demgeraäss ist das 
ihnen bisher von der kirchen rechtlichen Literatur entgegengebrachte 
Interesse ein wesentlich geringeres. Was im Besonderen das Leip- 
ziger Konsistorium anbetrifft, so ist dasselbe — soweit mir we- 
nigstens bekannt geworden — nicht nur nie nach irgend einer 
Richtung hin zum Gegenstand besonderer Untersuchung gemacht, 
sondern auch bei den immerhin ziemlich häufigen gelegentlichen 
Erwähnungen stets mit einer gewissen Gleichgiltigkeit behandelt 
worden. Und doch dürfte dafür gerade nach den Veröffentlich- 
ungen von Mejer und Schleusner und im Hinblick auf einiges 
Neue, was ich selbst im Folgenden beizubringen hoffe, kein ge- 
nügender Grund mehr vorliegen : zwar lässt sich die Bedeutung 
der Leipziger Körperschaft gewiss nicht zu der prinzipalen Höhe 
des Wittenberger Konsistoriums erheben, aber gerade im Hinblick 
auf diese letztere dürfte es vielleicht nicht ohne Interesse sein zu 
beobachten, wie die besonderen Normen, nach denen das Leipziger 
Konsistorium in Ehesachen arbeitete, es dahin brachten, der dort- 
igen Praxis während geraumer Zeit eine gewisse Gegensätzlichkeit 
gegenüber den eherechtlichen Grundsätzen der beiden anderen 
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Geffcken, Zur alt. Gesch. u. ehegerichtl. Praxis d. Leipz. Konsist. 9 

Landeskonsistorien zu verleihen, und wie dann die theilweise Re- 
zeption jener Leipziger Normen in anderen Landeskirchen deren 
Geltung auf eine Zeit erstreckte, wo sie in Leipzig selbst bereits 
bedeutende Modifikationen erduldet hatten. Bevor ich jedoch auf 
diesen zweiten und hauptsächlichsten Theil meiner Aufgabe ein- 
gehe, sei es gestattet, einige Notizen und Richtigstellungen be- 
züglich der äusseren Entstehungsgeschichte des Leipziger Kon- 
sistoriums zu geben. 

Mustert man die Literatur über die Anfänge unseres Kolle- 
giums — eine Literatur, welche zum grösseren Theil ip Anmerk- 
ungen und Parenthesen niedergelegt ist — so stösst man auf eine 
bemerkenswerthe Diskrepanz '). Der numerisch entschieden grössere 
Bruchtheil der Autoren gibt an, das Leipziger Konsistorium sei 
im Jahre 1543 von Herzog Moritz gegründet worden, manche 
fügen genauer hinzu : am 22. September 2 ). Seitdem diese Be- 
hauptung, freilich in etwas modifizirter Form, die aber von den 
Späteren nicht weiter beachtet wurde, dann auch in Weber's 
sächsisches Kirchenrecht 8 ) Aufnahme gefunden, scheint sie nicht 
mehr auf ihre Berechtigung geprüft, sondern von einem Buch 
einfach in das andere übernommen worden zu sein. Dem gegen- 
über steht die andere Version, wonach das im Jahre 1544 ge- 
gründete Merseburger Konsistorium, nachdem der evangelische 
Koadjutor dieses Stifts, Fürst Georg von Anhalt, der katholischen 
Reaktion hatte weichen müssen, anno 1550 nach Leipzig über- 
tragen worden sei, die Existenz eines Konsistoriums in dieser 
Stadt sich also erst aus letztgenanntem Jahre schreibe 4 ). Eine 



l ) Dieselbe gibt sich jedoch nicht etwa in einer Kontroverse mit Gründen 
und Gegengründen kund, vielmehr entscheidet sich jeder Autor, je nach der 
Quelle, welcher er folgt, für die eine oder andere Ansicht, augenscheinlich 
ohne von den abweichenden Meinungen überhaupt Kenntniss zu haben. 

*) Vgl. Müller's Annales der Chur- und Fürst!. Hauses Sachsen von 
1400—1700. Weimar 1700. S. 99; Wabst, flistor. Nachr. von des Chur- 
Fürstent. Sachsen jetziger Verfassung der hohen und niederen Justiz. Leip- 
zig 1732 S. 170; Göbel, Ursprung, Geschichte und Verfassung der Konsi- 
storien in den Chursächsischen Landen. Freiberg 1794. S. 67. 

8 ) I. Theil. 2. Abth. S. 437. Anra. 7. 

*) Heydenreich, Leipzigische Chronica. Leipzig 1635. S. 144; Schneider, 
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dritte Meinung verschmilzt beide vorgenannten Ansichten und 
nimmt an, dass das Leipziger und das Merseburger Kollegium in 
den vierziger Jahren neben einander bestanden habe, und die 
schliessliche Uebertragung des letzteren nach Leipzig seine Ver- 
schmelzung mit der dort bereits vorhandenen Körperschaft be- 
deute *). Prüfen wir nunmehr diese Ansichten an der Hand der 
uns zugänglichen historischen Zeugnisse. 

Die zuerst registrirte Behauptung, wonach Leipzig bereits im 
Jahre 1543 ein Konsistorium erhalten und seitdem ohne Unter- 
brechung besessen haben soll , stützt sich auf den bei Mencke 2 ) 
und ausserdem bei Seckendorf 8 ) abgedruckten Erlass des Herzogs 
Moritz d. d. Dresden, den 22. Sept. 1543, in welchem der junge 
Fürst allerdings an „ Ambrosien Rauch, Probst zu St. Thomas 4 ), 
Ludewichen Fachs 6 ), Johann Sauern 6 ), Alexander Alesio 7 ), Jo- 
hann Scheffeln 8 ), der Rechten Doctorn, Johann Pfeffinger Super- 
attendenten 9 ), Joachim Cämmerer ,0 ), Bernharden Zieglern ll ) und 
Caspar Börnern 12 ) der heiligen Schrift Licentiaten zu Leipsig 



Chronicon Lipsiense Leipz. 1655. S. 350; Vogel, Leipzig. Geschichtbuch oder 
Annales Leipz. 1714. S. 189. 

') Auf diesem Standpunkt steht z. B. Mejer, a. a. 0. S. 81, was um so 
auffälliger ist, als ihm bereits 1876 der unten (S. 15 fg.) näher zu erörternde 
Bericht des Leipziger Konsistoriums über seine Gründang bekannt war: 
vgl. Zeitschr. f. KR. 13, 117 ff. 

2 ) J. B. Mencke, Script, rer. Gerraan. praecipue Saxonic. Leipzig 1728. 
Tom. II. 8. 2171. 

3 ) Comment. histor. et apolog. de Lutheranismo (historia Lutheranismi) 
Leipzig 1694. L. III. § 110. S. 455. 

4 )Vgl. Seifert, Joh. Pfeffinger. Leipzig 1888. S. 116. Text u. Anm. 1—4. 
Friedberg, Colleg. Juridic. Leipzig 1882. S. 102. Nr. 83. 
b ) Vgl. Friedberg, a. a. O. S. 93. Nr. 14. 

6 ) ist aus dem von Friedbeig mitgetheilten Doktoren ver zeich niss (a. a. 
0. S. 97 ff.) nicht nachzuweisen. 

7 ) von Ludewig, Universallexikon 1732 ff. I, 1134. 

8 ) Friedberg a. a. 0. S. 103. Nr. 101. 

9 ) Vgl. Seiferts Monographie. 

10 ) Ludewig, Univ. Lex. 5, 391 ff.; Real-Enzykl. f. prot. Theol. 3, 108, 109. 

11 ) Adami Vitae Philosophorum Heidelberg 1620. S. 140; Vogel a.a.O. 
S 146, 153, 192. 

,a ) Univ. Lex. 4, 753. Seifert a. a. O. S. 54 Anm. 1. 
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sämmbtlich und sonderlich" seinen Entschlass niittheilt, in Leipzig 
ein Konsistorium errichten zu wollen. Die Anregung hierzu war 
von den Ständen ausgegangen, welche auf dem zu Dresden am 
15. Januar 1543 eröffneten Landtage dem Herzog diese Massregel 
empfohlen hatten '). Darum aber in dem erwähnten fürstlichen 
Schreiben eine förmliche Stiftungsurkunde zu sehen, liegt weder 
nach seinem Inhalt ein zwingender Grund vor, noch lässt sich 
eine solche Behauptung wohl mit andern Nachrichten vereinigen, 
welche uns über den weiteren Verlauf der Leipziger Konsistoriums - 
frage aufbewahrt sind. Um meine Zweifel, soweit sie sich aus 
der Urkunde selbst ergeben, zu rechtfertigen, wird es nothwendig 
sein, sie zum grösseren Theile hier zu inseriren. Nach einer all- 
gemeinen Einleitung sagt der Herzog: 

„Derhalben haben wir euch, als Gottesfürchtige, Gelehrte und 
„verständige Personen in unserer Universitaet zu Leipzigk (welche 
„wir auch darum begnadet und begäbet, dass wir gelehrte, fromme 
„und verständige Männer darinnen zu haben verhoffen, welche 
„diesem Vaterlande und vielen. dienen könten) auserlesen, die in 
„Sachen, das göttliche Wort und den Christlichen Wandel und 
„Ceremonien belangende, reden, lehren und dienen können. Und 
„begehren demnach, ihr wollet hinfürder in allen Städten vor die 
„Lehre des göttlichen Worts, Christlichen Ceremonien, Ehe-Sachen, 
„und was wir vor euch weisen werden, ein Consistorium zu Leip- 
„zigk anrichten, halten und üben, und euch unsern Landen und 
„vielen zu guten Exempel darinnen also erzeigen, dass nicht eig- 
„ner Nutz, Fürderung seines gleichen, sondern die Ehre Gottes 
„darinnen gesuchet, gelehret, gefordert und gehandhabet werde. 
„Und wollet darinnen nicht ansehen der Welt Ruhm, Preiss, Glory, 
„Güther, noch anders, dass von dem rechten Wege jemanden ver- 
leiten möchte. Sonderlich aber dieweil wir den Christlichen Pann 
„in unseren Landen zuzulassen bedacht und Öffentlich ausgeschrieben. 
„So wollet euch fürderlich entschliessen , wie derselbige Pann, 
„ durch vorgehende Christliche Ermahnung, auch in welchen Fällen 



») Leipz. Rathsarch. Tit. iL A. Nr. IL fol. 137. 
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„er zu gebrauchen sey. Denn wir werden hinfürder die Super- 
„ attendenten und Pfarrer derhalben an Euch weisen, Und weil 
„Wir nach geschehenen Pann mit der weltlichen Exekution, In- 
ahalt Unsers Ausschreibens zu verfahren gedencken, werdet Jhr 
„erwegen, wie nach heimlicher Ermahnung in der Buss, auch in 
„was Lastern und wie öffentlich zu pannen seye, domit darinnen 
„nichts denn Gottes Ehre gesuchet, und gantz und gar kein Miss- 
„ brauch gespüret werde. Sonsten und ohne das würden inerck- 
„ liehe Ergerniss erfolgen. Ob sichs aber zutrüge, dass Jhr Doctor 
„Fachs aus andern Geschafften, so offib es die Nothdurfft würde 
„erfordern, nicht gegenwärtig seyn kontet, so soll alle Wege 
„ Doctor Martin Lossei *) euers Abwesens an euer Stadt gebrauchet 
„werden. Wir haben auch dem hochgelehrten unserm Rath und 
„lieben getreuen Georgen Kummerstadt 2 ), der Rechten Doctorn 
„ befohlen, wenn Er in kurtzen mit gegen Leipzigk vorreiten wird, 
„etzliche aus euern Mittel zu sich an einen gelegenen Ort zu be- 
scheiden, und von diesen und der Universitaet Sachen mit euch 
„sämtlich und sonderlich zu reden." 

Man wird zugeben können, dass nach der Fassung dieses 
Briefes zu schliessen sein Absender überzeugt war, es werde auf 
den in ihm gegebenen Befehl hin das Konsistorium zu Leipzig 
nächstens im Stande sein, seine Thätigkeit zu beginnen. Ist dies 
der Fall gewesen, so hat sich der junge Fürst vielleicht nicht 
ganz die Schwierigkeiten vergegenwärtigt, welche bei Gründung 
eines Konsistoriums zu überwinden waren. Aber so weit ist diese 
Täuschung nicht gegangen, dass er hätte glauben können, einzig 
und allein mit diesem seinem Brief das neue Institut ins Leben 
zu rufen, zu gleicher Zeit den ersten und den letzten Schritt in 
der Angelegenheit thun zu können. Und so macht denn sein 
Schreiben keineswegs den Eindruck einer in aller Form erlassenen 
Stiftungsurkunde, dafür sind alle darin enthaltenen Massgaben, 
besonders die, welche der Aufrichtung des Bannes gewidmet sind, 

1 ) Friedberg, Coli. Jurid. S. 103. Nr. 89. 

2 ) Vgl. Adami Vitae Jureconsultorum Heidelb. 1620. S. 134 ff.; Allg. d. 
Biogr. 16, 498; Fried berg, Coli. Jurid. S. 103. Nr. 88. 
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viel zu provisorisch nnd unbestimmt. Es ist lehrreich bei Benr- 
theilung dieser Frage vergleichsweise heranzuziehen, was wir über 
die Gründung des Wittenberger Konsistoriums wissen '). Sicher- 
lich waren die dort zu bekämpfenden Hindernisse bei weitem 
grösser, da noch kein anderes Konsistorium bestand, und alle Er- 
fahrungen selbständig gemacht werden mussten, aber es ist doch 
wenig wahrscheinlich, dass nachdem es endlich in jahrelangen 
Verhandlungen 1542 gelungen, dem ersten evangelischen Ehe- 
gericht seine Verfassung zu geben, nunmehr jede eigene Schwie- 
rigkeit für anderweite Gründungen gehoben gewesen sei. Hatte 
doch Brück in seinem Gutachten von 1539 2 ), in dem er die Er- 
richtung von Konsistorien im Lande Meissen empfahl, diesem 
Rathe aus seiner reichen Wittenberger Erfahrung sprechend die 
bedenklichen Worte vorangeschickt: „Die ehsachen werdten M» 
gn. Hern Hertzog Heinrichen viel muhe machen. * Selbständig 
musste jedenfalls tiberall die Personenfrage gelöst werden, und 
welche Schwierigkeiten hatte in Wittenberg die Auswahl und Be- 
stellung der 4 Beisitzer gemacht ! Und nun hätte in Leipzig gar 
ein neunköpfiges Konsistorium ohne alle weiteren Umstände, gleich- 
sam nur in Folge eines einzigen fürstlichen Federstrichs ins Leben 
treten sollen? üiese Konsequenz nämlich: in den Adressaten des 
herzoglichen Schreibens das definitiv konstituirte Leipziger Kon- 
sistorium zu erblicken, ist thatsächlich von einem neueren Autor 
gezogen und sogar polemisch verwerthet worden *). Eine solche 
Menge von Mitgliedern innerhalb desselben Ehegerichtskollegiums 
wäre aber geradezu eine Ungeheuerlichkeit gewesen und hätte 
jedenfalls einzig in ihrer Art dagestanden : in Wittenberg bestand 
das Konsistorium, wie schon erwähnt, aus 4 Mitgliedern, ebenso 
viele hatte das 1545 zu Meissen gegründete Kollegium *) während 
das 1544 errichtete Merseburger Konsistoriuni 5 Mitglieder zählte 5 ), 



1 ) Vgl. Mejer Anfänge a a. 0. S. 3—64. 

2 ) Abgedr. v. Richter in Reyscher u. Wiidas Zeitschr. f. d. R. 4 (1840) S. 87. 
8 ) Seifert a. a. 0. S. 54. Anm. 3; 55 Text n. Anm. 2; 116 Text u. Anra. 1. 
*) Göbel a. a. 0. S. 46. 

6 ) Vgl. unten S. 16. 
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und die gleiche Anzahl von Leipzig im Jahre 1510 bezeugt ist ,x . 
Man wird daher wohl unbedenklich der Meinung beipflichten 
können, welche in den Persönlichkeiten, an die sich Moritzens 
Brief wendet, nur eine Kommission sieht, deren Aufgabe die mög- 
lichst baldige Errichtung des Konsistoriums sein sollte. Hiermit 
bleibt unbestritten, dass uns in den Adressaten jenes Schreibens 
naturgemäß diejenigen Männer entgegentreten, welche bei even- 
tueller späterer Konstituirung des Konsistoriums als dessen Mit- 
glieder vorzüglich in Frage hätten kommen müssen. Glaube ich 
somit durch das Bisherige dargethan zu haben, dass einzig und 
allein mit Hilfe des mitgetheilten Briefes die Gründung eines 
Leipziger Konsistoriums im Herbst 1543 nicht bewiesen werden 
kann, so dürfte dies nur durch Beibringung anderer historischer 
Zeugnisse zu bewerkstelligen sein. An solchen aber scheint es 
ganz zu fehlen. Herzog Moritz selbst kann sich in der nächsten 
Zeit dieser inneren Angelegenheit seines Landes nicht mehr sehr 
intensiv gewidmet haben, da er durch seine Theilnahme am kaiser- 
lichen Feldzug gegen Franz I. vollauf in Anspruch genommen 
war *) ; ob Georg Kommerstadt den in Aussicht genommenen Ritt 
nach Leipzig wirklich gethan, habe ich nicht konstatiren können, 
viel weniger, ob die Leipziger Konsistoriumsfrage durch ihn in 
dieser Zeit eine Förderung erfahren hat. Von einer konsistorialen 
Thätigkeit verlautet nichts, wir besitzen kein Urtheil, das von der 
Leipziger Ehegerichtsbarkeit jener Tage Zeugniss abzulegen im 
Stande wäre, und die einzige Erwähnung, welche Herzog Moritzens 
Brief meines Wissens in den zeitgenössischen Quellen gefunden 
hat, bestätigt die hier dargelegte Auffassung der Dinge. Es ist 
das ein kurzes Billet Melanchthon's an den Herzog Albrecht von 
Preussen d. d. Witteberg 10. Okt. 1543 8 ): der Reformator sendet 
seinem fürstlichen Korrespondenten „die Ordnung des Consistorii 
allhie (also zu Wittenberg) gestellet und durch Gottes Gnad an- 

') Vgl. unten S. 17. 

2 ) Vgl. Voigt, Moritz v. Sachsen 1541—1547. Leipzig 1876. S. 67 ff. 
8 ) Corp. Ref. V. 195, 196 (ex authographo edita a Fabro in epist p. 65. 
sq. ep. 15). 
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gefangen " und fahrt dann fort: „ Es hat der durchleuchtige hoch- 
geborne Fürst und Herr etc. Herzog Moritz an die Universität 
zu Leipzik ein sehr löblichen Befehl, belangend ein Consistorium, 
thun lassen, laut beigelegter Copien *), und wiewohl die unruhige 
Zeit viel Gutes verhindert, so ist doch der Anfang zu loben." 
Das klingt nicht gerade sehr zuversichtlich und deutet gewiss auf 
alles andere eher hin, als dass die Frage des Leipziger Konsisto- 
riums Anfang Oktober 1543 als gelöst betrachtet werden konnte. 

Hören wir nun dem gegenüber, was das Leipziger Konsisto- 
rium selbst im Jahre 1577 über seine Gründung berichtet. Von 
Kurfürst August am 9. Februar dieses Jahres aufgefordert, seine 
Fundationsurkunde sowie die Ordnung, nach der es in Ehesachen 
Recht spreche, einzusenden, antwortet es am 18. dess. Monats fol- 
gendermassen 2 ) : 

. . . . „E. Churf. G. gnedigsten befehl, vnder dem Dato den 
„Neunden Februarii zue vnderthenigstem gehorsamb, sollen wier 
„nicht vorhaltten, dass wier gahr keine schrieftliche Vhrkunden 
„oder Nachrichtunge welcher gestaldt anfenglich das Consistorium 
„zue Leipzigk erstlich fundirt oder gestiefft (deest haben). Wier 
„ haben von vnsers Mittels, von Doctor Johan Reifschneider 8 ) als 
aden Seniorn oder den Eltisten diesen bericht bekommen, das das 
„Leipzigische Consistorium seinen Vhrsprungk 
„vnnd anfangkh aus dem Stiefft Merseburgk ge- 
„habt, dergestalt, als E. Churf. G. ao. 44 bei Zeitten vnnd 
„Regirung derselben geliebten Herrn Brüdern, Churfürst Moritzen, 
„hochlobl icher Christlicher gedechtnus, zum Administratorn in das 



*) Die Beilagen sind bei dem Briefe nicht befindlich (nota Fabri). 

2 ) Dieser Bericht war Mejer 1876 bei erster Redaktion seiner Witten- 
berger Anfange bereits im Auszuge bekannt (vgl. oben S. 10 Anm. 1), da 
er jedoch trotzdem auch im zweiten Abdruck dieser Abhandlung (a. a. 0. 
S. 81) die Gründung des Leipziger Konsistoriums als im Sept. 1543 geschehen 
betrachtet, habe ich geglaubt, das Schriftstück hier nach meiner im Dres- 
dener Hauptstaatsarchiv (loc. 7418 fol. 206 ff.) genommenen Abschrift mit 
alleiniger Hinweglassung der Eingangs- und Schlussworte noch einmal 
wiedergeben zu sollen. 

a ) üniv. Lexik. 31, 229; Friedberg Coli. Jurid. S. 106. Nr. 125. 
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„Stiefft Merseburgkh, von dem Capittell postuliert, vnnd Fürst 
„ George zue Anhaldt, auch hochloblicher, Christlicher, gottseliger 
„gedechtnus, als des Stieffts die Zeit Capitular vnnd Senior, neben 
„E. Churf. G. zum Coadiutorn inn Geistlichen sachen angenommen, 
„vnnd auss des Stiefts einkommen stadtlich providiert worden, 
„So ist alssbaldt S. Fürstlichen gnaden die I n - 
„spection, beneben dem Stiefft, auch inn E. Churf. 
„G. Erblanden, alsNemblich d er ganze Döri n g- 
„ische, Leipzigische vnnd Zwickauische Kreiss, 
„mit befohlen worden, Wie nun solche Anordnung von 
„Churf. Morizen, hochloblicher gedechtnus, mit hochgedachtem 
„ Fürst Georgen gemacht, oder welcher gestaldt hierauf, mit seinen 
„Fürstlichen gnaden, die Bestallung aufgericht, das alles hatt 
„hochgedachter Fürst vhrkunden bei sich gehatt, vnd wohl eher- 
„mals dem Herrn Doctor Reiffschneider , welcher die Zeitt von 
„Ihr. Fürstlichen G. zum Protonotario inn dass Consistorium ein- 
genommen, vnnd sonst auch zue andern Diensten gebraucht ge- 
„wesen, auf Vortrauung Meldung gethan, Vnnd so viell dazumahl 
„vorstanden, das Fürst George von Anhalt ein Consistorium im 
„Stiefft, welches nicht allein vf des Stiefts vnderthanen, Sondern 
„auch E. Churf. G. Erblande gericht sein soltte, anrichten solte, 
„Das hat dan auch hochgedachter Fürst ao. 44 Christlich ins 
„wergk gericht, vnnd S. Fürstliche G. in dem Consistorio prae- 
„sident, Licentiat Musa *), Doctor Zobell 2 ), Ernst Broturff 3 ), be- 
geben S. F. G. Hauptman Osswaldt Roder, seine Assessores, 
„Numehr alle gottselige, vnnd der Herr Doctor Reif Schneider (die 
„Zeit Magister) Protonotarius gewesen. Die Citationes vnnd an- 
dere Process, seindt alle inn Fürst Georgen zue Annhaldt Nah- 
„men ausgangen vnnd gehaltten. Vnnd vielmahls Doctor Fachs 
„gottseliger, in schweren sachen, die weill ehr Fürst Georgen so- 
„wohl, als des ganzen Fürstlichen Hauses zue Anhaldt, bestelter 

' x ) Vgl. Univ. Lex. 22, 979. Fraustadt, Einführg. d. Ref. im Hochstifte 
Merseburg. Leipzig 1843. S. 157, 184. 

a ) Friedberg, Coli. Jurid; S. 104. Nr. 108. 

3 ) Univ. Lex. 4, 1484; Fraustadt, a. a. 0. 184, 186. 
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„Rath vnnd Diener gewesenn, zue Rath gezogen worden, vnnd ist 
„Gottlob, dazumahl die geistliche Regierunge in dem Lande 
„ ansehenlieh gefurth wordenn, wie das Alten, der noch wenigk 
„vbrigk, vnnd Jungen in diesen Landen wohl wisslieh« 

„Diese Inspectio ist in dem Stieft Merseburgk gestanden von 
„dem 44. Jhar bis in das 50. Dan nach der grossen erschreck- 
lichen Vorenderung des Reichs vnnd dem Kayserlichen Krigk, 
„mit Chur vnnd Fürsten, ist auf angang des Interims durch die 
„alte StiefFts Curtisan vnnd Thurabhern zue Merseburgkh, Bischoff 
„Sidoneus in das Stiefft gebracht wordenn, Wie solches gescheen, 
„hat das Consistorium des orths auch fallen und Fürst George 
„sich des orths auss dem Sttefft wenden, vnnd die Geistliche Re- 
„girung im Stiefft begeben müssen, Darauf Fürst George zue An- 
„haldt den Doctor Johan Reifschneider (der die Zeit noch im Ma- 
„gisterstande gewesen) alle Acta, Ordnungen vnnd Registraturen 
„des Consistorij vberandtworttet, vnnd weill aus denselbigen Acten 
„vnnd Handlungen der mehrertheill E. Chürf. G. Erblanden zu- 
„gehorigk gewesen, So hatt der herr Doctor Reifschneider ao. 50 
„sich auf den Landtagk gegen Thorgau verfuigt, Vnnd solche 
„vorgefallene vorenderung, die Zeitt Churf. Morizen hochloblicher 
„gedechtnus, altten Räthen, hern Ernsten von Miltiz ! ), dem hern 
„Doctor Kommerstadt, Doctor Fachssen, Doctor Mordeissen 9 ), an- 
„genielt vnnd umb bescheid, wo ehr mit den Acten hinaus solte, 
„ angehaltten. Do ist der Doctor Reifschneider vfs Neue ao. 50 
„von Churftirst Morizen in bestallunge genommen, ihme befehl 
„geschehen, das Coosistorium, wie es dort im Stiefft im Process 
„gelassen, zue Leiptzigk wiederumb anzustellen, vnnd seindt ihme 
„hierauf vier Assessores, Nem blich der Superattendens zue Leip- 
tzigk, neben Dreien Doctoren Juris, die nunmehr auch in Gott 
„entschlaffen, alsbaldt zugeordenet worden. Also vnnd auf solche 
„wege ist das Consistorium aus Merseburgk kegen Leipzigk trans- 
feriert, Vnd so lange, als es Gottes vnd E. Churf. G. wille, dar- 

*) Univ. Lex. 21, 242. nicht zu verwechseln mit dem päpstlichen Käm- 
merer Karl v. M., der bereits 1529 starb. 
2 ) Friedberg, Coli. Jurid. S. 93. Nr. 15. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV, 1. 2 
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„ innen erhaltten worden. Es hatt aber der Herr Doctor Reif- 
Ä Schneider auch ao. 50 von den die Zeitt zue Torgau anwesenden 
„Käthen keine schrieftliche fundation von anstellung des Consi- 
„storii bekommen, ausserhalben was ihme dazumahl zue seiner 
»Privatbestallung vnd vnderhalfctung ein bekendtnus gegeben 
„wordenn." 

Aus diesem Bericht, der sich auf die Angaben eines an der 
ganzen Angelegenheit wesentlich Betheiligten stützt, dürfte der 
wirkliehe Sachverhalt endgiltig festzustellen sein. Vor allem setzt 
das völlige Stillschweigen über Herzog Moritzens Bemühungen 
von 1543 mehr als alles bisher Gesagte ausser Zweifel, dass es 
sich bei denselben nur um einen ersten Anlauf handelte, um einen 
Versuch, dessen Ausführung wieder aufgegeben wurde, als mit 
dem Erwerb der Administration von Merseburg ein besonders ge- 
eignetes Zentrum für die Thätigkeit eines Konsistoriums gewonnen 
schien. Denn auch die Annahme vom Nebeneinanderbestehen des 
Merseburger und Leipziger Konsistoriums wird durch unsern Be- 
richt definitiv beseitigt: ausdrücklich erscheint ja der Leipzigische 
Kreis mit in den Merseburger Konsistorialsprengel einbezogen. 
Später ist dann allerdings auch in Merseburg wieder ein Stifts- 
konsistorium gegründet worden, so dass von da ab die beiden 
Kollegien neben einander existirt haben *). Eine Fundationsur- 
kunde aber hat, wie der Bericht von 1577 versichert, das Leip- 
ziger Konsistorium auch im Jahre 1550 nicht erhalten, und wir 
werden daher wohl darauf verzichten müssen, den Tag seiner 
Gründung noch näher zu bestimmen 2 ). 

Unser Bericht ergibt aber in seinem weiteren Verlauf noch 



*) Vgl Göbel a. a. 0. S. 87, 

*) Weber a. a. 0. S. 438 gibt den 21. Sept. an und beruft sich dafür 
auf Müller a. a. 0. zum Jahre 1550; Göbel a. a. 0. S. 76; Vogel a. a. 0. 
S. 172, 189; ersterer aber sagt zum Jahre 1550 überhaupt nichts Über das 
Leipziger Konsistorium, Göbel S. 68 und 87 (nicht 76) und Vogel S. 189 
nennen nur das Jahr 1550. Der Gründungstag, soweit man von einem sol- 
chen überhaupt sprechen kann, muss aber doch wohl mindestens nach dem 
Beginn des Torgauer Landtags angesetzt werden, und dieser wurde erst am 
28. Oktober eröffnet. Vgl. Leipz. Rathsarch. Tit. II. A. Nr. JH. fol. 84. 
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andere beachtenswerthe Aufschlüsse, und zwar in Hinsicht auf 
Fragen, denen diese Untersuchung in erster Linie dienen möchte. 
Indem nämlich die Leipziger Eonsistorialen auf den kurfürstlichen 
Befehl eingehen, die Eheordnungen vorzulegen, nach denen sich 
ihre Praxis richte, sagen sie: 

„ Die Ordnungen anlangende, die das Consistorium im brauch, 
„ gehet nicht vf die Stiefftung, Sondern allein vf die Justicien 
„vnnd vf den Process, vnnd also der Partheien Sachen, derer haben 
„wier im Consistorio zweierlei, die Erste vnndt Altte ist die Zell- 
„ische Ordnung, die ao. 45 als albereit das Consistorium das Jhar 
„zuvor im StiefFt Merseburgkh angericht gewesen, zur Zelle ge- 
„ macht worden, vnnd derselben in vielen feilen im StiefFt Merse- 
„burgkh nachgegangen wordenn, Als aber auf die vorgefallene 
„Vorenderung die Hendell vnnd Ordnungen im Consistorio zue 
„Leipzigk stadtlich bewohgen, Vnnd viell vnrichtigkeitt aus der 
„Zellischen Ordnung, betrubnus vnnd Zerrüttung der gewissen, in 
„etlichen feilen vorgestossen, Auch Vnngleicheitt zwuschen den 
„andern Consistorien im Lande, welche sich der Zellischen Ord- 
nung nicht haltten wollenn, im Sprechen furgefallenn, So haben 
„E. Churf. G. alss dieselbig nach Gottes Veterlicher Schickung 
„ins Regiment kommen, für gutt angesehen, Alle verordnete der 
„dreien Consistorien ao. 55 *) kegen Dressden zu bescheiden, da- 
„hin dan Herr Philippus der theure Man, Christlicher gottseliger 
„gedechtnus selbst ankommen, Vnnd ist dazumahl nach des Con- 
„sistorii gefassten, verlesenen vnnd bewohgenen bedencken, die 
„Neue Ordnunge gemacht, von dem Hern Philippo selbst begrieffen, 
„Vnnd viell dordurch in der Zellischen Ordnung geendertt vnnd 
„in besserung gerichtet wordenn. Do nun E. Churf. G. dieselbige 
„Ordnung hegehren, Soll E. Churf. G. dieselbig vnderthenigst ge- 
„ folget vnnd zugestellet werdenn. 

„Es können aber alle feile nach diesen Ordnungen nicht re- 
guliert werden, derwegen dan der mehrer Teill der feile, do nicht 
„ die Ordnung aussdrucklich dorwieder oder dardurch etwas geendert, 



') Wegen dieser Jahreszahl vgl. S. 20. Aniii. 1. 
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„nach den ordentlichen beschrieben Rechten verrichtet werden 
„mussenn." 

Zwei Eheordnungen also besitzt das Konsistorium i. J. 1577, 
die Zellische von 1545 und die Dresdener von 1556 1 ). Keine 
derselben ist in die Richter'sche Sammlung der Kirchenordnungen 
aufgenommen, dagegen ist die erstere von Schleusner nach einer 
in seinem Besitz befindlichen Handschrift in Brieger's Zeitschr. f. 
Kirchengesch. 6. S. 400 ff. veröffentlicht, und die letztere bereits 
i. J. 1860 durch Muther in Niedner's Zeitschr. f. histor. Theol. 
30 S. 452 ff. abgedruckt worden. Handschriftlich befinden sich 
beide und zwar in den Exemplaren, welche dem Leipziger Kon- 
sistorium als Grundlagen seiner Praxis gedient haben, auch im 
Hauptstaatsarchiv zu Dresden sammt einem Begleitschreiben vom 
2. März 1577, mit dem die Konsistorialen sie* der erhaltenen 
Weisung gemäss an den Kurfürsten einsandten 2 ). Ich habe diese 
Urkunden an Ort und Stelle eingesehen : eine irgendwie relevante 
Verschiedenheit zwischen ihnen und den von Schlensner und Mil- 
tner veröffentlichten Texten besteht nicht. 

In dem zuletzt mitgetheilten Abschnitt des Leipziger Berichts 
von 1577 befindet sich nun ein Passus, der uns erwünschten Anf- 
schluss über die Praxis der evangelischen Ehegerichte Sachsens 
während der ersten Zeit ihres Bestehens gibt. Die Zellische Ord- 
nung war, wie ihre Ueberschrift beweist, zwischen Fürst Georg 
von Anhalt als Koadjutor von Merseburg einerseits und Abge- 

') Tn unserem Bericht wird allerdings 1555 als das Entstehungsjahr 
angegeben, offenbar auf Grund der Ueberschrift, welche das vom Konsisto- 
rium an den Kurfürsten eingeschickte handschriftliche Exemplar der Dres- 
dener Ordnung trägt: „Ordnungk zu Dresden ao. 55. gemacht". Diese 
Ueberschrift aber stammt gleich verschiedenen anderen am Rande des Manu- 
skripts befindlichen Bemerkungen nicht von dem Schreiber der Ordnung 
selbst, und ihr Inhalt lässt sich gegenüber klaren Zeugnissen, welche für 
1556 sprechen, nicht aufrecht erhalten. Vgl. das Einladungsschreiben des 
Kurfürsten an die theilnehmenden Theologen und Juristen bei Schleusner 
a. a. O. S. 396 und Brieger's Bemerkungen ebendort, ferner Corp. Ref. 8. 
671, 673, 677, und diese Abhandlung S. 29. 30. 32. Mejer spricht promiscue 
bald von 1555, bald von 1556. Vgl. a. a. 0. S. 82 u. S. 170. 

*) H.St.A. Loa 7418 fol. 211— 222; 225 ff. 
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ordneten des Herzogs Moritz andererseits vereinbart worden. Sie 
hatte demnach, falls sie des Letzteren Billigung erfuhr, Geltung 
sowohl für die Merseburger Konsistorialdiözese, mit Einschluss 
des Thüringischen, Leipziger und Zwickauer Kreises, als auch für 
die übrigen Gebietstheile der AI bertiner zu beanspruchen. Ist 
also gleich zu Beginn des Bedenkens davon die Hede, dass „beide 
Consistoria einhellig erkennen vndt bescheid gebenn* sollen, so 
können unter diesen beiden Konsistorien nur das von Merseburg 
und das von Meissen, welches am 16. Februar 1545 gegründet 
worden war '), verstanden werden. Dagegen kann von einer 
Bindung der Wittenberger Praxis durch die Zellischen Beschlüsse 
nicht gesprochen werden, weder Georg von Anhalt noch Herzog 
Moritz waren in der Lnge jenem Konsistorium im Jahre 1545 
irgend welche Normen für sein Verhalten zu geben, möglieb wurde 
die Uebertragung der Zellischen Ordnung auch auf Wittenberg 
erst, nachdem diese Stadt albertinisch geworden, also 1548. Aus 
dem Bericht von 1548 aber erhellt nicht nur, dass eine solche 
Uebertragung nicht stattgefunden, sondern auch, dass selbst das 
dritte Konsistorium im Lande, das zu Meissen, trotzdem in Zelle 
ao. 45 ausdrücklich mit in seinem Namen berathen worden war, 
die damals fixirten Grundsätze sich nicht zu eigen gemacht hat, 
sondern selbständige Wege in seiner Ehegerichtspraxis gewandelt 
ist. Allzu auffällig freilich kann das nicht erscheinen, denn die 
Zellische Ordnung ist stets ein „ Bedenken a , d. h. ein unmass- 
gebliches Gutachten geblieben , welches die offizielle Bestätigung 
durch Herzog Moritz, von der sie nach ihrer Ueberschrift selbst 
erst ihre gesetzliche Kraft abhängig gemacht wissen wollte, wahr- 
scheinlich nie gefunden hat. Das aber hat sie nicht gehindert, 
im Merseburger und späterhin im Leipziger Konsistorium min- 
destens bis zum Jahre 1556 die Richtschnur für die ehegericht- 
liche Rechtsprechung abzugeben, eine Thatsache, die wir gewiss 
auf den persönlichen Einfluss des Fürsten Georg von Anhalt zu- 
rückzuführen haben, der selbst am Zustandekommen des Zellischen 

») Müller, a. a. 0. S. 101 ; Weber a. a. 0. S. 437. 
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Bedenkens betheiligt, dasselbe auch ohne besondere Legalisirung 
für geeignet gehalten haben wird seinem Konsistorium zu dienen, 
in Leipzig hat man dann später einfach die Merseburger Tra- 
dition aufrecht erhalten. 

Während nun aber die Zellische Ordnung in Kursachsen stets 
auf das Leipziger Konsistorium beschränkt geblieben ist, hat sie 
ausserhalb dieses ihres engeren Vaterlandes an zwei verschiedenen 
Stellen in Deutschland Geltung und zwar gesetzliche Geltung ge- 
wonnen. Im Jahre 1555 nämlich erschien zu Goslar eine Kon- 
sistorialordnung '), als deren Urheber Richter den Heshusius nennt, 
welcher von 1552 — 56 den Goslarischen Kirchen vorstand. Eine 
Vergleichung dieser Konsistorialordnung mit dem Zellischen Be- 
denken aber ergibt, dass das originale Verdienst des genannten 
Geistlichen auf diejenigen Bestimmungen zu beschränken ist, welche 
im Prooemium und in den ersten beiden Kapiteln über die Gerichts- 
verfassung des Konsistoriums niedergelegt sind. Die weiteren Ab- 
schnitte wiederholen so gut wie wörtlich die Zellische Ordnung, 
nur mit Hinweglassung der in dieser Letzteren gemachten und in 
einem regelrechten Gesetz unangebrachten Ausführungsvorschläge *). 
Das Kapitel vom Prozess enthält selbständige Bestimmungen über 
Zitation und Kon tumazial verfahren, der Abschnitt von den ver- 
botenen Graden verweist auf den bisher üblichen Brauch , der 
demnach von der Zellischen Norm verschieden gewesen zu sein 
scheint, im Uebrigen ist alles gleich. Im Hinblick auf diese ge- 
treue Rezeption 3 ) aber hat die Vergleichung zweier Stellen aus 
dem originalen Theil der Goslarer Ordnung noch ein besonderes 
Interesse: im Abschnitt: „Was Sachen und Fälle vor das Con- 
sistorium gehören und daselbst gesucht nnd geklagt werden sollen" 
wird gesagt, es sollten die Verordneten des Konsistoriums „ er- 
kennen und Bescheid geben nach den beschriebenen Rechten, wo 



*) Abgedr. bei Richter, Rirchenordn. TL S. 163 ff. 

*) Vgl. die Zell. Ordn. bei Schleusner Zeitscbr. f. Kirchengescb. 6, S. 403 
von dem Passus an: „Vnndt damitt solche Ordnung" . . . S. 410 von dein 
Passus an: „Dieweil aber solch weglaufenn tf . . . 

8 ) Auf dieselbe hat zuerst Mejer a. a. 0. S. 152 aufmerksam gemacht. 
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die dem Göttlichen Wort nicht entkegen, wo aber die beschriebene 
Rechte dem Göttlichen Recht ungemess und zu wieder, da sollen 
sie sich des Göttlichen Worts halten, und ihr ürthel und Recht 
darnach geben, wie denn in etlichen Fellen hernach angezaigt, 
und in den Consistoriis zu Wittenbergk und Leipzigk gehalten 
wird" .... und im Prooemium weist der Rath von Goslar die 
Konsistorialen an, sich in zweifelhaften Fällen vom Wittenberger 
Konsistorium Rechtsbelehrung zu erbitten. Zu derselben Zeit 
also, wo man nach unserem Konsistorialbericht von 1577 in Leip- 
zig die Zwiespältigkeit der eigenen und der Wittenberger Ehe- 
gerichtspraxis so schwer empfand, dass man zu ihrer Beseitigung 
die Ersetzung des Zellischen Bedenkens durch eine neue Eheord- 
nung anstrebte, glaubte man in Goslar die Zellische Ordnung re- 
zipiren und gleichzeitig mit den Grundsätzen des Wittenberger 
Konsistoriums in so völliger Uebereinstimmung bleiben zu können, 
dass man demselben sogar einen dauernden Einfluss auf die eigene 
Rechtsprechung einräumte. 

Ausser in Goslar haben die Normen des Zellischen Bedenkens 
gesetzliche Geltung gewonnen in Mecklenburg, wo die Konsistorial- 
ordnung von 1570 den gesammten eherechtlichen Inhalt desselben 
wiedergibt *). Ob die Entlehnung eine unmittelbare war oder ob 
sie durch die Vermittlung der Goslarer Ordnung geschah, würde 
sich nur durch genaue Textvergleichung feststellen lassen, die mir 
unmöglich ist, da Richter in seiner Sammlung bei den betreffenden 
Parthieen sich mit Exzerpten und Hinweisen auf die Goslarische 
Ordnung begnügt, ein anderes vollständiges Exemplar der Mecklen- 
burgischen Ordnung mir aber nicht zur Verfügung steht ; für die 
erstere Annahme würde sprechen , dass die Massgaben über die 
verbotenen Ehegrade abweichend von den allgemein gehalteneil 
Goslarer Bestimmungen mit denen des Zellischen Bedenkens iden- 
tisch sind 2 ), Heshusius, der 1557 in Mecklenburg zu den mit der 
Kirchenvisitation beauftragten Männern gehörte, und auf den da- 

*) Abgedr. bei Richter, Kirchenordn. II. 8. 327 ff 
*) Richter a. a. 0. S. 167, 329 vgl. mit Schleusner Zeitschr. f. Kirchen- 
geech. 6, S. 411, 412. 
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her aller Wahrscheinlichkeit nach diese Rezeption zurückzuführen 
sein dürfte *), müsste dann eben nicht die Goslarische Ordnung, 
sondern das Zellische Original selbst mitgetheilt haben 2 ). 

Doch ich kehre zur Entwicklung der Dinge im albertinischen 
Sachsen selbst zurück. Dort waren, wie wir aus unserm Kon- 
sistorialbericht wissen, die aus der Ungleichheit der ehegericht- 
lichen Prinzipien sich ergebenden Verhältnisse allmählich so un- 
leidlich geworden, dass man sich im Jahre 1556 zu ihrer Besei- 
tigung durch eine neue einheitliche Eheordnung entschloss. So 
versammeln sich denn im Februar der Aufforderung des Kurfürsten 
August folgend Verordnete sämmtlicher drei Konsistorien zu Dres- 
den 8 ), und mit ihnen kommt Philipp Melanchthon selbst, um den 
Berathungen seine Erfahrung und Autorität zu leihen. Unter 
hervorragender Antheilnahme des Leipziger Konsistoriums — „nach 
des Consistorii gefassten, verlesenen vnnd bewohgenen bedenken* 
heisst es in dem Bericht von 1577 — wird sodann die neue Ord- 
nung von Melanchthon entworfen. Ob später auch eine amtliche 
Publikation derselben stattgefunden hat, ist urkundlich bisher 
nicht festgestellt: was uns vorliegt, macht bei dorn Mangel jeder 
einleitenden oder abschliessenden Publikationsformel mehr den 
Eindruck eines Konzepts, und es wäre, wenn wirklich früher oder 
später ein offizieller Erlass die Dresdener Ordnung zum Gesetz 
erhoben hätte, unersichtlich, warum das Leipziger Konsistorium 
dennoch bis ins Jahr 1577 den handschriftlichen Entwurf der- 
selben als Richtschnur seiner Ehegerichtsbarkeit sollte beibehalten 
haben. Dieser Hinweis aber hat seine Bedeutung: trotz der her- 
vorragenden Antheilnahme Melanchthons an der Konzipirung der 
beabsichtigten Ordnung scheint es in Dresden auch 1556 noch 



*) Mejer a. a. 0. S. 104, 120. 

')- Damit dürfte auch Mejer auf die Frage, woher die Grad verböte des 
Mecklenburger Konsistorialbuchs von 1569 stammen (a. a. 0. S. 120), ge- 
antwortet sein. 

3 ) Die Liste der Theilnehmer s. bei Schleusner, a. a. O. 6 S. 396. Von 
Leipzig waren anwesend der Superintendent Pfeffinger , Kr eil und Reif- 
schneider. 
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nicht zu einer gesetzlichen Bindung der Konsistorialpraxis in Ehe- 
sachen gekommen zu sein. 

Diese Auffassung der Dinge findet denn auch in verschiedenen 
Vorgängen der näheren Folgezeit ihre Bestätigung. Drei Jahre 
nach jenem Bericht der Leipziger Konsistorialen, in welchem sie 
sich arischeinend durchaus befriedigt mit den durch die Ordnung 
von 1556 geschaffenen Verhältnissen bezeigen, erscheint die grosse 
Kirchenordnung Kurfürst Augusts 1 ), und von neuem tönt uns 
aus ihr die alte Klage über die immer noch nicht erreichte Gleich- 
förmigkeit der ehegerichtlichen Rechtsprechung entgegen. Eine 
endgiltige Erledigung der bezüglichen Fragen aber wird, auch 
jetzt nicht versucht, vielmehr auf gelegenere Zeit verschoben, wo 
die von den Assessoren sämmtlicher Konsistorien eingeforderten 
Bedenken hierzu das erforderliche Material geliefert haben würden *). 
Demgemäss ist im Gegensatz zu der breiten Ausführlichkeit, mit 
welcher das Kirchengesetz vom 1. Januar 1580 die Gerichtsver- 
fassung der Konsistorien ordnet, der dem materiellen Eherecht in 
ihm gewidmete Raum ein sehr bescheidener: das Kapitel von den 
Ehegelöbnissen wird ziemlich kurz und in nicht durchweg be- 
stimmter Fassung behandelt, der Ehebruch und die bösliche Ver- 
lassung nur in ihren kriminellen Folgen berücksichtigt, allein die 
Gradverbote erfahren eingehendere Behandlung s ). 

Die von der 1580er Kirchenordnung in Aussicht genommene 
Reform der konsistorialen Missstände hat dann Kurfürst Christian 
bald nach seinem Regierungsantritt in Angriff genommen: am 
26. August 1587 erlässt derselbe das Ausschreiben zur Versamm- 
lung des Landtagsausschusses für den 17. Sept. des Jahres behufs 
Reformation der Hofgerichte, Konsistorien und Schöppenstühle. 
Ueber den näheren Verlauf dieses ff Reformationstages tf und ins- 

! ) Codex Augusteus oder neuvermehrtes Corpus Juris Saxonici ed. J. C. 
Lünig. Leipzig 1724. Tom. 1. 475—715. 

2 ) Cod. Aug. a. a. 0. 637 unter der Rubrik: „Von beyden Consistoriis 
zu Leipzig und Wittenberg, auch dem Obern Consistorio und Synodo zu 
Dressden". VIII. »Vom Process derer Consistoria" etc. Abs. „ Nachdem aber 
in ermeldten Consistoriis" ... 

8 ) Cod. Aug. a. a. 0. 536-543 unter der Rubrik: »Von Ehe-Sachen.« ' 
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besondere über seine praktischen Resultate ftir die Konsistorien 
habe ich leider bisher nichts ermitteln können, da das mir zu- 
gänglich gewordene Aktenfaszikel des Dresdener Hauptstaats- 
archivs *) ausser dem erwähnten Ausschreiben und der kurfürst- 
lichen Proposition nur noch mehrere, zum Theil sehr ausführliche 
Denkschriften der betheiligten Stände und Kollegien enthält, da- 
gegen fehlt der Abschied des Ausschusstages und damit das Akten- 
stück, welches uns allein authentischen Bescheid über die Be- 
schlüsse von Torgau zu geben im Stande wäre. Aber unter den 
soeben erwähnten, bei den Akten befindlichen Denkschriften ist 
eine für uns von ganz selbständigem Interesse, selbst wenn hier 
darauf verzichtet werden muss ihren Erfolg festzustellen. Am 
26. Juli 1587 nämlich war, nachdem kurz vorher eine Visitation 
des Leipziger Konsistoriums an Ort und Stelle stattgefunden hatte, 
von Dresden aus der Befehl an die Konsistorialen ergangen, einen 
Bericht einzusenden über „die feile, darinnen Jhr mit dem Obern 
Consistorio alhie vnndt dehm zu Witten bergk streittig" 2 ). Dieser 
Weisung zufolge übermittelt das Konsistorium am 18. August 
den geheimen Kammerräthen des Kurfürsten ein ausführliches 
Memorial, welches die Ueberschrift trägt: „Gebrechenn des Con- 
sistorij zw Leiptzigk* 8 ). Es zerfällt in zwei Theile, deren letz- 
terer, „Jnn Pfarrsachen* überschrieben, hauptsächlich Beschwerden 
über Unzuträglichkeiten im Geschäftsgebaren des Oberkonsisto- 
riums enthält und demnach von geringem Interesse ist, dagegen 
scheint mir der Inhalt des ersten Theils „ Jnn Ehe vnd Gewissenn- 
sachen " seine vollständige Wiedergabe an dieser Stelle zu recht- 
fertigen 4 ). 

„Gebrechenn des Consistorij zw Leiptzigk 
„Inn Ehe vnd Gewissennsachen. 
„ 1 . In causa desertionis haltenn die Lipsenses, was die Spon- 

! ) H.St.A. loc. 10597. 
*) H.St.A. a. a. 0. fol. 109. 
8 ) H.St.A. a. a. 0. fol. 112 ff. 

4 ) Das Bedenken ist, soweit ich habe ersehen können, bisher noch nicht 
veröffentlicht. 
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„salia anlanget, Zwey Jhar, In consummato uero matrimonio 
„Sieben vnd lenger Jhar, Welche die Deserta persona dem Ab- 
lesendem! nachwartten mnss, Das Ober Consistoriura aber helt 
„inn beiden feilen nur das Biennium. 

„2. In eadem causa desertionis halten die Lipsenses das Jura- 
„mentum diligentiae, Dresdenses et Witenbergenses non, Cum tarnen 
„sint magnae et grauissimae causae talis Juranienti deferendi, Wie 
„wir hiebeuorn inn vnserm bedenckenn gegen Hoff deducirt. 

„3. Wann einem theill in r amen tum purgationis auferlegt 
„ wirdt, So lassen die Lipsenses keine Transactionem zu, dass haben 
„wir auch wichtige Vhrsachen deducirt, Reliqua Consistoria trans- 
„actiones admittunt. Quia si is, qui ad iuramentum purgationis 
„super matrimonio contracto condemnatur, iuramenti praestationem 
„recusat, praesumitur tunc matrimonium confiteri. Sicut igitur 
„super confessato matrimonio non transigitur c. fin : DeTransact: 
„Ita super iuramenti delati recusatione, cui implicita est confessio 
„matrimonij nullo modo iudetur (sie) transigi posse. Aut igitur 
„iuret condetnnatus ad iurandum: Aut contra recusantem fiat 
„ Executio. 

„4. Item de eo, qui ex errore ducit stupratam ab alio, Lip- 
„senses non diuellunt contrahentes in matrimonio consummato, 
„ Witebergenses indistineti (sie) separant. 

„5. Qua poena afficiendi qui uel pluries contra consensum 
„parentum sponsalia celebrant, postea poenitentia dueti praetextu 
„defectus consensus parentum rescindi aut dissolvi petunt matri- 
„monium ? 

„6. Sponsalia si sub conditione fuerint contraeta alterutram 
„partem poenitere posse Lipsenses pronuntiant, conditio siquidem 
„nihil in esse ponere dicitur. Verum Beust auetoritate Clariss. 
„uiri Dn. D. Thomingij duetus, in contraria est sententia, quod 
„nimirum omnino conditionis euentus sit expeetandus. Vide Beust. 
„De spons. cap. 19. Cum tarnen praestantissimus vir eodem in 
„loco (pace eius dixerira) adserat, uti uerum est, Sponsalia sub 
„condicione contraeta vim habere sponsalium de futuro. 

„Sponsalia autem de futuro etiam iureiurando interueniente 
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„dissensu dissolui superius cap. 10 affirniauit, id cuius modo dicio 
„cap. 19 q. ult: negatiuam sententiain pronunciandam censei. 
„In puncto claudestinitatis et de con- 
„ sensu parentum. 

„Es hat vns im Gonsistorio zu Leipzigk dieser Punkt De 
„Gonsensu parentum jeder Zeit viel zu schaffenn gemacht, viel- 
„mahls gros betrubnns vnd bekummernus zugezogenn, Darumb, 
„das wir in terminis iuris Communis wie die Wittenberger nicht 
«bleiben dorffen, Sonndernn der Ordnung, welche iuri communi 
„in multis difficilimis partibus derogirt nachgehenn müssen n, vnd 
„dennost (sie) auch die Ordnungen selbst nicht perpetuiert oder 
„pro perpetuis Edictis gehalten werden können, Sondernn etlich 
„mahl cum propter Tragicos casus et euentus, tum inprimis propter 
„conscientiarum implicationes et alia scandala müssen vorendert 
„werdenn. 

„Anno 45 ist erstlich die Cellische Ordnung inn das Gon- 
„sistorium zu Merseburgk eingegeben worden. 

„Zu Merseburgk ist das Gonsistorium vnter Fürst Georgen 
„vonn Anhaldt Geystlichenn Regierung, bis auf das 49. Jhar vnd 
„Bischofs Sidonij Ahnkunft blieben, auf desselbigenn Einnhemung 
„des Stiefts ist das Gonsistorium mit der Gellischen Ordnung gen 
.„ Leipzigk transferirt worden, Daselbst es noch, Gott lob, in Esse Ist. 

„ Aber die Wittenberger haben, wie die Altenn vor viel J hären 
„vnsere Eltisten des Gonsistorij selbst mehr dann einmahl bekandt 
„von keiner Gellischen Ordnung gewust, Auch darauf niemahk 
„gehandelt noch gesprochenn, Sondernn sich des iuris positiui et 
„scripti gehaltenn, Wie das Ihre vielfeltige responsa vnd auch 
„monumenta, die sie inn Druck aussgehenn lassen, ausweisenn, 
„Nuhn haben sich aber souiel erschrecklicher Ergerlicher hendell 
„der Gewissenn Vorwirrung sowohl als auch der Eitere Hertzen- 
„leidt inn den täglichen Verhören zugetragenn, Do wir stracks 
„vber der Ordnung halten wollen, Das wir nicht allein solches, 
„sondernn auch das die Wittenberger diuersi modi nach ordent- 
„lichenn Rechten ihre Responsa gericht, Vnd alsso oft die Vrthell 
„wieder einander gelauffenn, haben gen Hoff mit Vberschickung 
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„vnsers ausfuhrlichen bedenckens vnd erzehlung der schweren 
„ feilen n, die sich vor vns begebenn, berichten müssen. 

„Dahehr ist vnser gnedigster Herr, der Churfurst zu Sachsen, 
„Churfurst Herzog Augustns hochloblicher Christmilder gedecht- 
„nus Vorursacht worden die Consistoria alle Drey, Leipzigk, Witten- 
„bergk vnd Meissenn, gegen Dressden anno 56 zusammen zu for- 
„dernn lassen, Daselbst ist die ander Ordnung gemacht, vnd vonn 
„dem herrn Philippo selbst gestelt worden, Dabey seind nicht 
„alleine aller Dreier Consistorien Vorordnete, vnter welchen nur 
„noch einer vnsers mittels ahm leben, sondern auch die ahnsehen - 
„lichsten Cammer vndt Landt Räthe des Landes gewesen, aber 
„alle auch abgestorbenn. 

„In dieser andern Ordnung ist inn Vielen Pancten die Cel- 
„lische Ordnung zum theill geendert, zum theill besser ercleret, 
„vnd was nicht ausdrucklich vfgehobenn, Das haben wir auch inu 
„der Cellischen Ordnung stehenn, vnd die Abschiede, Hendell vnd 
„auch Responsa darnach richtenn lassen, Wie dan vom vnterscheidt 
„der Contrahenten oder Desponsanten Persohn Alter auch in puncto 
„Clandestinitatis vnd andernn Puncten mehr daraus so sie zusam- 
men gehalten werden, wohl zu ersehenn. 

„ Vnter andernn Puncten ist dies das furnembste, inn der 
„Cellischen Ordnung, so sehr restringirt gewesenn, vonn der El- 
„ternn gewalt, vnd derselbigenn Vhrsachen ihres Dissensus. 

„Inn Philippi vnd der Dreien Consistorien Ordnung de Anno 
„56 Ist derselbige articul vonn vorwendung vud Ausfuhrung er- 
heblicher Vhrsachenn der Elternn nicht bewilligung indefinite 
„gesetzt, Zuforderst, Wan die kinder die eheliche zu sagen be- 
„ kennenn. 

„Die Cellische Ordnung restringirt vnd limitirt den Puncten 
„De Confessione liberorum auff gewisse aetates, vnd zuforderst 
„auch das sie die Eltern zuuorn sollen ersucht habenn, Nemblich, 
„es soll die Jungfrau vnter 18 Jharen, vnd der Gesell vnter 20 
„Jharenn sein, Quia plerumque discretum iudiciuni in talem aeta- 
„tem non praesumitur cadere. Hoc casu Will die Cellische Ord- 
„nung das die Matrimonia sollenn rescindirt werden, W'ann auch 
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„gleich die kinder die Verlobnus bekennen, Vnd nur ein Zeuge 
„darbei gewesen, vnnd keine ersuchung bey den Eltern gesehen enn. 

„Dieser Punkt ist inn Philippi vnd aller Dreier Consistorien 
„Ordnung de Anno 56 geendert, Dergestalt, Wann die kinder die 
„Desponsationes de praesenti bekennenn, Etiara non coneurrentibus 
„alijs circurastantijs uel requisitis, nee attenta Glandestinitate ut 
„supra Das die Eltern nichts desto weniger ihres Di ssensus er- 
hebliche Vhrsachen darthun sollen, oder die Matrimonia sollen 
„vor creftigk erkandt werdenn. 

„Zu dieser indefinita dispositione haben wir im Leipzigschen 
„Consistorio Vhrsachen geben vonn wegen des erschrecklichen 
„fahls, der sich alhier zu Leipzigk . . . zugetragen . . . (folgt 
„die Erzählung zweier Fälle, in denen die grundlos verweigerte 
„Einwilligung der Eltern von den schlimmsten Folgen für die 
„Nupturienten gewesen ist). . . . 

„Damit nhun der Kinder Leichtfertig vnbesonnen furnehmen 
„inn diesen hertzen vnd Gewissenn sachenn nicht zu sehr nach- 
„ gehengt oder gesterekt, Der Elternn vnbarmhertzige heftige 
„Herttigkeit vnndt gesch windigkeit zu sehr auch contra libertatem 
„ Matrimonij nicht gescherfft Vnd aus einem Väterlichen gewalt 
„eine Tyrannische bitterkeitt geursacht, Der Elternn sowohl als 
„auch furnemblich der kinder vorstrickt gewissenn, inn acht ge- 
kommen, Vnd ergerliche einfuhrung bisweilen auch Leibes vnd 
„der Sehlen Vnrath vnd gefahr vorhuttet bleibe, Honor vnd nicht 
„parentum saevitia erhaltenn, vnd also perniciosus abusus Quarti 
„praeeepti (wie es vnsere Theologi selbst nennen) nicht eingefhurt, 
„vnd zuforderst auch die Consistoria desto sicherer vnd richtiger 
„decerniren vnd sprechenn, Vnd also Ihr gewissenn selbst auch 
„sowohl als der Partt, Ne nimirum a iure communi recedatur, 
„aut illud nioletur, vn beschwert bleiben, So haben wir auf vol- 
„gende Media ex commoda quadam interpretatione den hendelnn 
„zu Kettung der Gewissenn abhelffen müssen. 

„In puncto Vonn dem Heimlichen Verlobnus. 
„Inn der Cellischen Ordnung stehet, Das, wann auch die 
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„Partheien das Vorlobnus bekennen, Wann aber dennost nur ein 
„Zeuge darbey gewesenn, So solte das Verlobnus vncreftig sein. 

„ Dieser articull ist durch die Ordnung, so hernacher lenger 
„dann 10 Jhar ao. 56 vonn Philippo selbst gestelt, auff bedencken 
„des Consistorij zu Leipzigk, geendert, vnd auf die meinung be- 
„grieffen worden, Do die Partheien das Verlobnus öffentlich wur- 
den bekennen, oder ausfuhrlich gemacht werden, So solte das 
„verlobnus creftigk erkant werdenn. 

„In puncto de parentum consensu. 

„Helt die Cellische Ordnung, Wann die Kinder sich hinder 
„ihrer Elternn wissenn vnd willen verloben, Vnd seind ihres 
„Alters, die Jungfraw vnter 18 Jharen vnd der Sohn vnter 20 
„Jharen, So soll das Verlobnus nichtigk sein, Wann auch die 
„Elternn keine Vhrsache haben. 

„Inn der andernn Ordnung de Anno 56 ist der Punct auch 
„geendert, Das die Eltern erhebliche vhrsachenn sollen schuldigk 
„sein ahn zu zeigenn vnd darzuthun. 

„Die Vhrsachen werden inn der Cellischen Ordnung ausge- 
druckt ex L. Consensu C. De Repud. 1 ) 

„Item Inn der Cellischen Ordnung wird den Contrahenten 
„oder Partheien ein gewiess Alter gesetzt, Neinblich, wie obenn. 

„Inn der Letzten Nawen Ordnung wirdt der Vnterscheidt 
„nicht gehaltenn, sondern indistincte gesetzt, Sie seind gleich was 
„Alter sie wollen. 

„Wir, ne longius recedamus a iure cominuni in talibns ca- 
„sibus conscientiae behalten den Vnterscheidt secundum aetatem. 
„Quia Der Punct ist inn der Ordnung de Anno 56 nicht aufge- 
hoben, Salno tarnen hoc, Wann die Eltern keine erhebliche vbr- 
„ sachen haben ihres Dissensus vnd sie die 18 oder 20 Jhar ihres 
„Alters erreicht, vnnd Ihr gewissenn ihrer ehelichen zusage halben 
„sie drucket, So sprechen wir pro Matrimonio, Quia haec uia se- 
„cundum conscientiam uidetur nobis tutior esse, Erachtenn der- 
„halben, Das dieser vnterscheidt noch billich in aetatibus wirdt 

') 1. 8. § 2. 3. C. de repud. 5,17. 
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„gehalten, Vnd alsso die Letzte Ordnung per commodam inter- 
„pretationem secundum superiorem distinctionem declarirt wurde 
„propter multa inconuenientia die ex tali confnso actu erfolgen. 
„Wir vormerckenn, Das der Vnterscheidt auch im Obernn Con- 
„sistorio nicht will geacht werden. 

„Pro honore parentum haltenn wir ad 
„dissoluendum Gontractum 

„ Erstlich, Wann die kinder seind intra minorennem aetatein, 
„oder dasselbige mundigk alter nichtt erreicht, 

«Zum Andernn, Wann sie durch Copelerey turpibus, inho- 
„nestis, Vnd alsso se indignis personis verlobt, 

„Zum Drittenn, Wann die kinder noch in laribus vnd ali- 
„mentis paternis oder sub patria potestate sein. 

„Zum Vierdtenn, Wenn die kinder ihren Lapsum et peccatum 
„ erkennen, vnd Ihnen propter hanc inobedientiam ein Gewissenn 
„machenn, vnd sich wiederumb vnter der Elternn gewalt begebenn, 
„His requisitis concurrentibus , So theilenn wir sie vonneinander. 

„His autem requisitis deficientibus zuvorderst wann sie Ihnen 
„nur wegen Ihrer vorpflichtung ein Gewissenn machenn, vnd da- 
„ruber anfechtung haben, So lassen wir sie bei einander, vnd ist 
„den Elternn vnbenommen, in hoc casu, Ihnen die Alimenta ab- 
zustricken n, oder sonsten zustraffenn. Potestas ciuilis etiam in 
„hoc casu nostro seculo nunquam se per poenas intromisit. Casus, 
„mit Gregors Hutters Tochter, mit der Erappin Sohn, mit Chri- 
stof? Arpernn, Mit Caspar Radeckern vnd mit viel andernn. 

„Aber in casu Copulae subsecutae et iuratorum desponsa- 
„tionum, Lassen wir es in terminis iuris communis bleibenn, Den 
„Vnterscheidt halten sie im Obern Consistorio auch nichtt, wie 
„wir berichtt. 

„Die altenn Wittenberger haben sich ieder Zeitt, Wie aus 
„D. Schneideweins Lucubrationibus ad Institutionen vnd daselbst 
„Matthaei Wesen beccij adiectis Commentarijs vnd notationibus zu 
„ersehenn, nach den beschriebenen Rechten, vnd haben auch nach 
„der verbessertenn Ordnung de Anno 56 bisweilenn sich gehaltenn, 
„Wie wir alten vonn den altenn Wittenbergern selbst bericht worden. 
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»Wann aber die Kinder ihre mundige Jhar erreicht, Ihres 
„alters inn die 30 Jhar vnd seind emancipirt, halten ihr eigenn 
„Feuer vnd Rauch, vndt seindt nichtt mehr sub alimentis paternis 
„oder patria potestate, vnd verloben sich mit ehrlichen Persohnen 
„vnd beruhen auf ihrer Zusage vnd Consens, Da reissen wir sie 
„nichtt vonn einander, sondernn erkennen die Ehe crefftigk, Wann 
„ auch gleich die Elternn nimmermehr wolten willigenn Zuforderst, 
„wann sie keine erhebliche ausfuhrliche vnd im Rechten n besten- 
„dige Vhrsachenn, Wie droben erwehnet, darthun konnenn. 

„Vnd ist leicht zu erachtenn, Was vor ein gross absurdum, 
„Jha, was vor ein flagitiosa et damnabilis impuritas woltte fol- 
„genn, Wann die emancipirte vnd abgesonderte kinder die nicht 
„mehr inn Ihrer Elternn gewalt vnd Brodt, Sondernn Ihr eigen 
„feuer vnd Rauch hieltenn, Dennost alsso inn der Elternn hendenn 
„gefangen bleibenn soltenn, Das Ihnen auch bis vber Ihr Dreissigk 
„Jhar Libertas honesti matrimonij contrahendi sine discrimine 
„etiam grandis et maturae aetatis solte abgestrickt sein. 

„Die vnd andere vnsers einfalls wichtige vnd auch nach or- 
dentlichen Rechtenn bedenckliche Vhrsachen bewegen vns, Das 
„wir inn solchenn fellenn mehr auf solcher emancipirten Kinder, 
„wie obenn bericht, Gewissenn, dann auf der Elternn vnbedacht- 
„same Herttigkeit vnd gesch windigkeitt ein äuge haben, vnd die 
„bescheidt Decreta vnd erkendtnus pro saluandis conscientijs ad 
„perniciosa scandala auertenda darnach dirigiren mussenn. 

„Daher gehört auch, was hieruon Schneidewein selbst in Tit. 
„Instit: De Nuptijs, in Rubrica lehret, An indistincte ad matri- 
„monium contrahendum consensus parentum requiratur, Ponit qua- 
„tuor Limitationes ad Regulam, Et in quarta limitatione concludit 
„tandem, Quod ista quae dixerat de necessario consensu patris ex 
„exemplis iuris diuini, indubitate uera sint, quando agitur de Ma- 
„trimonio contrahendo. Quo loco Wesenbecc: ad marginem notat, 
„esse infirmum argumentum ductum per Theologos ex iure Diuino 
„et praecepto Honora patrem. Coniugium enim, inquit, pertinere 
„ad statum uitae, qui certe non sit in parentum potestate non 
„magis quam ipse status in uita. Quod si potestas patria eo non 

Deutsche Zeitaehr. f. Kirchenrecht. IV, 1. 3 
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„porrigitur, multo minus reuerentia et honor natura ac lege di- 
„uina parentibus debitus. Cum plus sit in potestate esse quam 
„reuerentiam debere. Sequitur Rubrica in eodem loco Schneideu: 
„Utrum matrimonium contractum ex hoc dissensu parentum sit 
„rescindendum. Ubi distinguit secundum Theologos, Si matri- 
„monium sit clandestinum cum concubitu, Aut sit confessatum re 
„integra. Wesenbecc: ibi ad marginem notat, cum fit mentio 
„quarti Praecepti Quod hoc quod Schneideu: dicit, non satis pro- 
„betur. Proinde ad conscientias tutius esse huiusmodi matrimonia 
„temere non retractare. 

„Subijcit etiam Schneideu: Theologos hoc casu uelle, ut mo- 
„deratio adhibeatur, Et hoc in Consistorijs inprimis attendi, ut 
„cogantur parentes allegare certas et probabiles causas dissensus, 
„Si filius uel filia inhonestam uel turpem personam duxerit. Secus, 
„si honesta, paribus moribus et genere persona sit, Tunc persua- 
„deri debere patrem, nee tale matrimonium separari posse. Pro- 
„ batur haec distinetio ex doctrina Baldi in L. Viduae C. De Nup- 
„tijs 1 ), quia ibi supplet Bald: pares moribus, non diuitijs, Notat 
„ibi Wesbecc: ex eo apparere, maiorem esse rationem habendam 
„ uoluntatis liberorum, de quorum hie statu agitur, quam parentum. 

„Dieser redliche Man Schneidewein gottsehliger , wann er 
„leben sollen, hatte bekennen müssen, Wie dann solches noch den 
„Altenn 60 vnd 70 Jhärigenn guten Leuttenn wisslich, Derer 
„noch wenig oder schier keiner mehr leben, die anno 39. 40. bis 
„inn das 44. Jhar Scholares zu Wittenbergk gewesenn, Was sich 
„ vor fehrliche vnd öffentliche gebeiss zwischenn dem herrnn Lu- 
„thero vnndt Trefflichen Leuttenn vnter den Juris consultis, D. 
„Schurffen. Klingen. Benedicto Paulo. Item D. Goldtstein vnd 
„andernn furnhemen Jctis öffentlich erhaltenn haben, vber dem 
„consensu parentum, vnd haben dennost auch die Theologi mit 
„den Juris consultis geschlossene Das die Elternn soltenn schul- 
„digk sein, erhebliche vhrsachen Ihrer nichtbewilligiing inn hierob- 
„ angezogenen fellenn, ahnzuzeigenn vnd darzuthun, vnd sonsten 



') L. 18. C. de nupt. 5, 4. 
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„die Matrimonia nicht getrennet werden, Wie inn Doctor Klingen 
„Tractatu De causis raatrimonialibus, Titulo De Consensu paren- 
„tum Et Instit: De Nuptijs vnnd bey viel andernn mehr zu er- 
„sehenn." 



Ein juristisches Meisterstück ist es gewiss nicht, dieses Be- 
denken von 1587! Seine grosse Weitschweifigkeit und die mang- 
elnde Präzision im Gebrauch der wichtigsten termini technici er- 
schweren es ungemein, seinen Inhalt so zu analysiren, dass kein 
Zweifel übrig bliebe, dennoch wird man zugeben dürfen, dass hier 
ein immerhin lebhaftes Bild der Schwierigkeiten vor uns entrollt 
wird, mit welchen das in der Entstehung begriffene evangelische 
Eherecht noch gegen Ende des Reformationsjahrhunderts zu käm- 
pfen hatte. Wiederum, wie schon in jener oben besprochenen 
Eingabe von 1577, wird uns vor Augen geführt, dass die beiden 
Konsistorien von Wittenberg und Meissen eine Befolgung der 
Zellischen Ordnung durchaus abgelehnt haben, ausserdem aber 
wird diesmal noch ausdrücklich gesagt, dass die Wittenberger sich 
selbst nach der verbesserten Dresdener Ordnung nur „bisweilen" 
gehalten, in erster Linie dagegen ihre Urtheile nach den „be- 
schriebenen Rechten", d. h. nach dem Corpus iuris civilis und 
canonici, eingerichtet hätten. Finden wir also damit unsere oben 
(S. 24) ausgesprochene Vermuthung, dass die Dresdener Ordnung 
keine allgemeine Anerkennung in Kursachsen gefunden, soweit das 
Wittenberger Konsistorium dabei in Frage kommt, bestätigt, so 
werden wir unten bei Besprechung der einzelnen Differenzpunkte 
verschiedentlich dieselbe Beobachtung für das Meissen-Dresdener 
Kollegium machen können. Dagegen beurtheilten die Leipziger 
Konsistorialen gemäss ihrer Eingabe von 1577 zwar auch die 
meisten Fälle nach römischem oder kanonischem Recht, aber nur 
desshalb, weil ihre Eheordnungen sie eben sehr häufig im Stiche 
Hessen, sobald jedoch in diesen eine den beschriebenen Rechten 
widerstreitende oder dieselbe abändernde Norm enthalten war, 
massen sie derselben stets derogirende Kraft bei : so hat vor 1556 
die Zellische Ordnung in der Leipziger Praxis grundsätzlich rö- 
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Hiisches und kanonisches Recht gebrochen, seit 1556 die Dresdener 
Ordnung in erster Linie der Zellischen Ordnung, in zweiter den 
beschriebenen Rechten derogirt. Freilich, worin es begründet war, 
dass die Dresdener Ordnung, nach der sich die übrigen Landes- 
konsistorien nicht streng richten zu müssen glaubten, das Leip- 
ziger Ehegericht band, muss nach dem hier zur Verfügung steh- 
enden Material eine offene Frage bleiben. 

Es erübrigt nunmehr die Grundsätze der Leipziger Praxis 
bis zum Jahre 1587 einer Prüfung im Einzelnen zu unterziehen, 
sowie ihre Abweichungen von dem, was in den beiden anderen 
Konsistorien, zumal in Wittenberg, Rechtens war, zu konstatiren. 
Hierfür sind ausser den beiden Eheordnungen des Leipziger Kon- 
sistoriums, sowie der Kirchenordnung von 1580 und einzelnen an- 
deren landesherrlichen Gesetzen die von unsern beiden Konsistorial- 
berichten gegebenen Hinweise und die uns in der gedruckten Li- 
teratur vorliegenden Zeugnisse der Theorie und Praxis in erster 
Linie gebotene Hilfsmittel. 

Besonders reichhaltig ist die Theorie über das junge evange- 
lische Eherecht naturgemäss in Wittenberg ausgestaltet worden. 
Da ist zunächst Melchior Kling, der Zeitgenosse und vielfache 
Gegner Luthers, zu berücksichtigen, der 1542 in seinen Enarra- 
tiones in Institutiones unter dem Titel De Nuptiis ein Kompen- 
dium des Eherechts lieferte, das möglichst viel vom kanonischen 
Recht zu retten sucht *). Auf ähnlichem Standpunkt finden wir 
theilweise auch noch Konrad Mauser stehen, der seit 1536 Pro- 
fessor und seit 1541 Mitglied des Konsistoriums war; seine ehe- 
rechtlichen Ansichten finden sich niedergelegt in der aus Kollegien - 
heften entstandenen und von seinem gleichnamigen Sohne 1569 
herausgegebenen Explicatio erudita et utilis X. Tituli institutionum 
de nuptiis 2 ). Dagegen ist Mauser's Nachfolger in Professur und 
Konsistorium, Johann Schneidewin, seinem intimen persönlichen 

l ) Vgl. über ihn Muther, zur Gesch. der Rechtswissensch. u. der Uni- 
versitäten in Deutschi. Jena 1876. S. 149 ff.; Stinzing, Gesch. d. deutschen 
Rechtswissensch. Bd. 1. S. 305 ff.; Mejer a. a. 0. S. 64 ff., 78, 154 ff. 

*) Vgl. Mejer a. a. 0. S. 38, 157 ff. 
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Verhältniss zu Luther entsprechend, mehr als Vertreter der nach 
möglichster Loslösung vom kanonischen Recht strebenden Tendenz 
anzusehen '). Schneidewins Nachfolger, der bekannte Matthaeus 
Wesenbeck, modifizirt wiederum den Standpunkt seines Vorgängers, 
dessen Commentarius in Institutiones er mit eigenen Anmerkungen 
herausgab, wie er denn schon in den drei Jahre vor seiner Witten- 
berger Berufung erschienenen Paratitla in Pandectas dieselben 
vermittelnden Ansichten bekundet 2 ); da er 1586 starb, so darf er 
uns in besonderem Masse als Zeuge für die eherechtlichen Grund- 
sätze gelten, welche um die Zeit unseres zweiten Leipziger Kon- 
sistorialberichts in der Wittenberger Theorie anerkannt waren. 
Weniger als die bisher Genannten wird für uns Basilius Monner 
in Betracht kommen, der zwar zu den ersten Mitgliedern des 
Wittenberger Konsistoriums gehörte, aber schon wenige Monate 
nach dessen Gründung ausschied, um zunächst längere Jahre im 
Dienste des kaiserlichen Hofes zu stehen und dann 1558 Professor 
in Jena zu werden 3 ) : wir besitzen von ihm zwei Abhandlungen 
aus den Jahren 1536 und 1539 über Einzelfragen des evange- 
lischen Eherechts 4 ) und einen umfangreichen Tractatus de matri- 
monio, welcher 1561 erschienen ist und sich zur Wittenberger 
Theorie verschiedentlich in notorischen Widerspruch setzt 6 ), dem- 
nach für diese Abhandlung ausser Acht bleiben kann. 

Als Theoretiker des Oberkonsistoriums tritt uns Joachim von 
ßeust entgegen, der früher lange Professor in Wittenberg, 1580 

*) Vgl. Adami vitae Jure consultorum et Politicorum. Heidelberg 1620. 
p. 179 ff.; Stinzing a. a. 0. S. 309 ff.; Mejer a. a. 0. S. 82, 160 ff. Sein 
Commentarius in Institutiones wurde mir in einer Ausgabe des Jahres 1608 
zugänglich, welche ausser von Wesenbeck auch noch von P. Brederode und 
D. Gothofred mit Anmerkungen versehen ist. 

") Vgl. Adam a. a. O. S. 170; Stinzing a. a. 0. S. 351 ff.; Mejer a. a. 
0. S. 163 f. 

8 ) Vgl. Stinzing a. a. 0. S. 131 Anm. 2; Mejer a. a. 0. S. 29, 164 ff. 

*) Vgl. die Ausgabe der letzteren dieser Abhandlungen bei Mejer a. a. 
0. S. 69 Anm. 3. 

ö ) Z. B. bezüglich der Gradverbote : Monner will sogar Ehen unter Ge- 
schwisterkindern für erlaubt angesehen wissen. Ueber die Ausgaben seines 
Traktats vgl. Mejer a. a. 0. S. 165 Anm. 2. 
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bei Verlegung des Meissener Konsistoriums nach Dresden zu dessen 
Beisitzer und 1586 zu dessen Vorsitzendem berufen wurde, ein 
Amt, das er bis zu seinem 1597 erfolgten Tode bekleidet hat 1 ). 
Sein Tractatus de sponsalibus et matrimoniis ad praxin forensem 
accommodatus erschien 1586 *): er theilt eine Fülle von Urtheilen 
des Dresdener Oberkonsistoriums mit und will, wie schon sein 
Titel zeigt, die Theorie des evangelischen Eherechts der konsisto- 
rialen Praxis anpassen; dass dieser Zweck doch nicht in jeder 
Beziehung erreicht wird, werden wir unten (S. 52 f., 60) zu sehen 
noch Gelegenheit haben. 

Von auffallender Sterilität ist, was die eherechtliche Literatur 
anbetrifft, in dieser Periode Leipzig gewesen. Nicht als ob die 
juristische Fakultät der dortigen Hochschule damals keine Kapa- 
zitäten in ihren Reihen gezählt hätte, Namen wie Fachs 8 ), Tho- 
ming *), Pistoris 6 ) haben gewiss guten Klang, aber diese Männer 
waren theils zu sehr von ihren Geschäften im Dienste des öffent- 
lichen Lebens in Anspruch genommen, um noch Müsse für ge- 
lehrte Arbeit übrig zu behalten 6 ), theils standen andere Diszi- 
plinen als gerade das Eherecht im Vordergrund ihres Interesses 7 ). 
So bleibt die Leipziger Produktion, welche für uns in Betracht 
kommt, im Wesentlichen auf ein einziges Buch beschränkt, und 



*) Vgl. Göbel a. a. 0. S. 55; Mejer a. a. 0. S. 168 ff.; Allg. Deutsche 
Biographie 2, 587; Stinzing a. a. 0. S. 553 Anm. 3. 

2 ) Von mir benutzt in einer Ausgabe von 1592. 

3 ) Allg. D. Biogr. 6, 528-530; Mutber, z. Gesch. d. Rechtsw. S. 151 ff. 

4 ) Vgl. Univ. Lex. 43, 1643 ff. 

6 ) Vgl. Allg. D. Biogr. 26, 186-190; Stinzing a. a. 0. S. 566 ff. 

6 ) Fachs war z. B. nicht nur Ordinarius der Juristenfakultät, sondern 
daneben auch Mitglied des Leipziger Raths und von 1534 bis zu seinem 
Tode (1554) häufig Bürgermeister, ausserdem Beisitzer des Schöppenstuhls 
und des Oberhofgerichts, endlich noch bei verschiedenen Fürsten „Rath von 
Haus aus". 

*) Fachs schrieb: de Differentiis Juris ciuilis et Saxonici Jena 1595 und 
Consilia Leipzig 1596; Simon Pistoris hinterliess einen Commentarius super 
authentica, der auf der Leipziger Uni versitäts- Bibliothek in Handschrift sich 
befindet; Modestinus Pistoris verfasste Consilia her. 1596; Thoming, der mit 
Schneidewin und Wesenbeck an den Augustinischen Konstitutionen bethei- 
ligt war, schrieb Djcisiones ed. Strassburger. 1596 u. 1606. 



Digitized by 



Google 



Geffcken, Zur alt. Gesch. u. ehegerichtl. Praxis d. Leipz. Ronsist. 39 

das ist das Werk nicht eines Juristen, sondern eines Theologen: 
Erasmus Sarcerius *). seit 1549 Pastor zu St. Thomae in Leipzig, 
gab 1553, kurz bevor er als Superintendent in's Mansfeldische 
ging, ein Buch „Vom heiligen Ehestande" heraus 2 ), welches in 
der Hauptsache Auszüge aus Schriften Luthers, Melanchthons, 
Brenzens, Bullingers u. s. w. bringt, daneben wenig Eigenes ent- 
hält und sich mit der Praxis des damals erst seit zwei Jahren 
am Orte befindlichen Konsistoriums überhaupt nicht auseinander- 
setzt. Eine singulare Stellung nimmt Sarcerius in der Frage der 
Ehescheidungsgründe ein, bei deren Besprechung auf ihn zurück- 
zukommen sein wird 8 ). 

Ausser diesen in der Hauptsache doch nur mittelbar für die 
Praxis der evangelischen Ehegerichte Kursachsens zu verwerthenden 
Literaturdenkmälern würden als unmittelbare Zeugnisse die Samm- 
lungen der konsistorialen Urtheile gelten müssen. Dass solche 
Sammlungen von Präjudizien stattgefunden haben, bekundet unser 
Konsistorialbericht von 1587 ausdrücklich für Wittenberg 4 ), und 
in Schleusners Veröffentlichungen ans dem sogenannten „Witten- 
berger Buch* sind uns eine Reihe von Entscheidungen aus einem 
derartigen, ungedruckt gebliebenen Werke gegeben 6 ). Vom An- 
fang des 17. Jahrhunderts ist mir eine ähnliche Publikation be- 
kannt geworden, welche zum Theil sehr alte Urtheile des Witten- 
berger, Leipziger und Jenenser Konsistoriums enthält, es sind das 
des Beatus Sententiarum definitivarum Saxonicarum centuriae IL 
Gerae 1611. Leider aber habe ich mich überzeugen müssen, dass 
sowohl das Wittenberger Buch als die Präjudiziensammlung des 
Beatus nur mit grösster Vorsicht für unsere Zwecke zu fruktifi- 
ziren wäre, ersteres nämlich enthält zum Theil durchaus verwor- 
rene und sich gegenseitig widersprechende Entscheidungen, so 
namentlich bezüglich der Grad verböte 6 ), letztere krankt an dem 

! ) Vgl. Realenzykl. f. protest. Theol. 13, 397—401 ; Mejer a. a. 0. S. 182 ff. 
*) Spätere Ausgaben erschienen 1556 und 1569. 
8 ) Vgl. unten S. 64 ff. 

4 ) Vgl. oben S. 28. 

5 ) Zeitschr. f. Kirchengesch. 13, 130—159. 

•) Man vgl. Zeitschr. f. Kirchengesch. 13. S. 143, 144 das Register der 
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Mangel, dass sie die Urtheile abdruckt, ohne zu unterscheiden, ob 
sie von Konsistorien, Schöppenstühlen oder Hofgerichten ausge- 
gangen sind , ), so dass ein reines Bild der konsistorialen Praxis 
nicht aus diesem Buche zu gewinnen ist ; ausserdem sind die Ent- 
scheidungen beider Sammlungen grösstenteils undatirt und geben 
somit keine sichere Gewähr, ob sie überhaupt aus der Zeit stam- 
men, die hier für uns in Betracht kommt. 

Damit habe ich die Hilfsmittel, weiche zur Fixirung der 
Leipziger Praxis zu Gebote stehen, sowie das Mass, in dem sie 
nach meiner Ansicht Verwerthung finden können, präzisirt; nun- 
mehr gehe ich an die Darstellung dieser Praxis selbst und werde 
in drei Abschnitten von den Gradverboten, den Sponsalien und 
der Ehescheidung zu handeln haben. 

1. Die Gradverbote. 

Was das Ehehinderniss der Verwandtschaft und Schwäger- 
schaft anbetrifft, so ist der bezügliche Passus der Zellischen Ord- 
nung fast wörtlich aus Herzog Moritzens Landesordnung von 1543 2 ) 
entnommen : beide besagen übereinstimmend, das kanonische Recht, 
welches die Ehe im 4. Grade der Blutsfreundschaft verbiete, solle 
abgeschafft und das Eheverbot nicht weiter als bis auf den dritten 
Grad ungleicher Linien der Verwandtschaft und Schwägerschaft 
ausgedehnt sein, die Ehe im dritten Grade gleicher Linien und im 
vierten Grade überhaupt erlaubt werden. Die Dresdener Ordnung 
bestätigt lediglich die Massgaben ihrer Vorgängerin von 1545 

Urtheile unter den Ueberschriften „Consanguinitas et atfinitas* und „Affi- 
nitas«, ausserdem die Urtheile S. 139, 148, 149, 150, 151 ff. — S. 139 Nr. 14 
wird die Ehe zwischen Bruderkindeskindern, also im 3. Grade gleicher Li- 
nien, verboten, S. 151 Nr. 6 dagegen erlaubt. Auch die Richtigkeit der 
Komputation erscheint vielfach zweifelhaft. Vgl. endlich unten S. 41 Anm. 7 
Mauser's scharfes Urtheil über die von den Konsistorien gemissbrauchte 
Dispensationsbefugniss. 

') Eine interessante, noch nicht unternommene Untersuchung wäre die 
Darstellung der Bedeutung, welche Schöppenstühle und Hofgerichte auf 
Rechtsbefragung der Partheien hin für die Entwicklung des evangelischen 
Eberechts gewonnen haben. 

*) Cod. Au gi 1, 18. 
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und fügt nur hinzu, dass die im göttlichen Gesetz (levit. 18) be- 
gründeten Verbote, d. h. also solche für Ehen zwischen Aszen- 
denten und Deszendenten sowie im zweiten Grad der Seitenver- 
wandtschaft und Schwägerschaft ungleicher Linien , schlechthin 
undispensirlich sein sollen '). Auf ganz demselben Standpunkt 
stehen die Sächsischen Generalartikel von 1557 a ), welche eine 
ausführliche Aufzählung sämmtlicher Personen, die sich unter ein- 
ander nicht heirathen dürfen, unternehmen. Endlich enthält auch 
die Kirchenordnung von 1580 eine ziemlich genaue Erörterung 
über die verbotenen Ehegrade, die ebenfalls dasselbe besagt wie 
alle voraufgegangenen landesherrlichen Gesetze 3 ). 

Die Wittenberger Theorie hielt in ihren ersten evangelischen 
Vertretern noch an den Grad verboten des kanonischen Rechts fest. 
Melchior Kling sagt, dass, da das Neue Testament nirgends von 
den verbotenen Verwandtschaftsgraden etwas sage, es auch dem 
kanonischen Rechte nicht widerspreche, mithin gelte da3 Letztere 4 ). 
Auch Konrad Mauser folgt bezüglich der Gradverbote noch dem 
kanonischen Recht 5 ) und bezeichnet sogar geistliche Verwandt- 
schaft als Ehehinderniss 6 ), doch will er in den nicht vom gött- 
lichen Gesetz verbotenen Graden dem Landesherrn die Dispen- 
sationsbefugniss übertragen wissen 7 ). Schneidewin ist der erste, 



') Von grossem Interesse ist es, in dieser Beziehung Melanchthons ver- 
schiedenes Verhalten in Theorie und Praxis zu beobachten. Derselbe Mann, 
aus dessen Feder der Wortlaut der Dresdener Ordnung fliesst, ist gleich- 
zeitig eifrig thätig. um die nachträgliche Genehmigung der Ehe des Bal- 
thasar von Zaschwitz mit seiner Mutter Bruders Wittwe entgegen levit. 18 
vers 14 und im Widerspruch mit dem Leipziger Konsistorium durchzusetzen. 
Vgl. Friedberg in Zeitschr. f. Kirchenr. 4, 304 ff.; Köhler, Luther u. d. Ju- 
risten S. 23, 24 und Beust a. a. 0., de matrim. cap. 52. 

2 ) Cod. Aug. a. a. 0. 463 ff. In der Ausgabe der Generalartikel bei 
Richter Kirchenordngn. ist diese Tabelle weggelassen. 

3 ) Cod. Aug. a. a. 0. 538-541. 

4 ) De nuptiis u. d. Rubr. de quinto iure scilicet Canonico. S. 15. 

5 ) Vgl. hauptsächlich S. 80 u. d. Rubr. an quis proneptem sororis suae 
possit ducere in uxorem? 

6 ) S. 68 u. d. Rubr. an pater spiritualis possit ducere in uxorem filiam 
spiritualem ? 

7 ) Bezüglich dieser Grade sagt er S. 92 u. 93 in § Mariti tarnen : ... Et 
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der sich durchaus auf den bereits längst durch die Landesgesetz- 
gebung fixirten Standpunkt stellt: ausdrücklich weist er darauf 
hin, dass das kanonische Recht der Gradverbote durch kurfürst- 
liche Konstitution abgeändert sei und theilt die Formel mit, in 
welcher derartige Anfragen vom Wittenberger Konsistorium be- 
antwortet zu werden pflegten '). Bezüglich der Eheverbote wegen 
Schwägerschaft verweist Schneidewin ebenfalls auf die Landes- 
ordnung von 1543 9 ), fügt jedoch eine besondere Erörterung über 
das secundum genus affinitatis hinzu, das er „in affinibus collate- 
ralibus" nicht als Ehehinderniss ansieht, wohl aber „in affinibus 
ascendentibus et descendentibus", letzteres auf Grund der 1. 15 D. 
de ritu nuptiarum 23,2 8 ); da die landesherrlichen Konstitutionen 
sämmtlich nur das primum genus affinitatis berücksichtigen, so 
hat sich also Schneidewin auch hierdurch in keinen Gegensatz zu 
ihnen gebracht. Der Kommentator des Schneidewin'schen Werkes, 
Wesenbeck, fügt bezüglich der Gradverbote nichts Abweichendes 
hinzu, wie er denn seine Uebereinstimmung auch bereits in den 
Paratitla bekundet, nur dass er dort den dritten Grad gleicher 



licet isto secundo casu dispensatio comm uniter permittatur: tarnen nobis 
non attribuemu8 istara authoritatem, sed stabimus usitato et iuri communi 
prohibitiuo: ac relinquemus eam superioribus magistratibus, eorumque con- 
stitutionibus (qualis est Electoris nostri, Ducis Saxoniae Augusti, qua per- 
mittitur matrimonium inter consanguineos in tertio gradu lineae aeqaalis). 
Praesertim cum talis dispensatio saepe excitet multa scandala, cum hodie 
admittatur, cras non admittatur: maxime olim, ubi iudices in Con- 
sistorijs pecunia corrupti dispensabant et sie cauponaban- 
tur ac nund inabantur matrimonia pro precio, quod est ab- 
surdum. 

') S. 46 unter d. Rubr.: de arbore canonica: „Auff ewere an uns ge- 
thane Frag sprechen wir für recht, dass N. seines Grossuatters Bruders 
Sohns Tochter, weil jhm dieselb im dritten Glid gleicher Linien der Blut- 
freundschafft verwanth, nach vblichen vnd gebräuchlichen dissfalls Rechten 
zur Ehe nit nemmen kan, aber nach des Cburfürsten zu Sachsen etc. vnsers 
gnädigsten Herrens Constitution wird in seiner Chur fürstlichen Gnaden Lan- 
den die Ehe im dritten Grad gleicher Linien verstatt vnd zugelassen, von 
rechts wegen.* 

8 ) S. 49. 

3 ) S. 49 u. 50 u. d. Rubr.: an secundum genus affinitatis in totum sit 
sublatum ? 
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Linien nicht ausdrücklich als erlaubt bezeichnet '). Ebenso braucht 
an dieser Stelle nur konstatirt zu werden, dass auch Beust und 
die Dresdener Konsistorialen im Jahre 1587 bezüglich der Grad- 
verbote durchaus auf dein Boden der Landesgesetzgebung stehen 2 ), 
und es entspricht nur dieser Thatsache vollkommener Gleichför- 
migkeit der Grundsätze, dass unser Konsistorialberich t von 1587 
die Gradverbote ganz mit Stillschweigen übergeht. Wenn die 
Kurfürsten trotz solcher allgemeinen prinzipiellen Uebereinstim- 
mung dennoch die häufige Wiederholung der betreffenden Vor- 
schriften für nöthig erachteten, so kann das nach dem hier Zu- 
sammengestellten nur als stets von Neuem geforderte Einschärfung 
einer grundsätzlich überall anerkannten Norm gegenüber laxer 
Handhabung durch Nupturienten und Pastoren angesehen werden. 

2. Die Sponsalien. 

Völlige Unanimität — das bedarf nur einer einmaligen Fest- 
stellung — herrscht zu der hier besprochenen Zeit in den evange- 
lischen Ehegerichten Kursachsens bezüglich der Definition von 
sponsalia de futuro und solchen de praesenti: sie alle brauchen 
diese Bezeichnungen durchaus in kanonistischem Sinne, verstehen 
also unter ersteren Verlöbnisse, bei denen der Wille der Kontra- 
henten sich auf eine erst in Zukunft zu realisirende Ehe bezieht, 
unter letzteren solche, welche in Folge des auf die Gegenwart 
gerichteten Willens der Partheien das Zustandekommen der Ehe 
eo ipso bewirken: consensus facit nuptias. Die Luther'sche Defi- 
nition, wonach sponsalia de futuro bedingte und sponsalia de prae- 
senti unbedingte Verlöbnisse sein sollten 8 ), ist demnach in den 
Quellen, mit denen wir es zu thun haben, nicht rezipirt worden. 

Kontrovers dagegen ist die Praxis der heimlichen Verlöbnisse 
gewesen. Dabei stellen sich unserer Betrachtung zunächst die 
sponsalia clandestina in dem wenig präzisen Sinne, wie Luther 



*) Vgl. 8p. 754 unter dem Titel : de ritu iiuptiarum, unter d. Abschnitt : 
„Consentire autem in matrimonium" . . . 
*) De matrim. cap. 50 — 56. 
8 ) Vgl. Friedberg, Recht der Eheschliessung, Leipzig 1865. 8. 206 ff. 
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diesen terminus technicus aufgefasst wissen wollte, d. h. die Ver- 
löbnisse ohne Bewilligung der Eltern. An zweiter Stelle werden 
dann die heimlichen Verlöbnisse im kanonistischen Sinne, d. h. 
die nicht in der gehörigen Oeffentlichkeit vollzogenen Ehegelübde, 
Besprechung finden '). Endlich sind die bedingten Verlöbnisse 
kurz zu berühren. 

Die Fragen, welche sich aus dem Mangel des elterlichen Kon- 
senses für die Giltigkeit der Verlöbnisse ergeben, werden in dem 
Gutachten von 1587 aufs Eingehendste besprochen, haben dem- 
nach einen der Hauptpunkte gebildet, in denen eine einheitliche 
Judikatur der Konsistorien bis dahin sich nicht hatte in Kur- 
sachsen erreichen lassen. Die Zellische Ordnung widmet diesem 
Thema ihren ersten Abschnitt: „Von Ehegelübden Ane Bewilli- 
gung der Eiteren. 44 Unter Eltern sind hier nach ausdrücklicher 
Bestimmung in erster Linie der Vater, in zweiter der Grossvater 
und die Mutter, in dritter die Grossmutter zu verstehen. Die 
Zellische Ordnung behandelt nun aber nicht alle Nupturienten 
gleich , sondern macht einen prinzipiellen Unterschied je nach 
ihrem Alter. Sind dieselben zur Zeit ihres Verlöbnisses, der Sohn 
unter 20, die Tochter unter 18 Jahren, so soll den Eltern ein 
unbedingtes Vertretungsrecht bezüglich der beabsichtigten Ehe 
zustehen, ohne dass sie die Verpflichtung hätten, einen stichhaltigen 
Grund ihrer Weigerung anzugeben. Ist trotz ihres Verbotes die 
Eheverpflichtung unter den jungen Leuten eingegangen worden, 
so hat das Konsistorium dieselbe für unkräftig zu erkennen. 
Anders, wenn die Nupturienten das 20. beziehungsweise 18. Lebens- 
jahr zur Zeit der Verlobung bereits überschritten haben. Freilich 



') Vgl. die ausführliche Darlegung über die verschiedenen Arten der 
heimlichen Verlöbnisse bei Schneidewin S. 57 u. d. Rubr. : Quae dicuntur 
clandestina Sponsalia? Bei den Theoretikern des evangelischen Kirchen- 
rechts hat Luthers Definition der sponsalia clandestina übrigens ebenso 
wenig festen Fuss gefasst, wie diejenige von den sponsalia de futuro und 
de praesenti; sie erwähnen sie zwar alle, aber wo sie selbst schlechthin 
von sponß. clandestina sprechen, meinen sie stets die heimlichen Verlöbnisse 
im kanonistischen Sinn. Ebenso unterscheiden unsere Eheordnungen »Ver- 
löbnisse ohne Bewilligung der Eltern" und „ heimliche Verlöbnisse 
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soll auch dann die elterliche Autorität voll gewahrt bleiben : die 
Kinder haben zunächst deren Konsens auf das Angelegentlichste 
zu erstreben, ausdrücklich wird mehrfache kindliche Bitte gefordert 
und hinzugefügt : helfe auch das nichts, so solle, bevor etwas ge- 
schehe, noch der Pfarrer und gute Freunde zur Unterstützung des 
Anliegens aufgeboten werden. Erst wenn alle diese Bemühungen, 
die einen Zeitraum von ungefähr einem Vierteljahr hindurch fort- 
zusetzen seien, am starren Widerstände der Eltern scheiterten, 
auch dieselben nicht anderweite Gelegenheit suchten, ihre Kinder 
nach deren Wünschen zu verheirathen, solle diesen die beabsich- 
tigte Verlobung rechtskräftig zu vollziehen erlaubt sein und ihnen 
nun auch andrerseits die Verpflichtung obliegen, der versprochenen 
Ehe Folge zu thun, so dass nachträglich nur noch ganz besondere 
Gründe der Nichtbe willigung berücksichtigt werden könnten : dass 
der Verlobte seinem Schwiegervater nach dem Leben trachte, dass 
er ein Verschwender, dass er ein Landfriedensbrecher sei. Hätten 
dagegen die Kinder die oben erwähnten Rücksichten auf den 
Willen der Eltern nicht genommen und sich ohne vorgängige 
Verständigung derselben verlobt, so solle ihr Eheversprechen wie 
bei den Nupturienten unter 20 (18) Jahren unkräftig sein, auch 
wenn von Seiten der Eltern keine genügende Ursache ihres Dis- 
senses beigebracht werde. Ganz ebenso sollte es mit der Einwil- 
ligung der Eltern bei bedingten Verlöbnissen gehalten werden. 
Endlich bespricht die Ordnung auch noch den Fall, wo minorenne 
Nupturienten, welche keine Eltern mehr haben, ohne Vorwissen 
und Bewilligung ihrer Vormünder sich zur Ehe verpflichten: in 
solchem Falle soll das Verlöbniss, wenigstens wenn es durch List, 
Betrug oder Kuppelei zu Stande gekommen ist, und jdie Verlobten 
selbst davon erledigt zu sein wünschen, vom Konsistorium nach 
Gestalt der Umstände für nichtig erklärt werden können : es wird 
hier also die römisch rechtliche restitutio in integrum wegen Minder- 
jährigkeit zur Geltung gebracht. 

Die weitgehende Autorität, welche das Zellische Bedenken den 
Eltern bei Verlobung ihrer Kinder gewahrt wissen will, gewinnt 
ein besonderes Interesse, wenn man die Entstehungszeit dieser 
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Eheordnung in's Auge fasst und Ereignisse zur Betrachtung heran- 
zieht, welche sich, kurz vorher in Wittenberg abgespielt haben. 
Um die Wende des Jahres 1544 und 1545 fand der Konvent zu 
Zelle statt, dessen Resultat unsere Ordnung ist, bis zur Mitte 
des Jahres 1544 hatte der erbitterte Streit Luthers gegen die 
Juristen der Wittenberger Hochschule wegen der heimlichen Ver- 
löbnisse gedauert *). Luther, welcher den damals in Wittenberg 
zur Kognition des Konsistoriums stehenden Fall des Kaspar Beyer 
aufgegriffen hatte, um mit der ganzen Leidenschaftlichkeit seines 
Wesens das Prinzip der Ungiltigkeit jedes ohne die Einwilligung 
der Eltern eingegangenen Verlöbnisses zu verfechten, drang mit 
seiner Ansicht gegen die Juristen des Konsistoriums und der Uni- 
versität durch, welche wenigstens den nachträglichen Konsens des 
Vaters als Heilmittel der früheren Nichtigkeit des Ehegelübdes 
angesehen wissen wollten. Unter dem unmittelbaren Eindruck 
dieses Lutherischen Sieges hatten die Mitglieder der Zellischen 
Versammlung ihre Beschlüsse über die heimlichen Verlöbnisse zu 
fassen, es ist kein Wunder, dass sie dem Standpunkt des Refor- 
mators gegenüber ein weitgehendes Entgegenkommen zeigen, wie 
es andererseits hervorgehoben werden muss, dass auch sie sich 
das Prinzip der absoluten Nichtigkeit aller Verlöbnisse ohne elter- 
liche Bewilligung nicht zu eigen gemacht haben : nur für Heiraths- 
kandidaten im eheunmündigen Alter ist solches Verlöbniss absolut 
nichtig, oberhalb der Altersgrenze von 20 (18) Jahren allein dann, 
wenn von Seiten der Kinder eine Verständigung mit ihren Eltern 
überhaupt nicht gesucht worden ist. 

Vergleichen wir nun mit diesen Bestimmungen, welche die 
Praxis des Merseburg-Leipziger Konsistoriums von 1545 bis 1556 
beherrscht haben, diejenigen der Dresdener Ordnung. Auch sie 
stellt sich auf den Standpunkt, dass ein Verlöbniss ohne Bewilli- 
gung der Eltern nichtig sei. Aber es ist das nicht mehr die 
Nichtigkeit des Zellischen Bedenkens, geschweige denn diejenige, 
welche Luther wollte. Das Eheversprechen soll unkräftig sein 



') Vgl. darüber besonders: Köhler a.a.O. S.43f.; Mejer a. a. 0. S. 64 H'. 
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„biss zue freundtlicher bewilligung der eitern, oder bis zue er- 
„kentnis der von vns geordenten Consistorien , welche erkennen 
„sollenn, ob die eitern billiche erhebliche vnd genügsame vrsachen 
„habenn zuwiedersprechenn. u Die Nichtigkeit des Verlöbnisses 
ohne Konsens der Eltern ist also nach der Dresdener Ordnung 
eine bloss relative, heilbar entweder durch die nachträgliche Zu- 
stimmung der früher umgangenen elterlichen Autorität oder durch 
actio ad supplendum consensum vor dem Konsistorium. Da die 
Dresdener Ordnung von einer verschiedenen Behandlung der Nup- 
turienten, je nachdem sie das 20. (18.) Lebensjahr überschritten 
haben oder nicht, kein Wort sagt, so müssen wir entweder an- 
nehmen, dass sie ihre Bestimmungen unterschiedslos für alle Kinder^ 
wess Alters sie auch seien, verstanden wissen wollte, oder dass 
sie mit Uebergehung der eheunmündigen Ueirathskandidaten nur 
die Verhältnisse der Nupturienten oberhalb der Zellischen Alters- 
grenze in's Auge fasste. 

Obgleich nun diese letztere Alternative der Interpretation dem 
unbefangenen Beurtheiler entschieden etwas gekünstelt vorkommen 
muss, so hat man sich dennoch in Leipzig aus praktischen Gründen 
für dieselbe erklärt. Wie unserm Bericht von 1587 zu entnehmen, 
wurde das Konsistorium hierzu vor Allem durch die Rücksicht 
auf das gemeine Recht veranlasst, von dem es sich allzu weit zu 
entfernen fürchtete, wenn es auch bei Verlöbnissen von jungen 
Leuten unter 20 (18) Jahren den mangelnden elterlichen Konsens 
nur von relativer Nichtigkeit begleitet sein Hess. Dabei kam es 
den Konsistorialen offenbar mehr darauf an überhaupt eine Alters- 
grenze festzuhalten, unterhalb deren auf absolute Nichtigkeit er- 
kannt werden konnte, als diese Altersgrenze selbst genau dem 
gemeinen Recht gemäss zu fixiren, denn sonst wäre das auch vom 
kanonischen Rechte — allerdings unter gewissen Modifikationen 
— übernommene römische Pubertätsalter von 14 (12) Jahren zu 
adoptiren gewesen. 

Während man demnach in Leipzig unterhalb der vielerwähnten 
Grenze vron 20 (18) Jahren an der absoluten elterlichen Autorität 
des Zellischen Bedenkens festhielt und seine Skrupel gegenüber 
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der Dresdener Ordnung „per commodam interpretationem secundum 
superiorem distinctionem" beschwichtigte, wurde derselben ihre 
derogirende Kraft unbeschränkt zugestanden, sobald es sich um 
ältere Nupturienten handelte : bei ihren Verlöbnissen hat das Kon- 
sistorium den widerstrebenden Eltern in strenger Durchführung 
der Dresdener Ordnung die Verpflichtung auferlegt, erhebliche 
Ursachen ihres Dissenses anzugeben und zu beweisen ; gelang ihnen 
dies nicht, so wurde auf ihren Protest keine weitere Rücksicht 
genommen, sondern das Verlöbniss für bündig erklärt. Nun 
scheint das Konsistorium nach unserem 1587er Bedenken allerdings 
noch weitere Distinctionen gekannt zu haben, leider verliert das 
Letztere aber in dem betreffenden Passus alle Präzision des Aus- 
drucks, so dass es schwer fällt, in dieser Beziehung sichere Re- 
sultate zu gewinnen. Nachdem der Bericht nämlich das bisher 
hier Festgestellte bereits in weitläuftiger Fassung dargelegt hat, 
gibt er fortfahrend nochmals vier Erfordernisse für die Auflösung 
eines ohne Bewilligung der Eltern eingegangenen Verlöbnisses an : 
1. Minderjährigkeit des Nupturienten; 2. Unwürdigkeit der Per- 
son, mit welcher die Verlobung stattgefunden hat; 3. noch be- 
stehende patria potestas über den N upturienten ; 4. Reue desselben 
wegen seines Ungehorsams; diese Requisite, sagen die Konsisto- 
rialen, müssen konkurrirend vorhanden sein, um die Eheverpflichtung 
rückgängig zu machen. Es leuchtet auf den ersten Blick ein, 
dass diese Bestimmungen, getreu nach ihrem Wortsinn aufgefasst, 
geeignet sind das Erforderniss der elterlichen Einwilligung über- 
haupt illusorisch zu machen. Denn wenn die Kinder hierzu nichts 
weiter nöthig haben als einfach auf ihrem Willen bezüglich des 
eingegangenen Verlöbnisses zu bestehen, so dürfte die Garantie, 
welche den Eltern für die Durchsetzung ihrer gegentheiligen Ab- 
sicht blieb, thatsächlich wohl stets eine sehr geringe gewesen sein. 
Es ist daher auch nur konsequent, wenn das Konsistorium für 
den Fall, dass die Kinder dem 4. Requisit nachzukommen sich 
weigern sollten, die Eltern auf die Repressalien verweist, welche 
ihnen das Privatrecht durch die Möglichkeit an die Hand gibt, 
den Ungehorsamen die bisher gewährte materielle Unterstützung 
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zu entziehen. Inkonsequent aber im höchsten Grade und geradezu 
unverständlich erscheint es, wenn unser Bericht nach alledem noch 
eine neue Distinktion für nöthig hält, wie das in dem etwas weiter 
unten folgenden, auch in sich selbst sehr unklaren Passus: „Wann 
aber die Kinder ihre mundige Jhar erreicht 44 — geschieht. Dar- 
nach nämlich sollen Nupturienten, welche mündig ') und nicht 
mehr in väterlicher Gewalt sind, auch sich mit ehrlichen Personen 
verlobt haben, selbst gegen den Willen der Eltern, zumal wenn 
dieselben keine rechtsbeständige Ursache ihres Dissenses anzugeben 
vermögen, nicht von einander getrennt werden. Wozu aber noch 
eine solche Unterscheidung, wenn die Heirath ohne Einwilligung 
der Eltern bereits für Unmündige möglich war, falls sie nur das 
20. (18.) Lebensjahr überschritten hatten? Ein non liquet ist die 
einzige Antwort, die auf derartige Frage möglich erscheint, und 
so werden wir uns denn mit dem bereits oben fixirten Resultate 
zu begnügen haben, wonach die Leipziger Konsistorialpraxis Ver- 
löbnisse ohne elterlichen Konsens bei Heirathskandidaten unter- 
halb der Zellischen Grenze für absolut nichtig erklärte, bei älteren 
Nupturienten aber diese Erklärung von der Beibringung erheb- 
licher Ursachen des Dissenses abhängig machte. Hierbei muss 
zum Verständniss des Folgenden hervorgehoben werden, dass weder 
die Zellische noch die Dresdener Ordnung noch endlich auch der 
Konsistorialbericht von 1587 einen Unterschied in der Beurtheilung 
der Notwendigkeit elterlicher Einwilligung kennt, je nachdem es 
sich um sponsalia de praesenti oder solche de futuro handelt 2 ). 

Wie nun waren in Wittenberg die grundsätzlichen Anschau- 
ungen über die Verlöbnisse ohne Bewilligung der Eltern *) ? Das 
kanonische Recht regelt diese Frage bekanntlich im Kanon Suf- 
ficiat (c. 2. C. 2. qu. 2) dahin, dass ein derartiges Verlöbniss 

! ) Auffallenderweise wird hier das 30. Jahr als das der erreichten Mün- 
digkeit genannt, während doch nach römischem Recht das 25. und nach 
sächsischem Landrecht das 21. Lebensjahr (Sachsensp. Landr. 1 Art. 42) 
dafür galt. 

*) Die Aasdrücke sind hier und fernerhin stets im kanonistischen Sinne 
gebrancht. 

') Vgl. darüber vor Allem Mejer a. a. 0. S. 65 ff. 
Deutsch© Zeitsohr. f. Kirchenrecht. IV, 1. 4 
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zwar die Nupturienten strafbar mache, trotzdem aber als zu Recht 
bestehend anerkannt werden müsse, weil nur der Konsens der 
Verlobten zur Substanz der Ehe gehöre. Eine verschiedene Be- 
handlung der Heirathskandidaten je nach ihrem Alter im Sinne 
der Zellischen Ordnung kennt das kanonische Recht nicht: spon- 
salia de praesenti, welche im geschlechtsunreifen Alter vollzogen 
sind, werden bis zu erlangter Pubertät als sponsalia de futuro 
angesehen, von da ab konvalesziren sie ohne Weiteres zu Ehen '). 
Von diesem Standpunkt ist man nun in Wittenberg sehr bald 
abgewichen, und namentlich war es Luther, der immer entschie- 
dener die völlige Verwerfuug des Kanon Sufficiat forderte. Im 
Jahre 1539 hatte Basilius Monner über einen derartigen Fall in 
dem kurz zuvor in's Leben getretenen Konsistorium zu referiren 2 ): 
er that es im Sinne Luthers, und das Kollegium stimmte zu. In 
diese oder die nächste Zeit muss auch ein landesherrlicher Erlass 
fallen, der sich mit den Verlöbnissen ohne elterlichen Konsens 
beschäftigt und die Geltung des Kanon Sufficiat aufgehoben hat *). 
Dennoch blieben starke Meinungsverschiedenheiten darüber be- 
stehen, wie viel Feld der elterlichen Autorität einzuräumen sei: 
sie waren es, welche im Jahre 1543 und 1544 zu dem bereits 
oben erwähnten Streit Luthers mit den Wittenberger Juristen 
führten. Auch unser Konsistorialbedenken erwähnt denselben und 
zeigt dadurch, wie sehr noch nach über 30 Jahren die Erinnerung 
an den damals so leidenschaftlich ausgefochtenen Zwist in den 
Gemüthern der Zeitgenossen nachzitterte. Aber Luthers Anfangs 
siegreiches Prinzip hat auch in Wittenberg gegenüber den realen 
Bedürfnissen des Lebens keine Geltung behaupten können 4 ). Wie 
Philipp Melanchthons Dresdener Ordnung bereits 12 Jahre nach 
jenem Streit die völlige Abkehr vom Standpunkte seines grossen 
Freundes bekundet, so haben auch die besiegten Wittenberger 

') Vgl. Friedberg, Lehrb. d. Kircbenr. 3 Aufl. Leipz. 1889. § 145 fS. 357). 

2 ) Vgl. oben S. 37 Anm 4. 

») Vgl. Mejer a. a. 0. S. 70. 

4 ) Somit wird sich Stinzings Vermuthung (a. a. 0. S. 276), das8 Luthers 
Anschauung seit 1544 die Praxis der Folgezeit beherrscht habe, nur in sehr 
beschränktem Masse aufrecht erhalten lassen. 
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Juristen gar bald nach Luthers Tode ihre alten Ueber Zeugungen 
mit Erfolg wieder geltend gemacht. Konrad Mauser, der hier 
als erster der Wittenberger Theoretiker zu nennen ist a ), bezeugt 
noch deutlich das Hin- und Herschwanken der Meinungen, er 
wünscht, es möchten endlich landesherrliche Konstitutionen de- 
finitive Regelung schaffen, damit derartige Sponsalien nicht heute 
zugelassen, morgen wieder für ungiltig erklärt würden 2 ). Seine 
eigene Meinung gibt er dahin ab, dass auf Grund des 4. Gebots 
der elterliche Konsens als unbedingt nothwendiges Requisit der 
Giltigkeit des Verlöbnisses anzusehen sei, und zwar ganz ohne 
Rücksicht auf Emanzipation oder Mündigkeit der Nupturienten 3 ). 
Schneidewin bringt noch eine neue Distinktion 4 ) : er unterscheidet 
bei seiner Auseinandersetzung sponsalia de futuro und solche de 
praesenti. Was die ersteren anbetrifft, tritt er ganz den Mauser'- 
sehen Ausführungen bei, bezüglich der letzteren steht er zwar für 
seine Person prinzipiell ebenfalls noch auf dem Standpunkt ihrer 
Verwerfung, aber er fügt doch bereits hinzu, dass dieser Grund- 
satz in der konsistorialen Praxis durch die Theologen insofern 
modifizirt worden sei, als die Eltern gezwungen würden, bei spon- 
salia de praesenti bestimmte und erhebliche Ursachen ihres Dis- 
senses beizubringen. Wesenbeck für sein Theil spricht sich schon 
in den Paratitla entschiedener aus 5 ) : während er für die sponsalia 
de futuro das elterliche Verbietungsrecht unbedingt aufrecht er- 
hält, sagt er bezüglich der sponsalia de praesenti, dass ihre Auf- 
lösung nur „ex iustissima causa" erfolgen könne, und fahrt fort: 
„nee sufficit, si hunc solum dissensus praetextum, quod absque 
eorum voluntate contractum sit, obtendant"; in seinen Anmerk- 
ungen zum Schneidewin 'sehen Kommentar findet sich zwar eine, 

*) Melchior Kling registrirt nur die herrschenden Meinungsverschieden- 
heiten, verschweigt aber seine eigene Ueberzeugung : a. a. 0. de nuptiis u. 
d. Rubr. de licitis nuptiis. S. 20—22. 

2 ) A. a. 0. S. 56. 

s ) A. a. 0. S. 54. 

4 ) Vgl. über seine Ausführungen die umfangreichen Zitate des Kon- 
sistorialberichts von 1587 oben S. 33 ff. 

Ä ) Sp. 763 de ritu naptiarnm u. d. Abschn. „Contraria matrimonia sunt* . . . 

4* 
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auch vom Leipziger Konsistorialbericht zitirte Note a ), in welcher 
er die Begründung der unbeschränkten elterlichen Verbietungs- 
gewalt bei sponsalia de futuro durch das 4. Gebot verwirft, ob 
aber damit zugleich diese Verbietungsgewalt selbst, bleibt zweifel- 
haft und ist unwahrscheinlich, da er sie ja in den Paratitla auch 
seinerseits anerkannt hatte. Der Leipziger Konsistorialbericht da- 
gegen macht, wie schon oben erwähnt, in dem bezüglichen Passus 
gar keinen Unterschied zwischen sponsalia de futuro und solchen 
de praesenti, er spricht konsequent von Verlöbnissen schlechthin, 
verlangt also bei sponsalia de futuro ebensowohl Begründung des 
elterlichen Dissenses als bei solchen de praesenti, immer voraus- 
gesetzt, dass die Verlobten die Zellische Altersgrenze überschritten 
haben, und gerade weil Schneidewin einerseits die beiden Ver- 
löbnissformen verschieden behandelt wissen wollte, andererseits 
eine Altersgrenze überhaupt nicht als relevant anerkennt, eröffnen 
die Konsistorialen von Leipzig gegen ihn jene Polemik, welche 
den Schluss des mitgetheilten Bedenkens bildet. Offenbar haben 
also die Prinzipien Schneidewins noch 1587 der Wittenberger 
Praxis Richtung verliehen, sonst wäre das Leipziger Gutachten in 
diesem Theile gegenstandslos. 

Eigenartig genug gestaltet sich nun nach der andern Seite 
hin das Verhältniss der Leipziger Praxis zu dem, was unsere 
Quellen über die im Dresdener Konsistorium herrschenden Grund- 
sätze bezüglich der Verlöbnisse ohne Bewilligung der Eltern zu 
berichten wissen. Wir haben oben (S. 37 f.) Joachim von Beust 
als Theoretiker dieses Konsistoriums kennen gelernt. Und wäh- 
rend uns bisher bei keinem der herangezogenen Schriftsteller eine 
wenn auch noch so flüchtige Erwähnung der Zellischen Ordnung 
begegnet ist, finden wir in dem Präsidenten des Dresdener Kon- 
sistoriums plötzlich einen warmen Anhänger derselben, vor Allem, 
was den Dissens der Eltern anbetrifft. Indem er speziell auf die 
Zellische Altersgrenze von 20 (18) Jahren eingeht, unterhalb deren 
die Eltern keine Gründe ihrer Nichtbe willigung anzugeben ver- 



l ) Vgl. oben S. 38. 
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pflichtet sein sollen, sagt er: „quod non sine graui consilio et 
deliberatione a compilatoribus istins ordinationis ita constitutum 
est. Viderunt enim ipsi, ut homines sapientes, iudicia in hac 
postrema mundi fece, multo fragiliora et leuiora futura quam in 
superioribus seculis. Non ergo sine causa contrahentibus matri- 
monia plus aetatis concesserunt ] ). Auch die Kirchenordnung von 
1580 habe im Grunde nichts Anderes bestimmen wollen, meint 
Beust, denn wenn sie auch im Eingang des Abschnittes „Von 
Ehegelöbnissen* ausdrücklich den Konsens der Eltern zur Ver- 
lobung der Kinder „was Alters die seindt* verlange, so zeige 
doch der spätere Passus: „Dargegen aber . . . wann die Kinder 
ihre Jahre erreichet a , dass zuerst nur von eheunmündigen Nuptu- 
rienten die Rede gewesen sei 2 ). Die Dresdener Ordnung erwähnt 
Beust auffallenderweise nirgends. 

In schroffstem Gegensatze zu dieser Ueberzeugung ßeusts 
von der Vortrefflichkeit der Zellischen Altersgrenze steht nun 
aber das, was unser Konsistorialbericht über die Haltung des 
Dresdener Oberkonsistoriums uns erzählt. »Wir vormercken, das 
der Vnterscheidt auch im Obernn Consistorio nicht will geacht 
werden" — so schliesst der Passus, in dem die Leipziger Kon- 
sistorialen ihr Festhalten an der Zellischen Altersgrenze begründen. 
Will man also den Widerspruch nicht dadurch lösen , dass man 
die Zuverlässigkeit der Leipziger Angaben bezweifelt, so wird 
nichts Anderes übrig bleiben, als in Beusts Darlegung lediglich 
den Ausdruck einer persönlichen Ueberzeugung zu sehen, die bis 
dahin eine Anerkennung in der Dresdener Praxis noch nicht ge- 
funden hatte, wodurch dann freilich die Bezeichnung des Beust 1 - 
schen Traktats als „ad praxin forensem accomodatus* eine zur 
Vorsicht ermahnende Beleuchtung erfährt. 

Was die Verlöbnisse ohne elterliche Bewilligung mit bereits 
erfolgter copula carnalis betrifft, so ist hier nur kurz die völlige 
Gleichförmigkeit der vorliegenden Zeugnisse zu konstatiren. Schon 



*) A. a. 0. S. 179 de matrim. cap. 45. 

2 ) A. a. 0. S. 182, 183 de matrim. cap. 46. 
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die Zellische Ordnung bemerkt, dass es hierin vermöge beschrie- 
bener Rechte gehalten werden solle, die Dresdener Ordnung thut 
dieses Punktes keine Erwähnung, der Konsistorialbericht bestätigt 
die Zellische Vorschrift als massgebend für die Leipziger Praxis. 
Auf demselben Standpunkt finden wir die Wittenberger Theorie 
in allen ihren Vertretern '), auch Beust von Dresden spricht sich 
in gleichem Sinne aus 2 ). Darnach kann eine solche Ehe vorbe- 
haltlich weltlicher Strafen durch den Dissens der Eltern nicht 
mehr aufgelöst werden : „multa enim impediunt matrimonium con- 
trahendum, quae contractum non dissolvunt." Was die Dresdener 
Praxis angeht, so könnte man aus dem Passus unseres Konsisto- 
rialberich ts : „Aber in casu Copulae subsecutae et iuratorum de- 
sponsationum u u. s. w. allerdings der Satzkonstruktion gemäss ent- 
nehmen, dass auch in der Behandlung der ohne elterliche Be- 
willigung konsummirten Ehen eine Diskrepanz bestanden habe, 
ein zwingender Grund hierzu aber liegt bei der so vielfach un- 
präzisen sprachlichen Fassung des Bedenkens nicht vor, und der 
hervorgehobene Gegensatz der Rechtsprechung lässt sich daher 
sehr wohl auf die iuratae desponsationes beschränken. 

Freilich auch bezüglich dieses Punktes ist völlige Klarheit 
auf Grund unseres Materials nicht zu erreichen. Die Leipziger 
Konsistorialen sagen, sie liessen es hierin „in terminis iuris com- 
munis bleibenn\ Fragt sich nur: was war gemeines Recht? 
Wie aus der eingehenden Besprechung bei Beust zu ersehen 8 ), 
stützte sich sowohl diejenige Auffassung, welche ein ohne Bewil- 
ligung der Eltern eingegangenes, zugleich aber feierlich beschwo- 
renes Verlöbniss aufrecht erhalten wissen wollte, als auch die 
gegentheilige Meinung auf das gemeine Recht, erstere zitirte für 
sich cap. 2 tit. 18 in VIto, letztere 1. 5 C. de legib. 1, 14; c. 5 
tit. 12 in VIto; cap. 18 X. de iureiur. 2, 24 u. a. m. Beust 
selbst will einen derartigen Eid als contra bonos mores verstossend 



') Mauser a. a. 0. S. 55 ; Schneidewin a. a. 0. S. 68 u. d. Rubr. „Quando 
matrimonium iam est contractum" u. s. w. ; Wesenbeck, Paratitla Sp. 763. 
■) A. a. 0. S. 184 de matrim. cap. 47. 
3 ) A. a. 0. S. 187—193 de matrim. cap. 48. 
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bei elterlichem Dissense nicht für schlechthin bindend erachtet 
wissen, und er scheint sich in diesem Punkte auch mit der Praxis 
seines Konsistoriums in vollem Einklang befunden zu haben, da 
er ein entsprechendes Urtheil desselben mittheilt, wir werden also 
vermuthen können, dass man in Leipzig der entgegengesetzten 
Uebung folgte und jedes eidlich bestärkte Verlöbniss trotz Wider- 
spruchs der Eltern als bündig ansah. Wie die Wittenberger sich 
zu dieser Streitfrage verhalten haben, lässt sich nicht feststellen, 
da sie derselben in ihren Bearbeitungen des evangelischen Ehe- 
rechts keine Erwähnung thun; der Leipziger Konsistorialbericht 
wendet sich aber an dieser Stelle nur gegen die abweichende 
Praxis von Dresden und Beust selbst entwickelt seine Ansicht 
„saluo iudicio Ecclesiae et Consistorialium", die grössere Wahr- 
scheinlichkeit spricht somit dafür, dass in dieser Beziehung die 
Wittenberger und Leipziger Grundsätze übereinstimmten. 

Damit glaube ich das Kapitel vom elterlichen Widerspruchs- 
recht, soweit es uns hier interessirt, erschöpft zu haben und wende 
mich nunmehr zu kurzer Besprechung der in besonderem Sinne 
heimlichen Verlöbnisse. Es ist schon oben (S. 43 f.) darauf hin- 
gewiesen worden, dass im Reformationszeitalter der Ausdruck 
„heimliche Verlöbnisse* 4 sowohl von den bisher behandelten Spon- 
salien als auch in engerer Bedeutung von denjenigen gebraucht 
wurde, welche der nothwendigen Oeffentlichkeit entbehrten. Beide 
Mängel konnten in demselben Falle zusammentreffen und werden 
es sehr häufig gethan haben, da Verlöbnisse ohne elterliche Be- 
willigung der Natur der Sache entsprechend ihren Abschluss meist 
im Verborgenen gefunden haben werden, und demgemäss ist es 
für die Dresdener ebensowohl als für die Zellische Ordnung ge- 
radezu Voraussetzung der heimlichen Verlöbnisse in diesem engeren 
Sinne, dass die Eltern der Nupturienten bereits verstorben seien 
und in Folge dessen die Frage der elterlichen Bewilligung ganz 
aus dem Spiel bleibe. Das ist aber natürlich ungenau, auch bei 
Lebzeiten der Eltern und mit deren Einverständniss konnten Ver- 
löbnisse abgeschlossen werden, die als sponsalia clandestina stricte 
et proprie dicta anzusehen waren. Denn was diesen Begriff be- 
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stimmt, ist ein wesentlich yon dem der elterlichen Autorität ver- 
schiedenes Interesse: das der für das Gemeinwohl noth wendigen 
Publizität der Eheschliessungen. Das kanonische Recht hatte dies 
Interesse auch bereits vollkommen verstanden und die Winkel- 
verlöbnisse verboten, dennoch aber die so zu Stande gekommenen 
Ehen allein um ihrer Heimlichkeit willen nicht für ungiltig er- 
klärt. Auf anderen Standpunkt stellt sich die Zellische Ordnung : 
der rigorosen Anschauungsweise, die wir bereits früher bei ihr 
beobachtet haben, entsprechend, erklärt sie jedes Ehegelöbniss, 
das nicht in Anwesenheit von mindestens zwei Zeugen stattge- 
funden hat, für schlechthin nichtig. Die Dresdener Ordnung hat, 
wie auch unser Bericht von 1587 unter Hervorhebung der vom 
Leipziger Konsistorium gegebenen Anregung erwähnt, auf diese 
Bestimmung wieder modifizirend eingewirkt: sie kehrte zum kano- 
nischen Rechte zurück, welches das Verlöbniss für kräftig erklärte, 
sobald die Partheien es gestanden oder es sonst zu beweisen war. 
Also auch hier wieder derselbe Unterschied zwischen der Zelli- 
schen und der Dresdener Ordnung wie oben bei den Verlöbnissen 
ohne Bewilligung der Eltern: jene lässt als Folge der Gesetzes- 
verletzung absolute, diese nur relative, heilbare Nichtigkeit ein- 
treten. Auffälligerweise vollzieht die Kirchenordnung von 1580 
eine erneute Umkehr zum Grundsatze des Zellischen Bedenkens, 
gleich diesem fordert sie, wenn bei einem Verlöbniss nur ein Zeuge 
anwesend war, Wiederholung des ganzen Aktes in der Oeffent- 
lichkeit und nimmt für die Zwischenzeit keine sponsalia de prae- 
senti als bestehend an 1 ). Die Leipziger Praxis aber hat, wie aus 
unserem Konsistorialbericht hervorgeht, sich auch des Ferneren 
nach der abweichenden Dresdener Ordnung gerichtet. Und hierin 
befand sie sich mit den in Wittenberg herrschenden Grundsätzen, 
soweit dieselben sich aus den ja allerdings zeitlich vor der 1580er 
Kirchenordnung liegenden Zeugnissen ergeben, in voller Ueber- 
einstimmung. Mauser sowohl als Schneidewin und Wesenbeck 



*) Cod. Aug. 1, 538 u. d. Rubr. „Von Ehegelöbnissen« u. d. Abschn. 
„Wo auch zwo Personen* ... 
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stehen auf dem Standpunkt des kanonischen Rechts, wie er im 
Vorhergehenden präzisirt worden ist ') : ob sich die Ansichten der 
Wittenberger Konsistorialen nach 1580 geändert haben, lässt sich 
mit dem vorhandenen Material nicht entscheiden, wahrscheinlich 
ist es mir nicht, denn es lag dazu in Wittenberg nicht mehr 
Grund vor als in Leipzig, wo man die auf das materielle Eherecht 
bezüglichen Bestimmungen der Kirchenordnung Augusts notorisch 
ignorirt hat. Anderer Meinung ist hierin, wie wir wissen, Beust : 
nach seiner gewiss korrekten Anschauung enthält die 1580er Ord- 
nung bindendes Recht, er ist daher gezwungen ihrer Weisung 
gemäss die heimlichen Verlöbnisse für absolut nichtig zu erklären. 
Seine Thätigkeit als Eherichter mag ihn aber doch wohl belehrt 
haben, dass dieses Prinzip sich nicht in seiner ganzen Schärfe 
gegenüber den praktischen Bedürfnissen des Lebens aufrecht er- 
halten lasse; so hilft er sich, wie schon oben, als es sich um die 
Rettung der Zellischen Altersgrenze handelte, auch hier wieder 
mit einer etwas gewaltsamen Interpretation : nur das aussergericht- 
liche Geständniss, meint er, habe die Kirchenordnung von 1580 
für unfähig erklären wollen, die Nichtigkeit des heimlichen Ver- 
löbnisses zu heilen, dagegen müsse dem Geständniss vor dem Richter 
diese heilende Kraft zugeschrieben werden, und eine Wiederholung 
der Sponsalien in der OefFentlichkeit werde dadurch unnöthig ge- 
macht 2 ). Mit der Dresdener Praxis aber scheint sich dabei Beust 
nicht ganz in üeberein Stimmung befunden zu haben, denn er lässt 
seiner Auseinandersetzung auf dem Fasse ein Urtheil des Ober- 
konsistoriums nachfolgen, in welchem das heimlich vollzogene 
Verlöbniss trotz gerichtlichen Geständnisses für nichtig erklärt 
wird, weil die Pariheien sich weigern, es in gehöriger OefFentlich- 
keit zu wiederholen 8 ). 



') Mauser a. a. 0. S. 12. . . . sola clandestinitas per se non infringit, 
nee vitiat matrimonium, da modo ambo deinde confiteantur, se sie contra- 
xisse clam . . . ebenso Schneidewin a. a. 0. S. 57 u. d. Rubr. Quae dieuntur 
clandestina sponsalia?; Wesenbeck ib. 

*) S. 36, 37 de sponsal. cap. 26. 

3 ) S. 37 de sponsal. cap. 27. 
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Nun kann es aber bei dieser Art der Verlöbnisse natürlich 
besonders leicht vorkommen, dass ein Kontrahent das Bestehen 
des Ehegelübdes abläugnet. Für solchen Fall verbietet die Zel- 
lische Ordnung in konsequenter Befolgung ihres Prinzips von der 
absoluten Nichtigkeit der Winkelverlöbnisse [die Anwendung des 
Eides als Beweismittel: weder das iuramentum probationis noch 
das iuramentum purgationis soll den Partheien deferirt werden 
können. Anders wiederum die Dresdener Ordnung, welche zwar 
nicht ausdrücklich das Beweismittel des Eides vorschreibt, ihn 
aber sicher zulässt, da sie ganz allgemein die Beweisbarkeit eines 
ohne Zuziehung der gehörigen Zeugenzahl geschlossenen Verlöb- 
nisses annimmt. Eingehender beschäftigen sich die Juristen des 
Wittenberger Konsistoriums mit diesem Thema, ihr Standpunkt 
ist der des gemeinen Rechts 1 ). Sie unterscheiden demgemäss den 
vom Richter auferlegten (iur. necessarium) und den von einer 
Parthei der anderen deferirten Eid (iur. iudiciale) a ). Ersterer 
wird als iuramentum probationis im Allgemeinen nicht zugelassen, 
denn causa matrimonii aequiparatur criminali et cuivis alii arduae, 
der unvollkommene Beweis soll nicht auf diese Weise zum Schaden 
des Beklagten ergänzt werden können. Nur eine Ausnahme wird 
gemacht: wenn eine erhebliche Präsumtion für die Wahrheit der 
klägerischen Behauptung spricht, z. B. ein reicher und edelgebo- 
rener Mann ein ihm an Glücksgütern und sozialer Stellung nicht 
ebenbürtiges Mädchen wegen eines Eheversprechens belangt und 
nur einen Zeugen des Verlöbnisses beizubringen vermag. Das 
iuramentum iudiciale gestatten die Wittenberger nur dem die Ehe 
Behauptenden zuzuschieben, indem sie hierin einen von den Par- 

*) Mauser a. a. 0. S. 14 — 18; Schneidewin a. a. 0. S. 58, 59 u. d. Rubr. 
Quomodo et cai in clandestinis sponsalibus, si alter forte negat, sit defe- 
rendum iuramentum?; Wesenbeck ib. 

*) Zu besserer Uebersicht der verschiedenen hier besprochenen Eides- 
arten diene folgendes Schema: 

iuram. ne cessarium. iuram. iudiciale. 

iur. probationis. — iur. purgationis. iur. probationis. — iur. purgationis. 

Abart : 
iur. voluntarium. 



Digitized by 



Google 



Geffcken, Zur alt. Gesch. u. ehegerichtl. Praxis d. Leipz. Eonsist. 59 

theien unter erlaubter Bedingung vor Gericht abgeschlossenen 
Vertrag (iur. voluntarium) sehen, dagegen kann dieser Eid dem 
das Verlöbniss Abläugnenden niemals deferirt werden: „nam non 
debet in arbitrio partium stare per iuramentum matrimonium pro 
libito dissoluere." Getrennt von den bisher genannten Arten des 
Eides behandelt nun aber die Wittenberger Theorie noch das sog. 
iuramentum purgationis, d. h. den vom Richter der läugnenden 
Parthei aufzuerlegenden Reinigungseid. Derselbe ist zu fordern, 
wenn die den Beklagten belastende Präsumtion zwar vorhanden, 
aber nicht stark genug ist, um dem Kläger das iuramentum pro- 
bationis einzuräumen. Dass aber auch diese Präsumtion eine 
immerhin gewichtige sein müsse, wird besonders betont, und der 
Richter energisch vor leichtfertiger Auferlegung eines derartigen 
Eides gewarnt. Und in der That scheint man denn auch in der 
Wittenberger Praxis nach dieser Richtung besonders vorsichtig ge- 
wesen zu sein, so vorsichtig, dass man sich dadurch wiederum in 
einen Gegensatz zur Leipziger und Dresdener Rechtsprechung setzte. 
Während nämlich bei den übrigen Eidesarten kein Grund zu der 
Annahme vorliegt, dass die beiden anderen Landeskonsistorien ab- 
weichende Grundsätze in ihrer Zulassung als Beweismittel befolgt 
haben, im Gegentheil Beust durchgehende Uebereinstimmung be- 
zeigt ! ), und die Leipziger beim Schweigen ihres Konsistorialberichts 
dasselbe thun, erklärt der Vorsitzende des Dresdener Konsistoriums 
zu diesem Punkte ausdrücklich, dass die konsistoriale Recht- 
sprechung divergire und wünscht landesherrliche Regelung der- 
selben 2 ). Als nicht allgemein anerkannte Maxime des Oberkon- 
sistoriums gibt er an, den Reinigungseid stets aufzuerlegen, wenn 
der Beklagte die Schwängerung zugesteht, das Eheversprechen 
aber läugnet, weil im Allgemeinen angenommen werden könne, 
dass ein Mädchen sich nicht preisgebe, ehe es nicht eine derartige 
Zusicherung von seinem Verführer erhalten habe 8 ). Den Leip- 
ziger Standpunkt in der Frage, wann eine genügende Präsumtion 



') A. a. 0. S. 64—67 de sponsal. cap. 47. 
*) A. a. 0. S. 67. 
8 ) A. a. 0. S. 66. 
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zur Auferlegung des Purgationseides vorliege, konnte ich nicht 
feststellen, da unser Konsistorialbericht sich darüber ausschweigt; 
jedenfalls aber hat die dortige Praxis zur Wittenberger und Dres- 
dener insofern einen Gegensatz gebildet, als in beiden anderen 
Konsistorien der Beklagte das ihm bereits auferlegte iuramentum 
purgationis abwenden konnte, wenn die Gegenparthei sich mit ihm 
verglich und die Eheklage fallen Hess, während man in Leipzig, 
nachdem einmal die Verpflichtung zum Reinigungseide richter- 
licherseits ausgesprochen war, keine Vergleiche mehr zuliess a ). 
Auch hier ist übrigens wieder eine Diskrepanz zwischen Dresdener 
Praxis und Beust'scher Theorie zu konstatiren, die Letztere ver- 
wirft in voller Uebereinstimmung mit dem Leipziger Grundsatze 
alle nach Auferlegung des iuramentum purgationis eingegangenen 
Transaktionen *). 

Es erübrigt hier noch in Kürze auf einen Differenzpunkt 
hinzuweisen, der bezüglich der bedingten Verlöbnisse zwischen der 
Leipziger und Wittenberger Rechtsprechung einerseits, der Dres- 
dener andererseits bestand. Unser Konsistorialbericht polemisirt 
nämlich gegen die von Beust verfochtene Ansicht *), wonach Je- 
mand, der ein bedingtes Verlöbniss eingegangen, nicht mehr die 
volle Freiheit des Rücktritts von seiner gethanen Zusage haben 
solle, sondern gehalten sei, dem Ehegelübde nachzuleben, sobald 
die hinzugefügte Bedingung in Erfüllung gehe. Die Leipziger 
dagegen sehen jedes bedingte Verlöbniss an wie ein für die Zu- 
kunft abgeschlossenes, und da sponsalia de futuro, selbst wenn sie 
beschworen sind, durch Reue des einen Kontrahenten wieder auf- 
gelöst werden, so glaubt das Konsistorium die sponsalia sub con- 
ditione inita derselben Regel unterwerfen zu müssen. Ebenso ur- 
theilen sämmtliche Wittenberger 4 ). 



') Vgl. den Konsistorialbericht oben S. 27. 
2 ) A. a. 0. S. 76 de sponsal. cap. 57. 
8 ) A. a. 0. S. 26, 27 de sponsal. cap. 19. 

4 ) Mauser a. a. 0. S. 26; Schneidewin a. a. 0. S. 60 u. d. Rubr. An 
sponsalia sub conditione contrahi possint ? ; Wesenbeck ib. 
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3. Die Ehescheidung. 

Die Besprechung der Grundsätze, welche bezüglich der Ehe- 
scheidung in der Leipziger Praxis bis 1587 geherrscht haben, 
wird kurz gefasst werden können, da einmal die zur Vergleichung 
heranzuziehenden Ansichten der Wittenberger Konsistorialjuristen 
in dem vielfach erwähnten Aufsatz Mejers über das älteste pro- 
testantische Eherecht erst ganz neuerdings eingehende Erläuterung 
gefunden haben, andererseits die Differenzpunkte nicht eben zahl- 
reich gewesen zu sein scheinen. 

Von Hauber *) und Richter 2 ) ist bereits in den fünfziger 
Jahren ausführlich dargelegt worden, dass innerhalb der evange- 
lischen Kirche bald nach deren Gründung eine strengere und eine 
mildere Richtung bezüglich der anzuerkennenden Ehescheidungs- 
gründe sich einander gegenüber stellten. An der Spitze der er- 
steren erblicken wir Luther, der letzteren gehört als hervorragendes 
Mitglied Melanchthon an. Die streitige Prinzipienfrage ist, ob für 
die Begrenzung der Scheidegründe lediglich das Neue Testament, 
welches allein den Ehebruch, und das kanonische Recht, welches 
ausserdem noch Unglauben, Impotenz und Lebensnachstellungen 
anerkennt, massgebend sein solle — hierfür entschied sich die 
strengere Richtung — oder ob daneben die Normen des römischen 
Rechtes Geltung behaupten könnten — dies bejahten die milder 
Denkenden. Luther selbst ist scheinbar am extremsten, da er 
überhaupt nur den neutestamentlichen Scheidegrund des Ehebruchs 
anerkennt, in Wirklichkeit aber ziemlich weitherzig, denn er be- 
hauptet das Vorliegen des adulterium auch bei Desertion und 
Quasidesertion, weil es gegen das Wesen der Ehe Verstösse, wenn 
ein Gatte dem anderen die Möglichkeit der Beiwohnung entziehe 8 ). 
Dagegen sind nach seiner Ansicht Misshandlungen und Lebens- 
nachstellungen keine Scheidegründe 4 ). Die Wittenberger Theorie 
steht in allen hier in Betracht kommenden Vertretern auf dem 

f ) Jahrbb. f. deutsche Theol. 2, 209 ff. 

*) Beitr. z. Gesch. des Ehescheidgsr. Berlin 1858. 

3 ) Strampff, Luther über die Ehe 1857. S. 394, 398. 

4 ) Strampff, a. a. 0. S. 397. 
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Standpunkt, nur das neue Testament und das kanonische Recht 
als noringebend apzusehen, schliesst sich aber, was das Erstere 
anbetrifft, nicht unbedingt der Lutherischen Auslegung per ana- 
logiam an und unterscheidet abweichend vom kanonischen Recht 
Fälle, wo Scheidung vom Bande eintreten und demgemäss Wieder- 
verheirathung des unschuldigen Theils gestattet sein soll, von der 
nach kanonistischer Ansicht allein möglichen separatio quoad tho- 
rum et mensam. Melchior Kling hält auch hier wieder mit seiner 
eigenen Ansicht sehr zurück, bespricht der Reihe nach die kano- 
nischen Ehescheidungsgründe, bemerkt, dass die Theologen der 
Reformation den Grund der desertio malitiosa hinzugefügt hätten 
und konstatirt deren weiteren Gegensatz zu den Kanonisten in der 
Frage der Wiederverheirathungsmöglichkeit '). Mauser nimmt als 
giltige Gründe der Scheidung an nur den Ehebruch und die bös- 
liche Verlassung, weil bei letzterer Ehebruch präsumirt werde *), 
unter den Gründen für Annullation der Ehe behandelt er beson- 
ders ausführlich den error de virginitate 3 ). Wegen Misshand- 
lungen kann nach Mauser zuerst Kaution, wenn das nicht hilft, 
separatio quoad thorum et mensam gefordert werden, nicht aber 
Scheidung vom Bande und Wiederverheirathung erfolgen 4 ). Schnei- 
dewin hat bezüglich der Sävitien dieselbe Meinung wie Mauser 5 ), 
Verlassung im Sinne von 1. Cor. 7., d. h. Weigerung des un- 
gläubigen Theils bei seinem Gatten zu bleiben, wird als Scheide- 
grund anerkannt 6 ), ebenso aber auch die malitiosa desertio 7 ), 
von der Quasidesertion spricht Schneidewin nicht. Den Irrthum 



*) A. a. 0. S. 23 — 26 de nuptiis u d. Rubr. quibus modis solvantur 
matrimonia. 

2 ) A. a. 0. S. 120 ff. 

8 ) S. 1 10 ff. Die Wittenberger Juristen scheiden nur zum Theil strenger 
zwischen Gründen für die Trennung der Ehe und solchen für ihre Annul- 
lation wegen eines impedimentum dirimens : so wird denn der Irrthum über 
die Jungfrauschaft von ihnen häufig mit unter die Scheidegründe gerechnet. 

4 ) S. 42. 

6 ) A. a. 0. S. 75, 76 u. d. Rubr. Qnae sunt causae divortij § 14 ff. 

6 ) A. a. 0. S. 76. § 20, 21. 

7 ) A. a. 0. S. 79, 80. § 37 ff. 



Digitized by 



Google 



Geffcken, Zur alt. Gesch. u. ehegerichtl. Praxis d. Leipz. Ronsist. 63 

über die Jungfrauschaft der Braut hält er ebenfalls für eheauf- 
lösend und beruft sich dafür auf die Konsistorialpraxis '). We- 
senbeck nennt als von der Rechtsprechung seiner Zeit anerkannte 
Gründe der Scheidung Ehebruch , Misshandlungen und Lebens- 
nachstellungen sowie Desertion im Sinne von 1. Cor. 7 2 ) und er- 
örtert sodann in längerer Ausführung die von den Kanonisten 
allein zugelassene Trennung von Tisch und Bett, in deren Ver- 
werfung er soweit geht, auch dem schuldigen Theil die Wieder- 
verheirathung zu gestatten 8 ). 

Sehr eingehend handelt Benst von diesem Thema der Ehe- 
scheidungsgründe. Wegen Lebensnachstellung und Misshandlungen 
lässt er, falls andere Mittel vergeblich zur Sicherstellung des be- 
drohten Ehetheils versucht sind, die Scheidung vom Bande zu 
und sucht demselben sodann durch Landesverweisung des Schul- 
digen zur Wiederverheirathung zu verhelfen 4 ). Bei Ehebruch sei 
die Wiederverheirathungsbefugniss durch das römische Recht ga- 
rantirt, welches von den Theologen siegreich gegen das kanonische 
vertheidigt worden sei und in den Konsistorien gehandhabt werde ß ). 
Aus gleichem Grunde scheide die bösliche Verlassung vom Bande 6 ). 
Der Irrthum über die Virginität, so bezeugt Beust in Ueberein- 
stimmung mit Schneidewin, trenne nach Konsistorialpraxis die 
Ehe und mache die Wiederverheirathung erlaubt 7 ). 

Wie wir sehen, leiten Wesenbecks und Bensts Ansichten be- 
reits zu einer milderen Auffassung über, indem bei Sävitien eine 
Scheidung vom Bande für möglich angesehen wird, was der letzt- 
genannte Jurist allerdings nur auf dem strafrechtlichen Umwege 
erreicht. Direkt hatte diese Meinung bereits viel früher (1551) 
Melanchthon verfochten 8 ), indem er gestützt auf die 1. consensu 

*) A. a. 0. S. 83 — 85 u. d. Rubr. „An ratione erroris matrimonium sol- 
vatur" § 54 ff. 

*) Faratitla a. a. 0. Sp. 792 de divort. et repud. tit. il § 9. 

3 ) Paratitla a. a. 0. Sp. 793-795. 

4 ) A. a. 0. S. 108—113 de matrira. cap. 9 u. lö. 

5 ) A. a. 0. S. 128—132 de matrim. cap. 24 u. 25. 

6 ) A. a. 0. S. 132 u. 133 de matrim. cap. 26. 

7 ) A. a. 0. S. 143—147 de matrim. cap. 34. 

s ) In seinem Büchlein: de coniugio piae commonefactiones. 
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8. Cod. de repud. 5, 17 Sävitien als unbedingt zur Scheidung 
vom Bande genügend hinstellte. Viel weiter ist zwei Jahre spater 
in Leipzig Erasmus Sarcerius gegangen, der in seinem Werk: 
„Vom heiligen Ehestande * das Bedenken einiger gleichzeitiger 
Theologen über die Ehescheidung mittheilte, ohne deren Namen 
zu nennen. Dies Bedenken geht vom alten Testamente (5. Mos. 
24 y. 1 — 4) aus, erörtert, in wie weit Christus das mosaische 
Gesetz habe abschaffen wollen, und misst an dem hierbei gefun- 
denen Resultat die Vorschriften des romischen Rechts mit der 
Tendenz, dadurch diejenigen des kanonischen zu widerlegen. Im 
Allgemeinen kommt das Gutachten darauf hinaus, die Eheschei- 
dung in allen Fällen zu gestatten, wo die Gatten zur Fortsetzung 
ihrer Gemeinschaft nicht „willig oder tauglich" seien. Auf Ein- 
zelheiten braucht hier nicht eingegangen zu werden, denn es unter- 
liegt keinem Zweifel, dass eine Beeinflussung der Konsistorial- 
praxis durch so extravagante Theorien nirgends stattgefunden hat, 
zumal Sarcerius auf Klings ernste Vorstellungen hin in der 1556 
erschienenen zweiten Ausgabe seines Buches das erwähnte Be- 
denken mit einer Reihe von Berichtigungen versah. In dieser 
Form aber wird uns das Werk zu einer wichtigen Quelle der 
Wittenberger Praxis, auf die es fortlaufend Bezug nimmt. Dem- 
nach tritt Scheidimg vom Bande ein in Folge Ehebruchs, Un- 
glaubens, Irrthums über die Virginität und böslicher Verlassung, 
wobei unter Unglauben die 1. Cor. 7 charakterisirte Desertion 
verstanden wird. Streitig sei dagegen in der Sächsischen Praxis, 
sagt Sarcerius, ob auch wegen Quasidesertion und Lebensnach- 
stellungen geschieden werden solle, jedenfalls müssten, bevor darauf 
erkannt werde, zunächst Besserungsversuche mit dem Schuldigen 
angestellt werden, verschlage aber selbst zeitweilige Landesver- 
weisung nichts, so sei vom Bande zu scheiden. 

Wie verhalten sich nun unsere Leipziger Eheordnungen zu 
diesen Angaben über die Wittenberger Praxis? Es war bereits 
früher Gelegenheit gegeben auf den Einfluss hinzuweisen, welchen 
speziell die Zellische Ordnung den Ansichten Luthers eingeräumt 
hat. Auch hier, bei der Ehescheidung, bemerken wir wieder in 
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dem Bedenken von Zelle einen engen Anschluss an Lutherische 
Gedanken. Gleich ihm erklärt unsere Ordnung den Ehebruch für 
die einzige Ursache der Scheidung, gleich ihm aber subsummirt 
sie auch diesem Begriff Desertion und Quasidesertion. Die Frage, 
wie lange die deserta persona dem desertor nachzuwarten habe, 
stellt sie sowohl im Falle der konsumierten als der nicht kon- 
summirten Ehe ganz in das Ermessen des geistlichen Gerichts. 
Sävitien und error de virginitate finden keine Erwähnung. In 
der Dresdener Ordnung sind die betreffenden Bestimmungen fast 
analog, nur ist von Quasidesertion keine Rede, dagegen werden 
Sävitien und Lebensnachstellungen erwähnt, ihre Aburtheilung 
aber als Kriminalangelegenheit dem weltlichen Gericht zugewiesen. 
Die Fristen, nach deren Ablauf dem verlassenen Ehegatten die 
Scheidungsklage zusteht, werden auf drei und zwei Jahre normirt, 
je nachdem matrimonium consummatum vorliegt oder nicht, kann 
jedoch dem desertor ein Ehebruch nachgewiesen werden, so erfolgt 
daraufhin sofort Scheidung. Bemerken swerth ist übrigens in der 
Dresdener Ordnung noch der zweimalige ausdrückliche Hinweis 
darauf, dass nicht der Richter die Ehe trenne, sondern der schul- 
dige Gatte durch die That, welche den Anlass zur Scheidungs- 
klage gibt. 

Was endlich die Kirchenordnung von 1580 anbetrifft, so ist 
bereits oben (S. 25) erwähnt, dass sie sich nur mit der kriminellen 
Seite der uns hier beschäftigenden Fragen abgibt. Von diesem 
Standpunkt aus behandelt sie Ehebruch, Desertion und Quasi- 
desertion; ersteren belegt sie, falls nicht der beleidigte Gatte zur 
Versöhnung bereit ist, mit Todesstrafe oder Staupenschlag und 
Landesverweisung '), je nachdem zwischen den Partheien vor der 
Fornikation bereits Kohabitation stattgefunden hatte oder nicht; 
Desertion zieht ebenfalls Landesverweisung nach sich, bei Quasi- 
desertion ist dagegen nur von Massregeln zur Erzwingung der 



*) Für die Vorgeschichte dieser Bestimmung sind die von Distel in 
Zeitschr. f. KR. 24, S. 262—274 veröffentlichten fünf Gutachten der drei 
Landeskonsistorien, Johann Pfeffingers und der kursächsischen Hofprediger 
aus dem Jahre 1571 interessant. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV, l. 5 
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ehelichen Beiwohnung die Rede, wobei es aber kaum zweifelhaft 
sein dürfte, dass die ultima ratio gegenüber dem Hartnäckigen 
doch auch wieder die Exilirung blieb. So wird also hier eben- 
falls auf dem Umwege über das Strafrecht das Resultat der Ehe- 
scheidung erreicht. 

Kann nach alledem als ausgemacht gelten, dass im Jahre 1587 
in der sächsischen Konsistorialpraxis Ehebruch, bösliche Ver- 
lassung und verweigerte Kohabitation unangefochten als Scheidungs- 
gründe galten, während dies von Sävitien und Lebensnachstellungen 
zwar wahrscheinlich aber nicht unbedingt sicher ist, so muss hier 
an der Hand unseres Konsistorialberich ts festgestellt werden, dass 
in der wichtigen Frage des Irrthums über die Virginität eine 
solche Uebereinstimmung nicht stattfand: unter den Klagen der 
Leipziger Konsistorialen finden wir mit an erster Stelle erwähnt, 
dass die Wittenberger auch dann eine solche Ehe schieden, wenn 
dieselbe bereits konsummirt sei, während in Leipzig die Vollzieh- 
ung der copula carnalis als ein Akt angesehen werde, der den 
Mangel des Konsenses hebe. Wir haben oben (S. 63) gesehen, 
dass auch Beust sich der in Wittenberg herrschenden Ansicht 
anschliesst. 

Weniger erheblich sind die beiden ausserdem vom Leipziger 
Konsistorium hervorgehobenen Verschiedenheiten. Sie beziehen 
sich auf die Desertion: das Dresdener Konsistorium lässt die de- 
serta persona ihrem desertor nur zwei Jahre nachwarten, einerlei, 
ob die Ehe konsummirt war oder nicht, Leipzig hält im ersteren 
Fall sieben Jahre für nicht zu viel, richtet sich also hier wieder 
einmal mit Umgehung der Dresdener Ordnung nach dem Zellischen 
Bedenken, das die Wartezeit dem Ermessen des geistlichen Ge- 
richts freistellt. Das iuramentum diligentiae, welches die Leip- 
ziger Konsistorialen im Desertionsprozess der verlassenen Person 
aufzuerlegen für dringend nöthig halten, wird weder von der 
Wittenberger noch von der Dresdener Praxis anerkannt '). 

Wir sind am Ende unserer Betrachtungen angelangt. Dass 

! ) Dies bezeugt vom x Oberkonsistorium Beust a. a. 0. S. 141 de matri- 
iaonio cap. 31. 
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eine theilweise ziemlich bedeutende Verschiedenheit in der Recht- 
sprechung der kursächsischen Konsistorien mindestens bis zum 
Jahre 1587 bestanden hat, dürfte als bewiesen gelten, bei der 
weiteren Frage, wie diese schädliche Diskrepanz beseitigt worden 
ist, verlassen uns vorläufig die Nachrichten. Im Dresdener Haupt- 
staatsarchiv aber dürfte auch hierüber noch urkundlicher Auf- 
schluss zu ermitteln sein. 



5* 
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Ueber Hand- und Spann-Dienste. 

Von 
Konsistorialrath Dr. Caspar in Magdeburg. 

Ueber die Hand- und Spann -Dienst e bei kirch- 
lichen Bauten enthält das Preuss. Allgemeine Land -Recht 
Th. II Tit. 11 — im Anschlüsse an „§712: Die Kosten zum 
„Baue und zur Unterhaltung der Kirchengebäude müssen haupt- 
sächlich aus dem Kirchenvermögen genommen werden. § 713: 
„Es darf aber davon nicht mehr verwendet werden, als ohne Nach- 
teil der aus der Kirchenkasse zu bestreitenden jährlichen Aus- 
gaben geschehen kann" — die Bestimmung: 

„§ 714. Auch müssen, bei Landkirchen, die Eingepfarrten 
„in jedem Falle, ohne Unterschied, die nöthigen Hand- und 
„Spanndienste unentgeltlich leisten. " 

„§ 719. Bei Stadtkirchen werden die erforderlichen Hand- 
„und Spanndienste zu den übrigen Kosten geschlagen." 

Die Norm stimmt mit den nach § VII des Publikations- Patents 
vom 5. 2. 1794 vorgehenden provinziellen Ordnungen theils überein, 
theils unterscheiden sich letztere nur dadurch, dass sie die städti- 
schen Kirchengemeinden nicht ausnehmen, insoweit aber oft als 
obsolet gelten. 

Auf Grund des § 714 cit. ist es unstreitig, dass der Patron 
— vorausgesetzt, dass er Patron atslasten trägt, § 23 Kirchengem. - 
und Syn.-Ordnung v. 10. 9. 1873 — das Recht hat, die Beschaf- 
fung der Hand- und Spann-Dienste, ohne Heranziehung der Kirchen- 
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kasse, Seitens der Eingepfarrten zu beanspruchen. Während aber 
in einigen Gegenden angenommen wird, dass hiermit die Bedeutung 
des § 714 erschöpft ist, hat man in anderen Gegenden gemeint: 
der § 714 sei ein „Verbotsgesetz", wonach auch mit Zustimmung 
des Patrons keine Uebernahme der Kosten für Hand- und Spann - 
Dienste auf die Kirchenkasse zulässig sei, oder: nach § 714 sei 
eine Ausgabe aus der Kirchenkasse für Hand- und Spann-Dienste 
stets eine „bestimmungswidrige Verwendung*. 

Der Evangelische Oberkirchenrath hat in einem Falle folgende 
Entscheidung erlassen: 
E. 0. 6164. Berlin, 25. 9. 1890. 

Auf die gegen die Verfügungen des Königlichen Konsistoriums 
zu M. vom 14. 9. und 13. 11. 1888 unterm 31. 1. vor. J. erho- 
bene Beschwerde, deren Anlagen hierneben zurückerfolgen, er- 
widern wir dem Gemeindekirchenrath, dass es für zulässig erachtet 
werden muss, bei kirchlichen Bauten auf dem Lande die Kosten 
der nach den Vorschriften der Magdeburger Kirchen-Ordnung *) 
bezw. § 714 II 11 ALR's von den Eingepfarrten zu leistenden 
Hand- und Spann- Dienste durch Beschluss der kirchlichen Ge- 
meinde-Organe mit Genehmigung des Patrons und des Konsisto- 
riums im einzelnen Falle auf die leistungsfähige Kirchen kasse zu 
übernehmen. 

Nach dem uns inzwischen erstatteten Berichte des Königlichen 
Konsistoriums hat auch dieses von seinen früheren grundsätzlichen 
Bedenken hiergegen Abstand genommen und sich bereit erklärt, 
den dortigen Beschluss vom 7. 7. 1888, wonach die fraglichen 
Kosten auf die Kirchenkasse übernommen und zu dem Ende unter 
Tit. IV der Ausgaben in den Etat der Kirchenkasse für 1888/93 
eingestellt sind, zunächst für die laufende Etatsperiode zu geneh- 
migen. Wir betrachten die erhobene Beschwerde damit als er- 
ledigt, (gez.) Hermes. 

Die Entscheidung konnte nicht anders ausfallen, sowohl nach 
allgemeinen Erwägungen über Wesen und Zweck des Rechtes über- 



') vom 9. 5. 1739, caput 26, §§ 2 und 6. 
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haupt, als nach dem ausdrücklichen Inhalt des Allgem. Land- 
Rechts, welches im § 710 a. a. 0. den subsidiären Charakter der 
nachfolgenden Bestimmungen besonders hervorhebt, also die Auf- 
fassung derselben als Verbotsgesetze ausschliesst. 

Der Erlass ! ) erkennt auch, indem er die Genehmigung des 
Konsistoriums erwähnt, die in Rede stehende Verwendung von 
Kirchenmitteln als eine nicht „bestimmungs widrige u an, da es 
sonst der Genehmigung der Zentral-Instanzen bedürfte (vgl. die 
im Erlasse der EO. vom 9. 9. 1878, Kirchl. Gesetz- u. V.-Blatt 
1878 Seite 141, angeführten Vorschriften). Nach dem Kirchen- 
gesetze vom 18. Juli 1892, Kirchl. Gesetz- u. V.-Bl. 1893 S. 9, 
Gesetz-Sammlung 1893 S. 25, bedarf es also nunmehr einer be- 
sonderen Genehmigung von Aufsichtsbehörden um deswillen, weil 
Hand- oder Spann-Dienste aus der Kirchenkasse bezahlt werden 
sollen, überhaupt nicht mehr. 

') Vgl. auch Verhandl. der 6. ord. Provinzial-Synode d. Prov. Sachsen 
1890 Seite 195. 
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Leipziger Schöppenspruch gegen einen branden- 
burgischen Geistlichen (1615). 

Mi tget heilt 

von 

Theodor Distel -Dresden. 

Kürzlich ist in der Allgemeinen Deutschen Biographie ein Ar- 
tikel über den Kaplan zu St. Petri in Köln an der Spree, Peter 
S tu ler, erschienen, in welchem ich auf den hier folgenden Leipziger 
Schöppenspruch aus dem Jahre ') 1615 bereits aufmerksam ge- 
macht habe. Am Palmsonntage des genannten Jahres predigte 
St. aufrührerisch, so dass es am folgenden Tage 2 ) in den beiden 
brandenburgischen Residenzstädten zu Tumulten kam. Kur- 
fürst Johann Sigismund zu Brandenburg befragte sich deshalb, 
nachdem Zeugen verhöre stattgefunden hatten, unterm 31. August 
darnach bei den Leipziger Schoppen. Ihre Antwort ist in Berlin 
nicht mehr vorhanden, doch verdanken wir eine Abschrift davon 
folgendem Umstände : Kurfürst Johann Georg I. zu Sachsen hatte, 
wie es nach den benutzten Akten scheint, durch seine Schwägerin, 
Hedwig, von dem gesprochenen Urtel gehört und verlangte am 
8. April 1616, Kenntniss (und Rechenschaft) von demselben zu er- 
halten, „weil die Sache einen unserer wahren, evangelischen Re- 
ligion zugethanen und derowegen bedrängten Prediger betroffen** 
habe. Beides wurde unterm 19. desselben Monats ausgefertigt *). 
Im Wesentlichen hat nun das Rechtsgutachten diesen Wortlaut: 

*) Ein Datum trägt auch dieser ans dem von mir in der Zeitschrift f. 
d. gesammte Strafrechtswissenschaft X. (1890) 481 ff. angegebenen Grunde nicht. 

2 ) Es war am 13., nicht, wie das Urtel angibt, am 3. April. 

3 ) K. S. Hauptstaatsarchiv: III, 59a fol. 8 Nr. 80 BU. 365 tf. 
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„ . . . Dieweil ... die . . . Zeugen . . . Niemand anders, 
als [ihm] und seiner Predigt . . . zumessen . . ., weil er in der- 
selben fremde Händel, so auf die Kanzel nicht gehören l ) . . . 
und hernach gegen männiglich vorgegeben, dass ihm wegen solcher 
Predigt Gefahr zustehe und er derhalben aufgehoben, gefangen 
und beim Kopfe genommen werden möchte, und er von etlichen, 
auch hohen Personen wegen seiner vorstehenden Gefahr gewarnt 
wäre worden, auch ungeachtet dergleichen, wie er ihm *) einge- 
bildet, man wider ihn nichts vorgenommen, er sich doch .... 
davon gemacht und im Weggehen, auch hernach vor den Thoren, 
einem Jeden, so er angetroffen, mit weinenden Augen ,gute Nacht 4 
gegeben und über die grosse Gewalt, so man ihm anthun wollte, 
sich beklagt und also gleichsam hierdurch die Gemüther des ge- 
meinen Haufens ... zu obangeregtem Aufruhr . . . bewegt . . . : 
so hat [er] an diesem allen . . . unrecht und zu viel gethan und 
ihm dergleichen als einem Prediger und Diener göttlichen Worts 
vorzunehmen nicht gebührt, derowegen wird ihm billig nachge- 
trachtet und wann er zu Haften gebracht, wegen Obangeregts ihm 
gebührliche und articulsweise Vorhaltung gethan, und auf den 
Fall er Eines oder das Andere leugnen [sollte], ihm der Abge- 
hörten Zeugenaussage vorgelesen, er auch mit Etlichen, da es 
nöthig, confrontirt und ihm daneben ernstlich untersagt 3 ), die 
Wahrheit zu bekennen, weil er sonderlich dessen, so ihm vorge- 
halten, durch Zeugen allbereits nothdürftiglich überführt. Und, 
wann Dasselbe also, wie itzo erzählt, erfolgt . . . , mag er ... , 
weil . . . nicht zu befinden, dass tractatus vor dem . . . Tumult 
. . . vorhergegangen und dass [er] mit Etlichen Unterredung ge- 
pflogen . . . und Dieselben zu solchem Tumult . . . überredet, 
auch selber darein gewilligt, noch, dass er durch genügsame Con- 
jecturen . . . überführt, durch . . . sein Beginnen . . . quietein 
publicam und populi zu turbiren, welche requisita gleichwohl die 
gemeinen Rechte deroselben . . . Rechtslehrer, wann die auctores 



x ) Er hatte sich politisch über Jülich geäussert. 

2 ) Der alte Dativ der dritten Person. 

3 ) = dabei bemerkt. 
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seditionis mit der ordentlichen Strafe, so sonst auf das hochsträf- 
liche Laster zu Recht verordnet, zu belegen, ausdrücklich erfordern, 
sondern er . . . selber wohl nicht gedacht, dass dieses Wesen 
einen solchen gefahrlichen Ausgang . . . erreichen sollte , mit 
Landesverweisung gestraft werden, welche zuerkannte Strafe 
. . ., wie lange solche währen . . . [solle] in e. churf. g. gnä- 
digste Discretion hiermit . . . gestellt wird. Und auf den Fall, 
[dass] . . . Stüler über allen angewandten Fleiss nicht zu erlangen 
[wäre], wird an den Oertern, da er sich aufhalten thut und seiner 
Obrigkeit, darunter er itzo gehört . . ., seine Verbrechung . . . 
billig mit allen Umständen notificirt und zugleich gesucht, dass 
er zu Vollstreckung seiner verwirkten . . . Strafe möchte abge- 
folgt werden. Da aber auch Dieses nicht zu erlangen oder der 
Mangel an Stülern selber sein, dass er sich persönlich nicht ge- 
stellen und, was rechtlich erkannt, an ihm l ) exequiren lassen 
wollte: würde auf den Fall, damit gleichwohl seinem Muthwillen 
und Ungehorsam gesteuert . . . [werde], in contumaciam wider 
ihn billig verfahren, er dazu, in subsidium in eigner Person zu 
erscheinen, gebührlich geladen, darauf alsdann, er erscheine und 
parire solcher Citation, bringe auch seine rechtliche Nothdurft . . . 
darwidei» ein, oder thue es nicht (jedoch, wann zuvor registrirt, 
wie die Citation insinuirt) seiner Person halben, auch wie weit 
mit ihm zu procediren oder sonst in dieser Sache ferner ergehen 
soll, was Recht ist. . . ." 



*) Man vergl. S 72 Anm. 2. 
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Ein kursächsischer, lutherischer Geistlicher als Todt- 
schläger (1646). 

Mitgetheilt 

von 

Theodor Distel -Dresden. 

Einem im K. S. Hauptstaatsarchive (Lokat. 9700 f) befind- 
lichen Aktenstücke entnehme ich über den 1646 als Todtschläger 
zur Verantwortung gezogenen Pfarrer zu Liemehna, im Amte Eilen- 
burg, M. Eustachius Möller, Folgendes: 

Angetrunkene Bauern aus Gottscheina im Amte Leipzig waren 
zu Wagen von Eilenburg in die wüsten Gärten zu Liemehna ge- 
kommen und hatten dort Obst geschüttelt. Die dasigen Ein- 
wohner wollten dies nicht leiden, eine Schlägerei begann, der 
Pfarrer kam auch dazu, ermahnte vergeblich zur Ruhe, mischte 
sich schliesslich in den Kampf ein und hieb mit einem Schlage 
den Bauer Brosius Merkwitz zu Boden, dass dieser am dritten 
Tage den Geist aufgeben musste. Das in der Sache, wohl von 
den Leipziger Schoppen, eingeholte Urtel verurtheilte M. zu einem 
Wergeide, zu ewiger Landesverweisung und in die Kosten. Um 
Gnade, d. h. um eine Verwandlung der Strafe in eine Geldbusse 
bittend, wandte sich der Delinquent am 4. September 1647 *) an 
den Kurfürsten Johann Georg I. zu Sachsen und betonte, dass er 
unvorsätzlich gehandelt habe, das Opfer auch durch Verwahr- 
losung gestorben sein könne, er die Zufriedenheit seiner Gemeinde 
besitze, (von fünfzehn) noch drei unerzogene Kinder habe und 



') Ein Schreiben Hess er aus Dresden noch unterm 27. desselben Mo- 
nats folgen. 
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sein Weib abermals erwarte. Er verschmäht sogar nicht, zu 
schreiben, dass er, so bestraft, leicht gezwungen werden könne, 
statum et religionem zu mutiren und, wenn es ihm glücken 
sollte, Feldprediger zu werden, er vielleicht nolens volens das Land 
wieder betreten müsse. Auch sein Weib, Maria, Hess ein rüh- 
rendes Gesuch folgen. Der Schösser zu Eilenburg, Johann Fischer, 
erstattete, auf an ihn ergangenen Befehl, unterm 24. September 
gen. Js. Bericht und befürwortete M.'s Gesuch, indem er vor- 
schlug, die Busse zum Dache der von den Schweden vor einigen 
Jahren mit der Pfarrwohnung abgebrannten Dorfkirche zu ver- 
wenden. 

Das Vermögen M.'s bestand ans einem unter das Rittergut 
Püchau gehörigen, abgebrannten und viele Jahre wüste gelegenen 
Bauerngute, sowie aus einigen wüsten Aeckern und Wiesen, das 
Alles damals, als kaum den Werth der darauf haftenden Herr- 
schaftsgefälle repräsentirend, hingestellt wird. 

Die Räthe trugen die Sache ihrem Herrn unterm 1. November 
gen. Js. schriftlich vor und reskribirte Derselbe am 11. darnach 
also: dass M. einhundertfunfzig Gulden Strafe zum Kirchenbaue 
in seinem Pfarrdorfe einbringe. 
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ganz anderen Prinzipien beruht als die Richter'sche, ist ja bekannt und 
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Kons.R.Abt Dr. H i 1 1 e hinterlassenen Aufzeichnungen bearb. v. Kell- 
ner. II. Braunschweigisches. Braunschw. 93. Wollermann. 

Auf den 1890 erschienen I. Teil, welcher die allgemeinen Lehren 
enthält, ist jetzt der II. gefolgt, welcher die speziellen Verhältnisse der 
Braunschweigischen ev. Landeskirche darlegt, wobei auch kurz die 
Katholiken und Dissidenten gestreift werden. Ein wissenschaftlicher 
Massstab darf an das Buch nicht angelegt werden. Weder kann die 
Benutzung der Litteratur befriedigen, noch die Systematik, auch tragen 
die allgemeinen Ausführungen einen durchaus dilettantischen Charakter. 
Aber bei dem Mangel einer Darstellung des heutigen Br. Kirchenrechts, 
ist der vorliegende Versuch, namentlich da er auch einiges geschicht- 
liche Material giebt, immerhin nicht ganz werthlos. E. Fr. 

6. Schiapoli,* Diritto eccles. vigente in Francia vol. IL Re- 
golari: Ordini e congregazioni religiöse. Torino Bocca 93. 

In schneller Folge ist die IL Lief, des vortrefflichen Werkes er- 
schienen, welches die Orden und geistlichen Genossenschaften behandelt. 
Die französische Literatur selbst kann keine so vollständige Bearbei- 
tung dieser Materie aufweisen, und so verdient denn das fleissige Buch 
auch in Deutschland alle Beachtung. E. Fr. 

7. Black, Handbook of Scotish Parochial Law other than 
Ecciesiastical. Edinb. 93. 

8. Analecta ecclesiastica. Revue Romaine, theorGtique 
et pratique de theologie, droit canon., jurisprudence, administrat., litur- 
gie, hist. etc. I. Annee. 1. livr. Jan vier 93. 

(Fortsetzung d. 1891 eingegangenen Analecta iuris pontificii.) 

HI. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren, 

1. Paschal de Siena, Commentar. in constitutionem ap. sedis 
secund. illustriorum interpretum doctrinam et novissimas SS. roman. 
congregat. decisiones. Neapoli 93. 

2. Lüge. D. Ges. u. Verordn. üb. d. ev. K.Verfass. i. d. älter. 
Provinzen d. Monarchie, nebst einig, ander, wichtigen K.Gess. Auf 
Grund amtl. Quellen zusammengestellt u. m. Anmkgen., sowie ausführl. 
Sachregister versehen. Berlin 93*. 
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3. Ulrich, Gess., Verordnen., Ausschreiben u. Bekanntmachungen 
f. d. Bez. d. kgl. Regierung z. Aurich, welche in Schulsachen ergangen 
sind. Bd. 5. 1886 1/7 bis Ende 1892. Aurich 93. 

4. Kraussold, D. in d. bayer. protest. Landeskirche diess. d. 
Rh. gegenwärtig gültigen Gess. u. Verordn. In kurzgefasster System. 
Zusammenstellung. München. Beck. 93'. 

5. Waentig*, Dr., Verfassungsgesetze d. ev. luth. Landeskirche 
d. Kgr. Sachsen sowie d. f. dieselbe erlassenen neueren Gesetze u. Ver- 
ordnungen. Mit erläuternden Anmerkungen, einem Anhange, enthaltend 
die Gess. üb. d. staatl. Beaufsichtigung d. Religionsgesellschaften, die 
interkonfessionellen Verhältnisse, die Erhebung d. Kirchenumlagen u. d. 
Sonntagsheiligung u. einem Sachregister. Leipzig. Rossberg. 94. 8 M. 

Das Buch ist eine neue Auflage der von v. Seydewitz veranstal- 
teten, jetzt vergriffenen Ausgabe der neueren Kirchengesetze f. d. Kgr. 
Sachsen , aber es unterscheidet sich von der letzteren dadurch , dass 
nicht nur die neueren, sondern auch die älteren Kirchengesetze bis auf 
die Kirchenvorstands- und Synodalordnung rückwärts Aufnahme gefunden 
haben. Nur die ebenfalls von Waentig herausgegebenen Pensionsge- 
setze und die Disziplinarordnung sind fortgeblieben. Aber das Bach 
enthält auch mehr als sein Titel erwarten lässt. Denn es sind auch 
die Bestimmungen über das ius circa sacra des Staates, über Eherecht, 
Standesbuchführung, Sonntagsheilignng u. s. w. zum Abdruck gelangt. 
Alle Gesetze sind erläutert aus den Materialien, den Verordnungen und 
Gerichtserkenntnissen, so dass ein ungemein reichhaltiger Stoff in ge- 
drängter Form dem Leser geboten wird. Wenn, auch das Buch wesent- 
lich für die Bedürfnisse der Praxis bestimmt ist und zu deren Befrie- 
digung in hervorragendem Masse geeignet erscheint, so wird es doch 
auch dem Theoretiker, der sich über sächsische Verhältnisse unterrichten 
will, vortreffliche Dienste leisten. E. Fr. 

6. Codice ecclesiastico. Leggi, regolamenti, decreti, cir- 
colari, riguardanti le istituzioni eccles. , con note, raffronti, commenti 
e giurisprudenza. Firenze 93. 

IV. Quellen des Kirchenrechts. 

1. Harnack, Gesch. d. altchristl. Literatur bis Eusebius I. d. 
Ueberlieferung u. d. Bestand. Bearb. u. Mitwirk. v. Preuschen. Leipz. 93. 

2. H ti b 1 e r , Kirchl. R.Quellen. Urk.buch z. Vorles. üb. d. K.R. 
Berl. 93 2 . 

3. Landon, A manual of Councils of the Holy Catholic Church. 
1. 2. new. edit. Griffith. Lond. 93. 
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4. S a v i , La dottrina dei dodici apostoli, Stndi e documenti di 
storia e diritto XIII, 209. XIV, 3. 

5. M a i o c c h i , La Dottrina dei Dodici Apostoli. Documenta del 
primo secolo della chiesa publicato nel suo testo originale con versione 
e commenti. Modena 93*. 

6. M o r i n , Dicouverte d'une antique traduction latine de Tepitre 
de S. Clement ä l'egl. de Corinthe, Revue benädict. 93, 402. 

7. F i c k e r , Studien z. Hippolytfrage. Leipz. 93. 

8. L o o n , De kritiek der Ignatiana in onze dagen, Theol. Tijdschr. 
1893, 275. 

9. Harnack, Das Zeugnis des Irenaeus über das Bestehen d. 
röm. Kirche. Sitzungsber. d. Preuss. Ak. 1893. XLIII. 

10. Gegen Morin, welcher in der Revue Benedict. 91. S. 97 (s. oben 
Bd. 3. IV, 17) den pseudo-hieronym. tractat de Septem ordinib. ecclesiae 
dem Faustus v. Riez zugeschrieben hatte, wendet sich Engelbrecht, 
Patr. Analekten Wien 92 ; der betr Brief sei in Gallien bald nach 442 
von einem Bischof an einen solchen geschrieben. 

11. Funk, D. apostol. Konstitut., insbes. d. VIII. B. im Verh. zu 
den verwandten Schriften : Constitut. per Hippolytum , Aegypt. K.O., 
Kanones Hippolyts, Theol. Quart.Schr. 75, 594; auch abgesondert er- 
schienen Tübing. 93. 

12. Funk, Ap. Konstit. (siehe Bd. 2. IV, 4)Rezens.: Duchesne: 
Bullet, critique XIII, 3, 92, 5. März. Harnack, theol.fStud. u. 
Kritik 1893, H. 2. 

13. B r e t h o 1 z , D. Unterschriften in d. gall. Concilien d. VI. u. 
VII. Jahrh. N. Arch. 18, 627. 

14. Concilia aevi merovingici recensuit Frid. Maassen. 
Hannov. 1893. Mon. germ. L.Z. sect. VI. concilia t. 1. 

Nach dreizehnjähriger Arbeit legt uns der verehrte Herausgeber 
jetzt den Text der Merowingischen Concilien auf handschriftlicher Grund- 
lage vor. Damit sind das Concil. Epaonense 517 und Lugdnnense, 516— 
23, obgleich sie im Burgunderreiche abgehalten wurden, verbunden 
worden, ebenso das Arelatense 524, Carpentoratense 527, Vasense 529, 
Arausicanum 529, Massiliense 533, obgleich sie im Gebiete der Gothi- 
schen Herrschaft stattgefunden haben. Selbstverständlich sind die von 
Friedrich nach Amort und von Maassen selbst früher herausgegebenen 
Concilien mit aufgenommen worden. Sonst haben sich nur Notizen über 
die Concilien ergeben, nicht neue, uns unbekannte Schlüsse von solchen. 
Bei jedem Concil sind die benatzten Codices angegeben und erklärende 
Bemerkungen , auch Verweise auf die Literatur hinzugefügt worden. 
Ein genaues Sachregister ist namentlich wertvoll. Angenehm wäre 
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es gewesen, wenn die einzelnen canones mit kurzen Inhaltsrubriken ver- 
sehen worden wären, wie sie z. B. in der handlichen Ausgabe von 
Bruns angetroffen werden, und noch mehr würden wir erfreut gewesen 
sein, wenn auch die der fränkischen Herrschaft vorangegangenen galli- 
schen Concilien in die Ausgabe hereingezogen worden wären. Für 
deren Edition bleibt nun in den Monumenta kein Platz. E. Fr. 

15. Ordo S. Columbani abbat, de vita et actione monachor. 
ed. Seebas s. Ztschr. f. K.Gesch. 14, 76. 

16. Seebass, D. Poenitentiale Columbani, Ztschr. f. K.Gesch. 
14, 430. 

17. Schmitz, Spuren eines röm. Bussbuches im oriental. KR., 
Arch. f. K. KR. 70, 278. 

18. Gregor ii I. , P. registrum epistolar. üb. VIII. IX. ed. 
Hartman. Mon. Germ. Epp. II, 1. 

19. Du mm ler, epistolae Bonifatii Mon. Germ. Epp. III. Hannov. 

20. P a t e 1 1 a , Glosse di diritto canonico dell' epoca carolingia 
Bologna 93 (aus Archivio giurid.). 

21. Krause, Hincmar v. Reims, der Verf. der s.g. Collectio de 
raptoribus im Kapitular v. Quierzy 857, Neues Arch. 18, 303. 

22. Krause, D. Münchener Handschr. 3851. 3853. mit einer 
Compilation v. 181 Wormser Schlüssen. N. Arch.; 9, 87. (weist, wie 
schon Wasserschieben vermuthete, nach, dass der Verf. der Coli. XII. 
part. eine unbekannte Compilation benutzte , die mit echten Wormser 
Schlüssen begann, und dass diese Sammlung im Cod. Monac. 38513 
vorliege.) 

23. S d r a 1 e k , Wolfenb. Fragmente. Entgegnung gegen die Kritik 
Gietls Hist. Jahrb. 14, 371 (vgl. Bd. 2. IV. no. 28. Bd. 3. IV. no. 25). 

24. Singer, Beitr. z. Würdigung der Decretist. Litteratur, A. f. 
K. K.R. 69, 369. 

25. Gietl, Sentenzen Rolands (vgl. Bd. 2. IV. 31) Rezens.: Bon- 
wetsch. Gott. G. A. 1893. S. 346. 

26. Schulte, D. Summa mag. Rufini (vgl. Bd. 2. IV. 35.) Re- 
zens.: Thanerin Gott. G. Anz. 1892. S. 950. 

27. Berger, Hist. de la Vulgata pendant les premiers siecles du 
moyen äge. Par. 93. 

28. Dorez et Guiraud, Les Registres d'Urbain IV. (1261— 
64). Recueil des Bulles de ce pape. Par. 93. Fase. 1. 

29 Jordan, Les registres de Clement IV. (12 66—68). Recueil 
des bulles de ce pape. Par. 93. 1 Fase. 

30. Guiraud et Cadier, Les Registres de Gregoire X. et de 

Deutsche Zeitsohr. f. Kirohenreoht. IV, 1. 6 
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Jean XXI. (1271—1277) Recueil des Balles de ces papes. Par. 93. 
Fase. 1. 

31. Formelbach d. päpstl. Kanzlei a. d. Mitte d. XIV. 
Jahrh. Hist. Jahrb. 14, 814. 

32. Lea, Aformulary of the papal poenitent.: Rezens. Thaner. 
Gott, G. A. 1893. S. 898. (Vgl. Bd. 3. IV, 32.) 

33. Fita, Concilios espaiioles: provincial de Braga 1261 y nacio- 
nal de Sevilla 1478. Bol. de la r. ac 22, 209. 

34. D i e 1 1 e r 1 e , D. Franziskan. Summae confessoram u. ihre 
Bestimmungen üb. d. Ablass. Progr. Döbeln 93. 

35. Fahre, ätude snr le Liber Cens. (vgl. Bd. 3. V, 22): Re- 
zens.: Tangl, Mitth. d. Instit. f. österr. Gesch.Forsch. 14, 494. 

36. Geffroy, Le Liber censuum, S6ances et Travaux de Tacad. 
des sciences moral. et polit. Corapte renda 1893, p. 303. 

37. Testamenta Karleolensia: The series of wills from 
the pre-reformation. Registers of the Bishop of Carlisle 1353 — 86. 
Carlisle 93. 

38. T a d r a , Acta indiciaria consistorii Pragensis (Sondni Akta 
konsistore Prazsk6) 1. (1373—79). Prag 93. 

V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 

1. Biesenthal, D. urchristl. K. in Lehre n. Leben nach d. 
Hti*xn xföv öcööexa ditooxöXwv. Progr. d. Gymn. in Insterb. Das. 93. 

2. Le Blant, Les persßcuteurs et les martyrs aux premiers siecles 
de notre 6re. Par. 93. — Rezens.: Revne critiqne 1893. no. 45. 

3. Le Blant, Les Sentences prononc6es contre les chretiens, 
Melanges de l'äcole franc. de Rome t. XII. 1892. 

4. Allard, Hist. des perstteutions du 1 — 4. stecle Nouv. ed. 1 — 5 
Par. 93. 

5. Sobkowski, Episkopat u. Presbyterat in d. ersten christl. 
Jahrhunderten. Würzb. 93. 

6. Z ö c k 1 e r , Bibl. u. kirchenhist. Stud. H. 2 : Diakonen u. Evan- 
gelisten; z. Entwickelg. d. Kirchen- u. Gem.Aemter im Urchristenth. M. 
bes. Rucks, auf Sohm KR. Bd. 1. München 93. 

7. S a t o 1 1 i , De l'61ect. des ministres de l'egl. aux premiers stäcles, 
Journ. de droit can. 13, 385. 

8. Ramsay, The church in the roman empire before A. D. 170. 
With maps and illustrations. Lond. 93. 

9. Z a h n , D. apostol. Symbolum. Eine Skizze seiner Geschichte 
und eine Prüfung seines Inhalts. Leipz. 93. 
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10. Ernst, Zar Auffassung v. d. Ketzer taufe, Ztschr. f. kath. 
Theol. 1893, 79. 

11. Duchesne, Le sedi episcopali nel' antico ducato di Roma, 
Arch. della R. Soc. Rom. di Storia patria XV, 476. 

12. Funk, D. päpstl. Bestätig, d. acht ersten allgem. Synoden, 
flist. Jahrb. 14, 485. 

13. Stutz, D. Verwaltung u. Nutzung d. kirchl. Vermögens in 
d. Gebieten d. Weström. Reiches v. Constantin d. Gr. bis z. Eintritt 
d. german. Stämme in d. kath. K. Berl. Dissert. 

14. Duchesne, La primatie d'Arles (Bullet, et m6m. de la soc. 
nat. des antiquaires de France. Vl e s6rie T. IL M6m. 1891 (1892) 
p. 155 (auch abgesondert erschienen Par. 93). 

15. Kehr, i). s.g. Karoling. Schenkg. v. 774. Hist. Ztschr. 70, 385. 

16. B r u n e n g o , II patriziato romano di Garlomagno. Prato 93. 

17. Imbart De la Tour, de eccl. rustican. (vgl. Bd.L V. 51) 
Recens.: Guillaume, Bibl. de l'ec. des Ohartea 53, 626. 

18. P r 6 v o s t , L'eglise et les campagnes au moyen äge. Par. 92. 

19. Blondel, De advocatis ecclesiasticis in Rhenanis praesertim 
regionib. a nono usque ad tredecim. secul. Thes. Par. 92. 

20. Meyer, Z. Investiturgesetz Gregors VII., Festschr. d. Friedr.- 
Coll. z. Königsb. p.75. 

21. Linder, Z. Gesch. d. Immunität od. d. geistl. Vorrechte, Ztschr. 
f. K.Gesch. 14, 453. 

22. Lea, The taxes of the papal penitentiary, Engl. Histor. 
Review 93,424. 

23. König, D. päpstl. Kammer unter Clemens V. u. Johann XXII. 
Wien 93. 

24. Sickel, Ein Ruolo di famiglia d. Papstes Pius IV., Mitth. 
d. Instit. f. Oester. Gesch. Schreibung. 14, 537. 

VI. Staat und Kirche. 

1. Quilliet, De civilis potestatis origine theoria catholica. Lille 
93 Diss. in. 

2. Cadorna, Religione, diritto, libertä. Della condizione giu- 
ridica delle associazioni e delle autoritä religiöse negli Stati civili. 
Ediz. postuma con cenni biografici del senat. M. Taharrini. 1. 2. Milano 93. 

3. Fremont, Les rapports de TEglise et de l'Etat consid6r6s au 
double point de vue th6orique et pratique. Conference Par. 93*. 

4. Bungeroth*, D. Simultanstaat. Seine Grundlage, sein posi- 
tives Recht und seine Ent Wickelung. Bd. 3. Die Pflege des kirchl. 
Lebens durch den Simultanstaat. Nach ihren Zielen entwickelt. 93. 

6* 
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Bd. 4. Das Zusammenleben der ev. u. kath. Bürger im Simultanstaate. 
Zur Erzielung dauernden Friedens. Barmen. Wiemann 93. 

Mit diesen beiden Bänden ist das oben (Bd. III. VI, 4) angezeigte 
Werk zum Abschluss gebracht. Der Charakter derselben entspricht 
dem der ersten beiden Blinde. Der Verf. wünscht das Verhältniss des 
Staates zur ev. Kirche wiederhergestellt zu sehen, wie es Luther vor- 
geschwebt hat: Eine evangelische Landeskirche, d. h. der preussische 
Staat — denn um diesen allein handelt es sich für den Verf. — soll 
ein evangelischer sein, den Katholiken nur Duldung vertragsmässig ge- 
währt werden. Für die Fortdauer des landesherrlichen Kirchenregiments 
wird energisch eingetreten, im Uebrigen aber manche Umänderung der 
Kirchenverfassung befürwortet: so die Einführung einer Gemeindesynode, 
eine Organisation des Lehrstandes, aus deren Verbänden durch Wahl 
Provinzialbischöfe und ein Landesbischof hervorgehen, und die auch 
bei Besetzung der theologischen Professuren massgebend sein soll. 
Die Eheschliessung ist der Kirche zurückzugeben, bei gemischten Ehen 
gesetzlich Erziehung der Kinder in der Konfession des Vaters anzu- 
ordnen u. s. w. Der Verf. übersieht durchaus, dass das heutige Ver- 
hältniss der Kirche zum Staate das Produkt einer dreihundertjährigen 
geschichtlichen Entwickelung ist und sich nicht in eine Schablone pressen 
lässt, welche theoretisch ausgedacht ist und als absolut unrealisirbar 
bezeichnet werden muss. E. Fr. 

5. Barns ay, The Church and the Empire in the first Century. 
The Expositor 1893. July sqq. 

6. G o e r r e s , K. u. Staat i. Ostgotenreich v. Eurich bis auf Leo- 
vigild (466—567/69). Theol. Stud. u. Krit. 1893, 708. 

7. Goerres, K. u. Staat i. Vandalenreich 429—534. D. Ztschr. 
f. Gesch. 10, 14. 

8. G a 1 1 i e r , Du röle des ev§ques dans le droit public et prive 
du Bas-Empire. Des 6v6ques dans leurs rapports avec le pouvoir civil. 
Par. 93 (These). 

9. Weyl, Bezieh, (vgl. Bd. in. VI, 8) Rezens.: Kehr Hist. 
Ztschr. 71, 81. 

10. Mon. German. Hist. Libelli de lite imperatorum 
etpontificum saec. XI. et XII. conscripti* tom. II. Hannover Hahn 92. 

Wir haben den Inhalt des I. 1890 erschienenen Bandes in Bd. I. VI. 
Nr. 17 mitgetheilt. Der neue enthält : 

1. Libelli Bernaldi presbyteri monachi ed. Thaner. 

2. Altercatio inter Urbanum et dementem ed. Sackur. 

3. Libri de unitate eccl. conservanda ed. Schwenkenbecher. 
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4. Walrami et Herrandi epistolae de causa Henrici regia conscriptae 
ed. Dümmler. 

5. Deusdedit presb. card. libellus contra invasores et symoniacos 
et reliqnos schismaticos ed. Sackur. 

6. Benonis aliorumque cardinal. schismaticor. contra Gregor. VII et 
Urbanum II scripta ed. Francke. 

7. Tractat. Garciae Spoletani canonici de Albino et Rufino ed. Sackur. 

8. Sigeberti mon. Gemblac. apologia contra eos qni calumniantur 
missas coningatorum sacerdotum ed. Sackur. 

9. Leodicensium ep. adversus Paschalem pap. ed. Sackur. 

10. Hugonis mon. Floriacens. tract. de regia potestate et sacerdotali 
dignitate ed. Sackur. 

11. Tract. de investitura episcopor. ed. Bernheim. 

12. Rangerii ep. Lucensis lib. de anulo et baculo ed. Sackur. 

13. Gregorii Catinens. mon. Farfens. orthodoxa defensio imperialis 
ed. Heinemann. 

14. Brunonis ep. Sjgnini libell. de symoniacis ed. Sackur. 

15. Brunonis ep. Signini epist. IV ed. Sackur. 

16. Placidi mon. Nonantulani lib. de honore eccl. ed. Heinemann 
et Sackur. 

17. Ivonis ep. Carnotens. epp. ad litem investiturar. spectsntes 
ed. Sackur. 

18. Disputatio vel Defensio Paschalis papae ed. Sackur. 

19. Hildeberti ep. Cenomanensis epp. de Paschali papa ed. Sackur. 

20. Carmen rhytmicum de captivitate Paschalis papae ed. Dümmler. 

21. Goffridi abbat. Vindocinensis libelli ed. Sackur. 
Index nominum et rer. memorabiliura auctore Dieterich. 
Index anctoritatnm auctore Dieterich. 

Es ist nicht die Fülle neu entdeckter oder bisher ungedruckter 
Schriften, welche das Unternehmen zu einem überaus dankenswerthen 
gestaltet. Denn im I. Bande ist neu nur Manegold, im II. das Gedicht 
des Rangerius (oben Nr. 12). Aber bisher besassen wir von allen 
Autoren — abgesehen von Nr. 3 — noch keinen kritisch brauchbaren 
Text und die verschiedenen Schriften waren an so viel Orten zusammen- 
zusuchen, dass man sich kaum ein Bild der grossen literarischen Be- 
wegung verschaffen konnte. Diese interessirt freilich mehr den Cano- 
nisten als den Historiker. Der erstere findet, dass die kanonistische 
Jurisprudenz in Deutschland schon eine Ent Wickelung erreicht hatte, 
die bisher unterschätzt wurde. Von besonderer Bedeutung ist auch die 
Schrift des Deusdedit, welche Gratian vorgelegen hat (vgl. Ztschr. Bd. I. 
IV. Nr. 34) und bei welcher der Herausg. die Beziehungen zu dem 
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Rechtsbuche genau angegeben hat. S. 356 ist übrigens statt Gratian 
C. XX zu lesen: C. XXI und erscheint mit Rücksicht auf Maassen 1, 161 
die Bemerkung gegen mich als unzutreffend. Die beigegebenen Quellen- 
register sind genau und es würde sich wohl verlohnen, sie in ihren Be- 
ziehungen zu den Rechtssammlungen zu untersuchen, wenn diese nur end- 
lich einmal kritisch herausgegeben würden. Wir unterschreiben daher 
gerne den im Vorwort an die Bibliotheken und Archivvorstände ausge- 
sprochenen Wunsch, dem Unternehmen noch bisher vermisste Schriften, 
namentlich die des Bonizo, zugänglich zu machen. Ja wir möchten den 
Gedanken anregen, ob es sich nicht empfehlen würde, auch in gleicher 
Weise die spätere Literatur aus der Zeit Ludwigs des Bayern zu be- 
handeln. Eine kritische Ausgabe des Defensor pacis würde nur eine 
Ehrenschuld an einen der bedeutendsten Geister des Mittelalters abtragen. 

E. Fr. 

VE. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 

1. Schmid, Austritt (vgl. Bd. III. VII. 17) Rezens. Hussarek 
Z. f. Priv. u. öff. R. 21, 269. 

2. Wahrmund* Das Kirchenpatronatrecht und seine Entwicke- 
lung in Oesterreich. In II Abtheilungen. I. Abth.: Die kirchliche 
Rechtsentwickelung. Wien 94. Holder. 

Ein verdienstlicher Gedanke und ein verdienstliches Buch, dem wir 
nur weitere Nachfolge wünschen möchten. Sicher ist es, dass die in- 
nere kirchliche Rechtsgeschichte nur zunächst durch urkundliche Stu- 
dien für bestimmte Rechtsgebiete Förderung erhalten kann. Der Verf. 
hat nach dieser Richtung hin das bayerisch - österreichische Material 
durchforscht, und es ist ihm gelungen, mit Hülfe desselben ein scharf 
umrissenes Bild in der Entwicklung sowohl des weltlichen wie des 
geistlichen Patronates und der lncorporation zu zeichnen. Dass er 
überall das Richtige getroffen habe und alle einschlagenden Fragen 
nun erledigt seien, soll freilich nicht behauptet werden und gereicht dem 
Verf. nicht zum Vorwurfe. Einen Punkt möchte ich hier herausgreifen. 
Der Verf. nimmt entgegen von Heusler an, dass die Kirchen im vollen 
Eigenthum gestanden und dass die Eigenthümer den von ihnen ange- 
stellten Geistlichen den Unterhalt gewährt hätten. Zwei Momente wären 
doch dabei zu prüfen gewesen. Blieb die gestiftete Kirche im Eigen- 
thum des Stifters, so lässt sich der Traditionsakt, der an den Heiligen 
vorgenommen wurde, nicht erklären. Auch müsste dann jede Schenkung 
eines Dritten an die Kirche in das Eigenthum des Kircheneigenthümers 
übergegangen sein, was durch die Heuslersche Hypothese in befriedi- 
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gehder Weise aasgeschlossen wird. Der Eigenthümer der Kirche muss 
auch Eigenthümer der kirchlichen Einkünfte geworden sein, Wie har- 
monirt damit und mit der Behauptung, dass er seinen Geistlichen den 
Lebensunterhalt gewährt habe, die recipirte Lehre, wonach alle Kirchen- 
einkünfte an den Bischof geflossen und erst von diesem an die ein- 
zelnen Geistlichen zurückgegangen seien ? Freilich wäre die Heuslersche 
Konstruktion richtig, so würde das Patronatrecht sich nicht so aus 
dem Eigenthum wie vielmehr aus dem mundium entwickelt haben. 
Deswegen meinen wir, müsste hier zunächst noch einmal die Forschung 
einsetzen, wenn sie die Wurzeln des Patronatr echtes bloss legen will. 

E, Fr. 

3. B a u k e * , Die Zulässigkeit d. Nothwehr gegenüber beleidigenden 
Aeusserungen seitens d. Geistl. während des Gottesdienstes. Berl. Carl 
Heymann 94. 1 Mk. 

Das anch in dieser Zeitschr. Bd. I S. 156 abgedruckte Erkennt- 
niss des Reichsgerichtes hat in weiten Kreisen Aufsehen erregt und 
auch zu Verhandlungen der Preuss. Generalsynode geführt. Der Verf. 
gelangt bei seiner Prüfung zur Verwerfung desselben. Aber wenn wir 
auch seinen Argumenten theilweise beizupflichten geneigt sind, so schei- 
nen sie uns doch noch nicht alle genügend begründet zu sein. Na- 
mentlich bedarf die Frage, wie weit ein Geistlicher durch die ihm ob- 
liegende Seelsorge auch befugt sei, straflos zu beleidigen, noch einer 
eingehenderen Erörterung, welche geschichtlich an den Elenchus nonii- 
nalis anzuknüpfen hätte. E. Fr. 

4. Porsch, Sind Geistl. in Preussen zur Zahlung einer commu- 
nalen Hundesteuer verpflichtet? Arch. f. K. KR. 70, 227. 

5. Boudinhon, Du „Parochus simplicis habitationis". Par rap- 
port au mariage. Le Canon. Contemp. 16, 577. 

6. S t u c k y , D. Eigenth. am Kirchengut. Diss. Zürich 93. 

7. Fevre, De la proprtete des biens eccUsiast. Par. et Lyon 93'. 

8. Schiigen, D. Eigenthümer des K.- Vermögens nach Preuss. 
Allgem. Landr. Arch. f. K. KR. 70, 201. 

9. P orsch , Eigenthum u. Gebrauchsrecht (Simultangebrauch) an 
einer Schlosskirche. Arch. f. K. KR. 70, 231. 

10. L o d s , Etüde critique du decret sur la comptabilite des con- 
seils presbyteraux et de la circulaire du ministre des cultes, suivie des 
textes et documents relatifs aux budgets des egl. prot. Par. 93. 

11. Marie, De la comptabilite des fabriques d'apres le deeret du 
27 mars 93. Par. 93. 

12 v Taudiere, De la comptabilite des fabriques d'apres le de- 
cret du 27 mars 1893. Bullet, de Tlnstitut cathol. de Paris Juillet. 
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13. Wable, De la suppression par mesure disciplin. des traite- 
raents des eveques, des eures et des desservants au point devue legal. 
Par. 93. (Sonderabdruck aus der Revue de Lille 1893. Mars. Avril.) 

Vffl. Ordenswesen. 

1. Uhlhorn, D. Einfluss d. wirthschaftl. Verhältnisse auf d. Ent- 
wickelung d. Mönchthums i. M.Alter. Ztschr. f. K.Gesch. 14, 346. 

2. Gmelin, Schuld od. Unschuld d. Templerordens. Krit. Ver- 
such z. Lösung d. Frage. Stuttg. 93. 

3. Robert, Ätat des monasteres espagnols de l'ordre de Cluny 
aux 13—15 siecles d'apr. les actes des visites et des chapitres gene- 
raux. Bol. de la r. ac. 20, 321. 

4. G e n g 1 e r , D. Wirkungen d. votum paupertatis f. d. kanon. u. 
bayer. Recht. Bamb. 93. (Erl.-Diss.) 

5. Hansen, Z. alt. G. d. Jesuitenordens in Dtschl., Mitth. a. d. 
Köln. Stadtarch. 8, 283. 

6. Eyermann, Les jesuites et le haut enseignement de Portugal, 
R. de Belgique 2, 163. 

7. Z a p f , Die Redemptoristen. Speyer 93. (Erl.-Diss.) 

IX. Evangelisches Kirchenrecht. 

1. Schmidt, D. Kirche. Ihre biblische Idee u. d. Formen ihrer 
geschichtlichen Erscheinung in ihrem Unterschied von Sekte u. Häresie. 
Eine dogmat. u. dogmengeschichtl. Studie. Leipz. 93. 

2. Rieker, D. rechtl. Stellung der ev. Kirche Deutschlands in 
ihrer Entwicklung bis zur Gegenwart. Leipz. 93. Rezens. 1 ): Köh- 
ler, Preuss. Jahrb. 74, 449. 

3. Lorenz, Luthers Einfluss a. d. Entwickelung d. ev. KRegi- 
ments i. Deutschi. Progr. Gumbinnen 93. 

4. N o b b e , D. Superintendentenamt, seine Stellg. u. Aufgabe nach 
d. ev. KO. d. XVI. Jahrh. Ztschr. f. KGesch. 14, 404. 

5. Otto, D. Visitationen d. Nassauischen K. d. Mainzer Sprengeis 
1548—50. (Evang. Gem.-Bl. 92 Nr. 47—50.) 

6. Hochhuth*, Gesch. d. hess. Diözesan-Synoden v. 1569—1634. 
Nach d. Synodal-Akten bearb. Die Diöz.-Syn. d. Diözese Rotenburg 
(Allendorf, Eschwege). Kassel 93. 

Es wäre gewiss wünschenswerth gewesen, wenn die Heppesche 
Arbeit über die hessischen Generalsynoden durch eine Geschichte der 

*) Wir werden über dieses bedeutende Buch eine besondere Besprechung 
bringen. 
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Diözesan-Synoden ergänzt wordea wäre. Der verstorbene Verfasser hat 
eine solche begonnen und die Diözesan-Synoden der Diözese Rotenburg 
dargestellt. Da indessen das Vor wort des Herausgebers von einem „Büchlein 11 
spricht, Hessen aber ausser der genannten Diözese noch 5 andere besass, 
so scheint das Manuskript über die Geschichte der letzteren nicht vor- 
handen zu sein. In dem Zeitraum von 1569—1638 sind in der Roten- 
burger Diözese 34 Synoden abgehalten worden. Der Verf. theilt den 
Inhalt der Verhandlungen nach den Protokollen mit, ohne etwas Näheres 
über die Natur seines Quellenstoffes anzugeben. Für die Verfassungs- 
geschichte gewährt die Schrift nichts, mehr für die Ausgestaltung der 
Kirchenlehre. E. Fr. 

X. Sektenwesen. Eeligionsfreiheit. 

1. Lea, The spanish inquisition as an alienist. Populär science 
monthly 93 Juli. 

2. Fita, La inquisicion de Ciudad-Real en 1483 — 85. Bol. de 
la r. ac. 20, 462. 

3. T a n o n , Hist. des tribunaux de Tlnquisition en France. Par. 93. 

4. Ramön Santa Maria, La inquisicion de Ciudad-Real : 
Proceso original del defunto Juan Gonzalez Escogido 1484 — 85., Bol. 
de la r. ac. 22, 189 355. 

XL Eherecht. 

1. Biederlack, Weltliche Ehegesetze und ihre Geltung. Ztschr. 
f. k. Theol. Bd. 17. H. 4. 

2. P e z o 1 1 , Konflikte i. Gebiet d. Eherechts u. Vorschläge zu ihrer 
Lösung. Bern 93. 

3. Gampert, L'unification du droit matrimon. en Suisse. Gen. 93. 

4. B i a n c h i , Del contratto di matrimonio. Napoli 93. 

5. G e a r y , The law of marriage and family relations Lond. 92. 

6. F e i j e , De impedimentis et dispensationib. matrimonialibus. Lo- 
vanii 93. 

7. Andreae, Ueb. d. Einfluss d. Irrthums auf die Gtiltigk. d. 
Ehe n. kath. u. prot. K.R. Götting. 93 (Diss.) 

8. Dormitzer, D. administrativen Ehebeschränkungen in Bayern. 
Nürnb. s. a. (Erl. Diss.) 

9. B e z o 1 d * , D. Heiratskonsens d. Eltern u. Vormünder in Bayern 
n. d. Reichszivileheges. v. 6/2 75. Leipz. Deichert. 94. — IM. 

Die kleine Schrift erörtert in anmuthender Weise ihren Stoff. Eine 
wissenschaftliche Bedeutung ist ihr nicht beizumessen. Namentlich gilt 
das von der geschichtlichen Entwickelung. Diese bringt nichts Neues, 
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schliesst sich durchweg an die vorhandene Literatur an, und reprodu- 
cirt auch alte Irrthümer, wie den, dass nach älterem deutschem Recht 
eine lediglich zwischen Braut und Bräutigam erfolgte Verlobung ohne 
rechtliche Bedeutung gewesen sei. Dankenswerth ist der Abschnitt über 
die rechtlichen Folgen einer unkonsentirten Ehe. Hier werden die 
zerstreuten und entlegenen Normen der in Bayern geltenden Rechte 
klar und präcise zur Darstellung gebracht. E. Fr. 

10. Keer, Mixed Marriage. Lond. 93. 

11. Bridel, Etüde crit. sur la fidelite conjugale et l'adnltere. 
Bnllet. mensuel de la Societe de legislat. comparee 93, 273. 

12. F a b e r , D. öffentl. Verehelichungsrecht inBayern. Erl.92. (Diss.) 

13. Bosch, Verlobung u. Verehelichung in Nürnberg im XVI. 
Jahrb., Anz. d. german. Nationalmus. 1893, 3. 

14. Vidari, II progetto di legge suila precedenza obbligatoria 
del matr. civile. Rendiconto del Istituto Lombardo XXVI. 2. u. 3. 

15. Latorre, Estudio sobre la lei de matriraonio civil (de 10 de 
Enero de 1884) Santjago de Chile 1887. 

16. Thienot, Et. sur la loi du 6 fevr. 93 relative au regime 
de la separat, de corps. Revue crit. de legislat. 22, 372. 

17. Centner, Le divorce et la separat, de corps en droit inter- 
nal prive (These). Par. 93. 

18. Walton, The Mackenzie Divorce Case, A new Marriage law, 
The iuridical Review V, 143. 

19. Cur et, Code du divorce et de la Separation de corps. Par. 93 2 . 

XH. Schule. 

1. Denk, Gesch. d. gallo-fränk. Unterrichts- und Bildungswesens. 
V. d. ältest. Zeiten bis auf Karl d. Gr. Mainz. 

2. West, Alcuin and the Christian schools. Lond. 92. 

3. R o t g e s , Hist. de l'instruction primaire dans Parrondissement 
de Bazas du XVI e siecle ä nos jours , avec douze cartes scolaires de 
Parrondissement suivie de notices sur les anciens Colleges de Bazas et 
de Langon. Par. 93. 

4. Schrader, Gesch. d. Friedrichs-Universität zu Halle. 1. 2. 
Berl. 93. 

5. Gneist, D. gesetzgemässe Volksschule in Preussen. (Sonder- 
abdruck a. d. Verwaltungsarchiv Bd. II.) Berlin 93. 

6. Seyferth, Verordn. u. EntSchliessungen f. d. Unterrichtsbe- 
trieb in d. deutschen Schulen d. kgl. bayer. Reg.Bez. Oberfranken. Hof 93. 

7. Henrich, Schulpflicht u. Lehrplan d. bayer. Volksschule. 
Mönch. 93. (ErL Diss.) 



Digitized by 



Google 



XI l. Schule. 91 

8. Burkhard, Volksschnlgesetze. D. Reichs- u. Landesgess. 
(Oesterr.) m. d. einschläg. Ministerial-Verordn. u. Erlässen, erläutert 
durch die Entscheidungen d. k. k. Verwaltungsgerichtshofes u. d. k. k. 
ReichsgerichtsAbth. 1. 2. Wien 93*. 

9. Zschokke*, Die theol. Studien u. Anstalten d. kath. E. in 
Oesterreich. Wien 93. 

Das vorliegende Buch ist als eine wichtige literarische Erscheinung 
zu bezeichnen. Zwar die allgemeine geschichtliche Einleitung hat kei- 
nen wissenschaftlichen Werthund beansprucht ihn auch nicht. Von um 
so grösserer Bedeutung sind aber die folgenden Abschnitte. Der Verf. 
giebt eine genaue geschichtliche Darstellung aller katholischen Fakul- 
täten der österreichischen Universitäten, sämmtlicher bischöflicher Semi- 
narien und aller klösterlichen Lehranstalten. Es ist ein ungeheures 
Material, welches derFleiss des Verf. zusammengebracht hat, und kein 
anderer Staat besitzt eine auch nur annähernd ähnliche Darstellung 
seiner kirchlichen Bildungsanstalten. Zalreiche entlegene oder ganz 
unbekannte Gesetze werden ausserdem im Wortlaute mitgeteilt, so dass 
das Buch auch den Charakter einer Gesetzsammlung trägt. Der Stand- 
punkt des Verf. ist ein objektiver, die Darstellung einfach und schmuck- 
los, das ganze Buch werthvoll und empfehlenswerth. Die biographischen 
Notizen würden noch fruchtbringender sein , wenn das Register darüber 
orientierte. E. Fr. 
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IV. Aktenstücke. 

Mitgetheilt von Friedberg. 



Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 

1. Leo XIII. 17/3 93. De unione trium Observantiarum Cister- 
ciens. Trappistarum. Acta S. Sed. 26, 168. 

2. Leo XIII. Breve 12/7 93. Vereinigung der schwarzen Bene- 
diktiner. Le can. cont. 16, 648; Arch. f. K. KR. 70, 304. 

3. Leo XIII. 2/9 93. An d. Ungar. Episkopat. Arch. f. K. 
KR. 70, 338. 

4. C o n g r. de P r o p. F i d e Instructio ad Epp. Indiarum orientalium 
super gentium conversionem 19/3 93. Acta S. Sed. 25, 513. 

5. Decr. Congr. Indulgentiar. 3/12 92. Engolismen. De 
erectione et aggregatione confraternitatum ; Receptiones. Arch. f. K. 
KR. 70, 309. 

6. Decr. Congr. Indulg. 31/1 93. Circa legem distantiae in 
erigendis et aggregandis Confraternitatibus. Landen. Arch. f. K. KR. 
70, 316. 

7. Deere t. Congr. Indulg. 31/1 93. Circa tertium ordinem 
secularem S. Francisci Assisiensis, Acta S. Sedis 25, 574. Arch. f. K. 
KR. 70, 313. 

8. Instrnkt. der Congreg. super diseiplina regulari 27/11 
92 betr. der Mitglieder der Orden u. Kongregationen, welche der Militär- 
pflicht zu genügen haben. Le Can. contemp. 1893, 57. 

9. Congr. Negot. extraord. Decr. 12/1 1890. Die Ehen der 
Akatholiken auf der Insel Melito sind giltig, auch wenn sie nicht 
in tridentin. Form geschlossen werden. Acta S. Sed. 25, 696. 

Congr. Inquis. Decr. 2/6 1892. Das obige Decret wird auch 
auf die vorher geschlossenen Ehen ausgedehnt. Ib. 697. 



Digitized by 



Google 



Päpstliche Aktenstücke Sprüche römischer Behörden. 93 

10. C o n g r. I n q u i s. 2/7 92. Ueber Prozesse aus gemischten Ehen. 
Le can. cont. 16, 539. 

11. Decreta Congr. Inquisit. Ueber Taufe. 1765. Acta S. 
Sed. 25, 242. 

12. Decr. Inquis. 27/4 93. Reconciliatio catholicor., qui coram 
ministro acatholico matrimonium inierant. Arch f. K. KR. 70, 307. 

13. Decr. C. Inquisit. 3/5 93. Die Declaratio der Poeniten- 
tiaria 10/12 90, wonach ein notorisch Censuirter zur Pathenschaft zu- 
gelassen werden darf, wenn aus seiner Zurückweisung schwerer Nach- 
theil zu erwachsen scheint, ist nicht auf ketzerische Pathen auszudehnen. 
Vielmehr : ut baptismus conferatur sine patrino, si aliter fieri non possit. 
Le Can. cont. 16, 651. 

14. Cong. Conc. 6/5 93. Auf Anfrage der Poenitentiaria, ob in 
Italien für dieselbe Diözese zwei Generaivikare ernannt werden dürften : 
nein, Acta S. Sed. 26, 171. Le Can. contemp. 16, 435. 

15. Coloniens. postulatum circa novitios aut professos 
votorum simplicium 19/8 92. Le Can. cont. 16, 79—85. 

Archiepiscopus Colonien. et alii Borussiae Episcopi in civitate Pul- 
densi ad S. Bonifacii cineres de more congregati, de iis deliberaturi 
quae ad cujusque Dioecesis bonum conducere possunt, S. C. Episc. et 
Regul. exposuerunt difficultates et iucommoda, quae ipsi experiuntur, 
ex facto religiosorum qui, postquam ad ordines sacros evecti sunt, vita 
religiosa rite dimissa, ad patrios lares redeunt, et, ut clero suae quisque 
dioeceseos pleno jure adnumerentur, praetendunt. 

Incommoda, de quibus Episcopi queruntur, in eo consistunt, quod 
religiosi illi ex Instituto egressi et in suam dioecesim reversi, saepe 
oneri sunt propriis Episcopis, ex eo quod hi, dum ex una parte eos in 
suum clerum admittere tenentur, ex altera iisdem uti non possunt, qnia 
saepe saepius idonei non sunt sive ad sacrum ministerium exercendum, 
sive ad docendum in Gymnasiis, utpote qui plerumque destituti sunt 
conditionibus ac titulis a lege civili requisitis et aliunde media non 
habent honestae sustentationis sibi procurandae. 

Media occurrendi hujusmodi incommodis haud deesse Ordinarii autu- 
mant, eademque in tribus articulis distincta proponunt, qui sie sonant. 

1. Ut tarn Religionibus quam ceteris Institutis religiosis lege inter- 
dicatur ne alumnos suos ad sacros ordines evehere faciant, priusquam 
sive professionem, sive vota simplicia quidem, sed perpetua emiserint, 
sive alio modo Religioni vel Instituto perpetuo aggregati fuerint. 
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2. Ut tarn Religiones proprie dictae quam Instituta religiosa quae- 
cumque omniam alamnoram qui, post ingressum in Religionem vel In- 
stitutum ad sacros Ordines promoti et postea egressi sunt, sustentatio- 
nem praestare teneantur, nsqueduui Episcopus aliqnis eosdem Dioecesi 
suae incardinaverit. 

S. Ut ii quoque, qui vota simplicia qaidem sed perpetua emittunt, 
aeqae ac professi votorum solemuium a jurisdictione Episcoporam per- 
petno subtrahantnr. 

VOTUM CONSÜLTORIS (epitome). — Consultor, cui pro voto res 
commissa fuit, anteqnam disceptationem saper singulis articalis instituat, 
observat incommoda, de quibns Episcopi loquuntur, Ordines reguläres 
band respicere, in quibns vota solerania emittuntur. Hujusmodi enira 
Ordinibus, priraum a S. Pio V, deinde a fei. mem. Pii IX, tertio tandem 
a SSmo Domino Nostro Leone XIII provisum fuisse asserit. 

Ac praeprimis a S. Pio V Consultant faisse ait per Constitutionem 
Romanus pontifex, qua cavetur „ne cujuscuinqne Ordinis religiosi clerici 
sive saecalares more religiosorum viventes in communi, non professi, 
ad sacros Ordines promoveantur, nisi observata forma decreti Triden- 
tini, sess. 21, cap. 2, de ref., hoc est, nisi habaerint ordinationis titu- 
lum a titulo paapertatis, quam nondam professi sunt, vel a titalo mensae 
communis, ad quam nondum jus perpetaam habent, diversum.« 

Consultum fuisse secundo loco ait a fei. rec. Pii IX, primum anno 
1857 per decretum Neminem latet, et deinde anno 1858, tarn cum pro- 
posito dubio: An professi votorum simplicium, ante emissam professionem, 
ad sacros ordines promoveri possint ? authenticis declarationibus, art. VII, 
respondit: hujusmodi professos ad sacros ordines promoveri non posse. 
Ex quo responso erui inquit quod jus a S. Pio V stabilitum pro Novitiis 
Ordinum regularinm nondum professis, extensum fuit sab Pio IX ad 
Professos votorum simplicium eorumdem Ordinum. 

Quod si post datas hujusmodi dispositiones Pins IX, gravibus in- 
commodis viam aperiendo, per indultas dispensationes concessit, ut justis 
urgentibus causis, praecipue conscriptione militari, Professi votorum 
simplicium ad ordines majores ante emissam solemnem professionem 
promoverentur, consultor animadvertit hujusmodi incommodis nuperrime 
obicem parasse SS. Dominum Nostrura Leonem XIII constituendo, ut, 
loco dispensationum qnae a fei. mem. Pii IX concedi solebant, simpli- 
citer professi, justis concurrentibus rationibus, nondum expleto tyrocinii 
triennio, professionem solemnem anticipare valerent. 
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Ex mox citatis dispositionibus cum luce meridiana pateat incom- 
moda de quibas Episcopi questus movent, quoad Ordines religiosos in 
quibus emittuntur vota solemnia, seposita Societate Jesu, disparuisse; 
Consultor censet quoad hos nova legislatione opus non esse. 

Hisce generatim adnotatis ac perpensis, Consultor gradum facit ad 
singulos articulos examini subjiciendos ab Episcopis pro ipsorum appro- 
batione propositos. Et incipiens a primo articulo, superius relato, Con- 
sultor putat nunc approbari posse, dummodo post verba „ad sacros or- 
dines evehere faciant tf addatur incisum „titulo paupertatis seu mensae 
communis". Hoc addito inciso, juxta Consultoris sententiam, articulus 
bene habet; sed subdit ex animadversionibus generalibus snperius re- 
latis manifestum fieri satis provisum esse jure jam constituto, ideoque 
opus non esse ut ad novam legem recursus fiat. 

E contra non admittit, imo penitus repellit, utpote intrinsece malum 
et perniciosi8simum, remedium in articulo secundo relatum, juxta quod 
Ordines Reguläres obligati essent alimenta praestare religiosis post 
su8ceptos ordines sacros a Religione egressis, usque dum Episcopus 
aliquis eosdem dioecesi suae incardinaverit. Quandoquidem animadvertit 
quod hi religiosi devictu securi, neque Episcopum quaererent, cui sub- 
jieerentur, neque dioecesi m cui utile praestarent servitium. Imo labo- 
riosum officium quodcumque oblatum respuerent, dulce otium praeferentes 
molestis curis, yigiliis et fatigationibus, atque raallent suo indnlgere 
genio, quam alicujus Episcopi obedientiae subjici. Idque cum gravissimo 
ipsorum Religiosorum detrimento et S. Matris Ecclesiae dedecore. 

Loco itaque praedicti articuli secundi, Consultor existimat malis et 
incommodis, de quibus loquuntur Episcopi, eflicace remedium porrigi 
posse extendendo Institutis religiosis votorum simplicium easdem normas 
et dispositiones quae pro Ordinibus regularibus votorum solemninm 
sancitae sunt. Hinc quoad dispensandos a votis, proponit quod non 
concedatur dispensatio a votis in Instituto emissis, religiosis qui ad 
ordines sacros titulo mensae communis promoti fuerunt, nisi prius Epis- 
copi testimonium exhibuerint, qui velit, cum requisitis conditionibus, eos 
in suum clerura recipere, vel aliquod documentum detulerint , ex quo 
appareat, titulum patrimonialem ad honestam sustentationem sibi con- 
stituisse. Quod si aliquant! o contingat ut concedi debeat dispensatio, 
quin alterutra adsit conditio, suggerit ut dispensato interdicatur exer- 
citium sacrorum ordinum, donec alterutrum honestae sustentationis me- 
dium sibi comparaverit. 
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Quo vero ad dimittendos l ), si isti utroque sustentationis medio 
destituti sunt, et nihilominus dimissio est decernenda, Consultor putat 
S. Congregationem jure examinis contradictorii uti debere ac judicare 
num iDstitnto imponenda sit peusio vel non. Si primum, pro sua ju- 
stitia et aequitate, pensionis quantitatem et durationem determinet. Si 
secundum, dimissionis decreto adjungat suspensionein ab exercitio sacro- 
ram ordinam, saltem donec ab aliquo Episcopo in suum clerum receptus 
fuerit, vel titulum patrimonialera sibi constituerit. Nisi culpa, ob quam 
dimissus fuerit, sit adeo gravis, ut suspensionem perpetuam exigat. 

Tandem relate ad tertium articulum, ut ii quoque qui vota sim- 
plicia quidem sed perpetna emittuot, aeque ac professi votorum solem- 
nium a jurisdictione Episcoporum perpetuo subtrahantur, Consultor prae- 
fatum articulum probabilem credit hoc sensu intellectum, ut, quemad- 
modum saecnlarizati vel expulsi ex Ordinibus regularibus non impo- 
nuntur Episcopis originis, ita nee ad ipsos remittantur et imponantur 
cum dispensatione egressi, vel quacumque ex causa ab Institutis voto- 
rum 8impiicium dimissi. 

Nihilominus haud putat hunc articulum fore necessarium, si superius 
ab eo animadversa adoptentur. Satis enim tum provisum esset, nee 
egressi vel dimissi oneri essent Episcopis vel dedecori statui ecclesia- 
stico. At quomodocumque res resolvi velit, existimat fore excipienda 
Instituta mere dioecesana; ex eo quod sacerdotes in iis ordinati, non 
minus quam sacerdotes cleri saecularis ad Episcopum pertinent. 

Ultimo tandem loco animadvertit, media de quibus in praecedenti- 
bus articulis sermo est, non esse extendenda patribus Societatis Jesu, 
ex eo quod hi specialia habent privilegia, vi quorum socios in ea ad 
sacros ordines promotos dimittere possunt, quin alimenta iisdem prae- 
stare teneantur, etiamsi aliunde honestae sustentationis media non ha- 
beant, uti probant La Croix et P. Zaccaria, tr. de Sacram. Ordinis, 
ad n. 2196, etc. 

Animadver8ionibus a Consultore expositis, per summa capita deli- 
batis, proposita fuerunt enodanda sequentia 

DUBIA. 

I. An tarn Religionibus, quam ceteris Institutis religiosis lege inter- 
dicatur, ne alumnos suos ad sacros Ordines evehere faciant, priusquam 



') Acta S. Sedis: admittendos non recte. 
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sive professionem, sive vota simplicia quidem, sed perpetua emiserint, 
sive alio modo Religioni vel instituto perpetuo aggregati fuerint? 

II. An tarn Religiones proprie dictae quam Institut» religiosa quae- 
cumque, omnium alumnorum, qui post ingressum in Religionem vel In- 
stitutum ad sacros Ordines promoti et postea egressi sunt, sustentatio- 
nem, usquedum Episcopus aliquis eosdem Dioecesi suae incardinaverit, 
praestare teneantur? 

III. An ii quoque, qui vota simplicia quidem, sed perpetua emit- 
tunt, aeque ac professi votorum solemnium a jurisdictione Episcoporum 
subtrahantur ? 

Sacra Congregatio Episcoporum et Regularium, re discussa, in ple- 
nariis comitiis diei 19 Augusti 1892 respondere censuit: 

Juxta propositionem Emi Cardinalis Sepiacci, cum animadversio- 
nibus Emi Praefecü. 

Verumtamen rei necessitati S. Congregatio Episcoporum et Regu- 
larium consuluit sequens edendo decretum. 

De Litt, dimissorialibus ad Ordinationes. — De conditionibus ad 
Ordinationes. — De methodo in causis expulsionis servanda. — 
De effectibus expulsionis. — De Testimonialibus quoad stndia 
peracta. 

DECRETUM. 
Auctis admodum ex singulari Dei beneficio votorum simplicium 
Institutis, uti multa inde bona oriuntur, ita aliqna parit incommoda 
facilis alumnorum hujusmodi societatum egressus, et consequens, ex jure 
constituto, regressus in dioecesim originis. Haec autem graviora efficit 
temporalium bonorum inopia qua nunc Ecclesia premitur, unde Episcopi 
saepe providere nequeunt ut illi vitam honeste traducant. Haec, aliaque 
id genus, etiam de alumnis Ordinum votorum solemnium, perpendentes 
nonnulli Sacri locorum Antistites, pro Ecclesiastici ordinis decore et 
fidelium aedificatione, ab Apostolica Sede enixis precibus postnlarunt, 
remedium aliquod ad Liberi. Cum ergo totum negotium SSmus D. N. 
Leo PP. XIII detulisset Sacrae huic Congregationi Episcoporum et Re- 
gularium negotiis et Consultationibus praepositae, Emi Patres in Con- 
ventu Plenario habito in Vaticanis aedibus die 29 mens. Augusti anni 
1892, praevio maturo examine ac discussione, perpensaque universa rei 
ratione, opportunas edere censuerunt dispositiones per generale decretum 
ubique locorum perpetuis futuris temporibus servandas. Quas cum SS. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV, 1. 7 
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D. N. in Audientia d. 23 Sept. hujus anni 1892 infrascripto Secretario 
benigne impertita probare et confirmare dignatus fnerit, ea quae se- 
quuntur per praesens decretum Apostolica Auctoritate statuuntur et de- 
cernuntur. 

I. Firmis remanentibus Constitutione S. Pii V diei 14 Oet. anni 
1568, incipient. Bomanus Pontifex, et declaratione sa. me. Pii PP. IX 
edita die 12 mens. Junii anni 1858, quibus Superioribus Ordinum Re- 
gularium prohibetur, ne litteras dimissoriales concedant Novitiis aut 
professis votorum simplicium triennalium, ad hoc nt titnlo Paapertatis 
ad SS. Ordines promoveri valeant, eaedem dispositiones extenduntur 
etiam ad Instituta votorum simplicium, ita ut horum Institutorum Su- 
periores non possint in posterura litteras dimissoriales concedere pro 
SS. Ordinibus, vel quomodocumque ad sacros Ordines alumnos prorao- 
vere titulo Mensae communis, vel Missionis, nisi Ulis tantum alumnis, 
qui vota quidem simplicia, sed perpetua jam emiserint, et proprio In- 
stituto stabiliter aggregati fuerint; vel qui saltem per triennium per- 
manserint in.votis simplicibus temporaneis quoad ea Instituta quae ultra 
triennium perpetuam differunt professionem. Revocatis ad hunc effectum 
omnibus indultis ac privilegiis jam obtentis a. S. Sede, necnon dispo- 
sitionibus contrariis in respectivis Constitutionibus contentis, etsi tales 
Constitutiones fuerint a S. Sede Apostolica approbatae. 

II. Hinc notum sit oportet de generali regula haud in posterum 
dispensatum iri, ut ad Majores Ordines alumnus Congregationis votorum 
solemnium promoveatur, quin prius solemnem professionem emiserit, vel 
per integrum triennium in votis simplicibus perseveraverit , si alumnus 
Instituto votorum simplicium sit addictus. — Quod si interdum causa 
legitima occurrat, cur quispiara Sacros Ordines suscipiat triennio non- 
dum expleto, peti poterit ab Apostolica Sede dispensatio, ut Clericus 
vota solemnia nuncupare possit, quamvis non expleverit triennium ; quoad 
Instituta vero votorum simplicium, ut vota simplicia perpetua emittere 
possit quamvis non expleto tempore a respectivi Instituti Constitutio- 
nibus praescripto pro professione votorum simplicium perpetuorum. 

III. Dispositiones contentae in decreto S. C. Concilii jussu sa. me. 
Urbani VIII edito die 21 Septembris 1624 incipien. Sacra Congregatio, 
ac in decreto ejusdem S. C. jussu sa. me. Innocentii XII edito die 24 
mens. Julii anni 1694, incipien. Instantibus, ac in aliis decretis gene- 
ralibus, quibus methodus ordinatur a Superioribus Ordinum Regularium 
servanda in expellendis propriis alumnis, nedum in suo robore manent, 
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sed servandae imponuntur etiam Superioribus Institutorum votorum 
simplicium, quoties agatur de aliquo alumno vota simplicia quidem sed 
perpetua professo, vel votis simplicibus temporaneis adstricto ac in 
sacris insuper Ordinibus constituto dimittendo; ita ut horum neminem 
et ipsi dimittere valeant, ut nunc dictum est, nisi ob culpara gravem, 
externam, et publicam , et nisi culpabilis sit etiam incorrigibilis. Ut 
autem quis incorrigibilis revera habeatur, Superiores praemittere debent, 
distinctis temporibus, trinam admonitionem et correctionem ; qua nihil 
proficiente, Superiores debent processum contra delinquentem instruere, 
Processus resultantia accusato contestari, eidem tempus congruum con- 
cedere, quo suas defensiones sive per se, sive per alium ejusdem Insti- 
tuti religiosum, exhibere valeat; quod si accusatus ipse proprias defen- 
siones non praesentaverit, Superior, seu Tribunal, defensorem, ut supra, 
alumnum respectivi Instituti ex officio constituere. debebit. Post haec 
Superior cum suo Consilio sententiam expulsionis aut dimissionis pro- 
nuntiare poterit, quae tarnen nullum effectura habebit si condemnatus a 
sententia prolata rite ad S. C. EE. et RR. appellaverit, donec per 
eamdem S. C. definitivum Judicium prolatum non fuerit. — Quoties 
autem gravibus ex causis procedendi methodus supradicta servari ne- 
queat, tunc recursus haberi debeat ad hanc S. C. ad effectum obtinendi 
dispensationem a solemnitatibus praescriptis, et facultatem procedendi 
summario modo juxta praxim vigentem apud hanc S. C. 

IV. Alumni votorum solemnium, vel simplicium perpetuorum, vel 
temporalium, in Sacris Ordinibus constituti, qui expulsi vel dimissi 
fuerint, perpetuo suspensi maneant, donec a S. Sede alio modo eis con- 
sulatur; ac praeterea Episcopum benevolum receptorem invenerint, et 
de ecclesiastico patrimonio sibi providerint. 

V. Qui in Sacris Ordinibus constituti et votis simplicibus obstricti 
sive perpetuis, sive temporalibus, sponte dimissionem ab Apostolica Sede 
petierint et obtinuerint, vel aliter ex Apostolico privilegio a votis sim- 
plicibus vel perpetuis vel temporaneis dispensati fuerint, ex claustro 
non exeant, donec Episcopum benevolum receptorem invenerint, et de 
ecclesiastico patrimonio sibi providerint, secus suspensi maneant ab 
exercitio susceptorum Ordinum. Quod porrigitur quoque ad alumnos 
votorum simplicium temporalium qui quovis professionis vinculo jam 
forent soluti, ob elapsum tempus quo vota ab ipsis fuerunt nuncupata. 

VI. Professi tum votorum solemnium, tum simplicium ab Ordinariis 
locorum ad Sacros Ordines non admittantur, nisi, praeter alia a jure 

7* 
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statuta, testimoniales litteras exhibeant, qnod saltem per annum sacrae 
theologiae operam dederint si agatur de subdiaconatu, ad minus per 
biennium, si de diaconatu, et quoad presbyteratura, saltem per trien- 
nium, praemisso tarnen regulari aliorum studiorum curriculo. 

Haec de expresso Sanctitatis Suae mandato praefata Sacra Con- 
gregatio constituit atque decernit, contrariis quibuscumque, etiam spe- 
ciali et individua mentione dignis, minime obstantibns. 

Datum Romae, ex Sacra Congregatione Episcoporum et Regularium, 
die 4 novembris 1892. 

I. Card. VERGA, Praef. 
f JOS. M. ARCH. CAESARIEN., Secretarius. 



Gerichtssprüche. 



1. Congruafragen v. d. österr. R.Gericht. Erk. v. 24./ 1. 93. A. f. 
K.K.R. 69, 306 vgl. auch weitere Entscheidungen: ebendas. 70, 245. 

2. E. d. Preuss. Ob.Verwaltungsger. I. Sen. 4./2. 93: Der 
Austritt aus einer Kirche, ohne den Uebertritt zu einer andern, begründet 
an sich noch nicht das Ausscheiden aus der konfessionellen Schulsozietät, 
welcher der Ausgetretene bis dahin angehörte; derselbe setzt vielmehr 
die Zuweisung des keiner anerkannten Religionsgesellschaft Angehöri- 
gen zu einer andern Schule voraus. Entscheid. 24, 124 (No. 20). 

3. E. d. R.Ger. VI. Civ.Sen. V./l. 92: Einer Frauensperson 
kann aus einem ihr von einem verheirateten Manne gegebenen Ehever- 
sprechen ein klagbarer Anspruch erwachsen, falls sie nicht wusste, dass 
dieser verheiratet war. Ein Verlöbniss aber, eingegangen mit einem 
Verheiratheten unter der Voraussetzung, dass dessen Ehe werde ge- 
schieden werden, ist rechtlich wirkungslos. Entsch. 29 No. 26. S. 97. 

4. Oesterr. O.G.H. Entsch. 1./12. 91. Die Ungültigkeit einer 
v. e. kath. österr. Staatsangehörigen zu Lebzeiten d. andern Ehegatten 
im Auslande geschlossenen zweiten Ehe. A. f. K. KR. 68, 249. 

5. Die Ungültigk. d. s.g. Siebenbürg. Ehen in Oesterr. (Entsch. d. 
Oesterr. obersten Ger.H. v. 24./11. 91.) A. f. K. K.R. 68, 243. 

6. E. R.G e r. 1. Straf.-Sen. 4./7. 92 : Die Vorschrift d. Nürnberger 
Lokalrechts, dass der Wiederverehelichung eines Witwers der Nach- 
weis der Auseinandersetzung mit den erstehelichen Kindern und der 
Errichtung eines Inventars vorausgehe , bildet ein Ehehindernis nach 
§ 38, 2 des R. 6./2. 75, und der Standesbeamte, welcher ohne Beach- 
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tung dieser Vorschrift die Ehe schliesst, ist gemäss § 69 a. a. 0. straf- 
bar. Es ist unzulässig, den Nachweis der Erfüllung dieser Vorschrif- 
ten lediglich durch eidesstattliche Versicherung der Verlobten erbringen 
zu lassen. Seuffert Blätter, X. Ergzgsbd. 332. 

7. Bayer. Oberst. L.G. E. 9./12. 90. Für Klage auf Ungül- 
tigkeitserklärung d. Ehe ist das Recht des ersten Wohnortes der Ehe- 
leute massgebend. Seuffert Blätter 1892 S. 149. 

8. Bayer. Oberst L.G. E. 19./5. 92. Ehescheidung bei ge- 
mischten Ehen zulässig, wenn nach dem Rechte des Klägers begründet. 
Konvertirt derselbe während des Prozesses , so ist das bei Fällung 
des Urteils massgebende Recht anzuwenden. Seuffert Arch. 48, 292 
No. 185. Blätter 58, 131. 

9. E. R.Ger. V. Civ.Sen. 24./9. 91. Nach Auflösung der Ehe 
durch den Tod kann die Nichtigkeitserklärung dieser Ehe durch den Staats- 
anwalt nicht mehr betrieben werden. Seuffert Blätter X. Ergzsbd. 360. 

10. B esc hl. d. O.L.G. Jena 9./5. 92: Die zur Herstellung des 
ehelichen Lebens nach § 16, 6 des E.Ges. z. C.P.O. u. § 774, 2 der 
C.P.O. zulässige Haftstrafe ist nicht vom Gericht von amtswegen, son- 
dern nur auf Antrag der Klagpartei zu vollziehen. Bl. f. R.Pflege in 
Thüringen 39, 256. 

11. R.Ger. III. Civ.Sen. E. 7./2. 93: Einer auf Herstellung der 
Ehe grichteten Klage gegenüber kann noch in der Berufungsinstanz 
eine Widerklage auf Trennung der Ehe dem Bande nach erhoben wer- 
den. Rassow, Beitr. z. Erl. d. deutsch. R. 38, 176. 

12. R.Ger. Beschl. d. vereinigten Civ.Senate 12./6. 93: 
Kann, wenn in erster Instanz eine Klage bezw. Widerklage auf Ehe- 
scheidung oder auf Herstellung des ehelichen Lebens erhoben ist, noch 
in der Berufungsinstanz die Ungültigkeitsklage als Klage oder Wider- 
klage angestellt werden? (bejaht) Entsch. d. R.Ger. 31, 10 No. 2. 

13. Entsch. d. R.Ger. IV. Civ.Sen. 1./6. 93: In wie weit 
ist es im Eheprozesse zulässig, mit der auf den Bestand der Ehe be- 
treffenden Klage den Antrag auf Entscheidung über die Schuldfrage 
zu verbinden? (Zulässig nach Pr. A.L.R. H, 1, §§ 745, 963—65, 974 
— nicht mehr nach C.P.O. § 575. Entsch. d. R.Ger. 31, 281 No. 62. 

14. E. d. R.Ger. III. Civ.Sen. 25./10. 92. Die Verpflichtung des 
Ehemanns zur standesgemässen Unterhaltung der Frau besteht auch 
während der Trennung von Tisch und Bett, gleichviel wer schuldiger 



Digitized by 



Google 



102 Aktenstücke. 

Teil ist und ob die Frau eigenes Vermögen besitzt. Senffert Arch. 48, 
152 No. 94. 

15. E. d. R.Ger. III. Civ.Sen. 25./10. 92. Der Ehemann ist 
wenn die Ehegatten zeitweise von Tisch und Bett getrennt sind , nach 
protest. K.R. zum Unterhalt der Ehefrau verpflichtet, auch wenn die 
Ehefrau zu ihrem Unterhalte ausreichendes Vermögen besitzt und ohne 
Rücksicht darauf, ob sie die zeitweise Trennung verschuldet hat. Beitr. 
zur Erläuter. d. Preuss. R. 37, 925. 

16. R.Ger. IV. Civ.Sen. E. 30./6. 92. Die Vorschriften d. preuss. 
Rechts, wonach im Falle der Ehescheidung wegen Ehebruchs oder ver- 
dächtigen Umgangs im Scheidungsurteil das Verbot der Wiederverhei- 
ratung des schuldigen Theils ohne besondere Erlaubnis des Gerichts 
von Amtswegen ausgesprochen werden muss (A. L.R. II, 1, §§ 736 f.) 
sind durch das R.Ges. v. 6./2. 1875 (§ 33 No. 5, §§ 39. 45) beseitigt. 
Rassow Beitr. 36, 884. 

17. Oberstes Bayer. L.Ger. E. 30./5. 93: was heisst „ge- 
gründeter Verdacht des Ehebruchs" nach jüdischem Recht? Seuffert. 
Arch. 49, 39. 

18. Erk. d. R.Ger. IV. Civ.Sen. 30./6. 92: Durch das Reichsges. 
v. 6./2. 1875 sind die landesgesetzlichen Vorschriften ausser Kraft ge- 
setzt, nach welchen im Falle der Ehescheidung wegen Ehebruchs im 
Urteile auszusprechen ist, dass die anderweite Verheiratung des schul- 
digen Theiles nur unter dem Vorbehalte einer besonders nachzusuchen- 
den Erlaubnis gestattet sei. Entsch. 30, 3 No. 2. 

19. E. d. R.Ger. VI. Civ.Sen. 27./6. 92: Ein nach Verzeihung 
des einen Ehegatten von dem andern Ehegatten früher begangener Ehe- 
bruch kann mit dem später — nach der Verzeihung — von dem ersteren 
fortgesetzten Ehebruch kompensiert werden. Entsch. 30, 104 No. 30. 

20. E. d. R.Ger. VI. Civ.Sen. 9./1. 93. Enthält der in einem 
auf bösliche Verlassung gestützten Ehescheidungsprozesse gestellte An- 
trag auf Erlassung eines Rückkehr- oder Aufnahmebefehles, bezw. die 
Anstellung einer Klage auf Herstellung des ehelichen Lebens stets 
einen Verzicht auf die etwa vorliegenden Scheidungs- oder Trennungs- 
gründe ausser der böslichen Verlassung? (bejaht). Entsch. d. R.Ger. 
31, 200 No. 42. 

21. E. O.L.G. Jena 26./6. 93: Ehescheidung wegen böslicher und 
nicht böslicher Verlassung nach gr.sächs. Recht. Bl. f. Rechtspflege in 
Thüringen 40, 318. 
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22. E. d. R.Ger. VI. Civ.Sen. 7./4. 92: Nach hamburgischer 
Praxis wird beim Desertionsprozesse dem verlassenen Theile vom Richter 
ein Eid aufgelegt , dass er zur Desertion keine begründete Veranlas- 
sung gegeben habe und auch keine Verabredung zwischen ihm und dem 
Deserenten Platz gegriffen habe. Eine solche Einmischung des älteren 
Prozessrechtes in das der RCPO. ist unzulässig. Entech. 29 No. 104 S. 393. 

23. E. d. R.G e r. IV. C i v. S e n. 10./3. 92. A.L.R. IV, I, 698. Vorm.- 
Ordn. 5./7. 75 § 90: Die Geisteskrankheit des beklagten Ehegatten 
braucht nicht vor Anstellung der Scheidungsklage durch ürtheil fest- 
gestellt zu sein, sondern kann auch im Scheidungsprozesse durch den 
Richter festgestellt werden. Der beklagte Teil kann im Prozesse durch 
einen Pfleger vertreten werden. Rassow Beitr. XXXVI. Beilagebd. S. 
1054, Entsch. 30, 184 No. 55. 

24. O.L.G. B raunBchweig. E. 19./6. 91. Verurteilung zu zwei- 
jähriger Zuchthausstrafe wegen Vergehen gegen R.St.G.B. § 176, 3 ist 
Ehescheidungsgrund. Seuffert Arch. 49, 37. 

25. O.L.G. Jena 27./5. 93: Bei Ehescheidung wegen Freiheits- 
strafe ist nicht die Art sondern die Dauer derselben das Wesentliche. 
Bl. f. Thür. Rechtspfl. 41, 25. 

26. E.d.R.Ger. VI. Sen. 27./6. 92: Falsche Anschuldigung straf- 
barer Handlungen kann nach ev. Recht Ehescheidungsgrund sein. Seuffert 
Arch. 48, 293 No. 186. 

27. E. O.L.G. Braunschweig 24711. 92. Die Einrede der 
Compensation gegen den Ehescheidungsanspruch ist zulässig bei beider- 
seitigen Verurtheilungen wegen begangener, wenn auch verschieden- 
artiger Verbrechen. Seuffert Arch. 49, 38. 

28. Sachsen, O.L.G. Erk. 18./3. 93: Eine von einem auslän- 
dischen Gericht ausgesprochene separatio perpetua kann nach § 77 des 
R.G. 6./2. 75 nicht in ein Scheideurteil umgewandelt werden, auch wenn 
der Ehemann nachträglich Bärger eines deutschen Bundesstaates ge- 
worden ist. Annal. d. S. O.L.G.R. 14, 259. 

Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. 
Kirche sowie die kath. u. ev. Kirche gemeinsam. 

1. Preussen. Cirk. Erlass d. Minist, d. geistl. etc. Angeleg. 
9./3. 93 betr. die Ertheilung der Staatsgenehmig. zu den Beschlüssen 
d. kirchl. Gemeindeorgane üb. d. Annahme v. Schenkungen u. letzt- 
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will. Zuwendungen, sofern deren Gegenstand Grundeigenth. i. Werthe 
von nicht über 3000 Mk. bildet. A.K.B1. 93, 510. 

2. Erl. d. Preuss. Cult.-Min. 17./5. 93. Ersatzwahlen z. K. Vor- 
stande u. zur Gem.-Vertretg. in Preussen. Arch. f. K.K.R. 70, 325. 

3. Preussen. Erl. d. Min. d. geistl. Angelegn. v. 1./5. 93. betr. 
Abtrennung d. niederen Küsterdienste v. d. Volksschullehrerstellen (an 
sämtliche Regierungen mit Ausn. v. Gumbinen u. Köln). A.K.B1. 93,593. 

4. Meiningen, Ausschr. d. Staats-Minist. Abth. f. K.- u. Schulen- 
sachen 1./3. 93. betr. Dienstordnung f. d. Kirchendienst d. Lehrer. 
A.K.B1. 93. S. 577. 

5. Normale d. niederöster. Statthaltern im Betr. d. Patronats- 
commissare bei Kirchen u. Pfründen d. öffentl. Patronates. 25./6. 93. 
Arch. f. K.K.R. 70, 260. 

6. Frankreich. Loi portant modification au re- 
gime de la Separation de corps. 6./2. 1893. (Bullet, des Lois 
S6rie XII No. 1526). 

Art. 1. L'article 108 du Code civil est complete ainsi quPl suit: 
„La femme separee de corps cesse d'avoir pour domicile legal le 

domicile de son mari. 

Neannioins toute signification faite ä la femme separee, en matiere de 

questions d'etat, devra 6galement etre adressee au mari, ä peine denullit6. a 

2. L'article 229 du Code civil est complete ainsi qu'il suit: 

„Par l'effet du divorce, chacun des epoux reprend Pusage de son nom\ 

3. L'article 311 du Code civil est remplace par les dispositions 
suivantes : 

„Art. 311. Le jugement qui prononce la Separation de corps ou 
un jugement posterieur peut interdire ä la femme de porter le nom de 
son mari, ou Pautoriser ä ne pas le porter. Dans le cas oü le mari 
aurait Joint ä son nom le nom de sa femme, celle-ci pourra egalement 
demander, qu'il soit interdit au mari de le porter. 

„La Separation de corps empörte toujours la Separation de biens. 

„Elle a, en outre, pour effet de rendre ä la femme le plein exer- 
cice de sa capacite civile, sans qu'elle ait besoin de recourir ä Pautori- 
sation de son mari ou de justice. u 

„S'il y a cessation de la Separation de corps par la reconciliation 
des epoux la capacite de la femme est modifiee pour Pavenir et reglee 
par les dispositions de Particle 1449. Cette modification n'est opposable 
aux tiers que si la reprise de la vie commune a ete constitutee par acte 
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devant notaire avec minute, dont un extrait devra etre affichä en la 
forme indiquee par l'article 1445, et de plus par la mention en raarge 
1° de l'acte de mariage; 2° du jugement ou de Tarret qui a prononce 
la Separation, et enfin par la publication en extrait dans Fun desjour- 
naux du departement recevant les publications legales. " 

4. L'article 248 du Code civil est modifie ainsi qu'il suit: 
„L'appel est recevable pour les jugements contradictoires dans les 

delais fixes par les articles 443 et suivants du Code de procedura civile. 

S'il s'agit d'un jugement par defaut, le delai ne commence ä courir 
qu'ä partir du jour ou l'opposition n'est plus recevable. 

En cas d'appel , la cause s'instruit ä l'audience ordinaire et comme 
affaire urgente. 

Les demandes reconventionelles peuvent se produire en appel sans 
etre considerees comme demandes nouvelles. 

Le dälai pour se pourvoir en Cassation court du jour de la signi- 
fication ä partie pour les arrets contradictoires, et, pour les arräts par 
däfaut, du jour oü l'opposition n'est plus recevable. 

Le pourvoi est suspensif en matiere de divorce et en matiere de 
Separation de corps." 

5. La präsente loi s'applique aux separatio^ de corps prononcäes 
ou demandäes avant sa Promulgation. 

6. Les dispositions contraires ä la präsente loi sont abrogäes. 

7. La präsente loi est applicable aux colonies ou les dispositions . 
du Code civil ci-dessus vises sont en vigueur (No. 25999). 

7. A b u s - Erklärung d. franz. Staatsrates betr. d. Wahlkatechis- 
men d. Card. E. B. v. Rennes u. d. B. v. Lucon v. 10./8. 92. Arch. f. 
K.K.R. 68, 393. 

8. Frankreich. Decr. v. 27./3. 93. über dieComptabilite 
des fabriques, Journ. d. droit can. 13, 440 ff. 

Le präsident de la Republique francaise, 

Sur le rapport du ministre de l'instruction publique, des beaux-arts 
et des cultes; 

Vu l'article 78 de la loi du 26 janvier 1892, ainsi concu: „A partir 
du 1 er janvier 1893, les comptes et budgets des fabriques et consis- 
toires seront soumis ä toutes les regles de la comptabilitä des autres 
Etablissements publice. Un reglement d'administration publique däter- 
rninera les conditions d'application de cette mesure a ; 

Vu le decret du 30 däcembre 1809 et l'ordonance du 12 janvier 1825; 
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Vu le decret du 23 prairial an XII et le decret du 18 mai 1806 
(art. 8); 

Vu la loi municipale du 5 avril 1884, en particulier des articles 70, 
136, 164 et 168, n° 5, et, en ce qui concerne la ville de Paris, les lois 
des 18 juillet 1837 et 24 juillet 1867, maintenues en vigueur par la loi 
du 5 avril 1884; 

Vu le decret du 31 mai 1862, portant reglement general sur la 
coinptabilite publique; 

Le Conseil d'Ätat entendu, 
Decrete : 

CHAPITRE PREMIER 
Des comptables de fdbriques paroissialca 

ARTICLE PREMIER. — Les comptables des deniers des fabriques 
sont soumis aux memes obligations que les comptables des deniers des 
hospices et des bureaux de bienfaisance. Les dispositions des lois, 
decrets et ordonnances concernant les obligations de ces receveurs et 
les responsabilites qui s'y rattachent, en particulier Celles de Tarrete 
consulaire du 19 vendemiaire an XII, relatives au recouvrement des 
revenus et k la conservation des droits, sont applicables aux comptables 
des fabriques, sous la reserve des modifications resultant du present decret. 

ART. 2. — Le comptable de la fabrique est Charge seul et sous 
sa responsabilite de faire toutes diligences pour assurer la rentree des 
sommes dues ä cet Etablissement, ainsi que d'acquitter les depenses 
mandatees par le President du bureau des marguilliers jusqu'ä, concur- 
rence des credits regulierement ouverts. 

ART. 3. — Toutefois, les oblations et les droits percus ä l'occasion 
des ceremonies du culte, conformement aux tarifs 16galement approu- 
ves, peuvent etre regus par le eure ou desservant, ou par l'ecclesiasti- 
que par lui del6gue, moyennant la delivrance aux parties d'une quit- 
tance detachee d'nn registre k souche, et a la Charge de versement au 
comptable de la fabrique tous les mois, et plus frequemment s'il en est 
ainsi deeid^ par Teveque. 

Ce versement est effectue tant en deniers qu'en quittances, d'apres 
la repartition prevue auxdits tarifs, et constatee au moyen dun etat 
dressä par le eure ou desservant et approuve par le President du bureau 
des marguilliers, 

Le produit des quetes faites au profit de la fabrique est, quand il 
u'est pas verse dans un tronc special, encaisse au moins une fois par 
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mois par le comptable de la fabrique. II est produit au comptable, ä 
l'appui de ces encaissements, des etats constatant, immediatement apres 
chaque quete, la reconnaissance des fonds, et revetus de la Signatare 
des queteurs ; ces «ftats sout certifies sinceres et veritables par le Presi- 
dent du bureau des marguilliers. 

Le produit de la location des bancs et des chaises, lorsqu'elle n'est 
pas affermee, est encaisse par le comptable de la fabrique sur le vu 
d'etats certifies par le President du bureau. 

ART. 4. — Lorsque les fonctions de comptable de la fabrique sont 
remplies par un receveur special ou par un percepteur, le marguillier- 
tresorier peut etre Charge", ä titre de rögisseur et ä Charge de rapporter 
dans le mois au comptable de la fabrique les acquits des creanciers 
reels et les pieces justificatives , de payer, au moyen d'avances mises 
a sa disposition sur mandats du President du bureau, les menues de- 
penses de la cölebration du culte. La quotite" de ces avances et la liste 
des meuues d^penses seront arretees par les reglements pr^vus ä Far- 
ticle 29 ci- apres. Dans ce cas, le margui liier- tresorier peut Egalem ent 
etre Charge*, comme intermödiaire , de payer sur emargements les trai- 
tements et salaires des vicaires, pretres attaches, officiers et serviteurs 
de l'eglise. 

ART. 5. — Les fonctions de comptable de la fabrique sont rem- 
plies par les tresoriers de ces etablissements , tels qu'ils sont institues 
par le decret du 30 decembre 1809. 

En cas de refus du tr6sorier, elles peuvent etre contiees par le con- 
seil de fabrique ä une personne d^signee en dehors du conseil et qui 
prend le titre de receveur special de la fabrique. Le meme receveur 
special ne peut gerer les Services de fabriques appartenant ä des can- 
tons differents. 

A dttfaut du trösorier et d'un receveur special, les fonctions de 
comptable de la fabrique sont remplies par le percepteur de la reunion 
dans laquelle est situee l^glise paroissiale, et, dans les villes divisees 
en plusieurs arrondissements de perception , par le percepteur designe 
par le ministre des finances. 

Dans tous les cas, les comptables des fabriques sont soumis aux 
veritications de Finspection generale des finances. 

ART. 6. — Lorsque les fonctions de comptable de fabrique sont 
conftees ä un receveur special ou ä un percepteur, le tresorier de la 
fabrique cesse d'etre soumis aux obligations dont le comptable demeure 
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exclusivement chargö, mais il conserve toutes les autres attributions 
qui sont dGvolues au marguillier-tresorier par le döcret de 1809. 

La gestion du comptable de fabrique est placee sous la surveillance 
et la responsabilite du recevenr des finances de Farrondissement, quand 
les fonctions de comptable sont remplies par an perceptear. 

ART. 7. — Les conseils de fabrique peuvent toujours dtteider que 
la gestion de lenrs deniers qui se trouverait confiäe a un percepteur 
sera remise ä un receveur special. Ils peuvent de meme decider que 
la gestion qui serait confiee ä un percepteur sera remise au marguil- 
lier-tresorier. Les deliberations ne sont exöcutoires qu'en fin d'annee 
ou de gestion. 

Les tresoriers et receveura speciaux qni seraient regulierement con- 
stitues en deficit ou deelares en &at de faillite ou de liquidation judi- 
ciaire peuvent etre releves de leurs fonctions de comptable par le con- 
seil de fabrique ou, ä defaut, par le ministre des cultes, pour Fune des 
causes ci-apres: 1° condamnation ä une peine afflictive et infamante; 
2° condamnation ä une peine correctionnelle pour delits prövus par les 
articles 379 a 408 du code pönal; 3° condamnation ä une peine cor- 
rectionnelle d'emprisonnement , et 4° , s'il s'agit d'offtciers publics ou 
ministeriels , destitution par jugement ou revocation par mesure dis- 
ciplinaire. 

ART. 8. — L'article 18 du decret du 31 mai 1862, relatif ä Fin- 
compatibilite des fonctions de comptable avec Fexercice d'une profession, 
d'un commerce ou d'une industrie quelconque, n'est pas applicable aux 
tresoriers et aux receveurs speciaux des fabriques. 

ART. 9. — Lorsque le tresorier de la fabrique n'est pas chafge 
des fonctions de comptable, et lorsque la fabrique n'a pas designe un 
receveur special, le prefet assure, de concert avec le tr6sorier-payeur 
general, la remise du service au percepteur des contributions directes. 

Pour Fexecution de cette disposition, le prefet recoit de Föveque, 
avant le 1 er octobre de chaque annöe, Fötat nominatif des tre*soriers- 
receveurs et des receveurs speciaux appeles a assurer la gestion des 
deniers des fabriques pendant Fannee suivante. II fait appel au con- 
cours des percepteurs pour toutes les fabriques non portäes sur cet etat. 

ART. 10. — Lorsque les fonctions de comptable de fabrique sont 
remplies par un percepteur, les titres de recettes, les budgets, chapitres 
additionnels et autorisations speciales de depenses lui sont transmis par 
Fintermediaire de Fe>eque, du prüfet et du receveur des finances. 
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ART. 11. — Lorsque les fonctions de comptable de la fabrique 
sont remplies par un receveur special ou par un percepteur, tous les 
fonds et valeurs de la fabrique lui sont remis, sans qu'il y ait Heu a 
Fapplication des articles 50 et 51 du decret du 30 decembre 1809. 

ART. 12. — Le comptable de la fabrique assiste ä toutes les le- 
vees de troncs, sans exception, et il en est dresse proces- verbal par les 
marguilliers. 

Quand les fonctions de comptable sont remplies par un percepteur 
r&idant hors de la paroisse, les levees de troncs nont lieu que les 
jours de tournee de recette de ce comptable. 

Quand les fonctions de comptable sont remplies par un percepteur 
ou par un receveur special, les troncs sont ferines par deux serrures; 
l'une des clefs demeure entre les mains du President du bureau, Tautre 
entre les mains du comptable. Lorsque ces fonctions sont remplies par 
le tresorier-marguillier, il n'est pas däroge aux dispositions de l'article 
51 du decret du 30 decembre 1809. 

ART. 13. — La Situation au 31 decembre et en fin de gestion des 
valeurs de caisse et de portefeuille des comptables des fabriques, lors- 
que ces fonctions ne sont pas exercees par un percepteur, est Consta- 
tee par proces-verbal du bureau des marguilliers. 

Le bureau des marguilliers peut, ä toute epoque, verifier la Situa- 
tion de caisse et de portefeuille du tr&orier et du receveur special, sans 
prejudice du droit que tient Teveque, au regard du marguillier-trösorier, 
de l'article 87 du decret du 30 decembre 1809. 

ART. 14. — Lorsque les fonctions de comptable de fabrique sont 
remplies par un percepteur, cet agent a droit ä des remises calculees 
d'apres les recettes ordinaires et extraordinaires realisees pendant Tex- 
ercice, et sur les bases suivantes: 

Sur les premiers 5.000 fr. ä raison de . . . 4 „ p. 100 

Sur les 25.000 fr. suivants 3 „ p. 100 

Sur les 70.000 fr. suivants 1. 50 p. 100 

Sur les 100.000 fr. suivants jusqu' a 1 million. 0. 66 p. 100 

Au dela de 1 million de francs 0. 24 p. 100 

Les remises ainsi calculees sont prelevees par le percepteur au vu 
de döcomptes dressäs par lui, certities exacts par le receveur des finan- 
ces et mandates par Tordonnateur. 

Lorsque les fonctions de comptable sont confiees ä un receveur spe- 
cial, les allocatious que peut lui accorder le conseil de fabrique ue sau- 
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raient etre superieures ä Celles auxquelles aurait droit un percepteur. 

En cas de refus du mandatement des remises ou allocations prevues 
au präsent article, il est statue par d^cision executoire du ministre des 
cultes. 

ART. 15. — Les trösoriers-marguilliers ne sont pas astreints au 
versement d'un cautionnement. 

Les receveurs speciaux et les percepteurs-receveurs sont astreints 
ä fournir des cautionnements en num<§raire, ou en rentes sur l'fitat, 
fixes ä trois fois le montant des emoluments prevus pour les percepteurs 
par l'article pre^cedent. Le cautionnement du recevenr special d'une 
fabrique ne peut etre inferieur a 100 fr. 

Lorsqu'un percepteur remplit les fonctions de comptable pour une 
ou plusieurs fabriques, il n'est astreint, ä ce titre, ä un Supplement de 
cautionnement que si ce Supplement, calcule conformement aux dispo- 
sitions du precödent paragraphe, depasse 1,000 fr. Dans tous les cas, 
le cautionnement qu'un percepteur a verse au Tresor en qualitä de comp- 
table des deniers de l'ßtat, des communes et des etablissements de bien- 
faisance, repond subsidiairement de sa gestion des deniers de fabriques. 

ART. 16. — Les tresoriers-inarguilliers des fabriques remplissant 
les fonctions de comptable et les receveurs sp6ciaux de ces Etablisse- 
ments pretent devant les conseils de fabrique le serment professionnel 
des comptables publics. 

Les percepteurs ne prßtent point de serment special lorsqu'ils sont 
appeles ä remplir les fonctions de comptable de fabrique. 

ART. 17. — L'hypotheque legale n'est inscrite sur les biens des 
comptables de deniers des fabriques que si cette inscription est äuto- 
risee par nne decision speciale du juge de leurs comptes, et seulement 
dans les cas de gestions occultes, condamnations a Tarnende pour re- 
tards dans Ja presentation des comptes, malversations , d^bets avoues 
ou rösultant du jugement des comptes. 

Cette hypotheque est inscrite, conformement aux dispositions des 
articles 2121 et 2122 du code civil, sur tous les biens presents et ä 
venir de ces comptables, et sous r&erve du droit du juge des comptes 
de prononcer sur les demandes en reduction ou translation formee par 
ses justiciables. 

CHAPITRE II 
Des bndgets et des comptes des fabriques paroissiales. 

ART. 18. — Le budget des fabriques est divise en budget ordinaire 
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et budget extraordinaire. Ce dernier comprend la recette et Temploi 
des capitaux provenant de dons et legs, d'emprunts, d'altenations et 
de remboursements, de coupes extraordinaires de bois et de toutes autres 
ressources exceptionnelles. 

ART. 19. — Le budget est vot6 ä la Session de Quasimodo prävue 
par l'ordonnance du 12 janvier 1825; ä la meme Session sont votes les 
chapitres additionnels de l'exercice en cours. 

ART. 20. — La duree des periodes complementaires de l'exercice 
s'etend jusqu'au 1 er mars pour Tordonnancement et jusqu'au 15 mars 
pour le recouvrement et le payement. 

ART. 21. — Les fonds libres des fabriques sont verses en compte 
conrant an Tresor public, et ils sont productifs d'interets dans les raemes 
conditions que les fonds des etablissements de bienfaisance. 

ART. 22. — Les deniers des fabriques sont insaisissables et aucune 
Opposition ne peut etre pratiquee par leurs creanciers sur les sommes 
dues ä ces etablissements, sauf aux creanciers porteurs de titres exe- 
cutoires, ä defaut de decision episcopale de nature ä leur assurer paye- 
ment, ä se pourvoir devant le ministre des cultes ä fin d'inscription 
d'office. La decision du ministre des cultes est communiquee ä l'eve- 
que, qui regle le budget en cons^quence de cette decision. Si l'eveque 
ne regle pas le budget dans un delai de deux mois ä partir de cette 
communication , ou s'il ne tient pas compte de la decision du ministre, 
le budget est definitivement regle en conseil d'Etat. En cas de refus 
d'ordonnancement , il est prononce par le ministre des Cultes, et Tar- 
ret6 ministeriel tient lieu de mandat. 

ART. 23. — Les oppositions sur les sommes dues par les fabriques 
sont pratiquees entre les mains du tresorier tel qu'il est institue par 
le decret de 1809, lequel vise Toriginal de Texploit et declare ä cette 
occasion, sous sa responsabilite, s'il exerce effectivement les fonctions 
de comptable ou si elles sont confiees ä un autre agent qu'il est tenu 
de designer. Dans ce dernier cas, les oppositions sont signifiees a ce 
comptable par les soins des creanciers opposants. 

ART. 24. — Les comptes des ordonnateurs et des comptables des 
fabriques sont presentes, avec la distinction des gestions et des exer- 
cices, dans la meme forme que les comptes des etablissements de bienfaisance. 

Les Operations relatives aux oblations percues en vertu de tarifs 
que prevoit le deuxieme paragraphe de Tarticle 2 du präsent decret, 



Digitized by 



Google 



112 Aktenstücke. 

sont decrites comme Operations hors budget. II est fait recette an bud- 
get de la partie des oblations revenant a la fabrique. 

ART. 25. — Le conseil de fabriqne d61ibere dans sa Session de 
Quasimodo et avant le vote du budget sur les comptes de l'ordonnateur 
et du comptable. 

L'ordonnateur et le comptable, dans le cas oü celui-ci fait partie 
de la fabriqne, se retirent au moment du vote sur leurs comptes. 

L'approbation par le conseil du compte de l'ordonnateur est accom- 
pagnee de la declaration dudit conseil, qu'il n'existe ä sa connaissance 
aucune recette de la fabrique autre que Celles mentionnees au compte. 

ART. 26. — Les comptes des comptables des fabriques sont jugäs 
et apures par les conseils de prefecture ou par la cour des comptes, 
selon les distinctions applicables anx comptes des Etablissements de 
bienfaisance. 

En cas de retard dans la Präsentation des comptes, il peut etre 
pourvu ä, leur reddition par Tinstitution de commis d'office nommes par 
le prefet, mais seulement apres que le retard a donne" lieu ä condam- 
nation ä Tarnende par le juge des comptes. 

CHAPITRE III 

Des comptables, budgets et comptes des fabriques metropolitaines et 

cathedrales. 

ART. 27. — Les dispositions du present decret sont applicables 
aux fabriques des äglises metropolitaines et cathedrales. 

Les comptes de ces fabriques sont juges par la Cour des comptes, 
quel que soit le montant des revenus ordinaires. 

CHAPITRE IV 
Des comptables, budgets et comptes des syndicats pour le Service des 

pompes funebres. 
ART. 28. — Les regles de comptabilite 6dictees par le present de- 
cret sont applicables aux syndicats institues par däcrets pour le Service 
des pompes funebres. 

CHAPITRE V 

Dispositions diverses et transitoires. 

ART. 29. — La forme des budgets et des comptes de fabriques et 

des syndicats pour le service des pompes funebres, ainsi que la nomen- 

clature des pieces ä produire par les comptables et en general les me- 

sures d'execution du present decret, seront determinees par des regle- 
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ments arretes de concert par les ministres des cultes et des finances. 
Les nomenclatures des pieces justificatives actuellement en vigueur 
pour le Service des Etablissements municipaux de bienfaisance seront 
provisoirement applicables ä la comptabilite des fabriques et syndicats, 
jusqu'ä la Promulgation des reglements prevus au pr&sedent paragraphe. 
II sera statue, par une decision concertee des ministres des cultes 
et des finances, sur la fixation provisoire des cautionnements. 

ART. 30. — Les dispositions du präsent däcret sont applicables 
aux budgets d61ibe>6s par les fabriques et syndicats en 1893 et aux 
comptes rendus pour l'execution de ces budgets. 

ART. 31. — Un dGcret special dßterminera les conditions dans les- 
quelles le präsent d6cret sera rendu applicable ä l'Algerie. 

ART. 32. — Sont et demeurent abrog6es toutes les dispositions 
contraires au präsent decret. 

ART. 33. — Le ministre des cultes et le ministre des finances 
sont chargäs, chacun en ce qui le concerne, de l'execution du präsent 
dScret qui sera ins^rö au Bulletin des Lois et publie* au Journal Officiel. 
Fait ä Paris, le 27 mars 1893. 

CARNOT. 
Par le prösident de la Röpublique: 
Le ministre de V Instruction publique, des 
beaux-arts et des cultes, 
CH. DÜPÜY. 

Le ministre des finances, 
P. TIRARD. 
9.Lettre circulaire duMinistre desCultes auxarcbev. 
et 6veques 30./3. 93 sur la comptabilit6 des Fabriques. 
Monsieur TEveque, 
L'article 78 de la loi de finances du 26 janvier 1892 a, comme vous 
le savez , prescrit qu'ä l'avenir les comptes et budgets des fabriques et 
consistoires seraient soumis ä toutes les regles de la comptabilitä des 
autres etablissements publics; mais il a laissä a des reglements d'ad- 
ministration publique le soin de determiner les conditions d'application 
de cette mesure. 

Ces reglements, arretes par le Conseil d'Etat, portent la date du 
27 mars courant et ont et6 publies au Journal Officiel du 28. J'ai l'hon- 
neur de vous adresser ci-joint le texte concernant les fabriques '). 

1) Abgedruckt oben No. 8. 

Deutsobe Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV, 1. 8 
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Ainsi que vous le verrez , l'article 30 porte que les dispositions 
nouvelles seront applicables aux budgets däliberes pour les fabriques 
en 1893 et aux comptes rendus pour l'execution de ces budgets. D'autre 
part, l'article 19, confirmant les regles tracees par les articles 47 du 
decret du 30 decembre 1808 et 2 de l'ordonnance du 12 janvier 1825, 
dispose que le budget est vote dans la session de Quasimodo. 

Le budget de 1894, que les conseils de fabrique vont etre appeles 
ä voter dans leur prochaine seance de Quasimodo, c'eat-ä-dire le 9 avril 
prochain , est donc le premier qui sera soumis au decret du 27 mars 
1893; de meme que le conipte qui sera rendu pour l'execution de ce 
budget sera le premier auquel les nouvelles dispositions seront applicables. 

L'execution du budget de 1894 ne devant commencer que le 1 er 
janvier de ladite annee et le compte de cet exercice ne devant, aux 
termes de la legislation actuelle, conservee par l'article 25 du nouveau 
decret,, etre rendu qu'ä la Session de Quasimodo 1895, j'aurai l'hon- 
neur de vous adresser en temps utile la forme de compte, ainsi que la 
nomenclature des pieces ä produire par les comptables , conformement 
aux prescriptions de l'article 29. Mais, en ce qui concerne le budget, 
il importe de determiner des maintenant les regles nouvelles d'apres 
lesquelles il devra §tre etabli. 

Une circulaire de Tun de mes predecesseurs, en date du 21 novem- 
bre 1879, a dejä donne, en s'inspirant du decret du 30 decembre 1809, 
une formule de budget qui, adoptee dans tous les dioceses, a eu pour 
resultat d'amener dans la comptabilite des Fabriques une regularite et 
surtout une uniformit6 plus grandes. 

Cette formule peut encore servir aujourd'hui de base au nouveau 
budget. Vous remarquerez , en effet , que , sauf sur les points oü ses 
dispositions n'etaient pas compatibles avec les regles essentielles de la 
comptabilite publique, aucune modification n'a ete apportee par le reg- 
lement du 27 mars 1893 au decret du 30 decembre 1809, qui demeure 
le texte fondamental de la legislation des fabriques. C'est ainsi notam- 
ment que le nouveau decret ne comporte aucune enumeration des re- 
cettes et depenses des fabriques, qui, sauf les modifications resultant de 
lois posterieures, sont toujours celles inscrites dans les articles 36 et 37 
du decret du 30 decembre 1809. 

II suffit donc d'indiquer les innovations resultant sur ce point du 
reglement du 27 mars 1893. 

Division du budget. — La principale consiste dans la division du 
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budget des fabriques en budget ordinaire et budget extraordinaire. En- 
core convient-il de remarquer que le modele de 1879 comportait deja 
des recettes et depenses ordinaires et des recettes et depenses extra- 
ordinaires. 

Budget ordinaire, Becettes. — Les recettes du budget ordinaire 
sont ä part quelques modifications de detail qui s'expliquent d'ellesmemes, 
Celles qui etaient portees au chapitre premier du modele de 1879. 

II convient seulement de mentionner la suppression de Tarticle 7: 
„Produit spontane des terrains servant de cimetieres*. La loi munici- 
pale du 5 avril 1884 a en effet abroge (art. 168) l'article 36, n°4, du 
decret du 30 decembre 1809 , qui comprenait ce produit parmi les re- 
venus des fabriques, et l'a fait figurer au nombre des recettes ordi- 
naires des communes (art. 133, n° 9). 

D'autre part, il a paru bon, pour ne pas donner un caractere trop 
limitatif au cadre des recettes ordinaires , de prevoir un article des 
„recettes diverses" permettant d'inscrire toutes les autres ressources qui, 
comme un prelevement sur les ressources extraordinaires, par exemple, 
peuvent, ä un moment donne, concourir ä Tequilibre du budget ordinaire. 

Depenses. — En ce qui concerne les depenses, le modele de 1879 
prevoyait une distinction entre les depenses ordinaires „facultatives", 
qui n'a pas ete maintenue par le decret du 27 mars 1893. A une epo- 
que oü, en vertu du decret du 30 decembre 1809 et de la loi du 18 
juillet 1837 , les communes pouvaient etre obligees de couvrir Tinsuffi- 
sance des ressources de fabriques pour toutes les depenses du culte, il 
etait indispensable de classer, ä part les quelques depenses qui, en rai- 
son de leur caractere special, ne pouvaient cependant pas etre impos^es 
aux conseils municipaux. Mais, depuis la loi municipale du 5 avril 1884, 
les communes ne peuvent plus etre contraintes de couvrir Tinsuffisance 
des ressources des fabriques que dans deux cas bien determines: 

1" Pour Tindemnite de logement du eure ou desservant (quand il 
n J y a pas de presbytere) (art. 136, n° 11); 

2° Pour les grosses reparations aux eglises et presbyteres (quand 
ces edifices sont la proprtete de la commune) (art. 136, n° 12). 

Les depenses du budget ordinaire ne forment donc plus qu'un seul 
chapitre, comprenant les chapitres I et II du modele de 1879. 

Un article special est relatif au traitement qui, aux termes de Par- 
ticle 14 du nouveau reglement, doit ou peut etre alloue au comptable 
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de la fabrique , lorsque ce comptable n'est pas le tresorier prevu par 
le decret du 30 decembre 1809. 

Enfin, od a pr6vu les annuites des emprunts que la fabrique peut 
avoir 6te autorisee ä contracter. 

En effet, les emprunts des fabriques, contrairement ä ce qui a Heu 
pour les autres etablissements publics, n'etant jamais gages que sur les 
ressources ordinaires, le remboursement doit figurer en annuites aux 
depenses du budget ordinaire. 

Tl est bien entendu qu'il ne saurait etre question que d'emprunts 
regulierement autoris6s par decrets en Conseil d'Etat, toute autre dette 
ne pouvant entrer en ligne de compte et devant etre absolument rejetee. 

Budget extra ordinaire. — Le budget extraordinaire , aux termes 
du nouveau reglement, comprend „la recette et l'emploi des capitaux 
provenant de dons et legs, d'emprunts, dalienations et de rerabour- 
sements, de coupes extraordinaires de bois et de toutes autres ressour- 
ces exceptionelles" (art. 18). 

Becettes. — L'enumeration des recettes de ce budget est la meme 
que celle qui etait prevue au mod61e de 1879 (chapitre II, depenses 
extraordinaires). 

II a paru seulement inutile de maintenir la mention: „Subvention 
de PEtat a , aucun credit n'etant plus inscrit au budget de Pietät pour 
subventions aux fabriques. 

Depenses. — Pour les depenses, Tenumeration comprend, sauf quel- 
ques modifications de detail, les articles inscrits prec^demment aux cha- 
pitres III et IV. 

Becapitulation. — Balance. — Chacun de ces deux budgets doit 
se terminer par une recapitulation des recettes et des depenses. L'en- 
semble des op6rations se resume dans un tableau recapitulatif des re- 
cettes et des depenses tant du budget ordinaire que du budget extra- 
ordinaire, et donnant ainsi la balance generale. 

Envoi d'un modele. — Pour rendre ces diverses modifications plus 
saisissables et pour permettre Fetablissement imru6diat du budget de 
1894 d'apres les regles nouvelles, j'ai fait dresser un nouveau modele, 
dont vous trouverez ci-joint un nombre d'exemplaires süffisant sinon 
pour toutes les fabriques de votre diocese, au moins pour que ces 
etablissements puissent en avoir connaissance avant la s6ance du 9 avril, 
par Tintermediaire des eures de canton et meme des titulaires des prin- 
cipales succursales. 
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Rien ne s'oppose d'ailleurs , an cas oü une fabrique n'aarait pu, 
dans sa seance de Quasimodo , etablir son budget d'aprös le modele 
ci-joint , ä ce que vous aatorisiez ulterieurement une seance speciale 
pour perraettre les rectifications necessaires , apres vous §tre concerte 
ä ce sujet avec M. le prefet du döpartement , conformement aux pres- 
criptions des articles du decret du 30 decembre 1809 et 6 de l'ordon- 
nance du 12 janvier 1825. 

Eenseignements ä fournir en marge du budget. — J'appelle votre 
attention toute particuliere sur la derniere colonne de ce tableau. Elle 
n'est que la reproduction de celle qui existait deja dans le modele de 
1879, et est destinäe ä recevoir les renseigneraents prescrits par les 
articles 83 et 84 du decret du 30 decembre 1809 , ainsi que toutes 
autres observations. 

Ces renseignements, relatifs aux autorisations administratives con- 
cernant les diverses recettes et depenses, sont d'une ntilitä que la cir- 
culaire du 21 novembre 1879 avait dejä signal6e. 

J'ai pu remarquer cependant qu'ils fönt gen^ralement d^faut. 

Ils sont aujourd'hui absolument indispensables. Les budgets des 
fabriques devant, ä l'avenir, §tre places sous les yeux des conseils de 
prefecture et de la Cour des comptes, il est de toute n6cessit6 qu'il n'y 
soit fait mention d'aucune acquisition, d'aucune alienation, d'aucun em- 
prunt, etc., etc., sans qu'en regard Faütorisation administrative con- 
cernant ces divers actes et leur donnant le caractere legal ne soit indiquee. 

Approbation du budgeL — Lorsque les budgets auront 6te ötablis 
par les conseils de fabrique, il vous appartiendra , monsieur l'eveque, 
de les arreter. Le reglement du 27 mars 1893 n'apporte en effet, sur 
ce point, aucune modification au d6cret du 30 decembre 1809, et c'est 
toujours ä vous qu'en vertu de l'article 47 de ce decret, appartient 
l'approbation des budgets des fabriques. 

Communication aux Conseils municipaux. — Mais je vous rapelle 
qu'aux termes de Tarticle 70, § 5, de la loi municipale du 5 avril 1884, 
Jes budgets fabriciens doivent, dans chaque commune, etre soumis ä 
l'avis du conseil municipal. 

Une circulaire de Tun de mes predecesseurs , en date du 18 mai 
1885, transmise aux 6veques le 3 fevrier 1886 , a trac£ les regles de 
cette communication aux Conseils municipaux et expose les motifs pour 
lesquels eile doit avoir lieu, aussitöt apres la seance de Quasimodo, et 
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prec&ier Fapprobation episcopale, de maniere ä ce que l'avis des as- 
semblees municipales puisse intervenir dans leur session de mai. 

Les diverses considerations developpees dans cette circulaire ont 
conserve tout leur valeur, et vous penserez avec moi qu'aujourd'hui 
plus que jamais il importe que Peveque, Charge d'approuver les budgets 
des fabriques, ait entre ses mains tous les renseignements de nature 
a. eclairer sa decision. 

Etablissements aaxquels s'applique le modele. — En terminant, 
monsieur l'eveque, je crois devoir vous soumettre quelques observations 
au sujet du titre meme de la formule du budget ci-jointe. Cette formule 
s'applique k tous les lieux du culte qui comportent une fabrique, c'est- 
ä-dire ä tous ceux qui constituent une paroisse distincte ayant son au- 
tonomie, une circonscription propre, et jouissant de la capacite civile, 
a savoir : 1° les eures; 2° les succursales ; 3° les chapelles creees en 
vertu du decret du 30 septembre 1807, design<*es souvent sous les noms 
de chapelles simples, chapelles vicariales, chapelles communales, et dont 
la veritable appellation, adraise par la jurisprudence du Conseil d'Etat, 
est chapelles paroissiales, pour bien montrer qu'elles constituent de veri- 
tables paroisses, adminietrees par une fabrique distincte. 

Eecette et depenses des chapelles de secours. — Les eures et les 
succursales peuvent avoir dans leur circonscription et sous leur depen- 
dance des chapelles de secours. Celles-ci n'ont ni autonomie, ni capacite 
civile, ni fabrique propre ; c'est la fabrique de Teglise paroissiale sur le 
territoire de laquelle elles sont situees qui est chargee de leur administration. 

Mais, aux termes dun avis du Conseil d'Etat du 5 janvier 1869, 
„les chapelles de secours n'ayant point de circonscription territoriale, 
„ni la personnalit6 civile, Tautorisation qui leur est aecordee par döeret 
„est une simple permission ne pouvant grever d'aucune Charge legale 
„ni les fabriques, ni les commimes*. 

II importe donc que les recettes et les depenses propres ä ces cha- 
pelles ne soient pas confondues dans le budget de la fabrique paroissiale 
et fassent au contraire Tobjet d'un etat distinet annexe ä ce budget, 

J'ai tenu, monsieur Päveque, en raison du court espace de temps 
qui nous s6pare de la prochaine session budgetaire des conseils de fabri- 
que , ä n'aecompagner pour le moment que de ces seules observations, 
exclusivement relatives ä la preparation du budget, Tenvoi que j'ai Phonneur 
de vous faire du nouveau reglement sur la comptaqilite des fabriques. 

Formation du budget de 1894. — Le budget de 1894 doit, en effet, 
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6tre ätabli dans des conditions de regularitß qui perraettront facilement 
la Constitution du compte et son apurement. 

Choix du comptable. — C'est la seule Operation qui s'impose ac- 
tnellement aux assemblees fabriciennes. Peut-etre cependant serait-il 
bon que, des maintenant, elles se präoccupassent du choix qu'elles au- 
ront ä faire d'un comptable, d'apres Tun des modes miß ä leur dispo- 
sition par Tarticle 5 du decret du 27 mars 1893, et qu'aux termes de 
Tarticle 9, § 2, du meme decret, vous aurez ä notifier ä Tautoritä pr6- 
fectorale avant le 1 er octobre prochain. 

Dans tous les cas, je me tiens ä votre disposition pour toutes les 
explications complementaires qui pourraient vous etre necessaires. 

Mais des maintenant la lecture des observations qui precedent, 
comme celle du 27 mars lui-meme, vous permettra d'apprecier Tesprit 
dans lequel a ete conQue la nouvelle reglementation. Je ne doute pas, 
monsieur reveque, que votre concours ne soit acquis ä mon administra- 
tion pour Tapplication d'une reforme qui, dans la pensee du legislateur 
et du gouvernement, doit avoir pour resultat d'amener dans la compta- 
bilite des fabriques, sans porter atteinte aux droits reconnus aux 6ve- 
ques ä l'egard de ces etablissements v une regularite et une precision dont 
les autorites ecclesiastiques elles-memes ont souvent regrett6 Tabsence. 

Agreez, monsieur Peveque, Tassurance de ma haute considäration. 

Jje ministre de V Instruction publique, 

des Beaux-Arts et des Ctätes, 

CH. DÜPÜY. 

Gesetze für die evangelische Kirche. 

1. Württemberg. Verf. d. Minist, d. Kirchen- u. Schulwesens 
21./7. 93 beti\ d. Anrechnung d. Militärdienstzeit bei Feststellung des 
Promotionsalters d. ev. Predigtamtskandidaten u. Geistl. A.K.B1. 1893,533. 

2. Alten bürg. V. 8./6. 93, die Einführg. eines neuen Regulativs 
üb. d. theol. Prüfungen u. d. Vorbereitung z. Geistl. Amte betr. A. 
K.B1. 93. 473. 

3. Hamburg. K. Verordn. 21./1. 93 betr. d. Einführung einer 
zweiten theol. Prüfung. A. K.B1. 93, 557. 

4. Württemberg. Kons. Erl. v. 12./7. 92 betr. Vorschriften über 
d. Verfahren in Beziehung auf d. Austritt aus d. ev. Landeskirche u. 
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d. Aufnahme e. bisher. Angehörigen d. kath. K. in d. ev. Landesk. 
A. K.B1. 1893, S. 322. 

5. Erl. d. Kons. z. Stettin 28./6. 93 betr. d. Rechte u. Pflichten 
d. K.Patrons u. der v. ihm ernannten Personen (K.G. u. S.O. § 6). 
A.K.B1. 93, 588. 

6. Oldenburg. V. d. O.KR. 11./2. 91 betr. äie Kapitalfonds d. 
K.Gemeinden. A K.B1. 1893, S. 329. 

7. Oldenburg. V. d. O.K.R. 12./2. 91 betr. d. Ueberwachung 
des Kassen wesens d. K.Gemeinden durch den K.Rath. ib. 336. 

8. Wiesbaden. Erl. d. Kons, zu 17.7. 93, betr. d. konfessionelle 
Erziehung der Kinder aus gem. Ehen. A. K.B1. 1893, 539. 

9. Braunschweig. Ausschreiben d. Konsist. 17./5. 93 d. Ver- 
fahren bei Prüfung u. Abnahme d. kirchl. Rechnungen betr. A. K.B1. 
93, 555. 



Digitized by 



Google 



121 



I. Abhandlungen. 



Zur Geschichte der geistlichen Gerichtsbarkeit am 
Ausgang des Mittelalters. 



Von 
Prof. Dr. G. y. Below 

in Münster. 



In der berühmten confoederatio cum principibus ecclesiasticis 
von 1220 verspricht Friedrich II. den geistlichen Fürsten: ex- 
communicatos eorum, dum tarnen ab ipsis viva voce vel per litteras 
eorum vel per honestos nuntios fide dignos nobis denuntiati fue- 
rint, vitabimus \ Ein ganz anderes System als dasjenige, welches 
in diesen Worten angedeutet ist, haben deutsche Landesherren 
am Ende des Mittelalters aufgestellt : den Bann der Bischöfe er- 
kannte die Staatsgewalt so wenig an, dass die Ueberbringer von 
Bannbriefen nicht einmal das staatliche Gebiet betreten durften. 

Die hier folgenden Aktenstücke 2 geben ein Bild von dieser 
und anderen Beschränkungen der geistlichen Gerichtsbarkeit im 
niederrheinischen Territorium Jülich. Ihre Entstehung verdanken 
sie den Auseinandersetzungen des Herzogs von Jülich mit dem 



1 Vgl. hierzu Weiland in den historischen Aufsätzen dem Andenken 
an Gr. Waitz gewidmet, S. 267 ff. ; Winkelmann, Kaiser Friedrich II, Bd. 1 
(1889), S. 69 f. 

2 Aus dem Staatsarchiv zu Düsseldorf, Jülich-Berg, Urkunden Nr. 3925 
und 3926, Orig. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV. 2. 9 
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Erzbischof von Köln, welcher um die Mitte des 16. Jahrhunderts 
den Stand der Dinge, wie er sich in den letzten Jahrhunderten 
des Mittelalters festgesetzt hatte, zu beseitigen versuchte \ Ihrer 
Form nach sind die Aktenstücke "Weisthtimer, welche einen be- 
stimmten, von der herzogl. Regierung vorgelegten Fragebogen be- 
antworten. Es wird in ihnen über die Verhältnisse Auskunft ge- 
geben, welche zur Zeit des »verstorbenen Herzogs Wilhelm«, der 
von 1475 — 1511 regiert hat, bestanden 2 . 

1553 April 13. Stadt Düren, Auskunft über die 
geistliche Jurisdiction. 

In Ehesachen hat der Landdechant »abrit in der irster in- 
stanz mit sinen cämerarien erkant«. Zur Zeit des verstorbenen 
Herzogs Wilhelm ist es »verboten gewest, das geiner usser deme 
steift Colne geistliche mandaten oder ladungen in siner f. g. lan- 
den . . . bringen dorfte«. 

1553 April 13. Stadt Düren, Auskunft über den 
Send. 

Schultheiss, Bürgermeister, Schöffen und Rat der Stadt sind 
von des Herzogs wegen ersucht zu berichten, durch wen der Send 
von alters her besessen ist. Haben darauf »unsere eltste und vur- 
nemlichste mitburgere« gefragt, welche bei ihren Eiden bezeugen : 
So lange ihre Erinnerung reicht, ist der Send zu Düren »durch 
den pastoir, vort scholtis und scheffen daeselvest beseessen ind 
gehalden worden. Aber in deme schaltjaire 8 sei der lantdechen 
ouch personlich erschienen und den sent in beisein des pastoirs, 

1 Vgl. Lacomblet, Archiv für die Geschichte des Niederrheins 5, S. 60 ff. ; 
Lossen, Briefe von Andreas Masius S. 217 f., 224, 228, 526. 

2 Den Inhalt der Aktenstücke zu verwerthen unterlasse ich, da eine 
eingehende Darstellung der kirchlichen Verhältnisse des Niederrheins im 
16. Jahrhundert von Archivar Dr. Redlich in Düsseldorf vorbereitet wird. 
Einstweilen sei auf meine demnächst erscheinende Edition der Landtagsakten 
von Jülich-Berg, Bd. I, S. 122 f. und die daselbst angeführte Literatur ver- 
wiesen. Vgl. auch Binterim und Mooren, Die alte und neue Erzdiözese 
Köln II, S. 402 ff. Ueber die Verhältnisse im benachbarten Cleve-Mark 
s. Max Lehmann, Preussen und die katholische Kirche I, S. 19 ff. 

3 Vgl. Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht (8. Aufl.) § 173 Anm. 15. 
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$choultis und scheffen gehalten. Und wan jemant dem pastoir 
im sent ungehoirsam, wirt sulchs deme schoultissen durch den 
pastoir anbraicht und van ime zur gehoirsam gehalten. Und sagen 
verner, das sei die zeit ires levens nemant van wegen des erz- 
bischufen zu Colne oder archidiakens dairbei gesehen noch ouch 
sulchs ehe van iren alderen hören sagen«. 

1553 April 20. Stadt Euskirchen, Auskunft über 
den Send. 

Es hat »der pastoir den sent van alders besessen sampt schol- 
tiss und scheffen in beisin burgemeisters, raits und einer ganzer 
gemeinden«. Dabei werden »usgekorenzwein sentscheffen, die ouch 
den sent besitzen helfen«. Im Schaltjahr »plecht der lantdechen zu 
komen und mit den vurs. personen den sent zo besitzen«. Wer 
dem Send ungehorsam ist, »wirt dem scholtis ain stat unsers . . . 
g. h. angebracht und durch den zo gehorsam gehalden«. Nie hat 
»innicher erzbischof zu Collen ader archidiaken den sent besessen«. 

1553 April 24. Kirstgen von Haisthem [Vogt], 
Bürgermeister, Schöffen und Geschworene der 
Stadt Bergheim, Auskunft über die geistliche 
Jurisdiktion. 

In Ehesachen pflegt der Landdechant »de stridige partien 
irstlich zu verhoeren. Und wen er si entschiden kunte, bleif es 
daebi; wa aber nit, wurden si van dem lantdechant an andere 
hogere obrichkeit und recht gewisen«. Von des verstorbenen Her- 
zogs Wilhelm Zeiten bis jetzt sind nie kölnische geistliche Man- 
date in der Stadt Bergheim und dem Kirchspiel Bergheimerdorf 
gestattet, sondern befohlen worden, wenn jemand mit solchen 
Briefen erscheinen würde, den sogleich anzuhalten und der Obrig- 
keit auszuliefern, »umb ferner an dem lief zu straifen. Auch weren 
wol etlichen van inen, die ungeferlich vur 50 jaeren seck vur den 
porzen im ampt Berchem hangende gesehen hetten«. 

1553 April 24. Stadt Bergheim, Auskunft über den 
Send. 

In der Stadt Bergheim und im Kirchspiel Bergheimerdorf 
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haben allein »de pastoir« und im Schaltjahr »der lantdechen der 
dechenien Bercheim in bisin der scheffen und naebaren . . . den 
seent besessen«. Nie ist jemand Ton wegen des Erzbischofs »ader 
der archidiaken« dazu erschienen. »Und wurde alwege aus jedereime 
tirm * ader dorf in das vurs. kirspel gehoerich einer van der ganzer 
naeberschaf angesatzt und verordnet, wilcher de gebrechen von 
sinen naebaeren dem pastoir in biwesen der ganzer gemein naeber- 
schaft anbrecht und zu kennen geef«. Wer dann dem Pastor im 
Send ungehorsam ist, wird »den bevelhaberen unsers g. f. und h. 
angebracht und durch deselbige zu gebuirlicher gehoirsamheit ge- 
halten.« 

1553 April 25. Stadt Caster, Auskunft über die 
geistliche Jurisdiktion. 

Vogt, Schultheiss, Bürgermeister, Schöffen und Rat der 
Stadt Caster haben auf Verlangen des Herzogs ihre ältesten Mit- 
bürger gefragt, »of inen nit kundich, das die lantdechen in ehe- 
Sachen und sunst, sunderlich in der erster instanz die Jurisdiction 
exerciert . . ., und of auch die Colnische banbrief, mandaten und 
ladungen dieses ortz gestadet«. Haben darauf berichtet, dass, wenn 
»in ehesaichen irdomb furgefallen, die partien vur den lantdechen 
und pastoer als irster instanz richtere bescheiden und furgenomen 
worden, wie auch noch; und wes dieselvige sich nit kunten er- 
inneren [!], weren vur andere hogere overicheit gestalt. So were 
auch dem lantdechen, scheffen, boden und inen kundich, das inen 
befolhen für vielen langen jaren, das man geine uiswendige cita- 
tionen, ladungen und banbrief gestaden, sonder diejenigen, die 
soliche brief brechten, annemen, der overicheit Heveren und 
am lif straifen solte, welchs alles uns auch glicher gestalt 
kundich«. 

1553 April 25. Stadt Caster, Auskunft über den 
Send. 

Der Send ist in Stadt und Amt Caster »durch die pastoir,« 



1 tirm (von terminus): Sprengel, Bezirk. 
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im Schaltjahr durch den Landdechanten besessen, nie von wegen 
des Erzbischofs oder Diakons. »Scholtis, scheffen und gesworen 
als vereide personen unsers g. h. weren mit darbei gesessen und 
die sentscheffen . . . alzeit van den gemeinen naeberen verordent, . . . 
wilche die gebrechen anhoeren und furbrengen.« 

1553 Mai 2. Vogt, Bürgermeister, Schöffen und 
Rat der Stadt Munstereifel, Auskunft über die 
geistliche Jurisdiktion. 
Es sind »die uiswendigen [d. h. wohl: die vom Lande] und 
inwendigen, die irtumb hetten die ehe betreffen, zu dem lant- 
dechant Munstereifel koemen und haben vuer demselbigen ire ge- 
brechen vuer das irst eroeffent, die partie durch seine erkenteniss 
zu entscheiden«. Geistliche Mandate sind »niet gestaedet noch ge- 
bruichlich geweist* Dan es weren wael ehemaels brief heimlich 
in der stat porten ader uf die kirchdueren gestechen. Aber die 
sulche brief gebracht, weren heimlich entweichen und die, soe ge- 
laeden wuerden, daruf niet ersehenen 1 «. 

1553 Mai 2. Stadt Munstereifel, Auskunft über 
den Send. 

Es haben stets sieben Sendschöffen den Send mit dem 
Pastor besessen. Von des kölner Erzbischofs oder Archidiakons 
wegen ist niemand dabei gewesen. Ist jemand dem Pastor un- 
gehorsam, so wird der durch den Pastor »unserem amptman von 
wegen unsers g. 1. heren aengegeben, sulche widerwerdigen zu ge- 
hoersam zu halten, wie die auch gedaen«. 

1553 Mai 4. Stadt Grevenbroich, Auskunft 
über die geistliche Jurisdiktion. 

Vogt, Bürgermeister, Schöffen und Eath der Stadt Greven- 
broich haben auf Wunsch des Herzogs die ältesten Mitbürger ge- 



1 Ebenso wie die Stadt Munstereifel beantworten Landvogt, Schult- 
heis, Bürgermeister, Schöffen und Rath der Stadt Nideggen die herzogliche 
Anfrage wegen der geistlichen Jurisdiktion (Mai 11), speciell auch hinsicht- 
lich der Nichtbeachtung der — heimlich vorgenommenen — geistlichen 
Ladungen. 
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fragt, »of inen neit kondich, das die lantdechen in saechen den 
ehestant beruerent sonderlichen der eirster instanz die Jurisdiction* 
gehalten und gebruecht und of auch jemol den Colnischen ladungen, 
mandaten, banbriefe dieses ortz zogelaissen«. Haben darauf be- 
richtet, sie wüs8ten und hätten von ihren Eltern gehört, dass, 
wenn »in ehesaechen gebrechen vurgefallen, alsdan die stritige 
partien vur den lantdechen aider pastoiren als eirster instanz 
richteren vurgenoemen und zo recht bescheiden worden, wie auch 
noch den [!] brauch im ampt Grevenbrouch ist. Und wes die- 
selbigen neit moichten entscheiden aider sunst durch ire erkente- 
niss vergelichen [!], wurde vur anderen hoegere obrichkeiten ge- 
wesen und geßtalt. So were inen auch allenthalben sampt ind 
insonders kondich, das man van vielen jaeren her giene uis- 
wendige banbriefe, ladongen, citatioinen aider mandaten gestadet 
hette. Dan diejenige, so solche brief brechten, anzunemen, der 
obrichkeit zozustellen und am live zo straifen befoelen 1 «. 

1553 Mai 9. Schultheiss, Schöffen, Bürger- 
meisterund Bat des Hauptgerichtes und 
der Stadt Jülich, Auskunft über die geist- 
liche Jurisdiction. 
Die Landdechanten haben »in ehesachen und sunst, sunder- 
lieh in der irster instanz die Jurisdiction . '. . exerciert ... Im 
fal dem dechen und camerarien die feile so beswerlich fur- 
fielen, das sie sich daraus nit wisten zo richten, so berieden sie 
sie sich mit . . . unsers g. f. und h. geistlichen doctoren 2 und 
wisten die fei in den ehesachen us, wie auch das capitel einen 



1 Denselben Bericht wie die Stadt Grevenbroich geben Schultheiss, 
Bürgermeister, Schöffen und Kath der Stadt Euskirchen (April 20) und 
fuhren ausserdem folgende zwei Beispiele an: Es hat »einer genant meister 
Theiss ein mandait uf sinen steif vader bracht, darumb er gefangen wart, 
und were dis gescheit zwischen 50 oder 60 jaren. So hedde ouch noch 
einer einen breif gebracht, welcher verleife [fortlief] und swam durch 
die Kalle«. 

* Vgl. meine Edition der Landtagsakten von Jülich-Berg, Bd. 1, S. 123 
Anm. 172. 
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ansehenlichen Siegel hette, damit die wisdomb, wanehe sie ge- 
schehen, confirmeirt wurden. Und deden die amptluide uf soliche 
wisdomben anrichtung.« Vor langen Jahren ist befohlen, »gein 
uswendige citationes, ladungen und banbreif anzonemen, sonder die 
brenger derselbigen anzohalden, der overicheit zo uberlieveren und 
am Uf zo straifen. So hetten sie auch van iren alderen gehoirt, 
das für langen ziden und auch, als hz. Wilhelm hoichlofl. ged. 
regiert, derhalver seck für die porzen gehangen worden«. 

1553 Mai 9. Hauptgericht und Stadt Jülich, 
Auskunft über den Send. 

Es haben »die pastoir mit dem gericht eines jederen orts«, 
im Schaltjahr aber »die lantdechen die sent besessen. Und were 
nehe gehoirt, vil weniger geschiet, das von wegen der erzbischofen 
zo Collen der sent besessen sei. Dan in jeder straissen wurde 
einer für einen sentschefifen gesatzt, und solliche sentschefifen 
weissen selfs nit; dan uf fraigen des pastoirs in bisin des scholtissen 
und gerichts brechten sie alle ubertredungen an«. 

1553 Mai 10. Stadt Gladbach, Auskunft über 
die geistliche Jurisdiktion. 

Ehesachen sind stets an den Pastor als erste Instanz zum 
Verhör gebracht worden. Was derselbe nicht »durch seine erkente- 
niss untschieten moicht, wart ferner für ander hoige obericheit 
und recht gewist«. Bannbriefe und andere geistliche Mandate sind 
»eine lange zit van jaren bis herzo« in Stadt und Kirchspiel 
Gladbach nicht gestattet, die Uebertreter zu bestrafen befohlen 
worden. 

1553 Mai 10. Vogt, Bürgermeister, Schöffen, 
Rat und Geschworene der Stadt Glad- 
bach, Auskunft über den Send. 

Von alters her ist der Send stets durch den Pastor besessen, 
und zwar ist es »in namen und van wegen des erzbischofs zu 
Collen adir archidiakens neihemals geschiet«; sondern es haben 
»allein vaigt, scheffen und geswaren mit dairbie gesessen und 
neben dem pastoir weren die sentschefifen alwege van gemeinen 
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bürgeren und nachberen angesatz, . . . wilche alsdan alle ge- 
brechgen verhoirten und widers zo erkennen gaben 1 «. 

1553 Mal 11. We rner v. Burvenich Landvogt, 
Schultheiss, Bürgermeister, Scheffen und 
Rat der Stadt Nideggen, Auskunft über 
den Send. 
Es haben »in dieser stat allein die pastoir und in dem ampt 
Nideggen der lantdechen oder die pastoir neben den scheffen 
und näheren in bisin hochged. unsers g. h. bevelhaber van alders 
her, wie auch noch, den sent besessen und wurde doch gemeinlich 
im ampt durch die pastoir usgericht«. Niemals ist jemand von 
wegen des Erzbischofs von Cöln oder des Archidiakons dabei ge- 
wesen. »Und die sentscheffen wurden alwege van dem pastoer 
und der ganzer naberschaft angesatzt und verordent«. 



1 Dieselbe Auskunft giebt die Stadt Grevenbroich (Mai 4) über den 
Send in Stadt und Amt Grevenbroich. 
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Die Ostfriesische (sogen. Lüneburgiscae) Kirchenordmmg 

von 1535. 

Eingeleitet und zum ersten Male herausgegeben 

von 

Emil Sehling. 



Graf Edzard I. von Ostfriesland (1491— 1528) l war der 
Reformation zugeneigt und hinderte ihr Ausbreiten nicht. Ln 
Beginn der Reformation Ostfrieslands tritt uns aber schon der 
Konflikt entgegen, der sich durch die ganze ostfriesische Barchen- 
geschichte hindurchzieht, der Kampf zwischen dem reformirten 
und dem lutherischen Bekenntnisse. 

Edzard's Nachfolger Graf Enno (1528—1540) war bestrebt, 
den Streit zu schlichten, und berief zu diesem Zwecke die beiden 
Bremer P*edikanten Johann Pelt und Johann Timann. Das 
Vermittlungswerk misslang. Die Bremer übergaben aber dem 
Grafen Enno eine Kirchenordnung für Ostfriesland, in welcher 
mit Rücksicht auf die Marburger Artikel die Hauptstreitpunkte 



1 Literatur: Beninga, Volledige Chronik van Ostfrieslant. 
ed. Harkenroht. Emden 1723. Emmius, Herum Frisicarum historia. 
Lugdun. Bat. 1616. Bertram, Ost-Friesische Reformations- und Kirchen- 
geschichte. Aurich 1738. Meiners, Oostvrieschlandts Kerkelyke Ge- 
schiedenisse. Groningen 1739. Wiarda, Ostfr. Geschichte. Aurich 1739. 
Klopp, Geschichte Ostfrieslands. Osnabrück 1854. Cornelius, Der 
Äntheil Ostfrieslands an der Reformation bis zum Jahre 1535. Münster 
1852. Weerts, Geschichte der protestantischen Kirche Ostfrieslands. Emden 
1859. — Spezialliteratur im Texte. — 
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wie die Frage des Abendmahls, übergangen waren, in anderen 
Beziehungen aber das lutherische Kirchenwesen eingeführt war, 
und reisten ab. Der Graf unterzeichnete am 12. Dez. 1529 
ein' Edikt, durch welches diese Kirchenordnung eingeführt 
werden sollte, liess dann aber die Angelegenheit ruhen. Auf 
Andringen des Kurfürsten Johann von Sachsen, Luthers, Bugen- 
hagens und der Bremer (vgl. Zwingli, Epp. II (Opp. VIII.), 
668; de Wette, Luther's Briefe IV, 27—30) beschied der Graf 
am 15. Januar 1530 die Predikanten seines Landes nach Emden, 
um ihnen das Edikt vorzulesen und die lutherische Ordnung ein- 
zuführen. Der Titel derselben lautet „Ordeninge und Artikele, 
zo wy Enno Grave und Heer tho Oestfreeslandt u. s. w. inn 
unzen landen allen Predicanten und Underdanen gebaden hebben, 
ernnstlick thoe holden, zeer nutlicken tho leezen a . Die Predi- 
kanten unterwarfen sich zwar im "Wesentlichen den Marburger 
Artikeln und dem Edikte, als jedoch die Feindseligkeiten zwischen 
Lutheranern und Reformirten neu begannen, verwarf man auch 
die Kirchenordnung des Grafen und wollte nicht nach derselben 
leben. Der Graf verbannte darauf die Hauptführer des Wider- 
standes aus dem Lande. Luther lobt die Kirchenordnung und 
das Verhalten des Grafen (de Wette 4, 27 — 30, Hamelmann, 
Opp. genealog.-historica. Lemgoviae 1711. S. 828). Durch den Ein- 
fluss Philipps von Hessen wurde der Graf zur Mild§ gestimmt. 
Kriegerische Ereignisse unterbrachen die Entwicklung. 

Im Kriege unterlag Graf Enno. Der Sieger, Herzog Karl 
von Geldern, legte dem Grafen die Einführung des luthe- 
rischen Kirchenwesens als Friedensbedingung auf. Dieser Be- 
dingung gehorchend erbat sich der Graf vom Herzog von Lüne- 
burg, dem Schwager des Herzogs von Geldern, zwei Predi- 
kanten zur Durchführung des lutherischen Kirchenwesens. 
Dieser schickte Martin Ondermark von Celle und Matthäus Ginde- 
rich von Bardowieck 1 . Wie Bertram S. 115, 121 hervorhebt, 

1 Ueber die Wirksamkeit dieser Beiden lauten die Berichte sehr ver- 
schieden. Von den Reformirten wird sie stark verurtheilt. Vgl. Grtind- 
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waren die Veranlassung zu dieser Sendung u. A. auch die in der 
ostfriesischen Kirche durch Carlstadt 1 , und andere Schwärmer, 
namentlich die Wiedertäuffer, hervorgerufenen Irrungen. Die Lüne- 
burger traten daher insbesondere auch gegen die Wiedertäuffer 
und Carlstädter, sodann aber auch gegen die Lehren Zwingli's 
auf, und suchten den Gottesdienst nach Art und Gebrauch 
der sächsischen, speziell der lüneburgischen Kirche einzurichten. 
Sie verfassten zu diesem Behufe eine Kirchenordnung. Wie 
ihre Vorgänger, die Bremer, hatten sie mit starkem Wider- 
stände zu kämpfen, und vielen Verdruss zu erfahren, so dass sie 
von ihrem Herrn 1535 zurückberufen wurden, bevor noch die 
von ihnen entworfene Kirchenordnung eingeführt worden war 2 . 
Es scheint, als wenn die Predikanten ihren Entwurf in Lüne- 
burg noch einmal durchgesehen und dann zurückgeschickt hätten 8 . 
Diese Ordnung wurde sodann von dem Grafen 1535 publizirt 4 , 
und in einem besonderen kurz darauf ausgegangenen Mandate 
wurde bei harter Strafe Jedermann befohlen, sich nach dieser 
Ordnung zu richten 6 . 

licher "Wahrhafftiger Bericht von der Evangel. Reformation der christlichen 
Kerken tho Embden. Bremen 1594 (abgekürzt Emder Reform.-Bericht) S. 23, 
96 ff., 117 u. a. mehr, auch Beninga S. 703; vgl. dagegen von lutherischer 
Seite Bertram, Ostfriesische Reformations- und Kirchen-Geschichte, S. 126 ff.; 
über Bertrams Schrift wiederum s. Meiners a. a. 0. 2, 305. 

1 Ueber Carlstadt's Wirken in Ostfriesland seit 1529, vgl. Klopp a. a. 0. 
1, 334 ff. 344. 

9 Im Sommer 1534 wurden sie berufen und bereits am Sonnabend nach 
Epiphanias (9. Januar) 1535 richten Ginderich und Ondermark an die Räthe 
in Celle ein Schreiben, woraus ihre baldige Rückkehr aus Emden hervorgeht. 
Am Freitag nach Jubilate (23. April) 1535 war Ginderich bereits wieder in 
Bardowik. Vgl. Wrede, Die Einführung der Reformation im Lüneburgischen 
durch Herzog Ernst den Bekenner. Göttingen 1887. S. 98 Anm. 4. Onder- 
mark schreibt bereits am Sonntage Judika 1535 aus Celle an die Grafen. Vgl. 
den Brief bei Bartels, Beiträge zur Ostfries. Reformations-Kirchen- u. Litera- 
turgesch. in Jahrbuch, der Emdener Gesellschaft, 4, 107. 

3 Vgl. Beninga a. a. 0. S. 708, wonach die Ordnung zu Lüneburg gefertigt 
worden sei, vgl. auch das Mandat Graf Edzards II. v. J. 1577 bei Bertram S. 150. 

4 Beninga a. a. 0. S. 703. 

5 Dieses Mandat ist abgedruckt bei Meiners a. a. 0. 1, 143 ff., Art. 
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Ob die Kirchenordnung gedruckt worden sei, wie Bertram 
S. 48 yermuthet, bleibe dahin gestellt. Für besonders wahrschein- 
lich halte ich es nicht. 

Trotz der strengen Bestimmungen und des energischen Vor- 
gehens des Grafen stiess die Ordnung auf Widerstand 1 . Dess- 
halb schärften die Grafen Enno und Johann 1537 den Predi- 
kanten noch einmal ernstlich ein, sich nach dieser, der Lüne- 
burger Kirchenordnung zu halten, und ernannten zwei Aufseher, 
welche auf die Beobachtung achten sollten: Hicko Howerda, 
Häuptling zu Uphusen, und D. Johann Hornemann zu Emden 2 . — 

Die Kirchenordnung war bisher trotz verschiedentlichen Nach- 
forschens nicht aufzufinden. Es wurde daher sogar geleugnet, 
dass sie überhaupt erlassen worden sei; so behaupten die (refor- 
mirten) Emder Predikanten in ihrem oben citirten Emdischen 
Reformationsbericht p. 120, gestützt auf das Zeugniss alter Leute, 
dass eine solche Ordnung nicht ausgegangen sei 3 , und auch 
Meiners 1, 142 erklärt: „dat alles, wat men daarenboven voorgeeft 
van ene Lunenborgsche Ordeninge, welke hier te lande opentlyk 
afgekondigt zoude zyn; welke de Oostvriesche Kerke eenparig en 
vry willig, zonder tegenspraak, zoude hebben aangenommen; naar 
welke de zelve hervormt zoude zyn, en welke tot op't jaar 1554 
standt gegrepen zoude hebben, een zuiver verdichtzel is u . 

Dem gegenüber hat aber m. A. schon Bertram in der Schrift 
„ Ostfriesische Reformations- und Kirchengeschichte, sammt einer 
historisch-theologischen Untersuchung der in der Ostfriesischen 
Kirche anno 1535 eingeführten, und von zweyen Lüneburgischen 



14, 15; hier wird z. B. Todesstrafe angedroht demjenigen, der behaupte, das 
Abendmahl sei schlechthin Brod und Wein. Vgl. auch Cornelius S. 44 Anm. 3 
gegen Wiarda 2, 415. 

1 Beninga a. a. 0. S. 703, 704. Emmius a. a. 0. Lib. LVI S. 881 
a. a. 0. Bertram a. a. 0. S. 142. Weerts, S. 10. 

2 Beninga a. a. 0. S. 708. Bertram S. 144. 

3 Sie führen übrigens auch noch eine Reihe anderer Erwägungen und 
Gründe vor, die aber als zutreffend und beweisend nicht erachtet werden 
können. 
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Gottesgelehrten, auf hohen Befehl, verfertigten Kirchenordnung, 
Aurich 1738 u S. 138ff., das Vorhandensein einer solchen Ordnung 
nachgewiesen. Wenn auch seine Gründe nicht alle als durch- 
schlagend anzusehen sind, so kann doch meines Erachtens ein 
Zweifel an der Existenz einer solchen Ordnung nicht obwalten. 

Alle Nachrichten, die wir von der Thätigkeit der Lüneburger 
haben 1 , die Schilderungen bei Beninga, Emmius und anderen 
können nur so verstanden werden. 

Wenn z. B. bei Beninga S. 704 erzählt wird, dass sich viele 
Predikanten geweigert hätten, die Ordnung zu unterschreiben, 
so lässt sich das überhaupt nur von einer fixirten Ordnung ver- 
stehen. Die Lüneburger wurden berufen, eine Ordnung einzu- 
richten, ein Gutachten von ihnen über die Ordnung gewisser Ver- 
fassungspunkte druckt Meiners ab 2 . Hält man dazu die Wirren, 
welche im Anschluss an ihre Thätigkeit ausgebrochen sind, so 
erhellt doch klar, dass ihre Thätigkeit nicht ganz erfolglos ge- 
wesen sein kann. 

Hierzu kommen aber noch folgende Punkte. 

Im Jahre 1535 haben die Grafen Enno und Johann ein 
Mandat erlassen zur Durchführung des neu geordneten Kirchen- 
wesens. Beninga S. 704 berichtet darüber: Die beiden herren 
averst leten de Ordinantie den gemenen Predicanten by vormidung 
des landes to holden, ernstlich gebeden, und in korter tyt daerna 
itliche articulen gelyk een mandaet in allen kercken publiceeren, 



1 Vgl. auch die Erklärung, welche Häuptling Hicko zu Dornum 1550 
dem Grafen Johannes gab: Er — der Graf Johannes — hätte selbst die 
Augsburgische Konfession und die Lüneburgische Kirchenordnung so lange 
und ernstlich befördert. Bertram a. a. 0. S. 42, 78. 

9 Meiners a. a. 0. 1, 591. „Opstel van de Lunenborger Predicanten 
nopens den Superintendenten etc." Es handelt sich hier nur um ein Gut- 
achten über die Bestellung des Predigtamtes, um würdige Versorgung der 
Kirchen- und Schuldiener. Nicht dagegen haben wir es, wie Cornelius a. a. 0. 
S. 43 (so auch Dalton, Johannes de Lasko, S. 248 Anm.) meint, mit einem 
Stück der K.-O. zu thun. Dies ergiebt deutlich Inhalt und Fassung. Vgl. 
Frerichs, Blicke in die Reformationsgeschichte Ostfrieslands. Emden 
1883. S. 18. 
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de to achterfolgen by grooter straffe. Dat mandaet is int jaer 
XXXV uthgegaen, averst de Lunenborger Predicanten wurden 
int jaer XXXIV vorschreven. Do wurt die Ordinantie der Eeli- 
gionssaken belangend geordineert und gemaket". 

In diesem Mandat heisst es im Art. XIV 1 nun ausdrücklich: 
En op dat alle dingen in der kerken ordentlich geholden moegen 
worden, luth der kerken ordenunge de wy hyr by juw 
togeschicket hebben. — Damit kann nicht die K. O. von 1530, 
sondern nur eine kurz vorher verfasste gemeint sein. 

1537 erliessen die Grafen Enno und Johann ein neues 
Mandat, worin die Predikanten ernstlich ermahnt wurden, sich 
zu halten nach der „Ordinantie, so van den Predikanten to Lüne- 
burg gemaket" 2 . 

Gräfin Anna spricht in ihrer Polizeiordnung von 1545 8 von 
einer „Ordinanz der christlyken Religion, die von unserm Herrn 
Graff Enno Löfflicker Gedechtnuss und dem Wohlgebohrenen 
unsern leven Schwager Johann is uhtgegeven (uhtgesprocken) und 
gepubliceert u . Doch lässt sich daraus kein Beweis entnehmen 
für die gegenwärtige Frage-, denn es könnte ja auch die Ordnung 
von 1530 gemeint sein. 

Die Interims-Ordnung der Gräfin Anna vom 16. Juli 1549 4 
verweist einmal auf „unses sal. Heers mandant, so anno 1535 
overal publiceert is worden" und kurz darauf auf „unses saugen 
Herrn Ordeninge". Offenbar ist hier nur eine dem Mandat 
historisch nahe liegende Ordnung gemeint. Doch könnte es sich 
immerhin auch um die Ordnung von 1530 handeln. 

Ganz ausdrücklich spricht dagegen Graf Edzard II. in der Vor- 
rede zur Kirchenordnung von 1593 „Von einer Lüneburgschen 
Kirchenordnung Anno 1535 öffentlich angenommen und befördert". 

Da hiernach die Existenz einer geschriebenen Ordnung 
über allen Zweifel erhaben ist, so gewinnt auch der Bericht 

1 Meiners 1, 147. * Beninga S. 708. 

3 Abgedruckt bei Beninga, S. 745 ff. 

4 Abgedruckt bei Meiners, 1, 303 ff. 
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der Apologia Nordana pag. 55 x volle Glaubwürdigkeit, wonach 
Graf Edzard IL am 25. November 1579 auf dem Hause Berum 
dem Emder Prediger Menso Alling das Original der Ordnung 
gezeigt habe, mit den Worten „ Kommet her, Herr Menso, und 
sehet: Ihr habet euch wohl ehemals vernehmen lassen, die Lehre, 
die ihr zu Emden habet, sey allezeit hier im Lande gewesen, 
das werdet ihr hier anders befinden. Sehet, das ist meines Herrn 
Vaters sei. eigen Hand und Signet: das ist Grafen Johannes von 
Falkenburg Hand und Siegel. Seht das Capitel von der Tauffe, 
das vom Nachtmahl etc., nach dieser Lüneburgischen Kirchen- 
ordnung ist vor Zeiten das Land reformiret, und nicht nach der 
Lehre, die ihr zu Emden habt u . Menso Alting sucht dagegen 
in dem von ihm verfassten Emder Reformationsbericht 2 den Nach- 
weis zu führen, dass die fragliche Ordnung nie erlassen sei 3 . — 
Ueber den Inhalt der Kirchenordnung haben wir einige An- 
gaben bei Beninga, Emmius und Anderen. Wir wissen, dass sie 
mit Luthers Lehre übereingestimmt und sich auf die Augsburgische 
Konfession gegründet hat •, dass sie besonders auch die Lehrpunkte 
von den Sakramenten, der Tauffe und dem Abendmahl, in sich 
geschlossen hat. Was die Ceremonien betrifft, so war sie nach 
sächsischem bezw. lüneburgischem Muster eingerichtet; deutsche 
Messe, Exorcismus bei der Taufe, weisse Chorröcke, brennende 
Kerzen, Gesang, nicht Verlesung der Einsetzungsworte — sind, 
einzelne Punkte, welche Beninga 4 und Emmius 6 hervorheben. 



1 S. Bertram a. a. 0. S. 149. 

2 S. Bertram S. 46, 149. 

8 Jedoch richtet sich die Polemik in dem Emdener B^formationsbericht 
{S. 96 ff.) nicht so sehr gegen die Existenz einer Ordnung (die allerdings ja 
auch bestritten wird), als vielmehr gegen die Behauptungen der Lutherischen, 
dass in Ostfriesland von Anfang an die Lutherische Lehre angenommen worden 
«ei, und gegen deren Ausführungen über den lutherischen Religionscharakter 
des Landes. 

* S. 703, 708. 

6 Emmius Bericht über die Kirchenordnung (Rer. Fris. Hist. Lib. LVI 
S. 881) lautet folgendermassen: 
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Ueber die Anordnung haben wir bloss die Notiz in den Worten 
des Grafen Edzard II., als er dem Menso Alting die Ordnung 
zeigte: Sehet das Capitel von der Tauffe, das vom Nachtmahl 
etc. — 

Im Staats-Archive zu Aurich befindet sich eine nach den 
Schriftzeichen aus dem 16. Jahrhundert stammende Kirchenord- 
nung; 1. Lage, 10 Blatt, Bl. 1: Titel, Bl. 10 leer, vortrefflich 
geschrieben und erhalten, mit der Aufschrift: 

Karken Ordenynge vor den pastoren und Kareken Deneren. 

Wo men dapen schal. 



Mox uterque frater ut Geldro studia sua probarent a duce Lunebur- 
gensi Ernesto, cui Gelder sororius erat, ecclesiastas duos, qui in constituenda 
ecclesiastica re sibi adessent, mitti ad se petierunt: missique sunt Martinus 
quidam Ondermarcus et Matthias Gindericus. Qui cum in Frisiam venissent 
et formam religionis ecclesiarumque statum vix dum cognovissent, ceremonias 
autem ac ritus plerosque discrepantes a Saxonicis reperissent, de his statim 
magnum pulverem excitarunt, perinde ac si summa salutis in iis sita puta- 
retur. Exorcismi usum in baptismo, lineam vestem albam in sacris, aut 
missaticam aliam, ardentes in altaribus media luce candelas synaxeos tempore, 
formam panis minuti et circularis a Romano Papa olim institutam, morem 
eius in ore communicantium ingerendi manu ecclesiasticae synaxim admini- 
strantis sine fractionis usu; consuetudinem canendi non recitandi ad aram 
verba institutae sacrae coenae, et precationis dominicae, denique caetera, 
quibus missa, quae vocatur Germanica in theatrum reducebatur, ante omnia 
requirebant. His addebant dogmata de corporali carnis et sanguinis Christi 
praesentia in usu coenae, deque orali eorum sumptione et manducatione, piis 
et impiis commune, quae pro vehementia sua importune et imperiose ingere- 
bant, et urgebant: non probantes ant contradicentes uti haereseos reos non 
ferebant, obliti eorum, quae Marburgi ante quinquennium erant acta: Emdae, 
Auricae, Nordae, Lerae, aliis in locis celebrioribus ista proponebant armati 
autoritate Comitum, ecclesiasque pacatas turbabant, sed tarnen multo minus 
quam aut Comites aut ipsi volebant, proficiebant: quamquam reperirentur 
inter ecclesiastas nonnulli, qui cedendum potius de veste linea et similibus 
rebus, ob edictum Comitum, quam ecclesias deserendas, aut in discrimen 
mittendas censerent, interim in doctrina, quam reetam intelligebant, et con- 
fessi erant hactenus, constanter persistentes : nee deessent, qui ventris causa, 
aut pietatis verae expertes, aut doctrinae incerti, ista quoque in parte clau- 
dicarent. Emdani vero optimo constantiae exemplo toti regioni praeluxerunt. 
Luneburgici pertinaces propositi, non paucis ecclesiastis pericula crearunt 
apud Comites aut inodio apud eos posuerunt. 



Digitized by 



Google 



Sehliug, Die Ostfriesische Kirchenordnung vom Jahre 1535. 137 

Van dem Aventmall des Herren und anderen kerken ge- 
bruyken. 
Dass wir es hier mit der viel gesuchten Lüneburger Ordnung zu 
thun haben, geht aus Folgendem hervor: 

Der Inhalt entspricht vollständig der Schilderung, welche uns 
von dieser Ordnung überliefert ist. Alle die Punkte, welche 
Beninga und Emmius hervorheben, wie Exorcismus, weisse Chor- 
röcke, Singen der Einsetzungsworte, finden sich vor. Die deutsche 
Messe „alze de to Witenberch im drucke utgegaen" wird beson- 
ders eingeschärft, es sind ganze Sätze wörtlich aus Luthers Messe 
entnommen. Die Lehrpunkte von der Taufe und dem Abendmahl 
werden ausführlich behandelt. Die Fürsten, die in der Ordnung 
sprechen, wollen „nene unsekere lere | in unsen landen geprediget 
hebben, achten dat vor | sekere und gewisse lere | das helle gads 
worth de godtlike scrifift I. Timo. 3 vnd watt den sulvigen gemete 
nicht na eynes edder twee minschen vorstandt | sunder nach dem 
vorstandt de in der olden Christlicken kercken vnder den hilligen 
leren so man Ortodoxos noemeth eyndrechtlick gewesen | und 
itzundes vnder den geiertesten so dat Evangelion opentlike vor 
Key. Maiestäet bekanth hebben eyndrechtlick leren. Willen der- 
halven dat niemant in vnsen landen mehr predige de ungewisse 
opiniones | des Carolstadt | Zwinglii | Oecolampadii und oerer an- 
haenger | van sacramente der doepe und ock des aventmals 
Christi". 

Enthält also die Kirchenordnung Alles das, was als ihr In- 
halt überliefert ist, so passen die zuletzt citirten Sätze und „Willen 
derhalven dat niemant in unsen landen mehr predige etc. u voll- 
ständig in den historischen Rahmen der Kirchenordnung. Nicht 
mehr sollen ungewisse opiniones des Carlstadt, Zwingli etc. ge- 
predigt werden. Sie sind demnach früher gepredigt worden. 
Gerade Carlstadt war es aber gewesen, der das Land kurz vorher 
in Verwirrung gesetzt hatte, und wie Bertram 1 hervorhebt, waren 



1 S. 115. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV. 2. 10 
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die Lüneburger auch gerade zur Bekämpfung dieser Wirren her- 
beigerufen worden. Der polemische Ton in welchem sich in der 
Ordnung beständig der Lutheraner gegen die reformirte Lehre 
wendet, spiegelt die damaligen ostfriesischen Verhältnisse wieder, 
und hatte sich nicht Graf Enno schon in dem Religionsedikte von 
1529 gegen die „falsche opiniones" gewendet 1 ? Wenn Hamelmann 
daher 1592 2 schreibt, dass Graf Enno mit Betrübniss gesehen 
habe, wie die Augsburgische Konfession allgemein in Deutschland 
angenommen sei und ausser in seinen — des Grafen — Landen 
nur an wenigen Orten die Carlstädtische, Zwinglische und Oeko- 
lampadische Lehre Aufnahme gefunden habe und wie er desshalb 
den Herzog Ernst um Zusendung von zwei Predikanten gebeten 
habe, so passt zu dieser Nachricht vortrefflich der Wortlaut der 
Kirchen-Ordnung. 

Die Anordnung entspricht genau der überlieferten Mitthei- 
lung Grafen Edzards. Auffindungsort und Sprache unterstützen 
das Resultat. Einige Nebenpunkte will ich noch hervorheben. 

Die Regelung der Feiertage ist genau so angegeben, wie in 
dem Opstel der Lüneburger Predikanten bei Meiners 1, 608; nur 
steht in dem Opstel hinter dem Bartholomäustag noch der Tag 
Mathaei Apostorum; doch ist dies vielleicht nur ein Schreib- 
fehler. 

Die Fürsten, welche in der Kirchenordnung reden, wenden 
sich vielfach an ihre Aemter. Das entspricht der Ostfries. Ver- 
waltungsorganisation, wie ja auch Graf Edzard II. in der Kirchen- 
ordnung von 1593 beständig seinen Amtleuten befiehlt. 

Nicht unerwähnt möge bleiben, dass die lutherische Ost- 



1 Meiners 1, 576. 

2 Kurtze einfeltige doch bestendige Antwort Hermanni Hamelmanni 
Licentiaten Auff die prächtige Praefation oder Vorrede D. Christophori 
Pezelii über die Bekanntnusse der Calvinischen Prediger zu Embden ge- 
stellet. Tübingen 1592. S. 5. Vgl. auch Bertram S. 122. Von reformirter 
Seite vgl. über Hamelmann Meiners 2, 304 ff. und die Polemik des Emder 
Reformationsberichtes. 
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friesische Kirchenordnung, welche im Jahre 1631 der Superinten- 
dent Walther verfasste (Meiners a. a. O. 2, 462) in dem Abschnitt 
über die Taufe zum grossen Theil wörtlich mit der vorliegenden 
übereinstimmt, und auch in den übrigen Abschnitten wesentliche 
Uebereinstimmung aufweist, ein Umstand, der auch schon einem 
früheren ostfriesischen Leser unserer Handschrift aufgefallen war. 
Ausser der (Lüneburger) Ordnung von 1535 ist in Ostfriesland 
allerdings noch im Jahre 1593 von Edzard eine umfangreiche 
Kirchenordnung (verfasst von Hessius) erlassen worden. Diese 
ist zwar von Walther ebenfalls benützt worden, aber in den Ab- 
schnitten von Taufe und Abendmahl ist die Uebereinstimmung der 
Walther'schen Ordnung mit der von 1593 gering, mit der von 
1535 dagegen auffallend. Meiners hätte daher (2, 462) von dieser 
Ordnung von 1631 nicht sagen sollen „De zelve is ingericht naar 
die van Hessius, mitsgaders naar die van de Lunenberger Kerken", 
sondern: Dem Verfasser haben die beiden früheren Ostfriesischen 
Kirchenordnungen [von denen ja die von 1593 die von 1535 aus- 
drücklich citirt] vorgelegen. 

In der Interimsordnung der Gräfin Anna vom 16. Juli 1549 
heisst es im Abschnitt vom Begräbniss: „De gezange nach dem 
begrefnis sollen geholden werden, up anzoeken der, die eth be- 
gehren, tho gedechtnisse de vorstorvenen, und unzere gewisse uper- 
steungh; und nicht als de papisten meynunge ys, dan als unzes 
Seligen Herren Ordeninge meldet. Mydden wy ym levende syn etc. a 
Liest man den betr. Abschnitt in unserer (Lüneburger) Ordnung 
von 1535, so passt er vortrefflich auf dieses Citat. Die Bremer 
Ordnung von 1530 enthält keinerlei Bemerkung über die Bedeu- 
tung der Leichenfeier. 

Auf einen nebensächlichen Punkt sei ferner aufmerksam ge- 
macht. Unsere Lüneburger Ordnung verbietet besonders den Pre- 
digern das Tragen der kurzen Bauernröcke. Auch in dem Mandat 
der Grafen von 1535 wird im Art. 17 den Predigern ausdrück- 
lich untersagt „dat niemant van hun inkomstig rode bonnetten 
of körte gesnedene en gehakte Klederen sal tragen naar de ge- 

10* 
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woonte der ruiteren of buiren, noch in de Kerken, noch in onze 
Steden; meer dat zommige lange klederen dragen (Meiners 1, 155). 

Das Manuskript befand sich früher im hochftirstlichen Ar* 
chive zu Aurich, sub rubro „Ecclesiastica GeneraUa. W. 47 tf . 
Man vermuthete schon früher, dass es die Lüneburger Ordnung 
sei. Dem Exemplar sind einige Zettel angeheftet. Auf dem 
einen bemerkt Jemand „Aus der Schreibahrt und anderen darin 
vorkommenden Umbständen ist zu sehen, dass es eine kirchliche 
Ordnung dieses Landes sey u und schliesst aus dem Inhalt, dass 
es nur die Lüneburger sein könne. In einer zweiten Notiz bemerkt 
dieselbe Hand: „Postea d. 5. Maii 1708. Ich vermuthe nicht, dass 
diese Kirchenordnung diejenige sey, deren Gräfin Anna in Ihrer 
Polizey-Ordnung gedenket, sondern ich glaube, dass Gräfin Anna 
diejenige verstanden habe, so Graf Enno und Johann anno 1530 
gemachet, und davon die Emder in dem Bericht von der Refor- 
mation pag. 99 sagen, dass sie gedruckt bey Ihnen vorhanden sey a . 
Das würde natürlich kein Beweis gegen die Lüneburger Ordnung 
sein, Gräfin Anna könnte eben die frühere Ordnung bestätigt 
haben; es scheint mir aber, als wenn der Verf. sich lediglich 
durch die Angabe des Emder Ref. -Berichts habe beirren lassen, 
dass eine Lüneburger Kirchenordnung überhaupt nicht existirt 
habe — was, wie oben gezeigt, unrichtig ist. 

Ein anderer beigebundener Zettel mit dem Aufschriftsdatum 
27. April 1733 findet in der Kirchenordnung nichts von dem, was 
Beninga undEmmius erwähnen, auch der Augsburgischen Konfession 
sei mit keiner Silbe gedacht* Dieser Bearbeiter hat die Kirchen- 
ordnung einfach nicht gelesen. — 

Als Quellen werden genannt in der Ordnung selbst die deut- 
sche Messe von 1526. Es ist aber ferner bei Abfassung der Ord- 
nung benützt worden das Taufbüchlein Luthers und vor allem stark 
die Brandenburg-Nürnberger Kirchen Ordnung von 1533, sowohl 
in dem Abschnitt von der Taufe, wie vom Abendmahl, insbesondere 
bei den Gebeten. So haben die Lüneburger z. B. die bekannte 
Nürnberger Abendmahls-Ermahnung „Ihr allerliebsten 44 aufge- 
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nominen 1 , und zwar nicht in der Fassung der Pröpste Pessler 
und Pömer (in der bekannten Schrift „Grund und Ursach etc. a 
1524), noch der von Kolde herausgegebenen Nürnberger Gottes- 
dienstordnung von 1524, noch der Kirchenordnung von Döber, 
sondern der Ordnung von 1533. Dass die Lüneburger die im 
Jahre 1534 zu Magdeburg ausgegebene niederdeutsche Ueber- 
setzung dabei benützt haben, ist möglich; doch finden sich neben 
vorwiegender Uebereinstimmung auch sprachliche Eigenthümlich- 
keiten in der Lüneburger Uebersetzung. Uebrigens haben sich 
die Verfasser keineswegs sklavisch an ihr Vorbild gehalten, sondern, 
wie der Vergleich zeigt, häufig umgestaltet und den besonderen 
Verhältnissen angepasste Aenderungen vorgenommen, sie haben 
je nachdem fortgelassen und auch nicht weniges hinzugethan und 
sind wohl auch auf die Quellen der Brandenburger Kirchenordnung 
zurückgegangen, z. B. bei der Taufe auf das Tauf büchlein Luthers, 
60 in dem Gebete: „AUmechtiger, ewiger Godt, der du durch 
die Sindtflot u . Bezüglich derjenigen Theile, welche nicht von 
Taufe und Abendmahl handeln, scheint sich die Lüneburger nicht 
nach der Brandenburger gerichtet zu haben; so weichen z. B. 
die Trauformeln, die Festtage in den beiden Ordnungen bedeutend 
von einander ab. — 

Kareken Ordenynge 
vor den pastoren und Kareken Denern. 

Wo men dapen schal 

Van dem Aventmall des Herren und andern Kercken gebruyken. 

De ordenynge der Doepe. 
Erstlich schal de Dcner offe Prester fragen, off dat Kindt 
ock in der Noth dorch de Bademome gedofft sy, so de umestender 
antworden Ja | schal de Prester wider fragen de manier wo dat 
idt gedoft sy | und so he bevyndet dat idt recht gedoft sy| 
noemlick mit Water in dem namen des vaders und des sones 



1 Ebenso auch die ebenfalls mit den "Worten „Gy aller leivesten" be- 
ginnende Vermahnung an die Taufversammlung. Hier finden sich aber be- 
deutsame Abweichungen in der Lüneburger Kirchen Ordnung. 
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und des hilgen Geistes so schal he idt gedofft blyven laten | und 
nicht wedderumer doepen | wente het ys recht gedofft | un- 
angesien dat idt dorch eyne frouwe edder eynen mann gedofft 
ys | Wente gelyk als men eyn Godt und eyn love ys | so ys 
ock nur eyn doepe | alzu Paulus Ephes. 4 leret | Vppe dat wy 
den wedderdoepern eren erdom nicht bestädigen, | da he averst 
van den vmmestendern hoert | det dat Kindt noch nicht gedofft 
ys | und de vmmestendern begehren dat men dat Kind doepen 
scholl | schal der prestern de vmmestendern mit dyssen edder 
dergelyken worden ansprecken korter oder lenger na gelegenheit 
der tydt edder vmmestende | Ghi allerlevesten ick vermane und 
bidde juw alls de ghi hier gegenwordich synth uth christlicker 
leuw und truwe dat ghi erstlick to herten nemen und myt vlyte 
bedenken willen dit doeplick werk Gades vnd den groten ernst 
de darinnen ys und angetogen worte | weten uth dem woerden 
dusses gebedes | hoere ghi sehent ock uth dem wercke der doepe 
wo arm unselig und dede eyn mensche ys na syner ersten ge- 
boerten ner dat he wedderummer geboren wert uth dem vater 
und dem hilgen gyste | wente desülvige bekent und nicht vnwahr- 
hafftiglick dat he sy eyn kyndt des torns | der svnden vnd vn- 
gnaden | und der halven so hartlick biddet vnd van der gemeyne 
vor dem gebeden wort umm hulp und gnad | dat idt dorch de 
doepe nygeboren eyn Kind gads worden moege. 

Bedenkt ock myt vlyt dat idt yo nicht eyn schertz edder 
Kynderspeel ys dit. christlick werk to handeln | welk den duvel 
beyegneth und en nicht allens van dem Kind dryvet | sonder ok 
dat Kindt wedder und alze wedder eynen steden gewissen vyandt 
syn leven lang tho strydende verpflichtet | derhalben is hoch van 
noeden | myt eynem starcken geloven und hertlicken vortruwent- 
heit tho gade andächtichlich to bidden | dat god allmechtig dat 
Kyndken nicht allen van des Duvels gewalt verloesen | sondern 
ock alzo starken wyl | det idt dem vyandt im levende und ster- 
vende stantafftigen wedderstand doen und erholden werden möge | 
darumm willet myt vlyte und in eynen rechten geloven gads worth 
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to hoeren und godt andechtelick vn eyndrachtelick bidden und 
anroepen | wente wy werde yo hier thoni gebede uth noth vermanth | 
dat Godt unse ernste und wolvertrouwende herte erkennen wille | 
dat ock dat hochwerdige sacrament dorch uns nicht entehrt werde | 
sonder moege van uns erkanth werden de auerflodyge rykdom syner 
gnaden de he over uns so ryklich sendet in der Doepe | wente 
he sulvest noement eyn nye weddergeboerte | alzo dat he vns 
durch de selve in krafft synes geystes van aller tyrannien des 
Duvels ock der sunde des Dodes vnd der hellen | Kynder des 
levendes vnd erven aller gnade gods vnd miterven Christi werden | 
Amen. 

Dar nha kerr he sik thom Kynde vnd spreke: Var uth 
du vnreyne geyst und giff ruem den hilgen Geyst | darna make 
he hem eyn crutze an dat vorhövet vnd brüste und spreke | nym 
dat teyken des hilligen Crutzes beyde an dynen vorhoeffde vnd an 
dem brüste | 

Latet vns bidden | 

O allmechtige godt du vader vnseres Herrn Jesu Christi 
ick roepe dy an over duessen dynen denen N. de de gave dyner 
doepe biddeth vnd dyne ewige gnade dorch de geystlike wedder- 
geboerte begehrt | Nym ene up berr und alze du gesecht heflst: 
ßiddet so werdet ghi entfangen | sochet | so werdet ghi vynden | 
kloppet an so wert juw vpgedan | So verleve nu ewige godt dyne 
gudicheit und gnade dem de dar biddeth | und opene die doere, 
dem de dar änkloppet dat he den segen desses hemelschen bades 
erlange | und dat tosechte ryke dyner gave entfange durch Christum 
vnsen heren Amen. 

Latet uns bidden. 

Almechtige ewige godt de du dorch den Syndtfloet na dynen 
strengen gerichte di vngelouige werlt verdometh vnd den gelouige 
Nohe selffst achte na dyner groter barmherticheit erholden den 
vorstockeden Pharao myt alle den synen in roden raeer versopeth | 
vnd dyn volck Israel dorch dat sulve dröch geuoreth | dar myt 
dyt badt dyner hilligen doepe tokamende beteykenth | und dorch 
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de dope dynes liven kyndes unses heren Jesu Christi den Jordan 
vnd alle watere tho eyner saugen Syndtfloeth vnd ryckelicher aff- 
waschinge der sunden gehilUget vnd ingesettet heffst | Wy bidden 
dy dorch de sulue dyne grondlose barmharticheit du wollest dussen 
N. gnedichlick ansehen vnd myt eine rechten gelouen ym geyste 
bezeugen dat dorch dusse heylsame Syndtfloeth | an eme versupe 
vnd vndergae alleth wat em van Adam angeboren ys, vnd he 
suluest dar to gedan hefft, dat he vth der ungelouigen talle ge- 
sundert, in der hilligen archa der Christenheit droege vnd seker 
beholden werde alletydt lernend ym geyste, frolick yn der hope- 
nynge dynen namen diene | vp dat he myt allen gelouigen dyne 
vorheten ewige leven to erlangen werdich werde dorch Jesum 
Christum vnsen Hern Amen. 

Ick beswere dy unreyne geyst by dem namen des vaders des 
soens vnd des hilligen geystes | dat du uthvarest und wykest van 
dussen dener Jesu Christi. N. Amen. 

Laetet vns hoeren dat hillige Evangelium Sanct. Marcus. 
Tho der tydt brachten se kynderkens to Jesu dat he se scholde 
anemen Averst de jungern bodrouweden de so se brachten | do 
dat Jesus sach verdroth idt ouer und sprack to en Latet de 
kynderkens to my kamen, vnd weret se nicht | wente solcher ys 
dat hemelryke | Warlich ich segge juw | wol nicht dat ryke gads 
annnympt alze eyn kyndelyn de worth nicht henynkamen vnd he 
umeuenck se vnd lede de handt vp se vnd segende se. 

Darna legge de prester syne handt vp des kyndes houett vnd 
bede dat vader vnser. 

Na dem vader vnser schal he de gevaddern vermanen dat 
se sick des kyndes annemen scholen vnd eyn vpsicht dar to heb- 
ben dat dat kynt möge Christlick vpgetogen werden | vnd recht 
geleret in allen stucken de eynen Christen nutte vnd nodich to 
weten | alze dar synth de teyn gebade | te III articiüen des ge- 
louen | dat vader vnser | vnd de insettinge vnd gebruyke der hil- 
ligen Sacramenten noemlick de dope vnd dat auentmal Christi. 

Darna bringe men dat kyndcken by der doepe, und spreke: 
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De here behoede dynen inganck vnd vthganck van nu an 
beth to ewigen tyden. 

Dar na late de prester dat kyndt dorch syne geuaddern dem 
duvel affseggen vnd spreken 

N. Entsechstu dem duvel? 
antworth: Ja. 
Vnde alle synen wercken? antworth: Ja. 
Und alle syne wesenn? antworth: Ja. 

Dar na frageth he 

Gelouestu in godt dem almechtigen vader schepper hemels 
vnd der eerden? antworth: Ja. 

Gelouestu an Jesum Christum synen eynigen soen vnsern 
heren gebaren vnd geleden? antworth: Ja. 

Gelouestu in den hilligen geyste, eyne hillige Christlicke kercke, 
eyn gemeynschap der hilligen, vorgeuynge der sunden vpstandinge 
des flesches vnd na dem dode eyn ewich leuenth? antworth: Ja. 

Wolden ghi dat men dyt kyncken doepe, antworth: Ja. 

Dar na neme de prester dat kyndt vnd doepe idt myt dussen 
woerden vnde spreke. Vnd ick doepe dy in den namen des va- 
ders vnde des soens, vnd des hilligen geystes amen. 

Darna geue he *) dat kyndt dem geuaddern vnd spreke | De 
almechtige godt vnd vader vnses heren Jesu Christi de dy ander 
werff geboren hefft dorch dat water vnd den hilligen geyst vnd 
hefft dy alle dyne sunden vorgeuen | de starcke dy myt syner 
gnade tom ewigen leuent amen. Gaet hen in dem frede gads. 

Dar dat kyndt doetiick kranck ys und de tydt sus to korth | 
so mach de prester doepen shcht myt dussen woerden | Ick doepe 
dy in dem namen des vaders vnd des soens vnd des hilligen 
geystes amen | und so ys idt recht gedofft. 

Ordenunge wo man dath Auentmal des heren holden schal 
in der gemeyne. 

De hillige Paulus heffc verordenth | dat in der vorsamelynge 



1 Im Original steht „ick." Offenbar Schreibfehler für he. 
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der gemeyne | dusse dyngen scholen geholden werden | noemlick 
dat geystlick gesenge j vnd psalmen scholen geholden werden 
Ephe. 5 Coloss. 3. Item gemene gebeden 1. Timotheu. 2. de 
lesynge godtlicker schlifft vnd vthlegginge der suluigen 1. Cor. 14 
vnd de vthdelynge des lyues vnd blödes Christi 1. Cor. 10, 11 
welcke ordenunge vast ock also beschreuet lucas act. 2. 

Dem nha willen wy dat Auenthmall des heren in vnsene 
lande na beschreuener wyse geholden werde in allen kercken. 

Thom ersten schal gesungen werden eyn edder twee dudsche 
psalmen Dar na synge man dat kyrieleyson sampt den gloria in 
excelsis to duedsche | alze dat gesungen wort in dem gesenge alleyn 
godt in der hoge sy eer. Dar na singe de prester thom volcke, 
De here sy myt juw | vnd myt dynen geyste. 

Dar na singe de prester eyn Collecte | de Christlick sy vnd 
dem gottlicken woerde gemete | to duedsche offte latyn alze dusse 
nauolgende. 

Latet vns bidden. 

Almechtige Godt de du bist eyn beschutter aller de vp dick 
hapen ane welckes gnade niemant wes vormach | noch ichteswes 
vor dy gelt laet vns dyn barmherticheit ryckehck wedderuaren| 
vp dat wy dorch dyn hilliger ingeuenth dencke wat recht ys | vnd 
dorch dyne krafft och dat suluige vullenbringen | vmme Jesus 
Christus vnses heren willen amen. 

Dar na synge men edder lese in vorstendiger sprake eyn 
Capittel vth den Episteln pauli edder dem beschichten der apo- 
steln iegem dem volcke myt luyder stemmen. 

Na dem mach men syngen eynen duedschen psalm, edder 
eyn ander geystlick leedt dat gottlicker schriffte gemethe. 

Dar na kere sick de prester to dem volcke vnd synge myt 
luyder stimmen dat Euangelion | Nach dem Euangelio synge men 
den duedschen Credo Wy gelouen | Dar na sal de prediger na 
dem predickstoel gaen vnd predigen dat Euangelium lutter und 
ciaer | ane vormengynge menschlich opinion | went wy willen nene 
vnsekere lere in vnsen landen geprediget hebben | achten dat vor | 



Digitized by 



Google 






Sehling, Die Ostfriesische Kirchenordnung vom Jahre 1535. 147 

sekere vnd gewisse lere | dat helle gads worth de godtlicke scrifft 
1. Timo. 3 vnd watt den süluigen gemete nicht na eynes edder 
twee mioschen vorstandt | sunder nach dem vorstandt de in der 
olden Christlicken kercken vnder den hilligen leren so man Orto- 
doxos noemeth eyndrechtlick gewesen | vnd itzundes vnder den 
geiertesten so dat Euangelion opentlick vor key. Maiestaet be- 
kanth hebben eyndrechtlick leren | Willen derhaluen dat niemant 
in vnsen landen mehr predige de vngewisse opiniones des Carol- 
stadt Zwinglii Oecolampadii vnd oerer anhenger | van Sacramente 
der doepe vnd ock des auentmals Christi | sunder dat men dar 
van slicht lere vndisputeerlick na luedt der eynfoldigen woerden 
Christi vnd der gottlicken schrillten. 

Na der predige sal men de lüde vormanen thom gemeynen 
gebede to godt vor alle noettrofftigen saken der gantzen Christen- 
heit vnd vor der ouericheit Amen. 

Vnd dar man nenen mangel an der tydt hefft sal men ock 
singen in der gemeyne de letanie to duedesch alze de to Witen- 
berch im drucke vtgegaen ys | de wy in körten in allen ampten 
ock senden willen dat de lüde dar dorch bewegeth werden godt 
den heren vor alle noedige saken in der gemeyne to bidden In 
den duedschen kercken in duedscher In latynschen kercken lati- 
nisch | vnd solcks mach men doen vor edder na dem predigen | 
na dem gefallen des pastors vnd gelegentheit der steden vnd tydt | 
Vnde dusse Ordenynge vam den syngen godtlicker psalmen loue- 
sengen gebeden | lectionen der godtlicken scrifften Epistolen vnd 
der Euangelien wo de here beuoer angetekenth ys | scholen vnse 
predicanten in der vorsammelynge der gemeyne alle sondage vnd 
andern festdagen holden | ock wen men dat Auentmall nicht hol- 
den wyll | vnd nene Communicanten dar synt Wente wy weten 
van gads gnaden wol | dat desse dynge nicht syn de substancia 
Coenae Domini sunder synth gude exercitia | vsinge in der Christen- 
gemeyne durch de Aposteln also gebruket vnd to bruken geleret | 
Alze dan ock der süluigen alzo gebruket de hilligen veder beth 
vp vnsen tyden to | wo wol nicht ane misbruck veler menschen) 



Digitized by 



Google 



148 Abhandlungen. 

Darunme begern wy vnd willen dat se in vnsen gemeynen ock 
geholden werden | dat welck dar möde to gads worth to hören j 
to bewegen vnde verorsaken. 

Idt scholen auerst de predicanten dar beneuen vnsen luyden 
leeren dat dusse dyngen nicht geforderth werden alze nodich to 
der zeelen saJicheit sunder als Christlicke gebrucke vorordenth to 
erholdynge Ohristlicker tucht in der gemeyne | doch ane eniger 
vorstrickynge der conscientien. 

Holdynge des Auentmals. 

Dar nu ettlicke Communicanten vorhanden synt twee edder 
dree edder mehr | scholen de suluige Communicanten | na der 
predicken vnder dem gesange sich vorsammelen in dem Chore 
vnd stillichlick vmme dem altar her gan | vnd dar vor ordentlick 
knylen de mans vor de frouwen na. 

De wyle schal de prester brodt vnd wyn tobereyden vp dem 
altar na aduenanth des talles deren so communicirn willen | Dat 
broth auerst schal vngesuert brodt syn | wo man süss lange tar 
to gebruckt in der kercken beth vp vnsen tyden | der glyken schal 
in den kelck wyn vnd neen beer edder melck gebruket werden | 
de prester so dat Auentmal holden schal vnd dat Sacramenth 
des blödes vnd lyues Christi vthdeylen | schal eyn ehrlick cleedt 
an hebben | vnd dar auer angetogen eynen witten choerrock | 
Wente wy können des nicht lyden | dat de prester hen forth de 
geystlicken Ampten in den körten palszrocken alze bueren ge- 
cledet me vthrichten veel weyniger willen wy ock | dat se na eygener 
gudtdunckelheit | an eynen dische sick setten | vnd huszbacken 
broet dar to gebruken wedder den langwyrigen gebruick vnd ge- 
woenheit aller Christlicken gemeynen duedtscher Nation | de wyle 
vth godtlicker scrifft nicht bewyslick dat vnrecht gedan | so man der 
itziger gewoenheit | der meysten gemeynen duedschen landes volgeth. 

Alse nu de prester dat brodt vnd den kelck to gerichtet 
Vpp dem gedeckeden altar | schal he sick keeren yegen de so 
Communicern willen vnd sprecken dusse edder der glyken vor- 
manynge. 
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Ghi alderleuesten in Godt de wyle wy itzundes dat hillige 
Auentmal vnses heren Jesu Christi willen bedencken vnd holden | 
darynne he vns zyn flesch to eyner spyse vnd syn bloet to eynen 
drancke den gelouen dar mede to starcken gegeuven hefft | So 
scholen wy billick myt groten vlyte eyn yder sick suluest proeuen 
wo de hilge Paulus vns vermanet | Wente dyt hillige Sacramenth 
ys to eynen sunderigen troeste vnd starcke gegeuen den armen 
bedroueden conscientien | de ere sunde bekennen Gads torn vnd 
doth fruchten vnd na der gerechticheit hungerich vnd dorstich 
synt | So wy auerst vns suluen proeuen vnd eyn yder yn syne 
eygene consciencie geyt wo vns de hilge Paulus leret werden wy 
gewislick nicht anders vynden dan allerleye gruwelicke sunde vnd 
dem doet den wy mitten sunden verschuldet hebn Vnd können 
doch vns suluest yn nenen wege daruth helpen | Darumme hefft 
vnse leue heer Jesus Christus sick aver vns vorbarmet | vnd ys 
vmme vns sunde willen mensche geworden | Vp dat he dat gesette 
vnd allen willen gads | vor vns vnd vns to gude vorfallet | Vnd 
den dodt vnd allet wat wy myt vnsen sunden vorschuldet hadden 
vor vns vnd to vnser verloesynge vp sick neme vnd lede | vnd 
vp dat wy dat sulue yo vast geloueden | vnd dorch den loven 
frolick in synen willen leuen mochten | Nam he na dem Auentmal 
dat brodt sede danck | brack idt vnd sprack | Nemet hen vnd 
ethet dat ys myn lyfflicham de vor juw gegeuen wort | dat ys | 
dat ick mensche byn geworden vnd allent wat ick doe vnd lyde | 
ys all juweegen | vor juw vnd juw in gude gescheen des tho eynen 
gewissen antoegen vnd tuchnisse geeff ick juw mynen licham to 
eynen spyse. 

Dessuluen gelyck nam he ock den Kelck vnd sprack Nemet 
hennen vnd drincket uth dussen alle | dyt yss de kelck des nyen 
Testaments in mynem blöde dat vor juw vnd vor velen vorgaten 
wort to vorgeuinge der sunden | Alzo vake ghi dat doen scholen 
ghi myner dar by gedencken | dat yo de wyle ick my juwer an- 
genamen | vnd juwe sunden vp my geladen hebbe | so wyl ick my 
suluest vor cfe sunden an den doet oppern | myn bloet vorgeten 
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gnade vnd vorgevynge der sunden vorwerven | vnd alzo eyn Nye 
Testament vprichten darynne de sunden vorgeuen vnd ewich nicht 
meer sal gedacht werden j des to eynen gewissen antögende vnd 
tachnisse geeff ick juw myn bloet to drincken j Wol na alzo van 
äussern brode ettet vnd van dussen kelcke dryncket ock dnssen 
woerde de he van Christo hoeret | vnd dnssen teeken de he van 
Christo entfiangen vaste gelouet de blyffit in dem heren Christo 
vnd Christas in eme vnd worth ewichlick leaen | dar by schole 
wy nu syner gedencken vnd synen dodt vorkandigen Noemlick 
dat he vor unse sunden sy gestoruen vnd vmme vnser rechtfer- 
dynge wedderumme vpgestan vnd eme dar vor dancken eyn yder 
syn Crutze vp sick nemen vnd eme nauolgen | vnd na synen ge- 
bade schal de ene dem andern leuen | Gelyck als Christus vns 
hefft geleuet j wente wy all synt eyn broeth vnd eyn lyff j de wyle wy 
alle synth eynes brodes deelafftich vnd vth eynem kelcke drincken. 

Na der vermanynge kere sick de prester na den altar vnd 
synge dat vader vnser | Vnd na dem pater noster singe auerluydt 
de woerde des Auentmals alzo. 

Vnser heer Jesus Christus in der nacht do he voriraden 
hefft wart | Nam he dat broth | danckede vnd brack idt j vnd gaff 
idt synen Jungeren vnd sprack | Nemet nennen vnd ethet | dat 
ys myn lyff de vor juw gegeuen wert | dat doet so vaken ghi idt 
doet | to myner gedechtnisse | Na dussen woerden gefft de prester 
denen so Communicern willen den lyff des heren | den menner 
vor den frouwen nha. 

Wen se nu alle Communicert hebn den licham des hern | so 
singet de prester de woerde des heren dem kelck angaende alzo 

Dessuluen glyken nam he ock den kelck na dem Auentmal 
vnd danckede vnd gaff oen vnd sprack alle drynckt daruth | dat 
ys myn bloet des nyen Testaments dat vor juw vorgaten wert 
tor vorgeuynge der sunden Solcks doet so vaken ghi idt drincket 
to myner gedechtnisse | Na dessenn woerden entfiangen de Com- 
municern den kelck des heren vnd gaen dar na eyn yder an 
syne stede [ 
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Dar vele Communicanten yegenwordich synt | vdcI eyn dyacon 
vorhanden is de helpen kan tho der vthdeylinge | mach de prester 
de woerden der Consecration des brodes vnd kelcks an den andern 
syngen vnd dele alzo de eyne dat licham | de ander dat bloet 
des heren vth. 

Vnder dem dat dat volck Communicert wort so moegen de 
scholer im choer syngen dem sanck Jesus Christus | effte gadt sy 
gelauet effte dat duedsche lam gads vnschuldich. 

Dar na kere sick de prester thom volcke vnd synge | Der 
heer sy myt juw | vnd dar na dusse edder eyn ander Christlicke 
Collecte. 

Laet vns bidden. 

Wy dancke dy almechtige Godt | dat du vns dorch dusse 
heylsame gaue heffst erqvickett | vnd bidden dyne barmherticheit 
dat du vns solcks gedyen latest to starcken louen jegen dy vnd 
to hittiger leue vnder vns allen vmme Jesus Christus vnsers heren 
willen Amen. 

Darna kere he sick to dem volcke vnd synge dussen segen 
De here segene dy vnd behode dy | de here erluchte syn an- 
gesichte auer dy vnd sy dy gnedich | de here erluchte syn an- 
gesichte auer dy vnd sy dy gnedich de here heue syn angesichte 
auer dy vnd geue dy synen frede Amen. 

In den kercken dar scholer synt vnd vele prester | dar schal 
men ock de gude Introitus | alze de men Sondages Item am 
paschdach Nativitatis Christi | Circumcisionis domini | Epiphanie 
domini plecht to syngen j latine in latinischer spraken syngen | 
der glyken ock Kyrieleyson Gloria in excelsis vnd der glyken 
Christlichen gesengen de der godtlicken schriffte gemete alze de 
Sequemini | Grates nunc omnes | Eya recolamus | ffesta Christi 
Victime paschali | Sanck Spiritus | Veni sancte Spiritus | Benedicta 
sancta semper sit trinitas Sanctus Agnus dei. 

Wente wy willen dat de latinische sprake sampt alle gude 
kunsten alze de Musica in den kercken vnd scholen in eheren 
geholden werden Vnd wan men in der kercken synget Vesper 
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Metten | edder dat Auentmall holden wyll | so scholen dar by yegen- 
woerdich syn | vnd mede syngen alle beneficianten | pastores Vicarii 
Capelianen Schoelmesters schoeler Costers vnd kerckendener alle 

Idt scholen ock de predicanten vnd edder na dem Sermone 
der armen syn gedechtich | de suluige by der gemene vordem | 
vnd de vorstender der armen scholen dat almoes bidden vnd 
sammeln na gewoenheit der steden vor edder nha dem sermone | 

Wo man de Vesper syngen schal | In den steden edder 
dorpen dar scholen synt schal men na der olden gewoenheit 
Vesper luyden | 

Thom ersten synge man Deus in adiutorium na der olden 
gewaenheit dar na vier edder vyff psalmen | vth dem psalter lati- 
nisch | dar na lese man eyn lection edder eyn Capittel vth dem 
historien des olden edder nyen Testaments to latyn edder dued- 
sche | edder eerst latyn dar na duedsche na gelegentheit der 
steden tydt vnd der personen | Vnd so de gemeyne dar yegen- 
wordich vorsammelt ys | so mach men dar ock eyne körte vthleg- 
ginge dar by doen des orths so gelesen ys | in der lection | vnd 
dar na synge man magnificat myt eynen Christlicken Antiffen vth 
godtlicker scrifft myt eyner Christlicken Collecten to latyn offt 
to duedsche | dar na dat Benedicamus offte an syn Stadt eyn 
cluedschen psalm. 

Van der Metten. 

Thor metten mach men syngen domine labia mea aperias | 
deus in adiutorium meum | na der olden gewoenheit myt eynen 
Christlichen Invitatorio vnd Venite | dar na dree edder vier psal- 
men vth dem psalter myt eynen edder mehr antiffen | dar na 
synge men drie lection vth godtlicken scrifften myt etlicken Res- 
ponsorien de der gottlicker schrifft gemethe | dar na dat Te deum 
laudamus Na dem Te deum Mach men in den steden predigen 
vnd in den groten dorpen vor dat gesinde wo man vorhennen in 
der Fromissen to doen plach | dar na synge man dat Benedictus 
mit eynen Christlichen Antiffon vnd Benedicamus effite an syn 
Stadt eynen duedschen psalm. 
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So dane Ceremonien der Vesper vnd metten scholen geholden 
werden vmme der scholer vnd des jungen volcks willen | dat de 
suluigen in latinischer spräche geoueth vnd dat junge volck ver- 
orsaket werde thor kercken to gaen gads worth tho hören vnd 
lerhen. 
Van den Ceremonien so men holden schal wan men Ehe- 
lude tsamen gifft. 

De wyle de Ehestandt eyn godtlick Ordenynge ys vnd by 
allen menschen ehrlick | so schal men ock den suluigen ten eeren 
in den kercken etlicke Ceremonien gebruyken wan man de ehelude 
tsamen gifft vpp dat he des tho ehrlicker geholden werde yegen 
dat lesterend vnd schendent des duuels | 

Thom ersten sal eyn yder in synen Karspell driemal to voern 
vthgcropen werden van dem predickstoel apenbar na der olden 
waenheit des landes | vnd ane vorgander so daner proclamation 
sal niemanth ingesegenet werden | Solcks sal geschien vmme to 
vermyden ehebrock vnd ander schendtlicke lästern | 

Wan men nu vormarckt | dat nene hyndernisse vorhanden de 
se de besproken ehe to vollenthern vorbeden möge | vnd dat se 
sick myt willen oerer older vnd frunden willichlick in de Ehe be- 
geuen | sal de prester den brudegam vnd bruidt vor dem altar in 
bywesenth etlicker vth der gemeyne fragen myt luyder stimmen | 

Thom ersten ffrage he dem brudegam N. nymstu N. to ehe- 
lick wyue, So antworde he Ja. 

Dar na spreke he to der bruydt N. nymstu N. thom ehelicken 
manne, So antworde se Ja. 

So geeff de prester se to samen myth henden edder trouw- 
ringe na der gewoenheit des landes | vnd spreke 

Wat godt tsamen gevuecht hefft sal neen mensche scheyden | 

Dar na spreke de prester vor der gantzer gemeyne | 

De wyle N. vnd N. sick vor juw alze Ehelude bekennen vnd 
de truwringe darup eyner den andern gegeuen | So spreke ick se 
tsamen Im dem namen des vaders | vnd des shoens vnd des hilgen 
geystes Amen. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV. 2. H 
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Dar na spreke he to der brudt vnd brudegam Höret gads 
worth auer juwe standt | So steyt gescreuen Genesen am ander 
Capittel | 

Und godt de heer sprack idt ys nicht gudt dat de mensche 
alleyne sy | Ick wyl eme eyne hulpe maken~de vmm en sy | dar 
leth godt der heer eynen deepen slap vallen vp den menschen 
vnd he entslepe | Vnd nam syner ribben eyne vnd sloett de stede 
to myt flesche vnd godt der heer bouwede eyn wyff vth der ribben 
de he van den menschen nam vnd bracht se to eme | do sprack 
de mensche | dat weer eyn mall been van mynen beenen | vnd 
fleesch van mynen fleesche | Man wort se mennynne heten darnmme 
dat se van den mannen genomen ys | darnmme wert eyn mann syn 
vader vnd moder verlaten vnd an syne wyff hangen | vnd werden 
syn twee eyn fleesch. 

Van dem begrauen der doeden. 

Wan yemanth vth der Christlicher gemeyne vorstoruen scholen 
de schoelmester vnd scholer mede to graue gaen vnd singen by 
dem graue dat Antiffen Media vita to duedsche | Item dem psalm j 
Vth deper noth dar na schal de pastor edder de Capellan by dem 
graue eyne trostlicke vermanynge doen | an dat volck so by dem 
graue steyt van der nutticheit des dodes van der vpuerstentenisse 
der doeden | vnd tokamenden leuen Nicht vmme der doden willen 
den soicks nicht nutte ys sunder vmme der leuendigen willen den 
soicks troestlick vnd nutte ys Ock darumme dat eynes Christen 
begroffhisse eerlick geholden werde vmme des gelouens willen der 
vpuerstentenisse. 

Dusse nauolgende Festdagen scholen gefyret werden in 
vnsern landen in allen Kercken vnd karspeln vmm des predyken 
willen gothlickes woerdes | 

Alle Sondage im jare Circumcisionis domini Epiphaniae do- 
mini Purificationis mariae Matthiae apostoli | Annunciationis mariae 
Paesdach myt beyden nafolgenden dagen | Phüippi vnd Jacobi i 
Ascensionis domini Pinxterdach myt den negestffolgenden dage 
Nativitatis Joannis baptistae | Petri et Pauli | Visitationis mariae 
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Jacobi apostoli | Bartholemei Michaelis | Simonis et Judae | An- 
dreae apostoli | Nativitatis Christi Stephani | Joannis Euangeliste | 

Wo den krancken Christen dat Sacramenth des lyues vnd 
blödes Jesu Christi schal gegeuen worden in oerer cranckheit | 

De wyle de krancken Christen ock to der gemeyne gads 
hoeren so schal men den suluigen dat hillige Sacramenth des 
lyues vnd blödes Christi vp oeren vlitigen ansynnenth nicht wey- 
gern | vnangesyen dat se ere cranckheit haluen nicht können 
komen | sonder schal dat Auenthmal des heren in oeren huesen 
in erer vnd ethlicker fromer Christen yegenwordicheyt geholden 
werden alzo 

Idt schal de prester geforderth gaen sampt den koster in 
dat hues des krancken vnd nemen myt sick broet vnd wyn | Vnd 
schal de suluige setten vppe dem dysche de ehrlick decketh zyn 
schal in der yegenwordicheit des krancken | Thom eersten schal he 
spreken to dem krancken vnd vmmestendern de vormanynge | Gbi 
alderleuesten alze hier beuoren in der Ordenynge des Auentmals 
geschreuen | 

Dar na schal he nemen dat brodt vnd spreken de woerde | Vnse 
heer Jesus Christus in der nacht etc. wo hier vor im Auentmall 
geschreuen | 

Vnde wan de suluige gesecht so geue he den krancken den 
lyff des heren Dar na spreke he de woerde des kelcks | Dessuluen 
gelyck alze de hier vor im Auentmal geschreuen staen | Vnd dar 
na geue he den krancken vth dem kelck dat bluoth des heren to 
drincken | 

Vnd vermane den krancken to geduldicheit | troeste en myt 
godtlickenn woerden iegen de anfechtunge der sunde des dodes | 
myt der vpuerstentenisse van dem doeden am jungesten dage vnd 
myt dem tokumpstigenn ewigenn leuenth | wellick vns alle wedder- 
faren schole vmme Christus willen alze Paulus 1. Cor. 15 ca. 
ouerulodich leret | 

Idt scholen ock de so sust tho dem Auentmal des heren 
gaen willen thouorn sick myt oren pastor vnd Capellanen bespreken 

11* 
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gen orhes gelouens bekentenisse doen vnd rekenschap 
d van denn suluigen trost vnd berichte soeken vpp dat 
x weten moege weme welcken vnd wo velen he dat Sacra- 
>uen schole | vnd de suluigen so thom sacramente gaen 
th gads woert in der absolution wellicke eyn sonderge 
8 ys getröstet mögen werden. 
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Gegen die Anordnung, dass Ueberschussabgaben der 

Kirchenkassen nach dem Etat statt nach der 

Jahresrechnung festgesetzt werden sollen. 

Von 

Konsistorialrath Dr. Caspar 

in Magdeburg. 



Die Generalsynodalordnung für die evangelische Landeskirche 
der 8 älteren Preussischen Provinzen vom 20. Januar 1876 
(Gesetz-Samml. 1876 S. 133) bestimmt in § 15 u. A. 

. . . Die Einkünfte des Kirchenvermögens . . . können durch 
ein Kirchengesetz zu Beiträgen für kirchliche Zwecke heran- 
gezogen werden , sofern die etatsmässige Solleinnahme 

(der Kirchenkasse) die etatsmässige Sollaasgabe um mehr als 
ein Drittheil der letzteren, und wenigstens um 300 Mark jähr- 
lich, übersteigt Diese Beiträge dürfen zehn Prozent des 

jährlichen Ueberschusses der Solleinnahme der Kirchenkasse .... 
nicht überschreiten. 

Die zugehörige staatsgesetzliche Bekräftigung in Artikel 14 
Nr. 3 und Artikel 17 des Gesetzes vom 3. Juni 1876 (Gesetz- 
Samml. 1876 S. 125) erfordert, dass die betr. Kirchengesetze 

... die Heranziehung in den einzelnen Kategorien der 

Kirchenkassen .... nach gleichen Prozentsätzen anordnen .... 

(Absatz 3:) Kirchengemeinden, welche den Nachweis 

führen, dass sie die vollen Ueberschüsse ihrer Kirchenkasse zu 

bestimmten, innerhalb der nächstfolgenden Jahre zu befriedigen- 
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den Bedürfnissen nicht entbehren können, sind von dieser Bei- 
tragspflicht zeitweilig zu entbinden. 

Um zunächst den Jahresbetrag annähernd zu ermitteln, welcher 
auf diesem Wege durch die kirchliche Gesetzgebung für irgend 
einen Zweck bereit gestellt werden könnte, wurden durch einen 
Erlass des Evangelischen Ober-Kirchenraths vom 29. Juni 1877 
Erhebungen vorgeschrieben. Aus diesem Anlass erfolgte eine 
Verfügung des Ev. Oberkirchenraths vom 2. August 1877 (Kirchh 
Gesetz- und Verord.-Blatt 1876/77 S. 183): 

. . . nach welcher aus dem balanzirenden Abschlüsse eines 
Kirchenkassen-Etats in keiner Weise das Nichtvorhandensein 
etatsmässiger Ueberschüsse im Sinne des Gesetzes folgt, das 
Vorhandensein und der Betrag dieser Ueberschüsse vielmehr 
durch Ausscheidung aus denjenigen Etats-Ausgabetiteln, in 
welchen sie behufs Herstellung gleicher Schlusszahlen in der 
Einnahme und Ausgabe Aufnahme gefunden haben, zu ermitteln 
ist. Behufs dieser Ermittelung wird zwar in erster Linie der 
Titel, betreffend „die Anlegung neuer Kapitalien", je nach Um- 
ständen aber ausserdem auch der Titel „Insgemein" und jeder 
etwaige sonstige Titel in Betracht zu ziehen sein, soweit darin 
lediglich zum Zwecke der formellen Balanzirung des Etats- 
abschlusses höhere Beträge angesetzt sind, als die nach den 
allgemeinen Grundsätzen der Etatsaufstellung, namentlich nach 
den Durchschnitten der vorhergehenden Rechnungsergebnisse, 
-berechneten, bezw. zur Bestreitung bekannten Bedürfnisse des 
Etatsjahres wirklich erforderlichen. 

Wenn hierbei wesentlich zweifelhafte Beträge zur Vermei- 
dung von Weitläufigkeiten und Misshelligkeiten selbstverständlich 
ausser Ansatz zu lassen sein werden, so ist doch andererseits 
zur Verhütung einer dem allgemeinen kirchlichen Interesse 
. nachtheiligen Veringerung der in Betracht kommenden Beträge 
grundsätzlich auf die angedeuteten Gesichtspunkte der Durch- 
schnittsberechnung und des bereits konstatirten Bedürfnisses 
• um so mehr thunlichst zurückzugehen, als die Kirchenkassen 
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für die Deckung unvorhergesehener Ausgaben bereits durch die 
erheblichen Einschränkungen sicher gestellt sind, welche das 
Gesetz selbst (§15 der General-Synodal-Ordng. und Art. 71 des 
Gesetzes 3. Juni 1876) bezüglich der Voraussetzung der Heran- 
ziehung vorhandener, sogar erheblicher Ueberschüsse überhaupt 
und ebenso in Betreff der Höhe des Besteuerungssatzes nonnirt hat. 
Es war natürlich, dass damals, als es sich nicht um eine 
wirkliche Erhebung der Abgabe, sondern nur um einen Vor- 
anschlag ihres eventuellen Ertrages handelte (zur Verwerthung in 
den Motiven eines Gesetz-Entwurfs, Kirchl. Gesetz- und Verord.- 
Blatt 1885, S. 147 f.), den Berechnungen nur Etats der Kirchen- 
kassen, nicht deren Rechnungen zu Grunde gelegt wurden. 

Zur Ausführung kamen die Ueberschussabgaben vermögender 
Kirchenkassen erst in Folge des Kirchengesetzes vom 15. Juli 1889, 
Kirchl. Gesetz- und Verord.-Blatt S. 37: 

§ 14. Kirchenkassen, deren etatsmässige Solleinnahme die 
etatsmässige Sollausgabe um mehr als ein Drittel der letzteren 
und wenigstens um 300 M. jährlich übersteigt, haben sechs 
Monate nach dem Schlüsse jedes Rechnungsjahres 10 Prozent 
der Ueberschüsse des letzteren an den Pfarr-Wittwen- und 
Waisen- Fonds der evangelischen Landeskirche zur Bildung eines 
Betriebsfonds abzugeben (§15 der General-Synodal-Ordnung ; 
Art. 14 Nr. 3 und Art. 17 des Gesetzes vom 3. Juni 1876, 
Gesetz-Samml. S. 125). 

Diese Bestimmung gilt nur für sechs auf einander folgende 
Jahre. 

Die kirchliche Aufsichtsbehörde erlässt die zur Sicherung 
regelmässiger Leistung dieser Abgabe geeigneten Anweisungen 
und trifft thunlichst auf die jedesmalige Voranschlagszeit der 
Kirchenkasse die erforderliche Festsetzung der im einzelnen 
Falle abzugebenden Beträge. 

Diese gesetzliche Bestimmung erfuhr, nachdem bereits ihre 
Ausführung begonnen hatte, eine überraschende Auslegung durch 
folgende zwei Erlasse: 
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Verfügung des Evangelischen Ober-Kirchenraths, betr. 
die Berechnung der von den Kirchenkassen an den Pfarr- 
Wittwen- und Waisenfonds zu entrichtenden Ueber- 
schussabgaben (Ktrchl. Gesetz- und Verord.-Blatt 1891 S. 36). 

Berlin, den 25. Juli 1891. 

Dem Königlichen Konsistorium erwidern wir auf den Be- 
richt vom 1. d. Mts. — Nr. 18 217 — , dass wir der Auffassung 
desselben beitreten, wonach die gemäss § 14 des Pfarr-Wittwen- 
und Waisen-Gesetzes vom 15. Juli 1889 von den Kirchen- 
kassen an den Pfarr-Wittwen- und Waisen-Fonds der evange- 
lischen Landeskirche zu entrichtenden Ueberschussabgaben von 
den Ueberschüssen der etatsmässigen Solleinnahme zu berechnen 
sind. Die Bedenken, welche hiergegen aus der Fassung des 
§ 14 a. 0. und der auf denselben bezüglichen Stelle der An- 
weisung vom 30. Juli 1889 hergeleitet werden können, müssen 
dadurch als beseitigt angesehen werden, dass in dem § 14 a. 0. 
auf den § 15 der General-Synodal-Ordnung hingewiesen, derselbe 
hierdurch als die rechtliche Grundlage für die Art der Erhebung 
dieser Abgabe anerkannt, in diesem Paragraphen aber der 
Ueberschuss der Solleinnahme als beitragspflichtig erklärt 
wird. 

Evangelischer Ober-Kirchenrath. 

I. V.: 

Braun. 

An das Königl. Konsistorium hierselbst. E. 0. 5306. 

Erlass vom 9. Juli 1892. E. 0. 5029. 

Dem Königlichen Konsistorium erwidern wir auf den Be- 
richt vom 17. v. Mts. — Nr. 15 697 — bei Rückgabe sämmt- 
licher Anlagen desselben, dass bei Ermittelung der gemäss 
§ 14 des Pfarr-Wittwen- und Waisengesetzes vom 15. Juli 1889 
von den Kirchenkassen an den Pfarr-Wittwen- und Waisenfonds 
der evangelischen Landeskirche zu entrichtenden Ueberschuss- 
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Abgaben wie die etatsmässige Solleinnahme so die etatsmässige 
Sollausgabe zu Grunde zu legen ist. 

Evangelischer Ober-Kirchenrath. 
In Vertretung: 
Braun. 
An das Königliche Konsistorium zu Magdeburg. 

Manche Kirchengemeinden, für deren Kirchenkassen hiernach 
eine Ueberschussabgabe für 1891 festgesetzt wurde, obwohl ent- 
weder gar kein Ueberschuss, sondern eine Vermögensverminderung 
in dem bezeichneten Rechnungsjahre entstanden war, oder die 
Abgabe mehr als 10 Prozent des thatsächlichen Ueberschusses 
betrug, haben — soweit sie nicht den im obigen Artikel 17 Ab- 
satz 3 vorgesehenen Befreiungsgrund hinsichtlich „der nächst- 
folgenden Jahre u darzuthun vermochten — die im Absatz 5 
und 6 desselben Artikels gewährte Beschwerde bei den zuständigen 
Regierungspräsidenten erhoben, weil die Heranziehung nach dem 
Etat statt nach der Rechnung nicht dem Gesetze entspreche, sie 
sind aber abgewiesen 1 ) worden mit der Begründung, dass der § 14 
des Kirchengesetzes vom 15. Juli 1889 ausdrücklich die Berech- 
nung nach der etatsmässigen Solleinnahme und -ausgäbe vor- 
schreibe. Die juristischen und ethischen Bedenken gegen diese 
Auffassung haben bisher keine Erledigung gefunden. 

Der § 14 cit. verfügt über 10 Prozent der Ueberschüsse 
eines Rechnungsjahres. Welcher Ueberschuss in einem Jahre 
verblieben ist, ergiebt sich aus der Jahresrechnung. Allerdings 
lässt sich aus einem schriftlich aufgestellten Etat durch Abzug 
der Sollausgabe von der Solleinnahme — beides im Sinne des 
obigen Erlasses vom 2. August 1877 zurechtgemacht — eine 
Summe, die wir etwa Sollüberschuss nennen dürften, herausrechnen. 
Sollte aber unter den Worten „Ueberschuss eines Rechnungs- 
jahres" diese letztere fingirte Grösse statt des realen Betrages, 



1 Ganz neuerdings, während diese Zeilen eben zur Druckerei gingen, 
hat eine andere Auffassung staatlicherseits in Folge von Beschwerden an 
den Oberpräsidenten Anwendung gefunden. 



Digitized by 



Google 



162 Abhandlungen. 

den die Rechnung nachweist, verstanden werden, so musste diese 
Absicht im Kirchengesetze vom 15. Juli 1889 ausdrücklich er- 
klärt werden, was nicht geschehen ist. 

Dass bei der Abfassung des § 14 an die Feststellung des 
Abgabebetrages nach Massgabe der Jahresrechnung gedacht ist, 
ergiebt sich auch aus den Worten, mit welchen der Fälligkeits- 
termin der Abgabe bestimmt worden ist: 

„. . . sechs Monate nach dem Schlüsse jedes Rech- 
nungsjahres 10 Prozent der Ueberschüsse des letzteren . . . . u 
Die Begründung des Gesetzentwurfe bemerkt hierzu (KirchL 
Gesetz- und Verord.-Blatt 1885 S. 159, vgl. S. 131). 

„Es erscheint zweckmässig, im Gesetze den Zeitpunkt nach 
Schluss des Rechnungsjahres zu bezeichnen, in welchem die 
Ueberschüsse festgestellt sein und zur Ablieferung kommen 
müssen ....". 

Es ist also in den Motiven, welche der Berathung und Be- 
schlussfassung der Generalsynode zu Grunde lagen, positiv gesagt, 
dass die geräumige Frist gewährt werde, weil nicht nur die Zahl- 
barmachung, sondern auch die vorgängige Ermittelung und Zu- 
sammenstellung der bis zum Ablaufe des Rechnungsjahres vor- 
gekommenen Einnahmen und Ausgaben und somit Feststellung 
des entstandenen Ueberschusses während dieser Zeitdauer der Er- 
ledigung bedürfe. Zu der Feststellung gehört ausser diesen Hand- 
lungen der kirchlichen Gemeindeorgane noch die Festsetzung 
durch die kirchliche Aufsichtsbehörde, welche nach Absatz 3 
des § 14 

„thunlichst auf die jedesmalige Voranschlagszeit der Kirchen- 
kasse" 
getroffen werden soll. Aus diesen Worten des Gesetzes geht nun 
allerdings hervor, dass bei ihrer Formulirung ein Bewusstsein 
davon, dass für die Festsetzung noch andere Unterlagen als der 
Etat erforderlich sein könnten, nicht obgewaltet hat. Allein die 
Motive zu dem als § 14 Abs. 3 unverändert gebliebenen § 15 
Abs. 2 des Entwurfs ergeben, dass es sich in Absatz 3 nur um 
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Ausschliessung von Zweifeln über das Verfahren und die Zu- 
ständigkeit, nicht um materielle Abänderung des Massstabes für 
die Festsetzung handelt; sie lauten a. a. O. S. 159: 

Es erscheint zweckmässig, im Gesetze auf die Be- 

fugniss der Aufsichtsbehörden ausdrücklich hinzuweisen, welche 
erforderlich sind, um die vom Gesetze ins Auge gefassten 
Ueberschüsse jederzeit klar herauszustellen und ihre regelmässige 
Abführung zu sichern. 

Für die Auslegung des § 14 aus sich selbst kann also 
eine etwaige Unklarheit im Absatz 3 nicht die völlige Klarheit 
des Absatz 1 im obigen Sinne beeinträchtigen (vgl. auch in der 
Anweisung vom 30. Juli 1889 die ersten Worte der Nr. 3 zu 
§ 14, Kirchl. Gesetz- und Verord.-Blatt 1889 S. 66). 

Dies erkennt ja auch der obige Erlass vom 25. Juli 1891 
ziemlich deutlich an und nur aus § 15 der General-Synodal- Ord- 
nung wird die abweichende Auslegung hergeleitet. Es ist ein- 
gewendet worden, ein an sich klares Gesetz dürfe nicht aus einem 
ganz anderen — älteren Gesetze interpretirt werden: Diesem Ein- 
wände können wir uns jedoch nicht anschliessen, einestheils weil 
§ 15 G.-S.-O. die Grundlage für die im § 14 Gesetz vom 
15. Juli 1889 angewandte Abgabenerhebung bildet, und anderen- 
teils weil § 14 vom 15. Juli 1889 ausdrücklich auf § 15 G.-S.-O. 
und die zugehörigen Staatsgesetze Bezug nimmt. Wir erkennen 
also an, dass auch § 15 G.-S.-O. zu erörtern ist, bestreiten aber, 
dass sich daraus eine Widerlegung unserer Auffassung ergiebt. 

Der erste Absatz des § 15 G.-S.-O. unterwirft der kirchen- 
gesetzlichen Besteuerung „die Einkünfte" des Kirchenvermögens, 
d. h. zunächst die wirklichen, nicht die anschlagsmässigen Ein- 
nahmebeträge, da auch hier unter den Worten des Gesetzes nicht 
eine fiktive Grösse an Stelle der wirklich vorhandenen verstanden 
werden darf, wenn nicht Ersteres deutlich ausgedrückt ist. Der 
zweite Absatz des § 15 setzt zweierlei Schranken für diese Be- 
steuerung fest : in seinem ersten Satze werden diejenigen reicheren 
Kirchenkassen und Pfarrstellen ausgesondert, welche allein zur 
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Besteuerung herangezogen werden sollen, in dem zweiten Satze 
wird der Massstab begrenzt, nach welchem den so ermittelten 
Instituten Beiträge auferlegt werden dürfen. Der erste Satz stellt 
als Voraussetzung der Heranziehung zwei Merkmale auf. Dass 
das Vorhandensein dieser beiden Vorbedingungen oder das Fehlen 
einer solchen nach dem „etatsmässigen Soll" bemessen wird, sagt 
das Gesetz ausdrücklich (ebenso § 14 des Gesetzes vom 15. Juli 1889). 
Dagegen ist in dem Schlusssatze des § 15 G.-S.-O., in welchem 
die Grenze von 10 Prozent festgesetzt wird, nicht wieder „etats- 

mässige Solleinnahme etatsmässige Sollausgabe" einander 

gegenübergestellt, wie unmittelbar vorher, sondern vom „jährlichen 
Ueberschusse der Solleinnahme" die Rede. Hätte hier derselbe, 
nach dem Etat berechnete Ueberschuss wie im vorhergehenden 
Satze bezeichnet werden sollen, so lag es nahe eine derartige 
Wendung zu gebrauchen wie 

Diese Beiträge dürfen 10 Prozent des so ermittelten 

Ueberschusses der Kirchenkasse 

oder eine ähnliche Zurückbeziehung, oder aber die Beträge, aus 
denen der Ueberschuss berechnet werden solle, wieder als die 
„etatsmässigen" zu bezeichnen. Da nicht angenommen werden 
kann, dass die Ausdrücke des Gesetzes ohne Absicht gewählt 
sind, und die Motive der G.-S.-O., sowie die Verhandlungen der 
ausserordentlichen General-Synode von 1875 (S. 776 f. zu S. 740, 
S. 309—324 und 613—617) keinen direkten Aufschluss (ver- 
gleiche jedoch weiter unten) über die vorliegende Frage ergeben, 
so können wir von vornherein eine den Ausdruckswechsel erfor- 
dernde andere Bedeutung als Ergebniss unserer Interpretation der 
Worte Jährlicher Ueberschuss der Solleinnahme" erwarten. 
Die nähere Bestimmung des Ueberschusses durch den Zusatz 
„der Solleinnahme" ist etwas einseitig, insofern bei einer erforder- 
lichen Subtraktion der Minuendus gekennzeichnet wird, der Sub- 
trahendus aber nicht. Aber auch das Wort „ Solleinnahme" ist 
keineswegs eindeutig, sondern es können mindestens drei Bedeu- 
tungen desselben unterschieden werden: 
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1. Die kas8enmä88ig-technische Bedeutung ist die, in welcher 
„ Sollbetrag u und „Istbetrag" der Rechnung nur durch die beim 
Rechnungsschlusse noch unerledigt gebliebenen „Reste" von 
einander differiren. 

2. Die etatsmässige Solleinnahme unterscheidet sich weiter 
von der Isteinnahme, indem bei jener die im Laufe des Rechnungs- 
jahres — oder auch während eines früheren Jahres der laufenden 
Etatsperiode — eingetretenen Veränderungen des Sollbetrages 
unberücksichtigt bleiben (solange sie nicht in den Etat eingetragen 
sind, Verwalt.-Ord. § 66 Abs. 3 a. E., Kirchl. Gesetz- und Verord.- 
Blatt 1893 S. 62). 

3. Endlich liegt es, wenn man den zu interpretirenden Schluss- 
satz des § 15 G.-S.-O. liest, ohne durch kassenmässige Schulung 
befangen zu sein, wohl am nächsten, unter Solleinnahme das zu 
verstehen, was man etwa auch ordentliche oder laufende Einnahme 
nennen könnte im Gegensatz zur ausserordentlichen Einnahme 
(wie zurückgezahltes Darlehens- oder Effekten-Kapital, Kaufpreis 
für veräusserten Grundbesitz und dgl.) und zum Bestände aus dem 
Vorjahre. 

Nach den obigen Erlassen vom 2. August 1877 und 25. Juli 
1891 sollen offenbar die zweite und die dritte Sonderheit mit 
einander verbunden anzuwenden sein. (Die dritte mit Recht aus 
Gründen, die voraussetzen, dass der "Wortlaut des Gesetzes allein 
zur Auslegung hier nicht ausreichend sei, und doch wieder die 
zweite, weil der vermeintliche wörtliche Sinn klar sei.) Man 
könnte aber nach dem Wortlaut mindestens ebensogut die erste 
Bedeutung allein oder vereinigt mit der Dritten oder speziell auch 
die Dritte allein der Auslegung zu Grunde legen. Lässt uns 
also der Wortsinn als oberste Richtschnur der Auslegung im 
Stiche — führt uns die Erwägung des Zusammenhanges nur, wie 
oben ausgeführt, soweit, dass die Verschiedenheit des Ausdrucks 
in den zwei aufeinanderfolgenden Sätzen des Gesetzes gegen 
die zu zweit aufgeführte Bedeutung von „Solleinnahme" zeugt — 
so sind wir auf historisch systematische Auslegungsmittel, bezw. 
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auf die Erwägung der ratio legis angewiesen (A.-L.-R. Einl. § 46). 
Zu diesem Behufe müssen wir uns das Ergebniss auch der von 
uns bekämpften Auffassung vorstellig machen. 

Irgend welche sachliche Grundsätze, nach welchen der Etat 
der Kirchenkasse aufgestellt werden soll, sind gesetzlich nicht 
festgestellt, es ist auch nicht ein- und dasselbe für die verschie- 
denen Kirchengemeinden in dieser Beziehung angemessen. So 
ist auch in der Verwaltungs-Ordnung vom 15. Dezember 1886 
bezw. 17. Juni 1893 (Kirchl. Gesetz- und Verord.-Blatt 1887, 
S. 1 und 1893, S. 23) § 68, nur der Eendant angewiesen, dass 
er seinem Entwürfe eines neuen Etats die „Berechnung fünfjähriger 
Durchschnittsbeträge von allen nicht dem Betrage nach feststehen- 
den wiederkehrenden Einnahmen und Ausgaben" beifügen soll, 
aber einer sachgemässen Abweichung von diesem Durchschnitte 
keineswegs vorgegriffen, übrigens auch auf das Recht der Ge- 
meindeorgane zu einer den konkreten Verhältnissen angepassten 
Berichtigung ausdrücklich hingewiesen — ganz abgesehen davon, 
dass die Verwaltungs-Ordnung lediglich Instruktion ist, durch 
welche materielles Recht nicht begründet werden soll noch kann. 
Die Annahme, dass nach Prozenten des Ueberschusses der etat 8- 
mässigen Solleinnahme über die etatsmässige Sollausgabe die 
Beiträge vermögender Kirchenkassen zu erheben seien, würde also 
der Besteuerung einen gesetzlich nicht fest- 
stehenden Massstab zu Grunde legen. 

Es würde dabei ferner an jeder Bestimmung über die even- 
tuelle Bedeutung eines „Nachtragsetats" für die Besteuerung nach 
§ 14 des Gesetzes vom 15. Juli 1889 fehlen. Bisher hatte es keine 
materiellen Rechtsfolgen, ob von der Möglichkeit nach § 66 Ab- 
satz 3 zu Ende in der Verwaltungs-Ordnung, „ nötigenfalls" einen 
Nachtrags-Etat aulzustellen, Gebrauch gemacht wurde oder nicht. 

Für die Gemeindeorgane liegt nun in der Festsetzung der 
Ueberschussabgaben lediglich nach ihren Etatsbeschlüssen eine 
augenscheinliche Versuchung, bei letzteren Beschlüssen auf eine 
nicht gerechtfertigte Beschränkung der Abgabe hinzuwirken. Auf 
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diesen Gesichtspunkt müssen wir grosses Gewicht legen und das 
um so mehr, als bei jedem Voranschlag für eine noch zukünftige 
Zeit viel Spielraum für Vermuthungen und auch für solche An- 
nahmen, die nicht wahrscheinlich aber immerhin möglich sind, 
verbleiben wird. Dadurch wird eine scheinbare Rechtfertigung 
des gewollten Ergebnisses sehr erleichtert — ja dasselbe wird den 
Gemeindevertretern als pflichtmässig geboten erscheinen, weil sie 
sich sagen müssen, dass durch unvorhergesehene Umstände der 
erwartete Ueberschuss wesentlich aufgebraucht werden könnte und 
sie dann ihrer Kirchenkasse die unrichtige Abgabe von mehr als 
10 Prozent des wirklichen Ueberschusses durch ihre Etatsaufstellung 
gleichwohl aufgebürdet haben würden. Und doch wird, wenn 
nichts Unvermuthetes eintritt — also wohl in der Regel — die 
durch das Gesetz angeordnete Abgabe bei der „ vorsichtigen u 
Etatsaufstellung hinterzogen werden. Die Mitglieder der betref- 
fenden Gemeindeorgane werden daher bei künftigen Etats-Be- 
schlüssen vor ein recht übles Dilemma gestellt, welches geeignet 
ist, ihr Gewissen gegen den dolus eventualis der Steuerhinter- 
ziehung abzustumpfen, weil sie ihn als durch die (falsch gedeutete) 
Gesetzgebung ihnen aufgenöthigt ansehen werden 1 . 

Die geschichtlichen Präzedenzfälle für § 15 der G.-S.-O., 
auf welche in den Verhandlungen der ausserordentlichen General- 
Synode (8. Seite 320) AVerth gelegt wurde, dürften sich wohl 
schwerlich für eine Besteuerung nach so fiktivem Massstabe, wie 
er jetzt gelten soll, auffinden lassen. 

Allerdings ist in den eben erwähnten Verhandlungen seitens 
der Vertreter des Kirchenregiments wohl (s. Seite 314 a. E. und 
besonders 318 a. a. 0.) ein freieres Ermessen der kirchlichen 
Aufsichtsbehörden über die Besteuerung, soweit sie innerhalb der 



1 Unter diesen Gesichtspunkten kann man nicht die Auffassung büligen, 
welche sich in der Resolution der VII. sächsischen Provinzial-Synode vom 
25. Oktober 1893 (Verhandlungen 1894, S. 158) ausspricht. Die Synode 
hätte aus ihrem ersten Erwägungsgrunde den entgegengesetzten Schluss 
ziehen sollen. 
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Grenzen des § 15 bleiben würde, beabsichtigt gewesen, als jetzt 
Artikel 17 des Staatsgesetzes vom 3. Juni 1876 zulässt. Die 
Worte in letzterem Artikel: „müssen die Heranziehung in den 
einzelnen Kategorien der Kirchenkassen oder Pfründen nach 
gleichen Prozentsätzen anordnen" beziehen sich gerade hierauf 
(s. die Motive des Gesetzentwurfs in den Anlagen zu den Steno- 
graph. Berichten über die Verhandlungen des Hauses der Ab- 
geordneten 1876, Band I, Seite 388). Nirgends aber geben die 
Verhandlungen der beiden Häuser des Landtags eine Handhabe 
dafür, dass an eine Besteuerung auch nicht erzielter, nur im Etat 
vorgesehener Ueberschüsse oder an eine Beschränkung der Be- 
steuerung erzielter Ueberschüsse auf 10 Prozent des etatsmässig vor- 
gesehenen Ueberschusses gedacht worden sei. Insbesondere sprechen 
gegen solche Auffassung die Worte 

„innerhalb der nächstfolgenden Jahre" 
in dem jetzigen Absatz 3, der von der Abgeordneten-Haus-Kommission 
eingeschoben ist (a. a. 0. Band H, Seite 1077 und 1278). Im 
anderen Falle müsste das laufende Jahr noch eingeschlossen werden. 
Wir können besonders auch nach den Verhandlungen der 
ausserordentlichen Generalsynode uns des Eindrucks nicht er- 
wehren, dass der betreffende Artikel der General-Synodal-Ordnung 
— jetzt der 15. — damals ganz abgelehnt worden sein würde, 
wenigstens soweit er sich auf Kirchenkassen bezieht, wenn die jetzt 
eingeführte Auslegung damals irgendwie angedeutet worden wäre. 
Den ersten Schatten, den die Letztere vorauswarf, finden wir in 
den Berathungen der 2. ordentlichen General-Synode über § 14 
des Keliktengesetzes vom 15. Juli 1889 (Seite 795 — 798 der 
Gen.-Syn.-Verhandl. 1885). Er blieb aber ohne Einfluss, ausser 
dass er das Amendement Levetzow herbeiführte, wodurch einer 
Missdeutung vorgebeugt ist, als ob der Etat eines bestimmten 
Jahres durch das Gesetz auch für Jahre, in denen er nicht mehr 
gilt, der Entscheidung zu Gründe gelegt werde, die nach dem 
ersten Satze in aliu. 2 des § 15 G.-S.-O. allerdings „etats- 
mässig" getroffen werden muss. 
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Bei der Auslegung des § 15 Gr.-S.-O. darf endlich nicht 
etwa nur an einen vorübergehenden Gebrauch, wie nach § 14, 
Gesetz vom 15. Juli 1889, auf sechs Jahre, gedacht werden. Die 
fortwährende Berechnung von Ueberschussabgaben nach der etats- 
mässigen Solleinnahme und der etatsmässigen Sollausgabe dürfte 
jedoch nach einigen Etatsperioden wohl überall solche Etats zur 
Erscheinung bringen, nach denen keine Abgabe mehr zu leisten 
wäre. Die Absicht des Gesetzes würde dann vereitelt sein, nur 
eine nicht gewollte ethisch bedenkliche Wirkung (oben Seite 167) 
bliebe übrig. 

Alle Erwägungen führen uns dahin, dass die seit Juli 1891 
angenommene Auslegung des § 15 G.-S.-O. aufgegeben werden 
müsse *. 

Zum Schlüsse noch ein Wort über die Bedeutung dieser Frage. 
Die Wirksamkeit des § 14, Gesetz vom 15. Juli 1889, hört am 
1. Januar bezw. 1. April 1896 auf. Ob der § 15 G.-S.-O. dann 
eine neue Anwendung findet, kann ungewiss erscheinen. Beides 
müssen wir zugeben. Immerhin bleibt bis dahin und möglicher- 
weise später ein praktisches Bedürfniss bestehen. Dringender aber 
erscheint uns der Wunsch, dass bei der Rechtsauslegung schonend 



1 Eine Ansicht, die von anderer Seite aufgestellt worden ist, geht dahin: 
Im § 14, Gesetz vom 15. Juli 1889, sei der Ueberschuss, wie er sich nach 
der Rechnung ergiebt, dagegen im § 15 G.-S.-Ö. auch im letzten Satze 
der Ueberschuss nach dem Etat zu verstehen. Die Abgabe sei also zwar 
nach der Rechnung zunächst zu berechnen, sie dürfe aber nicht über 10°/o 
des Ueberschussbetrages nach dem Etat wirklich erhoben werden, weil die 
Grenzbestimmung der G.-S.-O. und des Staatsgesetzes vom 3. Juni 1876 
massgebend bleibe. Dem Ausdruckswechsel zwischen den beiden letzten Sätzen 
des § 15 G.-S.-O. und allen anderen obigen Gründen wird man hier- 
durch nicht gerecht, man vermeidet nur das Unrecht gegen Kirchenkassen 
mit ausseretatsmässigen Ausgaben oder Mindereinnahmen, aber nicht das 
Unrecht gegen den landeskirchlichen Fonds und nicht das Unrecht gegen 
die Gewissen der Mitglieder von Gemeindeorganen. 

Ebenso wenig könnte das Auskunftsmittel befriedigen, den von zu- 
ständiger Seite formgerecht aufgestellten Etat etwa nachträglich für 
die Festsetzung der Ueberschussabgabe so zu „berichtigen", dass sein Er- 
gebniss nicht mehr wesentlich von demjenigen der Rechnung verschieden ist. 
Deutsche Zeitschr. f. Kircheiirecht. IV. 2. 12 
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mit der Rechtsüberzeugung und den Gewissen unseres Volkes um- 
gegangen werde, solange nicht zwingende Gründe entgegen stehen, 
von denen man doch in diesem Falle nichts erfahren hat. 

Nachschrift. Vorstehender Aufsatz war im Januar 1894 
der Redaktion eingesandt. Im März ist die oben Seite 161 
Anmerkung erwähnte Entscheidung dazwischengetreten. Bis zur 
Drucklegung ist der Widerspruch noch nicht gelöst. 
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Die englische Kirchengemeinde und die Landgemeinde- 
Ordnung von 1894. 

Von 

Rechtsanwalt Felix Makower in Berlin. 



In England wurde die Theilung des Landes in einzelne Pfarr- 
gemeinden mit ansässigen Pfarrern seit dem 7. Jahrhundert in 
Angriff genommen und allmählich durchgeführt. Hierbei schloss 
sich die kirchliche Eintheilung möglichst an die bestehenden 
staatlichen Ortsbezirke, die „Zaunschaften" (tunscipe) an, sodass 
die Pfarrei entweder mit einer Zaunschaft örtlich zusammenfiel 
oder, besonders häufig in den nördlichen, dünner bevölkerten 
Grafschaften, mehrere Zaunschaften umfasste. 

Im Laufe der Zeit ging in vielen, namentlich kleineren Ort- 
schaften der Begriff des weltlichen Zaunschafts Verbandes verloren. 
Soweit nicht die weltliche Verwaltung auf dem Lande an den 
Gutsherrn, in den grösseren Städten an die städtische Körper- 
schaft überging, verschmolz die kirchliche Pfarrverwaltung bis zu 
gewissem Umfang mit der weltlichen Ortsverwaltung, und der 
kirchliche Pfarrbezirk (parochia, parish) wurde als solcher zu- 
gleich zum Bezirk der weltlichen Ortsgemeinde. An die Stelle 
der in Vergessenheit gerathenden Zaunschaftsversammlung trat 
die Versammlung der Pfarreigenossen» 

In der normannischen Zeit diente die mit der Pfarrei 
identische Ortsgemeinde als kleinster Verwaltungsbezirk unter 

12* 
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anderem bei der Steuereinschätzung, bei Ausrüstung von Mann- 
schaften zum Kriegsdienst und bei Entsendung von Abgeord- 
neten zum Gericht. Der oberste weltliche Beamte der Pfarrei 
war ein in dem örtlichen Strafgerichtshof (court leet), mitunter 
auch in der Pfarreiversammlung gewählter Vorsteher (tungerefa, 
praepositus, später constable). Mitunter wird neben ihm auch 
der Pfarrer für einige Zwecke der weltlichen Verwaltung erwähnt, 
nicht jedoch bei der eigentlichen Polizeiverwaltung; niemals hat 
aber der Pfarrer die Stellung eines ausführenden Oberhaupts der 
weltlichen Ortsgemeindeverwaltung eingenommen. 

Gegen Schluss des Mittelalters entstand eine neue 
Gattung von Gemeindebeamten. Seit dem 13. und 14. Jahr- 
hundert war die Pflicht zur Beschaffung der gottesdienstlichen 
Geräthe und zur Unterhaltung des Kirchengebäudes endgiltig den 
Eingesessenen der Pfarrei auferlegt worden. Wahrscheinlich im 
Zusammenhang hiermit wurde es nun um jene Zeit üblich, dass 
die Pfarreiversammlung einige Laien wählte, welchen dann die 
Vertretung der Pfarreigenossen in dieser Beziehung oblag. Für 
diese Beamten wurde allmählich der Name churchwardens 
(Kirchenwarte) oder oeconomi allgemein gebräuchlich; es 
wurden in der Regel zwei für jede Pfarrei gewählt, und ihre 
Amtszeit wurde immer regelmässiger auf ein Jahr begrenzt. 
Die Aufbringung der für die Unterhaltung der Kirchengebäude 
und des Gottesdienstes erforderlichen Mittel erfolgte durch eine 
in der Pfarreiversammlung beschlossene und durch die Kirchen- 
warte verwaltete Kirchensteuer. 

Zur Zeit der Reformation erhielten der Pfarreiverband 
und das Amt der Kirchenwarte eine gesteigerte Bedeutung für 
die weltliche Verwaltung. Am wichtigsten hierfür wurde die Be- 
gründung einer weltlichen Armenpflege, welche sich in Folge der 
Klosterauflösungen als erforderlich zeigte. Die Gesetze der Re- 
formationszeit legten die Pflicht zur Armenunterstützung den 
Pfarreien auf. Vorübergehend wurde versucht, die nöthigen 
Mittel durch einen verstärkten Antrieb zu freiwilligen Beiträgen 
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zu beschaffen und das Gesammelte unter Aufsicht des Pfarrers 
und der Kirchen warte vertheilen zu lassen; schliesslich ergab sich 
in Folge starken Anwachsens der Armenlast die Notwendigkeit, 
eine regelmässige Armensteuer einzuführen, und es entstanden 
neue Gemeindebeamte in den Armen aufs ehern (Overseers of 
the Poor), Die Armenaufseher hatten die Armenverwaltung zu 
leiten und die Armensteuer zu veranlagen und einzuziehen. Zwei 
bis vier Armenaufseher wurden durch die Pfarreiversammlung ge- 
wählt und demnächst förmlich von den Friedensrichtern ernannt ; 
ausserdem sollten die Kirchenwarte kraft ihres Amtes Armenauf- 
seher sein. Etwa gleichzeitig entstand auch das Amt der von der 
Pfarreiversammlung gewählten Wegeaufseher (Surveyors of 
Highways, oder unter ähnlichen Namen) , welche ursprünglich 
unter der obersten Leitung des Gemeindevorstehers (constable) 
und der Kirchenwarte ihr Amt wahrzunehmen hatten, sehr bald 
jedoch zu einer selbständigen Stellung neben jenen älteren Ge- 
meindebeamten gelangten. Durch eine grosse Eeihe einzelner 
Rechtsnormen aus jener Zeit wurde den Kirchenwarten die Pflicht 
eingeschärft, für Ordnung in der Kirche und auf dem Kirchhof 
zu sorgen und Personen, welche den Besuch der Kirche vernach- 
lässigten oder welche die vorgeschriebenen Formendes Gottes- 
dienstes nicht einhielten oder den Lehren der Staatskirche wider- 
strebten, zur Anzeige zu bringen. Gelegentlich wurden auch 
einige vereinzelte Pflichten einer rein weltlichen Polizeiverwaltung 
den Kirchenwarten und selbst dem Pfarrer übertragen ! . In Eng- 
land führte die Reformation nicht sogleich zur Begründung ge- 
sonderter Kirchensysteme, sondern lange Zeit blieben alle Ein- 
wohner Mitglieder der ungetrennten Staatskirche, und selbst 
später, als seit dem Ende des 16. Jahrhunderts thatsächlich eine 



1 Gneist, Engl. Verwaltungsrecht, 3. Aufl. S. 50 und Engl. Verfassungs- 
gesch. S. 518ff.: den Kirchenwarten die Strafeinziehung für Zechen und 
Trunkenheit, Mass- und Gewichtsübertretungen, kleine Gewerbe- und Jagd- 
kontraventionen u. s. w., dem Pfarrer die Einregistrirung der Gesindezeug- 
nisse, die Vollstreckung der Züchtigungen an Vagabunden u. s. w. 
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Trennung stattgefunden hatte, fingirte der Staat dennoch fort- 
gesetzt die Zugehörigkeit aller Einwohner zur Staatskirche. Des- 
halb wurde das Recht, an der Pfarreiversammlung theilzunehmen, 
und das Recht, zum Kirchenwart gewählt zu werden, niemals auf 
Mitglieder der Staatskirche eingeschränkt; es blieben aber auch 
alle Pfarreigenossen ohne Rücksicht darauf, welchem Kirchen- 
verband sie zugehörten, nicht nur zur Entrichtung der im We- 
sentlichen auf dem Lande ruhenden Zehnten, sondern auch der 
für Zwecke der Staatskirche verwendeten Kirchensteuer ver- 
pflichtet. 

Bald nach der Thronbesteigung Elisabeths (1558) 
setzte eine Strömung ein, welche darauf gerichtet war, die freie- 
ren, unter vielen Mitgliedern der Staatskirche verbreiteten kirch- 
lichen Ansichten zurückzudrängen und zu diesem Zweck einer- 
seits die Geistlichen strenger als bisher an die gleiche Bekennt- 
nissformel und an gleiche gottesdienstliche Gebräuche zu binden, 
andererseits die Stellung der Geistlichkeit gegenüber den Laien- 
behörden zu stärken. Diese Strömung hatte zwar zur Folge, 
dass die Anhänger freierer Anschauungen aus der Staatskirche 
herausgedrängt und freiere Sekten begründet wurden ; innerhalb 
der Staatskirche gewannen indessen jene Bestrebungen allmählich 
an Stärke und fanden ihren Ausdruck in eiuem Staatsgesetz von 
1571 und in einer längeren Reihe von Synodalbeschlüssen, deren 
umfassendster und wichtigster, die Kanones von 1604, bereits in 
den Anfang der Regierungszeit Jakobs I. fällt. Die Stuarts, 
behufs Beförderung rückschrittlicher politischer Zwecke, verban- 
den sich mit den rückschrittlichen Strömungen innerhalb der 
Staatskirche ; sie betrachteten in politischer Beziehung den Pfar- 
rer als ihren Vertrauensmann innerhalb der Gemeinde und unter- 
stützten mit der ganzen Kraft der staatlichen Verwaltung das 
Bestreben, dem Pfarrer einen verstärkten Einfluss auf die Ver- 
waltung der ungetrennt kirchlich-weltlichen Gemeinde zu ver- 
schaffen. Nur so ist es zu erklären, dass, trotzdem die welt- 
lichen Gerichte immer wieder anerkannten, dass Laien durch die 
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Synodalbeschlüsse nicht gebunden würden, dennoch jene Synodal- 
beschlüsse in dem überwiegenden Theil der Gemeinden thatsäch- 
lich zur Ausführung kamen, wenn auch an einzelnen Orten die 
frühere Gemeindeverfassung dauernd erhalten blieb. 

Die Pfarreiversammlung hatte durch die Neuregelung 
des Armenwesens und der Wegeverwaltung eine gesteigerte Wirk- 
samkeit und grössere Bedeutung erlangt. Der Pfarrer, welcher 
früher, wie es scheint, den Pfarreiversammlungen nicht bei- 
gewohnt hatte, nahm nunmehr an denselben Theil, und nicht 
selten mag ihm in Folge seiner grösseren formalen Bildung und 
grösseren Gewandtheit im Schreiben thatsächlich die Leitung der 
Versammlung überlassen worden sein, obgleich eine förmliche 
Wahl eines Vorsitzenden wohl nicht stattfand. Zur Bezeich- 
nung der Pfarreiversammlung kam spätestens unter Elisabeth der 
Name vestry auf, hergenommen von dem gewöhnlichen Ver- 
sammlungsort, dem Ankleidezimmer (vestry, von vestis, vestiarium) 
des Pfarrers in der Kirche. In einem Synodalbeschluss von 1571 
wurde vorgeschrieben, dass neben den Eingesessenen der Pfarrei 
auch der Pfarrer bei der Wahl der Kirchen warte sich be- 
theiligen solle, und in den Kanones von 1604 wurde dies dahin 
erweitert, dass- Kirchenwarte nur durch Uebereinstimmung einer- 
seits des Pfarrers, andererseits der Eingesessenen zu wählen seien, 
und dass, wenn eine Einigung nicht stattfinde, der Pfarrer den 
einen, die Eingesessenen den anderen Kirchenwart zu ernennen 
hätten. Auch bezüglich der Ernennung untergeordneter Ge- 
meindebeamten, namentlich des parish clerk räumten die Kanones 
von 1604 dem Pfarrer erweiterte Rechte ein. Die Kirchenwarte, 
welche nun wohl in der Regel unter dem Einfluss des Pfarrers 
standen, erlangten um dieselbe Zeit an den meisten Orten den 
Vorrang vor dem alten weltlichen Gemeindevorsteher (constable) 
und wurden hierdurch zu den obersten Beamten der kirchlich- 
weltlichen Gemeinde. Durch die Kirchenwarte in ihrer Stellung 
als Armenaufseher erlangte der Pfarrer auch Einfluss auf die 
Armenverwaltung. An einigen Orten ging man noch weiter. 
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Entsprechend den gleichzeitigen sogenannten „ineorporations tt von 
Städten, d. h. den Verleihungen neuer Stadtverfassungen, durch 
welche das Wahlrecht zum Parlament und die Ausübung anderer 
städtischer Rechte auf eine kleine Zahl von Personen als 
„städtische Körperschaft" beschränkt wurden, entstanden seit An- 
fang des 17. Jahrhunderts in Pfarreien hie und da sogenannte 
„select vestries", Gemeindeausschüsse von wenigen Mit- 
gliedern, welche sich immer oder fast immer durch Zuwahl ohne 
Mitwirkung der Pfarreiversammlung ergänzten, und auf welche 
alle Rechte der früheren Pfarreiversammlung übergingen. Wenn 
in einer Gemeinde längere Zeit die Rechte der Pfarreiversamm- 
lung thatsächlich durch eine kleinere Anzahl bestimmter Personen 
ausgeübt worden waren, oder wenn Streitigkeiten in einer vestry 
entstanden, z. B. auch durch Widerstand gegen kirchliche Ein- 
flüsse, so wurde es üblich, dass der Bischof oder dessen Kanzler 
auf Grund einer an ihn gerichteten Vorstellung eine Urkunde 
ertheilte, durch welche an Stelle der Pfarreiversammlung eine 
select vestry begründet und mit allen Rechten der früheren 
Pfarreiversammlung ausgestattet wurde. Wenn auch die Urkun- 
den der Bischöfe oder bischöflichen Kanzler kein neues Recht 
schaffen konnten, so bewirkten sie doch thatsächlich in vielen 
Fällen die Entstehung eines entsprechenden Gewohnheitsrechts. 
In diesen Urkunden wurde in der Regel „dem Pfarrer" oder auch 
„dem Pfarrer oder den Kirchenwarten" die Leitung der select 
vestry übertragen. Für die Mitgliedschaft bei einer select vestry 
wurde überdies durch Gesetz von 1663 die Erklärung der Zu- 
stimmung zu dem Inhalt des staatskirchlichen Gebetbuchs er- 
fordert. 

Das Zusammenfallen der weltlichen mit der kirch- 
lichen Gemeindeverwaltung wurde an sich nirgends als lästig 
empfunden, und auch während der ersten Revolution wurde eine 
Aenderung in dieser Beziehung nicht versucht. In einigen weit- 
ausgedehnten Pfarreien der nördlichen, an Schottland grenzenden 
Grafschaften hatte sich jedoch im Anschluss an die alten Zaun- 
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schafts- oder Dorfgrenzen die Gewohnheit gebildet, dass die Zaun- 
schaften oder Dörfer in einigen Beziehungen sich selbständig ver- 
walteten. So wählte an einigen Orten jede Zaunschaft je einen 
Kirchenwart, allerdings nur mit der Wirkung, dass alle so ge- 
wählten Personen Kirchenwarte der ganzen Pfarrei waren; einige 
ZaunschafteA wählten besondere Armenaufseher und verwalteten 
auch selbständig ihre Armensteuer u. s. w. An diese Verhält- 
nisse knüpfte unter der Regierung Karls IL ein Gesetz von 1662 
an. Dasselbe sphrieb vor, dass in ausgedehnten Pfarreien, nament- 
lich solchen der nördlichen Grafschaften, wenn es nothwendig 
erscheine, die Armenverwaltung für jede Zaunschaft oder jedes 
Dorf gesondert geführt werden solle. Ein zweites Gesetz von 
demselben Jahre enthielt ähnliche Bestimmungen über die Wege- 
verwaltung. Diese Gesetze und die in vielen Fällen bereits vor- 
her vorhandene Gewohnheit boten den Anlass, dass — nament- 
lich in den nördlichen Grafschaften — in einer grossen Zahl von 
Bezirken sich eine gesonderte weltliche Verwaltung bildete, 
welche sich allmählich schärfer von der kirchlichen Verwaltung 
der ungetrennten Pfarrei schied. Für jene Bezirke mit geson- 
derter weltlicher Verwaltung wurde die Bezeichnung als civil 
parishes üblich. 

Auch für die kirchliche Verwaltung wurden die alten 
Pfarreigrenzen, namentlich in den grossen Städten mit anwachsen- 
der Bevölkerung, allmählich unzweckmässig. Hier wurde indessen 
zunächst in der Weise geholfen, dass man in jedem einzelnen 
Falle, in welchem für kirchliche Zwecke eine Theilung erforder- 
lich wurde, durch Gesetz die Pfarrei in allen Beziehungen theilte 
oder doch wenigstens, soweit in einzelnen Beziehungen eine ge- 
meinsame Verwaltung vorläufig noch vorbehalten blieb, eine künf- 
tige Teilung auch in diesen Beziehungen erleichterte. Als z. B. 
während der Regierung der Königin Anna durch Gesetz von 
1710 die Mittel zur Errichtung fünfzig neuer Kirchen in London 
und den Vorstädten zur Verfügung gestellt wurden, bestimmte 
dies Gesetz, dass an jenen Orten geeignete bereits bestehende 
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Kapellen zu Pfarrkirchen umgewandelt und ihnen ein besonderer 
Pfarrbezirk zugewiesen werden solle, und ein Gesetz von 1711 
schrieb ferner vor, bevölkerte Pfarreien in London und in den 
Vorstädten sollten, sobald neue Kirchen in denselben erbaut 
worden seien, getheilt werden, gemeinsam solle die Verwaltung 
der Kirchen-, Armen- und Wegesteuer bleiben, bis auch in dieser 
Beziehung durch Einigung der Betheiligten eine entsprechende 
Theilung erfolge, Theile stark bevölkerter Pfarreien könnten auch 
von diesen getrennt und zu minder bevölkerten geschlagen werden. 
Seit Anfang des 19. Jahrhunderts verstärkte sich in der 
englischen Kirche der Trieb, die Zahl ihrer Kirchengebäude und 
ihrer Geistlichen schnell zu vervielfältigen. Für die in Folge 
dessen häufig erforderlich werdende Theilung von Pfarreien er- 
schien der Erlass besonderer Staatsgesetze für jeden Einzelfall zu 
umständlich; auch war das Bedürfniss, die Pfarrei zu theilen, 
nicht immer das Gleiche für die weltliche wie für die kirchliche 
Verwaltung. Die Kirche erstrebte daher eine freiere Beweglich- 
keit in dieser Beziehung, und sie erlangte dieselbe, aber nur auf 
Kosten des engen Zusammenhanges zwischen der kirchlichen und 
der weltlichen Gemeindeverwaltung. Seit 1818 bis in die neueste 
Zeit hinein erging eine grosse Reihe von Gesetzen (Church 
Buildings Acts und New Parishes Acts), welche diesen 
Zweck verfolgten, einander abänderten und ergänzten und viel- 
fach neue Bestimmungen ohne klare Aufhebung ähnlicher früherer 
Vorschriften hinzufügten, so dass jene Gesetze ein ausserordent- 
lich unübersichtliches Ganzes bilden. Sie gaben die Möglichkeit, 
in einigen Fällen durch Verordnung des Staatsraths (Privy 
Council), in anderen durch Verordnung der staatlichen Kirchen- 
verwaltungsbehörde (Ecclesiastical Commissioners), in noch ande- 
ren einige Zeit hindurch auch durch Verfügung des Diözesan- 
bischofs eine bestehende Pfarrei in kirchlicher Hinsicht zu 
theilen; und zwar nahmen diese Gesetze nicht nur die Möglich- 
keit einer vollständigen Theilung für alle kirchlichen Zwecke 
in Aussicht, sondern sie schufen eine grosse Zahl möglicher 
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Arten von Neubildungen, nach demjenigen Umfange abgestuft, 
in welchem die Vermögensrechte oder die Seelsorgerechte des 
Pfarrers der früher einheitlichen Pfarrei nunmehr für den ab- 
getrennten Bezirk beschränkt oder aufgehoben wurden. So ent- 
standen nach einander folgende Bildungen: „Pfarrei für alle 
kirchlichen Zwecke" (Parish for all ecclesiastical Purposes), „Be- 
zirkspfarrei" (District Parish oder Ecclesiastical District), „Pfarr- 
kapelle ohne besonderen Bezirk" (Parochial Chapel), „Vereinigte 
Kaplanei" (Consolidated Chapelry) , „Bezirkskirche" (District 
Church, District Chapelry, Particular District); „Sonderbezirk für 
kirchliche Zwecke" (Separate District for Spiritual Purposes), 
„Neue Pfarrei für kirchliche Zwecke" (New Parish for Eccle- 
siastical Purposes). Alle diese Bildungen waren ursprünglich in 
einem oder dem anderen Punkte von einander verschieden; in 
den neueren Gesetzen ist zwar darauf hingewirkt worden, jene 
Verschiedenheiten einigermassen auszugleichen und auch alle 
Uebergangsbildungen allmählich wieder in die regelmässige Ge- 
meindeverfassung — mit Beschränkung auf kirchliche Angelegen- 
heiten — überzuführen; indessen tragen die einzelnen Neu- 
bildungen noch in vielen Punkten die Spuren der zur Zeit ihrer 
Gründung bestehenden Gesetzgebung an sich. In den einzelnen 
Gesetzen wurde die Ernennung zweier besonderer Kirchenwarte 
für jeden neuen kirchlichen Bezirk und sogar für jede Pfarr- 
kapelle ohne besonderen Bezirk vorgeschrieben. Einer derselben 
sollte durch den Geistlichen des Bezirks, der zweite in einigen 
Fällen durch die Eingesessenen, in anderen durch die Haus- 
haltungsvorstände, in noch anderen durch die Miether von Kirchen- 
sitzen ernannt werden; diese Kirchenwarte sollten nicht von 
Amtswegen Armenaufseher sein, und auch sonst verblieb — mit 
Ausnahme einiger besonders auf die neue Kirche bezüglicher 
Angelegenheiten — den Kirchenwarten der Mutterpfarrei ihre 
Zuständigkeit im früheren ungetheilten Bezirk. 

Durch zahlreiche Gründungen neuer kirchlicher Pfarreien 
wurde allmählich, ebenso wie früher durch die Gründung bürger- 
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licher Pfarreien in den nördlichen Grafschaften, an vielen ein- 
zelnen Orten die kirchliche und die weltliche Gemeindeverwal- 
tung bis auf geringe Ueberreste getrennt. Nach einer im Parla- 
ment erfolgten Mittheilung des Ministers der Kommunalverwaltung 
bestanden im Jahre 1893 im Königreich England einschliesslich 
Wales 13775 kirchliche, 14684 bürgerliche Pfarreien; die Grenzen 
derselben fielen nur noch in etwa 2 /» der Fälle zusammen. Nicht 
gerechnet hierbei sind wohl diejenigen Fälle, in denen zwar die 
Pfarreien in kirchlicher Beziehung noch nicht völlig in mehrere 
Theile getrennt, aber doch bereits besondere Bezirke für kirch- 
liche Zwecke gemäss den oben erwähnten Gesetzen abgegrenzt 
waren. 

Während nun die im Vorstehenden erwähnten Aenderungen 
den Zusammenhang der weltlichen und kirchlichen Gemeinde- 
verwaltung immer nur an einzelnen, wenn auch zahlreichen 
Orten geschwächt oder aufgehoben hatten, lockerte ein Gesetz 
von 1868 diesen Zusammenhang in einer wichtigen Beziehung 
für alle Gemeinden, in welchen ein Teil der Einwohner von den 
Bestimmungen desselben Gebrauch machen wollte. Dies Gesetz 
beseitigte — namentlich mit Rücksicht auf Personen, welche der 
Staatskirche nicht angehören — die Erzwingbarkeit der Kirchen- 
steuer; es schrieb jedoch andererseits vor, dass diejenigen Per- 
sonen, welche die Kirchensteuer künftig nicht entrichten würden, 
nicht das Eecht haben sollten, in der vestry an der Verhandlung 
oder Beschlussfassung über Angelegenheiten, welche die Auf- 
legung oder Verwaltung der Kirchensteuer betreffen, theilzu- 
nehmen. Diese letztere Bestimmung war geeignet, das Aus- 
einanderfallen der vestry in eine Versammlung der politischen 
Gemeinde und in eine Versammlung der kirchlichen Gemeinde 
vorzubereiten. Für London war eine derartige Trennung in 
gewissem Umfange bereits durch Gesetze von 1855 und 1856 
durchgeführt worden, welche für alle (auch auf die Kirche bezüg- 
liche) Angelegenheiten eine besondere Art von hauptsächlich 
-aus gewählten Mitgliedern bestehenden Gemeindevertretungen 
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(„vestries") gründeten, die Angelegenheiten der Kirchensteuer aber 
der bisherigen vestry vorbehielten, falls letztere aus allen Ein- 
gesessenen mit bestimmtem Steuerzensus oder ohne Steuerzensus 
bestand (also nicht etwa eine engbegrenzte select vestry war). 

Die Machtbefugnisse, welche der Pfarrer im Anfang des 
17. Jahrhunderts bezüglich der inneren Gemeindeverwaltung er- 
langt hatte, waren dauernd festgehalten, zum Theil sogar noch 
etwas erweitert worden: 

Bezüglich der Wahl von Kirchenwarten hatte sich in den 
meisten Pfarreien im Anschluss an die eventuelle Bestimmung 
der Kanones von 1604 eine Gewohnheit dahin festgestellt, dass 
der Pfarrer den einen, die vestry den zweiten Kirchenwart zu 
ernennen habe, und dementsprechende Bestimmungen wurden, 
wie oben erwähnt, auch ausdrücklich für die Kirchenwarte der 
neu gebildeten kirchlichen Pfarreien und Bezirke getroffen; nur 
an wenigen Orten, namentlich in Pfarreien des alten London war 
eine Ernennung beider Kirchenwarte durch die vestry üblich 
geblieben. Die Kirchen warte hatten sich in ihrer Stellung als 
erste Beamte der Gemeinde erhalten, und es war ihnen daher 
allmählich durch die Gesetzgebung eine grosse Zahl verschiedener 
Pflichten auferlegt worden, welche mit einer kirchlichen Verwal- 
tung zum Theil in nur loser, zum Theil in gar keiner Beziehung 
standen. Den Kirchenwarten als den obersten Gemeindebeamten, 
häufig auch diesen zusammen mit den Armenaufsehern oder mit 
dem Pfarrer, wurde die Verwaltung privater Stiftungen für welt- 
liche oder kirchliche Zwecke der Pfarrei oder mehrerer benach- 
barter Pfarreien übertragen. 

Das oben erwähnte Gesetz von 1868 gestattete ferner die 
Gründung einer neuen Behörde (Church Trustees) für die Ver- 
waltung des ihr durch Schenkung oder in ähnlicher Weise für 
rein kirchliche Zwecke der Pfarrei übertragenen Vermögens ; diese 
Behörde soll bestehen aus dem Pfarrer und zwei Eigenthümern 
oder Inhabern von Häusern oder Land in der Pfarrei, von denen 
einer durch den Patron, der zweite durch den Bischof zu er 
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nennen ist; bei Ernennung der Church Trustees ist also der 
kirchliche Einfluss noch stärker als bei Ernennung der Kirchen- 
warte. 

Select vestries waren durch einzelne Parlamentsgesetze, 
namentlich des 18. Jahrhunderts, gelegentlich der Neubildung von 
Pfarreien in grösserer Anzahl gegründet worden, so z. B. durch 
das früher erwähnte Gesetz von 1711 in den fünfzig neuen Pfar- 
reien in London und den Vorstädten; in vielen Fällen einer 
Gründung von select vestries bestand allerdings der Unterschied 
der select vestry von der früheren vestry nur in Beschränkung 
der Theilnahme an jener Versammlung auf die Zahler von Armen- 
steuer oder auf die Inhaber von Häusern über einem bestimmten 
Werth. Auch für die Gründung der neuen rein kirchlichen Pfar- 
reien und Bezirke wurde in Gesetzen von 1819 und 1822 die 
Bildung von select vestries vorgeschrieben; ein Gesetz von 1851 
hob jedoch die so gebildeten select vestries für rein kirchliche 
Zwecke auf und verbot die Bildung von select vestries dieser 
Art für die Zukunft. In seltenen Fällen hatten wohl select 
vestries der älteren Art nicht das Recht der Zu wähl erlangt, 
sondern wurden bei dem Ausscheiden eines Mitgliedes durch die 
Wahl der ursprünglichen Pfarreiversammlung ergänzt. In ähn- 
licher Weise regelte ein Gesetz von 1819 die Bildung eines 
gleichfalls als „select vestry" bezeichneten Gemeindeausschusses 
nur für Zwecke der Armenpflege; diese select vestry sollte be- 
stehen aus dem Pfarrer, den Kirchenwarten, den Armenaufsehern 
und den durch die Pfarreiversammlung jährlich hinzugewählten 
Mitgliedern; sie sollte nicht, wie die gewöhnlichen select vestries 
der älteren Zeit, die Pfarreiversammlung vollständig ersetzen, 
sondern sie sollte mit Beschränkung auf Armenangelegenheiten 
die laufende Verwaltung führen, dennoch aber der Pfarreiver- 
sammlung Rechenschaft geben. Auf einem ähnlichen Gedanken 
beruhte die Schaffung gewählter Gemeindevertretungen durch ein 
Gesetz von 1831. Dies Gesetz gestattete den Gemeinden inner- 
halb von Städten oder mit mindestens 800 Steuerzahlern die 
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Einführung einer Gemeindevertretung (im Gesetz ^vestry", von 
den Schriftstellern meist „select vestry" genannt) für alle Zwecke 
der Gemeindeverwaltung. Diese Gemeindevertretung sollte be- 
stehen aus dem Geistlichen, den Kirchenwarten und je nach der 
Volkszahl 12 bis 120 von den Gemeindegenossen in jedem Jahr 
zu einem Drittel neugewählten Abgeordneten. Die Anwendung 
des letzterwähnten Gesetzes wurde für London durch Gesetz von 
1855 ausgeschlossen und dort die Gemeindeverwaltung, wie er- 
wähnt, anderweitig, aber entsprechend demselben Grundgedanken, 
geordnet. 

Wann die Pfarrer begannen, den Vorsitz in der Pfarrei- 
versammlung für sich in Anspruch zu nehmen, ist noch nicht 
aufgeklärt. Es scheint, dass dies im Anschluss daran geschah, 
dass ihnen bei Gründung von select vestries häufig die Leitung 
der select vestry ausdrücklich übertragen wurde. Als im Jahre 
1736 vor eines der weltlichen Obergerichte ein Fall kam, in 
welchem ein Pfarrer, auf seiner angeblichen Eigenschaft als Vor- 
sitzender der vestry fussend, eine Vertagung dieser Versammlung 
vorgenommen hatte, erklärten die Richter, dass einem Pfarrer 
als solchem kein Recht auf den Vorsitz in der vestry und auf 
Vertagung derselben zustehe. Trotz dieser Entscheidung blieb 
aber anscheinend die Leitung der vestry durch den Pfarrer üblich, 
und in einem Gesetz von 1818 wurde unter stillschweigender Vor- 
aussetzung jener Uebung bestimmt, dass wenn der Pfarrer in der 
vestry nicht anwesend sei, ein Vorsitzender durch die vestry 
gewählt werden solle. Im Jahre 1819 kam dann wieder die 
Frage, ob dem Pfarrer das Recht auf den Vorsitz in der vestry 
zustehe, zur gerichtlichen Entscheidung, und zwar vor einem 
durch einen Einzelrichter besetzten Kirchengericht. Dieses Ge- 
richt, unter anderem unter Berufung auf das vorjährige Gesetz, 
entschied die Streitfrage zu Gunsten des Pfarrers. Seit dieser 
Entscheidung wurde es zur herrschenden Meinung, dass dem 
Pfarrer ein solches Recht zustehe, und es bildete sich eine dem- 
entsprechende wohl allgemeine oder fast allgemeine Gewohnheit. 
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Dennoch ist das erwähnte Urtheil von 1819 nicht ohne Wider- 
spruch gehlieben, und es kann zweifelhaft sein, ob ein Anspruch 
des Pfarrers auf den Vorsitz in der vestry in der That rechtlich 
begründet ist. 

Dies waren die Verfassungsverhältnisse der Ortsgeraeinde zu 
der Zeit als die neue Landgemeindeordnung, Local- 
Government Act 1894 (56 & 57 Vict. c. 73) erging. Dieses 
Gesetz brachte eine durchgreifende Neuordnung der weltlichen 
Verwaltung in Landgemeinden; dagegen Hess es die kirchliche 
Verwaltung der Pfarrei gänzlich unberührt und führte im An- 
schluss an die bisherige Entwickelung eine fast vollständige Tren- 
nung zwischen der weltlichen und der kirchlichen Pfarreiverwal- 
tung in ländlichen Gemeinden durch. Diese grundlegenden Be- 
stimmungen des von der liberalen Regierung vorgelegten Gesetzes 
wurden auch von der konservativen Partei und von der staats- 
kirchlichen Geistlichkeit nicht bekämpft; nur ein einziger konser- 
vativer Abgeordneter sprach während der Berathungen sein Be- 
dauern darüber aus, dass die konservative Partei den Grundsatz 
der Identität von weltlicher und kirchlicher Pfarreiverwaltung so 
ohne allen Widerstand aufgebe; im Gegentheil war für eine fort- 
schreitende Trennung'dieser Verwaltungen die Stimmung so günstig, 
dass im Laufe der Berathung noch eine Vorschrift in das Gesetz 
aufgenommen wurde, wonach auf Antrag eines städtischen Ge- 
meinderaths (council of any municipal borough or other urban 
district or some other representative body within the borough or 
district) durch Ministerialverordnung diesem Gemeinderath alle 
durch das neue Gesetz einem ländlichen Gemeinderath (parish 
Council) übertragenen Befugnisse beigelegt werden können. Wird 
ein solcher Antrag gestellt, so kann daher auch in städtischen 
Bezirken ein grosser Theil der Angelegenheiten, welche bisher der 
ungetrennt weltlich-kirchlichen Pfarreiverwaltung unterstanden, von 
dieser losgelöst und auf rein weltliche Behörden übertragen werden. 

Das neue Getetz schafft für die weltliche Verwaltung länd- 
licher Bezirke einen „Distriktsrath tt (district coupcil) als aus- 
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führende Behörde des Verbandes, welcher eine grössere Zahl 
von Gemeinden umfasst, ferner für die einzelne Ortsgemeinde 
einen „Gemeinderath" (parish Council) als ausführende und 
eine „Gemeindevertretung" (parish meeting) als berathende 
Behörde. Der Gemeinderath soll in der Regel fortfallen bei Ge- 
meinden unter 300 Einwohnern; die Körperschaft wird im letzteren 
Falle durch einen aus dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
und den Armenaufeehern bestehenden Ausschuss nach aussen hin 
vertreten. Der Distriktsrath vereinigt in sich namentlich die Be- 
fugnisse der im Laufe des 19. Jahrhunderts bereits auf rein welt- 
licher Grundlage geschaffenen Wegeverbände, Gesundheits verbände 
und (in Form der Personalvereinigung) Armenverbände. Die Rechte 
der Gemeindevertretung sind im Wesentlichen beschränkt auf Be- 
rathung über Gemeindeangelegenheiten und Wahl der Mitglieder 
des Gemeinderaths. Auf den Gemeinderath gehen fast alle bis- 
herigen Befugnisse der vestry (oder select vestry) über, jedoch 
mit Ausnahme aller kirchlichen Angelegenheiten, ferner die bis- 
herigen Befugnisse der Kirchenwarte, mit Ausnahme ihrer Rechte 
in kirchlichen Angelegenheiten, in Stiftungssachen und in ihrer 
Stellung als Armenaufseher; der Gemeinderath ernennt die Armen- 
aufseher, und es sind ihm auch einige Rechte, welche bisher durch 
andere weltliche Behörden ausgeübt wurden, beigelegt worden. 
In Gemeinden ohne Gemeinderath übt die Gemeindevertretung 
auch fast alle vorstehend als Befugnisse des Gemeinderaths be- 
zeichneten Rechte. Die Kirchenwarte hören auf, von Amts wegen 
Armenaufseher zu sein. Die neuen weltlichen Behörden wählen 
sich ihre Vorsitzenden, und auch bei den neuen (überwiegend 
weltlichen) vestries in London, welche auf Grund der Gesetze 
von 1855 und 1856 ins Leben getreten sind, soll künftig Niemand 
von Amts wegen Vorsitzender sein. 

Schwierig war es, im Gesetz geeignete Bestimmungen über 
die Auseinandersetzung bezüglich des bisher un- 
getrennt weltlich-kirchlichen Pfarreivermögens zu 
treffen, und dies war auch unter den die Kirche berührenden 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV. 2. 13 
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Bestimmungen des Gesetzentwurfs der einzige erhebliche Punkt, 
über welchen auf der einen Seite die Regierung und die liberale 
Partei, auf der anderen die Vertreter der Staatskirche und die 
konservative Partei mit einander kämpften, indem die letzteren 
bestrebt waren, in weiterem Umfange, als es im Entwurf vor- 
gesehen war, das Eigenthum und die Verwaltung des Pfarreiver- 
mögens und namentlich der für die Pfarrei bestehenden Stiftungen 
fortdauernd für die Kirche oder mindestens für die Verwaltung 
durch kirchliche Beamte zu sichern. In das Gesetz haben schliess- 
lich im Wesentlichen folgende Vorschriften hierüber Aufnahme ge- 
funden: Das Vermögen der Armenaufseher und das gemein- 
schaftliche Vermögen der Kirchenwarte und Armenaufseher, mit 
Ausnahme des mit kirchlichen Angelegenheiten verknüpften oder 
für eine kirchliche Stiftung besessenen, soll auf den Gemeinderath 
übergehen. Pfarreistiftungen (d. h. Stiftungen zu Gunsten der 
Einwohner einer oder höchstens fünf benachbarter Pfarreien), 
wenn sie nicht kirchlich sind, können von der privaten Verwal- 
tungsbehörde (trustees) mit Genehmigung der staatlichen Auf- 
sichtsbehörde über Stiftungen (Charity Commissioners) auf den 
Gemeinderath übertragen werden; etwaige Rechte der vestry, die 
Verwalter derartiger Stiftungen zu wählen, sollen auf den Ge- 
meinderath, etwaige Rechte der vestry auf Benennung der aus 
einer solchen Stiftung zu Bedenkenden sollen auf die vom Ge- 
meinderath bezeichneten Personen übergehen. Sind Armenauf- 
seher als solche allein oder mit anderen Personen Verwalter einer 
Pfarreistiftung, so soll an deren Stelle eine gleiche Anzahl von 
Mitgliedern des Gemeinderaths oder vom Gemeinderath ernannter 
Personen treten; ebenso wenn Kirchenwarte Verwalter einer nicht - 
kirchlichen Pfarreistiftung sind. Wenn die Verwaltungsbehörde 
einer n i c h t kirchlichen Pfarreistiftung keine von den Steuer- 
zahlern, den Pfarrwählern oder den Einwohnern gewählte oder 
von dem Gemeinderath bezw. der Gemeindevertretung ernannte 
Personen enthält, so soll der Gemeinderath solche Personen in 
der von der staatlichen Aufsichtsbehörde über Stifungen fest- 
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zusetzenden Zahl hinzu wählen dürfen; besteht in solchen Fällen 
die bisherige Verwaltungsbehörde nur aus einer Person, so soll 
mit Zustimmung der genannten Aufsichtsbehörde die Zahl der 
Verwalter um zwei erhöht werden dürfen, von welchen der eine 
von dem bisherigen Alleinverwalter, der andere vom G-emeinderath 
zu ernennen ist. Die zuletzt erwähnten Bestimmungen haben 
namentlich den Fall im Auge, wenn dem Pfarrer allein oder mit 
anderen Personen die Verwaltung einer nichtkirchlichen Stiftung 
bisher übertragen war. Die Regierung hielt während der Bera- 
thungen an dem Grundsatz fest, dass eine kirchliche Stiftung 
nicht schon dann vorliegt, wenn die Verwaltung der Stiftung 
kirchlichen Beamten übertragen worden ist, sondern nur dann, 
wenn die Zwecke der Stiftung kirchliche sind, namentlich wenn die 
Stiftung für den Gottesdienst, kirchliche Gebäude, kirchliche Be- 
amte oder für Mitglieder einer einzelnen Glaubensgemeinschaft 
als solche bestimmt ist. Unter Wahrung dieses grundsätzlichen 
Standpunktes, aber in Einzelheiten unter Entgegenkommen gegen 
die kirchlichen Wünsche, wurde der Begriff der kirchlichen Stif- 
tung genau im Gesetz festgelegt. 

Nach dem Inkrafttreten der Landgemeindeordnung 
von 1894 wird die Kirchengemeinde in der englischen Staats- 
kirche in kurzen Zügen und von Ausnahmen abgesehen folgende 
Verfassung haben: 

In Landgemeinden ist die kirchliche Verwaltung von der 
weltlichen in allen Beziehungen getrennt, ausser bezüglich der 
Ernennung einiger Unterbeamten. Die noch vorhandene vestry 
ist eine Gemeindeversammlung, deren Zuständigkeit auf kirchliche 
Angelegenheiten beschränkt ist. Sie wählt den einen der beiden 
Kirchenwarte, beschliesst aber sonst im Wesentlichen nur über 
Vermögensangelegenheiten der Kirchengemeinde und auch über 
diese nur soweit in solchen Angelegenheiten nicht dem Pfarrer 
oder den Kirchenwarten oder den etwa vorhandenen .Church 
Trustees die Entscheidung zusteht. Die Mitgliedschaft in der 
vestry ist nicht auf Mitglieder der Staatskirche beschränkt; an 
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denjenigen Berathungen, welche sich auf die Kirchensteuer be- 
ziehen, dürfen jedoch nur diejenigen Personen theilnehmen, welche 
zu dieser Steuer freiwillig beitragen. Den Vorsitz in der vestry 
führt nach Gewohnheit der Pfarrer-, ob ihm hierauf ein Anspruch 
zusteht, ist zweifelhaft. Als ausführende Laienbehörde bestehen 
zwei Kirchenwarte, von denen einer vom Pfarrer, der andere 
von der vestry ernannt wird; die Kirchenwarte brauchen gleich- 
falls nicht Mitglieder der Staatskirche zu sein; bisher haben auch 
thatsächlich nicht selten Nichtmitglieder der Staatskirche dieses 
Amt bekleidet, und eine Ausschliessung solcher Personen ist 
unter anderem auch von dem staatskirchlichen Erzbischof von 
Canterbury noch neuerdings für nicht wünschenswerth erklärt 
worden; da aber nunmehr die Thätigkeit der Kirchen warte auf 
Angelegenheiten der Staatskirche beschränkt worden ist, so werden 
wohl künftig sehr selten Personen, welche nicht Mitglieder der 
Staatskirche sind, zu diesem Amt gewählt werden. Die Kirchen- 
warte haben namentlich die Verwaltung der Kirchensteuer zu 
fuhren; sie haben in Gemeinschaft mit dem Pfarrer über die 
während des Gottesdienstes gesammelten Gaben zu verfugen; sie 
haben nothwendige Ausbesserungen an der Kirche (in der Regel 
mit Ausnahme des vom Pfarrer auszubessernden Chors) und auf 
dem Kirchhof zu leiten; ihnen steht die Aufsicht über geschlos- 
sene Kirchhöfe zu, solange sie für deren Unterhaltung nicht 
Mittel der Armensteuer in Anspruch nehmen (in welchem Fall 
die Aufsicht auf den weltlichen Gemeinderath übergeht); sie haben 
endlich für Ordnung in der Kirche und auf dem Kirchhof, nament- 
lich auch während des Gottesdienstes zu sorgen. Ihre Vermögens- 
verwaltung umfasst nur einen Theil des Vermögens der Kirchen- 
gemeinde, da bei dem Fortbestehen des mittelalterlichen Pfründen- 
systems in der englischen Staatskirche der erheblichere Theil jenes 
Vermögens als persönliches Eigenthum des jedesmaligen Pfarrers 
angesehen und von diesem selbständig, wenn auch unter beschränk- 
ter Aufsicht höherer Behörden, verwaltet wird. 

In den Pfarreien der städtisch organisirten Bezirke ist ab 
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Regel die weltliche Verwaltung der Gemeinde von der kirchlichen 
nicht getrennt. Schon jetzt werden aber wohl in etwa der Hälfte 
der Fälle Ausnahmen verschiedener Art von dieser Regel be- 
stehen, denn durch die hauptsächlich in den städtischen stark be- 
völkerten Bezirken erfolgte Bildung rein kirchlicher Pfarreien und 
anderer rein kirchlicher Bezirke sowie durch Sondergesetze für 
einzelne Städte (namentlich für London) ist die kirchliche Verwaltung 
in mehr oder minder grossem Umfange von der weltlichen Pfarrei- 
verwaltung getrennt; die letztere wird überdies noch von der 
weltlichen gemeinsamen Stadtverwaltung durchkreuzt. Nach dem 
neuen Gesetz wird die Trennung allmählich fortschreiten, da die 
wichtigsten der hierauf bezüglichen Bestimmungen auch auf städ- 
tische Pfarreien durch Ministerialverfügung übertragen werden 
können. 

Schon aus der vorstehend geschilderten Buntscheckigkeit er- 
giebt sich, dass die Landgemeindeordnung von 1894 für die Ver- 
hältnisse der englischen Kirchengemeinde keinen Abschluss 
bringt, sondern nur eine wichtige Etappe bildet auf dem Wege 
zur völligen Trennung von Kirche und Staat in der untersten 
Instanz der Ortsgemeinde. 
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Zur Frage der Civilehe in Ungarn. 

Von 
Prof. Dr. Mathias Szlfrvik in Eperies-Ungarn. 



Die Entwickelung des Eherechtes in Ungarn l steht im eng- 
sten Zusammenhange mit der geschichtlichen Entwickelung der 
religiös-kirchlichen Zustände dieses vielsprachigen Landes. 

Vor der Reformation, solange in Ungarn die römisch-katho- 
lische Kirche und ihr übermächtiger Klerus ausschliesslich herrsch- 
ten, war auch hier das kanonische Recht die einheitliche Rechts- 
quelle in Ehesachen, wurde aber im Laufe der jüngsten drei 
Jahrhunderte durch die entstandenen konfessionellen Spezialehe- 
rechte in seiner allgemeinen Geltung unterbrochen. Auch vor der 
Reformation machte sich indess auf Grund der öfters ausgesproche- 
nen Unabhängigkeit der ungarischen Gesetzgebung (besonders Rom 



1 Litteratur: Koväcs: Die Eheschliessung in Ungarn nach ihrer kirch- 
lichen und rechtlichen Seite, mit besonderer Berücksichtigung auf die Auf- 
gabe unserer Gesetzgebung, Budapest 1833; Sztehlo: Das Ehescheidungs- 
recht in Ungarn und Siebenbürgen zum prakt. Gebrauch, Budapest 1885 
Konek: Handb. des Kirchenrechtes, 6. Aufl., Budapest 1889, S. 455 ff. 
Szilagyi: Gesetzentwurf über das Eherecht, Budapest 1893. Derselbe 
Motivenbericht über den Gesetzentwurf des Eherechtes, Allg. und specieller 
Theil, Budapest 1893. Memorandum des Kardinals, Bischof von Grosswar- 
dein L. Schlauch über den Gesetzentwurf, betreffend „Das einheitliche 
bürgerliche Eherecht", Budapest 1893. E. Horväth: Die Auflösbarkeit 
der Ehe, Budapest 1893, mit reichlichen Belegen aus der älteren und neueren 
Gesetzgebung. Sämmtliche Quellen in ungar. Sprache. 
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gegenüber) die staatliche Jurisdiktion geltend, so dass 
das kanonische Recht und die staatsbürgerliche Geltung der kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit auf staatlicher Anerkennung beruhte, und 
auch die Kanonisten selber hatten das religiöse Element der Ehe 
stets von dem juridischen unterschieden. 

Mit der Verbreitung der Reformation änderten sich die Ver- 
hältnisse gewaltig. Die ungarische Gesetzgebung hatte stets Re- 
ligions- und Ehegesetze ändern können, wie dies auch die Gesetze 
von 1790/91, 1844, 1848 und 1868 thatsächlich beweisen. Jahr- 
hunderte lang währte der Kampf zwischen Kirche und Staat und 
kirchenpolitische wie kirchlich - theologische Fragen wurden in 
unseren gesetzgebenden Versammlungen erörtert. 

Die Verbreitung der Reformation in Ungarn und die gesetz- 
liche Anerkennung der einzelnen organisirten protestantischen 
Theilkirchen der evang. Augsb. und Helv. Konfession und der 
unitarischen, musste auch auf die Entwickelung des Eherechtes 
von grossem Einfluss sein. Seit diesem Zeitpunkte steht die 
Frage der Religionsfreiheit im engsten Zusammenhange mit der 
Frage des Eherechtes. Im XVII. Jahrhundert hatten wir — 
freilich in ungleichmässiger Entwickelung — schon mehrere kon- 
fessionelle Eherechtsordnungen neben einander. Der Religions- 
frieden zu Wien 1608 und zu Linz 1647 erkannte wohl das 
Prinzip der Religionsfreiheit an, konnte aber in seinen Konse- 
quenzen nur sehr schwer durchgeführt werden, da die Protestanten 
auch weiterhin in Ehesachen unter der Gerichtsbarkeit des katho- 
lischen Klerus standen, und das kanonische Recht auch weiter- 
hin massgebend und geltend blieb. 

Ueber das Eherecht der evangelischen Augsb. und Helv. 
Konfession hat später auf Grund der häufigen Beschwerden die 
ungarische königliche Statthalterei unter Karl HL 1731 folgende 
Resolution erlassen: Matrimoniales porro causae, fundamento 
privatarum regni legum, judiciis dioecesanorum Episcoporum ita 
substerni, ut hi illas plane juxta principia August, et Helv. Confess. 
dijudicent, admissaindeadEpiscopumappellatione. Die Konsistorien 
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sollten daher im Sinne der Resolution die Eheschliessungen der 
Protestanten nach ihrer rechtlichen Auffassung beurtheilen, aber 
ein positives Resultat konnte dies in Ungarn auch nicht erzielen. 

Das Eherecht der griechisch nicht unirten Kirche wurde noch 
unter Leopold I. geregelt. Im Jahre 1690 gewährte er ihr völ- 
lige Religionsfreiheit und bestätigte alle diejenigen Privilegien, die 
ihr auch in Ehesachen schon unter den Königen Sigismund und 
Mathias I. zu Theil geworden waren. Ergänzt wurden diese Ver- 
fügungen in Sachen der autonomen kirchlichen Ehegerichtsbarkeit 
auf Grund der Bestimmungen der Synode zu Karlowitz auch durch 
die Königin Maria Theresia im Jahre 1777. 

Was speziell die Protestanten anbelangt, so schlössen sie 
zwar vor ihren eigenen Geistlichen ihre Ehen, wurden aber in 
streitigen Fällen — wie schon erwähnt — auch weiterhin nach 
dem kanonischen Rechte beurtheilt. Diesbezüglich sind die pro- 
testantischen Synoden voll von Klagen und Beschwerden in ihren 
Resolutionen, so namentlich darüber, dass von katholischen Geist- 
lichen häufig Recopulationen vollzogen wurden. Das kanonische 
Prinzip der Unauflösbarkeit der Ehe war das herrschende, und 
die streitenden Ehegatten konnten höchstens a toro et mensa von 
den katholischen . Ehegerichten geschieden werden. Von einem 
selbständigen protestantisch-konfessionellen Eherechte und Juris- 
diktion konnte daher damals in Ungarn noch keine Rede sein. 
Die Geschichte des Eherechts in Ungarn ist daher zugleich eine 
Geschichte des Kampfes des Protestantismus gegen die Ausschliess- 
lichkeit des katholischen Eherechtes. 

In Siebenbürgen, welches damals noch eine von Ungarn ab- 
gesonderte Legislative hatte, haben die Protestanten sich ihre 
Gesetze schnell erkämpft, und zwar aus zwei Gründen: weil sie 
früher eine geregelte kirchliche Organisation hatten, und weil 
unter protestantischen Herrschern von dem katholischen Eherechte 
im eigenen Interesse derselben Abstand genommen wurde. Das 
konfessionelle Eherecht wurde dort schon zeitlich in's Leben ge- 
rufen, aber nicht als staatliches, sondern als protestantisches Recht. 
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Für die Entwicklung des speziell ungarischen staatlichen 
Eherechtes und selbständigen Ehegerichtsbarkeit war auch das 
österreichische Recht von grossem Einfluss. Schon König Ferdi- 
nand II. hatte mehrere Verfügungen getroffen, welche die Ehe- 
hindernisse regelten und nach 1756 wurden mehrere Resolutionen 
erlassen, welche die Eheschliessungen der Offiziere betrafen. 

Aber erst das Jahr 1790/91 bildete in der Geschichte des 
Eherechtes in Ungarn einen Wendepunkt, hier wurde bestimmt, 
wie Mischehen geschlossen und geschieden werden sollten. 

Speziell das Ehepatent Joseph II. vom Jahre 1785 
hatte bekanntlich unter dem Einflüsse der französischen und deut- 
schen Aufklärung auch das Eherecht der Protestanten geregelt, 
und beruhte auf denselben Prinzipien, wie die Eherechte der 
Siebenbürger Sachsen und Reformisten. Die Einführung eines 
einheitlichen staatlichen Rechtes schwebte ihm vor Augen, welches 
auch auf die Israeliten angewendet werden sollte. Er behielt zwar 
die Form der kirchlichen Eheschliessung bei, doch in den kirch- 
lichen Funktionären sah er Staatsbeamte. Das Patent hat daher 
die religiöse Seite der Ehe nicht ignorirt, sondern nur dem Staate 
einen grösseren Einfluss zugeschrieben. In Oesterreich hat das- 
selbe dem II. Theil des bürgerlichen Gesetzbuches als Basis ge- 
dient; in Ungarn hingegen wurde es das Ehegesetz der Protestanten, 
welches im Jahre 1781 auch inartikulirt wurde. Die Verkündigungs- 
dispense, Matrikel, Ehegerichtsbarkeit und Einwilligung der Eltern 
zur Giltigkeit der Eheschliessung wurden staatlich geregelt. Die 
liberalen Ideen, welche aus Frankreich herüberströmten, mani- 
festirten sich schon in dem damaligen Reichstage. Doch diese 
Rechtseinheit sammt der Säkularisation der Ehe, Errichtung der 
Suprematie des Staates über die Kirche waren nicht lange herr- 
schend in Ungarn. Die Protestanten wünschten im Interesse des 
Ausbaues ihrer eigenen Organisation und der Vermehrung ihrer 
Rechte ein konfessionelles Eherecht, während die Katholiken 
auch weiterhin an dem Dogma der Unauflösbarkeit der Ehe fest- 
hielten. Schliesslich ist noch zu bemerken, dass die Reformen 
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des Ehepatentes nicht auf konstitutionellem Wege eingeführt 
wurden. 

Unter diesen Umständen hatte sich allmählich seit dem Jahre 
1790 in der ungarischen Gesetzgebung die Auffassung Bahn ge- 
brochen und geltend gemacht, dass die Regelung der 
Ehe Verhältnisse lediglich in das Gebiet der 
Kirchen gehöre, und dass die Ehegerichtsbarkeit ein aus- 
schliessliches Becht der Kirchen bilde. Bis zum Jahre 1868 
war dies die leitende Idee des ungarischen Staa- 
tes, und es wurde nur darüber häufig gekämpft und gestritten, 
ob diese Idee auf alle recipirten Religionsgemeinschaften ausge- 
breitet werden sollte. Schon am 20. April 1790 wurde durch 
Leopold II. verordnet, dass die kirchliche Ehegerichtsbarkeit bei 
den Katholiken und den griechisch Orientalen hergestellt werde. 

Doch wurde das konfessionelle kirchliche Eherecht, welches 
den Protestanten gewährt wurde, erst in dem Gesetze vom Jahre 
1790/91 gesichert. Punkt 11 des G.-A. XXVI gestattete nämlich 
den Protestanten zur Erledigung ihrer Eheangelegenheiten eigene 
Gerichte; bis sie diese organisiren würden, hätten die weltlichen 
Gerichtshöfe jene Fragen zu erledigen. Punkt 15 verfugte be- 
züglich der aus Mischehen geborenen Kinder, dass alle von einem 
katholischen Vater stammenden Kinder katholisch sein müssten, 
wenn aber die Mutter katholisch sei, könnten die Knaben in 
der Religion der Mutter erzogen werden. Punkt 16 unterwirft 
die Mischehen den katholischen Konsistorien, da es sich hier um 
ein Sakrament handelt. Im Allgemeinen schwebte der Legislation 
vom Jahre 1790/91 als oberster Gesichtspunkt die Aufrecht- 
erhaltung des konfessionellen Eherechtes vor, 
soweit es dem damaligen Staatsinteresse entsprach. 

Dass hieraus sowohl bezüglich der Giltigkeit der Ehe, als 
auch bezüglich der Erziehung der Kinder fortwährend Schwierig- 
keiten entstanden und Gegensätze auftauchten, liegt in der Natur 
der Sache. Somit ist auch die Geschichte der Eheschliessung in 
Ungarn ein schlagender Beweis dafür , dass man selbst in 
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katholischen Ländern mit dem kanonischen 
Eherechte und der konfessionellen Ehegerichts- 
barkeit nicht auskommen kann. Bei Uebertritten 
wurden häufig Becopulationen vorgenommen und die Behandlung 
der Mischehen sammt der Erziehung der aus diesen hervorgehen- 
den Kinder hatte den Frieden der Konfessionen und das er- 
wünschte Paritätsprinzip aufs Aeusserste gefährdet. Die katho- 
lischen Konsistorien sind in Mischehen nach katholischen Rechts- 
normen vorgegangen, die Protestanten waren den kirchlichen Ehe- 
gesetzen unterworfen. Reverse wurden häufig ungehindert abge- 
nommen und das Prinzip der Unauflösbarkeit der Ehe wurde auch 
auf die Protestanten angewendet. 

Die Staatsmacht bat es leider versäumt, sich im Laufe der 
Jahrhunderte ein einheitliches Eherecht zu schaffen, sondern es 
zugelassen, dass die vielerlei, mit einander in Widerspruch stehen- 
den und zu allerlei Missbräuchen Aulass gebenden konfessionellen 
Eherechte und Jurisdiktionen entstanden sind. Die hieraus her- 
vorgegangenen Wirren haben die Würde und Festigkeit der Ehe 
so sehr untergraben, dass das einheitliche staatliche Eherecht be- 
reits eine unumgängliche Notwendigkeit geworden ist. 

Speziell die Frage der Mischehen wurde auf den Reichstagen 
1832—1836 erörtert, jedoch ohne eingehendere Verfügungen zu 
veranlassen. Im Jahre 1841 trat in dieser Angelegenheit eine 
grössere Veränderung ein, welche die ungarische Legislation unter 
ständigen heftigen Widersprüchen des hohen Klerus schliesslich 
vorwärts drängte. In dem viel angefochtenen § 12 des G.-A. 
1868 wurde die religiöse Erziehung der Kinder aus Mischehen 
nach dem geschlechtlichen Verhältnisse der Eltern geregelt, 
was durch die Ministerialverordnung vom 26. Februar 1890 — 
freilich ohne Vollzugsklausel — bestätigt wurde. Speziell den 
Uebertritt aus der einen Kirche in die andere betreffend, wird in 
§ 8 verordnet, dass alle Händlungen des Uebertretenden nach 
seinem Uebertritt nach den Lehren jener Kirche zu beurtheilen 
sind, zu welcher er übergetreten ist, und die Prinzipien der von 
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ihm verlassenen Kirche für ihn in keiner "Weise bindend sein 
sollen. 

Die Idee der bürgerlichen Civilehe taucht 
zum ersten Mal auf dem Landtage 1868, am 20. Ok- 
tober auf, wo Gesetze über die Mischehen, Ehescheidungs- 
prozesse, und interkonfessionelle Verhältnisse geschaffen wurden, 
und wo Männer der verschiedensten politischen Parteien dieselbe 
eifrigst verfochten. Schon damals wurde erkannt, dass die Legis- 
lation vollkommen berechtigt sei, Normen mit civiler Rechtskraft 
auf dem Gebiete der Eheverhältnisse zu schaffen und zwar nicht 
bloss in Bezug auf die vermögensrechtlichen Polgen, sondern auch 
bezüglich des Zustandekommens und der Auflösung der Ehe. Auf 
Grund der gründlichen Ausführungen eines Koloman Tisza, des 
späteren ruhmgekrönten Ministerpräsidenten und des weisen Franz 
D e ä k wurde in der Gesetzesvorlage durch den Kultusminister 
Baron EÖtvös im § 9 hervorgehoben: dass die Verschiedenheit 
der Religion die bürgerrechtliche Seite der Ehe nicht berührt, da 
der Staat von seiner Seite dieselbe als bürgerliches Rechtsverhält- 
niss betrachtet und nach seinen Gesetzen beurtheilt. Die Vor- 
lage wurde zwar nicht verhandelt, aber die Religionsfragen waren 
seitdem fortwährend an der Tagesordnung. 

Bis heute besitzt in Ungarn, abgesehen von dem kanonischen 
Rechte, thatsächlich jedeKonfession ihr eigenes Ehe- 
recht, und diese acht verschiedenen Eherechte bieten ein Bild 
der Verwirrung ohnegleichen. Insbesondere das Eherecht der 
Unitarier in Siebenbürgen eröffnet den Scheidungen ein so weites 
Feld und erzeugt bei den Mischehen so viel Verwickelungen, dass 
die Staatsgewalt nur durch die Einführung der obligatorischen 
Civilehe hier Abhilfe schaffen kann. Hierher gehört auch die 
Ehe der Juden, die noch im vorigen Jahrhundert durch eine 
Hof kanzlei -Verordnung geregelt wurde, welche V.-O. durch eine 
im Jahre 1878 erlassene Ministerialverordnung als auch heute 
noch zu Kraft bestehend erklärt wurde. Alle diese verschieden- 
artigen konfessionellen Eherechte bestanden schon in der zweiten 
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Hälfte des vorigen Jahrhunderts, und bestehen bis zur heutigen 
Stunde. Der Staat begnügte sich damit, dass dasrechtliche 
Faktum der geschlossenen Ehe vor ihm konstatirt wurde. Er 
schuf Eheverbote, welche die betreffenden Kirchen respektirten; 
er traf Bestimmungen über die bürgerlichen Folgen der Ehe, 
regelte die Erbfolge und die Adoption. Dass daraus verschiedene 
Konflikte entstanden und die Ehegerichtsbarkeit des Staates in 
betreff der Scheidungen sehr erschwert wurde, liegt in der Natur 
der Sache. In Folge der Bestimmung, dass die Gerichtsbarkeit 
in Mischehen den kompetenten Gerichten beider Parteien über- 
tragen war, entstanden zum grössten Schaden der Staatsinteressen 
noch mehr Wirren, Gegensätze und Konflikte. 

Diese unsere Staatsleitung hemmenden Schwierigkeiten be- 
wogen den liberalen Abgeordneten Daniel Jränyi im Jahre 
1873 am 25. Februar den einstimmig angenommenen Antrag zu 
stellen: Die Regierung möge recht bald eine Gesetzesvorlage be- 
hufs der allgemeinen Religionsfreiheit und obligatorischen Civilehe 
unterbreiten. Damals hielt Franz Deäk gleichsam als sein Testa- 
ment an die Nation seine letzte glänzende Bede, in welcher 
es diesbezüglich heisst : die bürgerliche Civilehe ist 
absolut keine religiöse, sondern eine rein bür- 
gerlich-rechtliche Frage. Die fakultative Form der 
Eheschliessung hielt er in seinen weiteren Ausführungen nicht 
für logisch haltbar, sie sei auch für die Geistlichkeit beleidigend. 
Schon er betonte, dass seit Jahrhunderten zwar langsam, aber mit 
grosser Sicherheit sich die Ueberzeugung in Ungarn Bahn gebro- 
chen habe, dass man die bürgerliche Rechtsordnung 
des Staates auf dem Gebiete der Matrikel fflh- 
rung und des Eherechtes von der kirchlichen 
Ordnung völlig trennen müsse. — Bei der Frage des 
königlichen placetum tauchte auf Grund der Vorarbeiten einer 
parlamentarischen Kommission abermals die Idee der Religions- 
freiheit und bürgerlichen Eheschliessung auf, konnte aber trotz 
den eifrigen Bemühungen des Kultusministers T r e f o r t und 
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Justizministers Dr. Paul er vom Bittö-Ministerium nicht 
unterbreitet werden. Seitdem hat das ungarische Abgeordneten- 
haus den Faden dieser liberalen Bestrebungen nie seiner Hand 
entfallen lassen, abgesehen von kleineren Vorstössen (z. B. 1878 die 
Ehe zwischen Juden und Christen betreffend) hat es bei zahl- 
reichen grösseren Anlässen von Zeit zu Zeit manifestirt, in wel- 
cher Richtung es auf Grund der bisherigen Rechtsentwickelung 
der Eheverhältnisse in Ungarn die definitive Lösung sucht. An 
die Stelle der verschiedenen konfessionellen Eherechte musste ein 
einheitliches Recht des Staates treten. Die staatsbürgerliche 
Gleichheit, die politische Einheit der Nation verlangten eine Ein- 
heit auch der Rechtsinstitutionen. 

Dem Justizminister Szilägyi, Kultusminister Csäky 
und dem gegenwärtigen, in allen Punkten liberalen We k e r 1 e - 
Ministerium blieb es vorbehalten, aus der bisherigen Rechts- 
entwickelung der Eheschliessung in Ungarn den Schluss zu ziehen, 
und den Gesetzentwurf über die allgemeine Religionsfreiheit, Re- 
vision des Mischehegesetzes, staatliche Matrikelführung, und ins- 
besondere die bürgerliche Civilehe zu unterbreiten, was auch 
im vorigen Jahre am 3. Dezember nach mehrjährigen längeren 
Verhandlungen und gründlichen Vorarbeiten thatsächlich geschah. 
Nach längeren Debatten und glänzenden Reden, besonders auch 
des Justizministers, wurde der Entwurf durch eine erdrückende 
Mehrheit des Hauses (280 gegen 106, bei der zweiten Abstim- 
mung am 21. Mai mit 271 gegen 105) am 12. April angenom- 
men. Ein geringer Theil der Opposition, unter der Führung des 
gefeierten Redners Apponyi votirte für die Nothzivilehe, die 
aber keinen Anklang in der Nation findet. 

Die Gesetzesvorlage wurde leider im klerikal - mittelalterlich 
und feudal-aristokratisch gestimmten Oberhause am 12. Mai mit 
21 Stimmen Mehrheit (139 gegen 118) — freilich nur auf eine 
kurze Zeit 2 — abgelehnt. In dieser Majorität sind auch die 38 

2 Am 21. Juni auf ausdrückliches Verlangen der Krone und nach Recon- 
struirung des Weckerle -Ministeriums mit 4 Stimmen Mehrheit angenommen. 
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Stimmen jener kirchlichen Magnaten enthalten, die in solchen 
Fragen immer und überall, nicht auf Grund von bürgerlichen 
und politischen Motiven, sondern auf Grund von theologischen 
Dogmen gestimmt haben, die am Platze sind in einem Konzil, aber 
als entscheidend in bürgerrechtlichen Sachen nicht angenommen 
werden können» 

Der Gesetzesentwurf besteht aus 10 Abschnitten und 167 Para- 
graphen. Die einzelnen Abschnitte lauten: Verlöbniss, Ehehinder- 
nisse, Eheschliessung, Ungültigkeit der Ehe, Beendigung der Ehe, 
Trennung von Tisch und Bett, Ehen der Ausländer, Straf bestim- 
mungen, gemischte Bestimmungen und Schlussbestimmungen. 

Was nun den eigentlichen reformatorischen Inhalt der 
Gesetzesvorlage über das Eherecht betrifft, so ist derselbe 
durch den mit äusserster Sorgfalt, erschöpfender Sachkenntniss 
und tiefer Gründlichkeit ausgearbeiteten Motivenbericht, 
und in den mehreren glänzenden Reden des Justizministers im 
Ober- und Unterhause klar und plastisch dargestellt. Die auf 
einer Schilderung der historischen Entwickelung unseres heutigen 
Eherechtes beruhenden leitenden Prinzipien des Gesetzentwurfes 
sind folgende: ein jeden Staatsbürger gleichmässig verpflichtendes 
einheitliches staatliches Recht, staatliche Jurisdiktion und die obli- 
gatorische Civilform der Eheschliessung. Abgesehen von der 
Regelung des Eherechtes auf den Grundlagen der staatlichen 
Rechtsordnung der Religionsfreiheit und konfessionellen Parität 
bedeutet die Reform die Entfaltung der sittlichen Aufgaben des 
Staates gegenüber den Konfessionen und die Bethätigung der 
Freiheit und Unabhängigkeit des Staates gegenüber fremden po- 
litischen Machtansprüchen. Von diesem Gesichtspunkte aus be- 
trachtet, erscheint die Reform des bisherigen, sehr verschieden- 
artig gestalteten Eherechtes, und ganz besonders die Einführung 
der obligatorischen Civilehe nicht lediglich als ein Postulat des 
Liberalismus, sondern auch als eine Forderung der nationalen 
Konsolidiruug des ungarischen Staates. Speziell in seinen Einzel- 
heiten baut sich der Gesetzesentwurf aufdemPrinzipe des 
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einheitlichen st aatlichen Recht es für älleKon- 
fessionen, der staatlichen Rechtsprechung und der allgemeinen 
obligatorischen Civilehe auf. Das Prinzip der obligatorischen 
Civilehe ist konsequent ausgestaltet. Die bürgerlicheEhe- 
schliessung allein begründet die Gesetzlichkeit 
der Ehe. Der Entwurf betrachtet es aus staatlich-politischen, 
rechtshistorischen und socialethischen Gründen für ausgeschlossen, 
dass die Rechtseinheit auf Grund des kanonischen Rechtes, oder 
auf jenem Doppelwege hergestellt werde, auf welchem das Ehe- 
patent des Königs Joseph II. dies versuchte. Wiederholt hat der 
Justizminister gegenüber der kirchlich-konfessionellen Basis betont, 
dass die Idee der obligatorischen Civilehe darauf basirt, dass 
das Gesetz die rechtliche Seite der Ehe als eines Rechtsverhält- 
nisses von deren religiös - moralischen Seite unterscheidet. Der 
Staat hat infolgedessen darüber zu wachen, dass durch den kirch- 
lichen Akt das Gesetz der bürgerlichen Eheschliessung nicht elu- 
dirt werde. Folgerichtig musste darum für eine Sanktion in dieser 
Hinsicht gesorgt werden. Kein Geistlicher darf eine Eheschliessung 
einsegnen, ehe er sich davon überzeugt hat, dass die Trauung 
vor dem staatlichen Organe vollzogen wurde. Zuwiderhandelnde 
werden einer empfindlichen Strafe unterworfen , und dass eine 
lediglich kirchlich geschlossene Ehe ungiltig ist, versteht sich dar- 
nach von selbst. Man kann heute den Gegnern der kirchenpoli- 
tischen Reformen nicht genug die Lektüre der letzten Rede Franz 
Deak's empfehlen, der nahe vor seinem Tode die obligatorische 
Civilehe gleichsam als sein kirchenpolitisches Vermächtniss der 
ungarischen Nation hinterlassen hatte. Auch hält sich der Gesetz- 
entwurf fern von jeder Bestimmung über kirchliche Trauungen. 
In Italien hat bekanntlicherweise die Civilehe dadurch, dass man 
sie mit verschiedenartigen Verfügungen über die kirchliche Ein- 
segnung verquickte, zu argen Verwickelungen gefuhrt. 

Die obligatorische Civilehe in Ungarn will eben den Staat 
von den Kirchen emancipiren, das Individuum von den konfessio- 
nellen Fesseln befreien, die Rechtsordnung des Staates auf der 
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Basis der Rechtsgleichheit zur Geltung bringen, und die von kon- 
fessioneller, insbesondere römisch-katholisch kirchlicher Ausschliess- 
lichkeit errichteten Scheidemauern beseitigen. Der Staat löst sich 
los von den Fesseln des Mittelalters, er wird seinen Bürgern 
gegenüber gerecht, nimmt mit voller Aufrechterhaltung der bür- 
gerlichen Rechtsgleichheit und der Parität der Kirchen sein na- 
türliches Gebiet wieder ein. Es werden aber auch die Kirchen 
frei und das kirchliche Leben wird nach allen Richtungen hin 
frei zur Geltung gelangen können. 

Von besonderem Gewichte sind die Bestimmungen des Ge- 
setzesentwurfes über die Ehehindernisse. In diesem Punkte hat 
er auf konfessionell - kirchliche Empfindungen, insbesondere der 
katholischen Kirche allzu grosse Rücksicht genommen. So ent- 
behrt der nöthigen Klarheit die Bestimmung bezüglich der Ehe- 
schliessung von Ordenspersonen. Vielleicht bilden diese Bestim- 
mungen ein Aequivalent für die von der katholischen Kirche 
perhorrescirte Auflösbarkeit der Ehe. Im Uebrigen wird der 
Gesetzesentwurf überall den sittlichen und gesellschaftlichen Be- 
dingungen der Eheschliessung und des Familienlebens im vollen 
Umfange gerecht. 

Seine würdige Ergänzung findet der Gesetzesentwurf in den 
jüngst unterbreiteten Vorlagen 8 des Kultusministers über freie 
Ausübung der Religion, Reception der israeli- 
tischen Religion,. insbesondere aber über die Religion 
der Kinder — , eine Vorlage , welche die Abänderung der 
Bestimmungen des vielangefochtenen G.-A. LIII: 1868 auf Grund 
des natürlichen Rechtes der Eltern über die aus Mischehen stam- 
menden Kinder bezweckt. Da die staatliche Regelung des Ehe- 
rechtes auf Grund der Parität aller Konfessionen erfolgen wird, 
konnte jener Zwang, der den Eltern vorschreibt, in welcher Re- 
ligion sie ihre Kinder zu erziehen haben, der aber eben im Interesse 
des vielgefährdeten konfessionellen Friedens nothwendig war, auf- 
gehoben werden. 

8 Am 22, Juni und ff. Tagen im Unterhause fast einstimmig angenommen. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV. 2. 24 
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Nach der Vorlage steht es den Eheschliessenden frei, sich 
darüber zu einigen, in welcher Religion ihre Kinder erzogen 
werden sollten, und nur wenn sie eine solche Vereinbarung nicht 
getroffen haben, bestimmt das Gesetz, dass sämmtliche Kinder 
der Religion des Vaters folgen müssen. Den Eltern ist daher 
ihr „natürliches Recht" bezüglich der Religion der Kinder gewähr- 
leistet und nur, wenn sie auf dieses Recht freiwillig verzichten, 
macht der Staat seine Autorität geltend zu Gunsten der Religion 
des Vaters, dass heisst aber auch zu Gunsten einer einheitlichen 
Religion unter den Geschwistern, was ja ebenfalls eine natürliche 
Ordnung ist, so lange die Angehörigen einer und derselben Fa- 
milie nicht in dem Alter sind, ihre Religion selber zu bestimmen. 

Somit hat die Regierung den grossen Reformplan in allen 
seinen Theilen fertig dargestellt und wir wollen hoffen, dass sie 
ihn von den Wünschen der ganzen Nation begleitet auch konse- 
quent durchfuhren wird. 

Wie seither in der Geschichte der neueren Eheschliessung, 
hat auch diesmal der reichlich dotirte katholische Klerus der 
Gesetzesvorlage mächtig opponirt und dessen Fall im Oberhause 
erzielt. Der an Janssen's Geschichtsschreibung geschulte Kardinal 
Schlauch hat in seinem durchaus polemisch gehaltenen Me- 
morandum über den Gesetzesentwurf bezüglich des Eherechtes 
den Entwurf und dessen gründlich gelehrte Motivirung einer heftigen 
Kritik unterzogen und dadurch mit Hülfe des katholischen Kon- 
gresses die Stimmung des Oberhauses inspirirt. Der Geist des 
Memorandums — auch seiner Majestät, dem König unterbreitet 
— ist der rein dogmatische und mittelalterlich kanonische, der 
sich mit der geplanten Reform des Eherechtes nun und nimmer 
in Einklang bringen lässt. Das Memorandum bedauert, dass das 
einheitliche kanonische Eherecht Ungarns im Laufe der jüngsten 
drei Jahrhunderte durch die entstandenen konfessionellen Ehe- 
rechte und durch das neue Civileherecht zerrüttet wurde. Es ver- 
steht sich ja von selbst, dass ein Bischof und Kardinal der römi- 
schen Kirche sein Gutachten über die Frage der obligatorischen 
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Civilehe eben nur streng im Sinne der kirchlich - kanonischen 
Satzungen abgeben kann. Diesbezüglich wies gelegentlich der 
Justizminister den Ausführungen der durch Apponyi beeinflussten 
Opposition gegenüber auch auf die Erklärungen der Führer der 
deutschen Klerikalen: Windthorst und Reichensperger hin, welche 
zur Zeit der Verhandlung der Civilehevorlage im deutschen Reichs- 
tage mit der grössten Entschiedenheit erklärten, dass die obli- 
gatorische Civilehe, wie dies die Erfahrung in der 
preussischen Rheinprovinz bewiese, für dieReligion abso- 
lut unschädlich sei. Von einer Abnahme der Religiosität, 
wie dies seitens der Opposition häufig vorgeworfen wird, kann 
daher keine Rede sein. Denn auch die geschichtliche Entwicke- 
lung beweist, dass gerade die katholischen Staaten die Civilehe 
eingeführt haben und dass die Regelung des Eherechtes auf 
Grund des einheitlich-kanonischen Rechtes bei unseren verschieden- 
artig gestalteten konfessionellen Verhältnissen absolut undurch- 
führbar wäre. 
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Erstattet von E. Friedberg. 
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22. Viollet, Hist. du droit civil franc. accompagnä de notions 
de droit canonique. Par. 98. 

23. Glasson, Hist. du droit et des institut. de la France, t. V. 
(La F6odalit6 [suite] Les Communes et les autres villes. L'feglise. 
La Royaute). Par. 93. 

24. Taine, Les origines de la France contempor. Le r6gime 
moderne t. 2. Par. 94 (Liv. V. L'eglise S. 3 ff. Liv. VI. l'Scole 
S. 153 ff.). 

25. Code civil commente* & l'usage du clergä par Allegre 
Par. 93 2 1—4. 

26. Eossi, II diritto eccles. in Italia negli ultimi cinquanta 
anni. Milano 93 (aus La scuola cattolica e la scienza italiana. 
S. oben No. 2.) 

27. Overton, The english church in the ninteenth Century 
(1800—1833). Lond. 94. 

28. Stephen, Hist. of the scottish church 1. Edinb. 94. 

29. Meyrick, The church in Spain. Lond. 92. 

30. Knie, Die russ.-schismat. Kirche. Ihre Lehre u. ihr Cult. 
Graz 94. 

31. Ruzic, D. Bedeutung d. Demetrios Chomatianos f. d. Grün- 
dungs-Gesch. der serb. Autokephalenk. Jena 93. 

32. Le universita israelitiche e la mano regia. Riv. d. dir. 
eccl. 3, 625. 



1 Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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33. Benario, Die vermögensrechtl. Stellung d. israelit. Kultus- 
gem. i. Kgr. Bayern d. d. Rh. Würzb. 93 (Erl. Diss.). 

34. Härtung*, D. deutschen Alterthtimer cL Niebelungen- 
Ueds u. der Kudrun. Cöthen, Otto Schulze 94. 

Nachdem der Verf. in einem Programm des Neuhaldenslebener 
Gymnasiums aus d. J. 1882 die deutschen Alterthümer, soweit sie 
das öffentliche Leben betreffen, aus den Niebelungen und der 
Kudrun dargestellt hatte, hat er dieses Thema jetzt in sehr er- 
weitertem Masse unter Benutzung einer reichen Literatur behandelt. 
Sein Plan ist wesentlich darauf gerichtet, ein Hülfsmittel für den 
deutschen Gymnasialunterricht zu gewähren; aber das tüchtige Buch 
verdient auch an dieser Stelle erwähnt zu werden, da es auch das 
Eheschliessungsrecht zur Darstellung bringt. Im Allgemeinen wird 
hier die bisher von uns vertretene Auffassung über das Verhältniss 
von Ehe und Verlobung durchaus bestätigt. Einzelne Irrthümer sind 
dem Verf. untergelaufen. Gegen die Behauptung, dass Personen ver- 
schiedener Stämme sich nicht zu verheirathen pflegten, spricht schon 
die Stelle des Concils v. Tribur (c. 1. IX, 4, 1); dass zur Rechtsgültig- 
keit der Ehe priesterlicher Segen nothwendig gewesen sei, ist falsch, 
und würde nicht einmal für das heutige katholische Eherecht zu- 
treffend sein. Wenn der Verf. sich auf mein Recht der Ehe- 
schliessung beruft, so sage ich an der angeführten Stelle nur, dass 
kirchliche Trauung üblich wurde, nicht, dass sie rechtlich noth- 
wendig war. E. Fr. 

Hoff mann u. Groth*, Deutsche Bürgerkunde. Kleines Hand- 
buch des politisch Wissenswerthen für Jedermann. Leipzig, Grunow. 
Mk. 2. 

Das kleine Buch verfolgt die löbliche Tendenz, die allgemeinen 
Grundzüge der Staats- und Rechtsordnung in klarer, allgemein fass- 
licher Weise zur Darstellung zu bringen. An dieser Stelle inter- 
essirt uns der Abschnitt über die Kirche. Leider kann dieser als 
befriedigend nicht bezeichnet werden. Die Darstellung der ev. 
Kirchenverfassung hebt die springenden Punkte nicht genügend 
hervor. Die der katholischen leidet an hässlichen Fehlern. Dass 
der heutige Rechtsstand in Württemberg und Baden auf den 
Konkordaten beruhe ist durchaus irrig. Nicht einmal für Bayern 
trifft die Bemerkung zu, dass das dortige Placet auf dem Kon- 
kordate beruhe. Kürze und Präcision sind rtihmenswerthe Vor- 
züge; nur dürfen sie nicht auf Kosten der Korrektheit erreicht 
werden. E. Fr. 
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36. Schneider*, Theologisches Jahrbuch f. d. J. 1894. 
(„Der Amtskalender 44 ) für ev.' Geistl. II Theil. Gütersloh, Bertels- 
mann 94. Mk. 2,40. 

Mit gewohnter Pünktlichkeit ist das nützliche Buch erschienen, 
aber es ist nicht nur an Umfang gewachsen, sondern das reiche 
in ihm gespendete Material ist auch besser geordnet und darum nutz- 
barer geworden. Es zerfällt in XI Kapitel, von denen VII vom Her- 
ausgeber selbst bearbeitet sind: Neuere kirchliche Gesetzgebung, 
Personalstatus, kirchliche Statistik, Evangelisation, kirchliche Ver- 
eine, kirchl. Chronik und Nekrolog. Kap. I: Die Bedeutung der 
geschichtlichen Thatsachen für den christl. Glauben stammt von 
Hafner — ob diese Abhandlung in den Kreis des Jahrbuchs ge- 
hört, kann zweifelhaft erscheinen. Kap. V: Heidenmission von 
Schönau-Dottenheim. Kap. VI: Die Mission an Israel von de le 
Roi. Kap. VII: Innere Mission von Schneider-Koesfeld. E. Fr. 

IL Lehr- und Handbücher. 

9. Ferrari, Summa institution. canonicar. 1 B . Genua 93. 

10. Craisson, Manuale tot. iur. canon. Par. 94 9 . 

11. Heiner, Kathol. Kirchenrecht. 1. 2. Paderborn 93. 

12. Gross*, Lehrb. des kathol. Kirchenrechts m. bes. Berück- 
sichtigung der particularen Gestaltung desselben in Oesterreich* 
Wien 94. Manz. 

Bis jetzt existirte kein kurzgefasstes, modernen Ansprüchen ge- 
nügendes Lehrbuch des Kirchenrechts, welches besonders die öster- 
reichische Eechtsausgestaltung berücksichtigt hätte. In sofern ist 
das Buch nützlich und brauchbar. Wenn uns der Verf. desselben 
auch nicht in der Vorrede gesagt hätte, dass sein Buch aus aka- 
demischen Vorträgen hervorgegangen sei, so würde doch der Leser 
das sofort merken; denn in behaglicher Breite ergeht sich die Dar- 
stellung ohne nach fester conciser Zusammenfassung zu streben. So 
ersetzt denn auch das Buch ein Kollegienheft, während seine Be- 
nutzung neben der Vorlesung uns fast ausgeschlossen erscheint. 
Der Verf. theilt den Stoff in vier Theile, die wieder in Bücher 
und Kapitel zerfallen. Th. I. Quellengeschichte. Th. IL Aeusseres 
Kirchenrecht. Th. III. Kirchenverfassung, Th. IV. Kirchenverwal- 
tung, wozu ausser dem kirchlichen Vermögensrecht das Eherecht 
und die kirchliche Strafgerichtsbarkeit — warum nicht auch die 
Civilgerichtsbarkeit ? — gehören. Eine Verfassungsgeschichte fehlt, 
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jedoch ist hei den einzelnen Instituten der Versuch einer geschicht- 
lichen Entwiekelung gegeben worden. Orientirende Literatur- 
angaben fehlen, oder werden nur mehr zufallig bei einzelnen Rechts- 
instituten hinzugefügt. Statt dessen hat der Verf. bei jedem 
Paragraphen die entsprechenden der Handbücher von Hinschius, 
Phillips, Schulte und Scherer angegeben, so wie die der Lehr 
bücher von Richter und Schulte. Was das letztere soll ist uns 
unerfindlich, da doch nicht zu präsumiren ist, dass der Besitzer 
des Gross'schen Buches sich noch eines der genannten Lehrbücher 
anschaffen werde, um aus ihnen die Literatur zu entnehmen, die noch 
dazu aus dem Richter nicht zu entnehmen ist und aus den in all- 
mähliger Folge erschienenen Handbüchern doch nur in begrenztem 
Masse. Aber auch auf das Quellenstudium scheint uns der Be- 
nutzer des Buches nicht in hinreichender Weise hingewiesen zu 
werden. — Darf ich schliesslich noch pro domo reden? Der Verf. 
behauptet, dass meine Auffassung über die Entstehung der Clemen- 
tinen von Scherer berichtigt und ergänzt sei. So viel ich sehe, 
hat sich Scherer mir lediglich angeschlossen und weicht höchstens 
insofern von mir ab, als er annimmt, Johann XXII. habe den 
Thatbestand ganz korrekt ausgedrückt, während ich annehme, er 
habe ihn entweder nicht gekannt oder officiell ignorirt. Dass die 
Worte seiner Bulle nicht präcise sind, unterliegt wohl keinem 
Zweifel. Wenn Gross ferner sagt, ich hätte nicht einmal in meine 
Ausgabe des Corpus iuris canonici die von Richter angehängten Akten- 
stücke aufgenommen, so muss ich mich gegen den damit etwa aus- 
gesprochenen Vorwurf verwahren. Sie gehören eben einfach nicht 
ins Corpus iuris hinein, ebensowenig wie das Tridentinum. Auch 
hätte der Richter'sche Anhang eine starke Vermehrung erfahren 
müssen, was aus buchhändlerischen Gründen nicht anging. 

Auf sonstige Einzelheiten will ich mich hier nicht einlassen. 
So halte ich z. B. die Behauptung für falsch, dass die Compilatio HI. 
von Innocenz als Gesetzbuch publicirt worden sei, so kann ich den 
vom Verf. aufgestellten Begriff der Civilehe nicht acceptiren, nach 
welchem in Oesterreich die vom staatlichen Gesetzgeber angeord- 
nete kirchliche Eheschliessung als Civilehe anzusehen sei. Dass 
die Dispensation ein Ausfluss der Gesetzgebungsgewalt sei, halte 
ich für irrig, die Definition der disp. ex radice für verfehlt u. s. w. 
Das Register ist wenig ausgiebig und hätte weit mehr in das Detail 
eingehen müssen. E. Fr. 

13. Trusen*, D. preuss. Kirchenrecht i. Bereiche der ev. 
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Landeskirche. Z. prakt. Gebrauch f. Geistliche, Richter u. Ver- 
waltungsbeamte aus d. Gesetzgebung, Verwaltung u. Rechtssprechung 
erläutert. Berlin 94 2 . Guttentag. 

Die neue Auflage unterscheidet sich in Plan und Anordnung 
nicht von der früheren. Namentlich hat der Verf. auch jetzt von 
jeder Anführung der Literatur Abstand genommen, was wir nur 
bedauern können. Das seit Erscheinen der vorigen Auflage (1882) 
hinzugekommene neue Material hat aufmerksame Verwerthung ge- 
funden, so dass der Umfang des Buches gewachsen ist, obgleich 
die Rheinisch-Westphälische K.O. jetzt ausgeschieden worden ist. 

Wir zweifeln nicht, dass das Buch in seiner neuen Gestalt 
praktischen Nutzen zu gewähren vermag. E. Fr. 

14. Wilhelmi*, I. Ergänzungsheft z. K.R. i. Amtsbezirke d. 
Konsist. zu Wiesbaden. Wiesbaden. Feller & Gecks 94. M. 2.80. 

Das Hauptwerk hatte das rechtliche Material bis Ende des 
J. 1886 gegeben. Die vorliegende Schrift gewährt die Nachträge 
bis Ablauf des J. 1893. Gerade in dieser Zeit sind eine Anzahl 
wichtiger Gesetze für die Nassauische Landeskirche erlassen worden 
— so das Disciplinargesetz — und nicht minder Konsistorialverord- 
nungen wie die eingehende Geschäftsanweisung für die Kirchen- 
rechner. So bildet das Buch eine nothwendige Ergänzung für das 
Hauptwerk, und wir zweifeln nicht, dass durch dies System der 
Ergänzungshefte die Brauchbarkeit des letzteren trotz der Ueber- 
produktion von Gesetzen im Gebiete des ev. Kirchenrechts längere 
Zeit erhalten bleiben kann. E. Fr. 

15. Makower*, Die Verfassung d. Kirche v. England. Berlin 94. 
Guttentag. 20 M. 

Ein sehr nützliches und tüchtiges Buch. Der Verf. stellt 
compendiarisch die Verfassung der englischen Kirche dar einschliess- 
lich von Schottland, Irland und den Kolonien. Das Buch behan- 
delt den weitschichtigen Stoff sowohl dogmatisch wie historisch und 
füllt eine Lücke der bisherigen Literatur aus. Denn auch die Eng- 
länder selbst besitzen keine derartige Darstellung ihrer Rechts- 
entwickelung und ihres geltenden Rechtes. Der Verf. hat aus den 
Quellen heraus gearbeitet und mit grösstem Fleisse ein ungeheueres 
Material bewältigt. Wer jemals selbst sich mit Fragen des eng- 
lischen Rechts beschäftigt hat, wird die dabei obwaltenden Schwie- 
rigkeiten zu würdigen wissen. Eine Anzahl wichtiger Quellenstücke, 
wie genaue Literaturübersichten sind im Anhange beigegeben. Da- 
bei ist uns Eines aufgefallen: die spärliche Verwerthung der deut- 
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sehen Literatur. Von Lehrbüchern bezieht der Verf. sich nur auf 
Richter, einigemale auch auf Hinschius, aber auf das erstere Buch 
auch da, wo es veraltet ist und den heutigen Stand der Wissenschaft 
gar nicht mehr präcisirt. Die Werke von Löning, Loofs über die 
Kuldeer, Mejer über die Propaganda u. s. w. haben wir nirgends 
benutzt oder auch nur erwähnt gefunden und das ist um so be- 
dauerlicher, als das Buch ohne Zweifel eine englische Uebersetzung 
erfahren wird und verdient, und so den Engländern verborgen 
bleibt, in wie weit die deutsche Forschung sich mit ihren Rechts- 
instituten beschäftigt hat. Von meinem Buche de finium citirt der 
Verf. merkwürdiger Weise eine Ausgabe von 1841 und eine neue 
von 1861. Mir selbst ist von der ersteren, die ich als dreijähriger 
Knabe verfasst haben müsste, nichts bekannt. Mein Recht der 
Eheschliessung, in welchem ich eine ausführliche Darstellung der 
englischen Entwickelung gegeben habe, ist dem Verf. ebenso un- 
bekannt geblieben, wie meine Grenzen zwischen Staat und Kirche, 
wo die writs of prohibition behandelt worden sind. — Seit wann 
übrigens ist es üblich, die Dekretalen Gregors IX. als extra zu 
citiren ? 

Wir wollen mit diesen geringfügigen Ausstellungen nicht den 
Werth des Buches herabsetzen. Wir schlagen denselben, wie schon 
erwähnt, sehr hoch an und beglückwünschen den Verf. zu dieser 
schönen Leistung, welche der deutschen Wissenschaft nur zur Ehre 
gereicht. E. Fr. 

EL Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren, 

7. Paschal de Siena, Comment. in constit. Apostolicae 
Sedis seeund. illustrior. interpretum doctrinam et novissimas SS. 
RR. CC. decisiones. Neap. 93. 

8. Nitze* 1 , Die Verfassungs- u. Verwaltungsgesetze d. ev. 
Landeskirche in Preussen m. bes. Berücksichtigung d. sieben östl. 
Provinzen. Bearbeitet u. erläutert. Berlin, Heymann 94. 

Es fehlt zwar nicht an Sammlungen der vorliegenden Art, aber 
die des Herausg. kann doch als nützlich und zweckentsprechend be- 
zeichnet werden. Sie bietet das weitschichtige Material in grosser 



1 Von demselben Verf. ist erschienen Formular buch f. d. ev. 
Kirchenverwaltung. Magdeb. 94. Carl Friess. 4 Rmk. 
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Vollständigkeit dar und erläutert es verständig aus den Materialien, 
den Gerichtsentscheidungen, den Verordnungen der Verwaltungs- 
behörden. Der Verf. hat kein wissenschaftliches Buch schreiben 
wollen, und so erklärt sich auch die absolute Nichtberücksichtigung 
jeder Literatur. Aber als Hilfsmittel für die Praxis, namentlich 
für die kirchlichen Selbstverwaltungsorgane ist das Buch um so ge- 
eigneter, als der Verf., selbst im praktischen Dienste thätig, mannig- 
fache Gelegenheit gehabt hat, die Punkte kennen zu lernen, die 
einer Erläuterung bedürftig erscheinen. E. Fr. 

9. Handbüchlein d. neueren K.-Gesetze u. Verordn. f. d. 
Mitglieder d. synodal. Körperschaften. Halle, Striem 94 2 . 

10. Fellmeth, D. staatl. Sonntagsvorschriften im Grossh. 
Baden. Karlsr. 93. 

11. Le Concordat de 1801 et les art. organ. du culte 
cathol. avec toutes les modifications jusqu'ä nos jours. Textes 
officiels annotes avec les protestations dja Pape Pie VII contre les 
art. organ. par un agent de contentieux administratif. 94. 

12. Penel Beaufin, Legislation g6n6rale des cultes prote- 
stants en France, en Algerie et dans les colonies ä la portee de 
tous (Organisation, fonctionnement et r6gime financier). Lois, ordonn., 
decrets etc. avant et depuis 1789 jusqu'ä nos jours avec des notes 
explicatives etc. Par. 93. 

13. L6gislat. de l'egl. reformee de France. Contreprojet vote en 
1893 par le synode particulier de Gironde et Dordogne ä la suite 
du renvoi fait en 1891 par le synode du Vigan aux synodes parti- 
culiers de la proposition de discipline proposee par M. Paul de 
Feiice. Bergerac 94. 

IV. Quellen des Kirchenreclits. 

39. Kirchengeschichtliche Studien v. Knöpfler, Schrörs, Sdralek 
II, 1. J. Greving*, Pauls v. Bernried Vita Gregorii VH. P. Ein 
Beitr. z. Kenntniss d. Quellen u. Anschauungen aus d. Zeit des 
Gregorian. Kirchenstreites. Münster, Schöningh, Mk. 4.20 (Sub- 
scriptionspreis Mk. 3. — ). 

Die verdienstliche, auf breiter Studiengrundlage beruhende Ab- 
handlung interessirt hier nicht , insoweit sie die geschichtliche 
Darstellung Pauls an der Hand der übrigen Quellen einer kritischen 
Betrachtung unterzieht. Von kirchenrechtlicher Bedeutung ist da- 
gegen der zweite Theil der Schrift, welcher Pauls Stellung zu den 
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wichtigsten Fragen jener Zeit behandelt, d. h. über Cölibat, Simo- 
nie und das Verhältniss von Staat und Kirche. Die verschiedenen 
Ansichten, die über jene Materien in jener Zeit schriftstellerisch 
vertreten waren, werden hier genau analysirt, und es zeigt sich, dass 
man schon damals streng juristisch argumentirte, obgleich doch eine 
Wissenschaft des kanonischen Rechtes noch nicht existirte. Dieser 
Abschnitt der Schrift kann den Kanonisten zum Studium empfohlen 
werden, während die Historiker dem Verf. mehr für den ersten 
Theil zu Danke verpflichtet sind, der, so weit wir sehen, in der 
That eine Lücke der bisherigen wissenschaftlichen Darstellungen aus- 
füllt. E. Fr. 

40. Kneer*, D. Entstehg. d. konziliaren Theorie. Zur Ge- 
schichte des Schismas und der kirchenpolit. Schriftsteller Konrad 
v. Gelnhausen (f 1390) und Heinrich v. Langenstein (f 1897). 
Rom. Quartalschr., I. Supplementheft. Rom 93 (Freiburg, Herder) 
Rmk. 4. 

Das Verdienst der Schrift beruht nicht bloss in dem von dem 
Verf. festgestellten Resultate, dass die Epistola concordiae des Kon- 
rad v. Gelnhausen zeitlich der Epistola concilii pacis des Heinrich 
v. Langenstein vorangeht, und demnach dem ersteren die Priorität 
in der Vertretung der konziliaren Theorien zugebilligt werden muss. 
Auch inhaltlich weist der Verf. nach, dass Heinrich dem Konrad 
gegenüber nur Plagiator ist, dessen Lehre er nicht weitergebildet, 
ja fast nur mechanisch übernommen hat. Aber auch sonst hellt 
der Verf. mit scharfer Kritik viele bisher gangbare Irrthümer auf, 
so dass die Arbeit als eine der Wissenschaft forderliche bezeichnet 
werden muss. E. Fr. 

41. Sägmüller, D. Verf. des Traktates De modis uniendi 
et reformandi ecclesiam in concilio universali v. J. 1410 (ist wie 
auch vom Gubernaculum conciliorum : der Abt Andreas von Randulph). 
Hist. Jahrb. 14, 562. 

42. Paulus, D. bayer. Franziskaner Kasp. Schatzer üb. den 
Primat u. d. allgem. Konzil. Theol. prakt. Monatsschr. III, 10. 
1893. 

43. Sägmüller*, Z. Gesch. d. Kardinalates. Ein Traktat 
des B. v. Feltre u. Treviso Teodoro de'Lelli über das Verhältniss 
von Primat u. Kardinalat. Rom. Quartalschr. 2. Supplementh. 
Rom 93 (Freiburg, Herder) Rmk. 4.50. 

Der Verf. hat in der königlichen Bibliothek in Berlin (Ms. 
theol. lat. quart. 184) eine Handschrift gefunden, welche die von 
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ihm jetzt herausgegebene Abhandlung enthält. Ein Verfasser ist 
in der Abhandlung nicht angegeben; aber der Herausg. führt den 
scharfsinnigen Nachweis, dass dieser in Teodoro de'Lelli (1427 — 66) 
zu finden sei, und dass die von Paul II. bewirkte Kassation der ihm 
von den Kardinälen aufoetroyirten Wahlkapitulation die Veranlassung 
gegeben habe. Die Schrift ist zu Gunsten des Papstthumes ver- 
fasst. — Der Streit zwischen Papal- und Episkopalsystem hat auf 
Grund reichen Quellenmateriales vielfache Behandlung erfahren. Die 
Versuche des Kardinalates, die Herrschaft über die Kirche in eine 
aristokratische zu verwandeln, bedürfen noch einer zusammenhängen- 
den Untersuchung. Dafür bietet diese Schrift ein werthvolles 
Material. E. Fr. 

44. Fontana, Documenta vaticana contra l'eresia luterana in 
Italia. A. d. soc. rom. di stör. patr. 15, 71. 365. 

45. Nuntiaturberichte aus Deutschi., nebst ergänzend. 
Aktenstücken. 1. Abth. 1533 — 59. Herausg. durch d. k. preuss. 
histor. Institut in Rom u. d. kgl. preuss. Verwaltg. Bd. 3. Legation 
Leanders 1530—39. 1. Hälfte. Bd. 4: 2. Hälfte. Bearb. v. Walter 
Friedensburg. Gotha 93. 

46. Silbernagl,D. älteste Stolgebühren-Ordn. f. d. Herzogth. 
Ober- u. Niederbayern. (Land- u. Pol.-O. v. J. 1616). Arch. f. 
K. K.-R. 70, 108. 

47. Sales, St. F. de, Oeuvres Edit. complete d'apres les auto- 
graphes et les editions origin., enrichie de nombreuses pieces in- 
edites. T. 1. Les controverses. Paris 93. 

48. Ballerini, Vollständige und Authentische Sammig. der 
Documente betr. d. Vatikan. Concil. La Scuola cattolica. Juli- 
August. 

49. Isaac u. Laudiert, Aus d. armen. K. I. Wichtige 
Dokumente z. Gesch. d. letzten vatik. Konzils. H., Internat, theol. 
Ztschr. Revue internat. de theol. 1, 670. 

50. Wehrmann*, Die pommersche Kirchenordnung v. 1535. 
Stettin 93. F. Hessenland. 2 Mk. 

Nach einer guten geschichtlichen Uebersicht über die Ent- 
stehung des Gesetzes und einer kurzen Analyse des Inhaltes wird 
ein diplomatisch genauer Abdruck gegeben. Da der Abdruck bei 
Richter die liturgischen Bestandteile der Ordnung auslässt, ist das 
Büchlein, das übrigens schon vorher in den Monatsblättern der 
Gesellsch. f. Pommersche Gesch. 93, 82 erschienen war, dankbar 
anzunehmen. E. Fr. 
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51. Riggenbach, Eine bisher unbekannte K.-O. a. d. XVI. 
Jahrh. (von Huldricus Coccius). Halte was du hast. 17, 202. 

52. Gebier, Die K.-O. d. Domstiftes Ratzeburg (Programm 
d. Gymnas. z. Ratzeb., Ostern 94), grösserer Entwurf einer K.-O. 
von Petraeus a. d. J. 1614. 

53. Lösche, D. ev. K.-OO. Oesterreichs, in Jahrb. d. Gesell- 
schaft f. d. Gesch. d. Protest, i. Oesterr. 15, H. 1. 

54. Robertson, Fra Paolo Sarpi: the greatest of the Vene- 
tians. Lond. 94. 

55. Düker, Gisbert Voetius I, 1. (Jeugd en academiejaren 
1589—1611). Leiden 93. 

56. Boulay de la Meurthe, Docum. sur la nägociat. du 
Concordat et sur les autres rapports de la France avec le St. Siege 
en 1800 et 1801. t. 3. Par. 93. 

57. Collectanea S. Congregat. de Propag. Fide. 
seu decreta instructiones rescripta pro apostolicis missionibus ex 
tabulario eiusdem s. congregat. deprompta. Rom. 93. 

58. Index libror. prohibitor. ss. dorn. n. Leonis XIII. 
P. M. jussu editus. Cum appedce usque ad 1894. Torino 93. 

59. Verhandlungen d. ordentl. Gen.-Syn. v. J. 1891 u. d. 
ao. Gen.-Syn. v. 1892 in d. ev.-prot. K. d. Grossh. Baden. Karls- 
ruhe 93. 

60. Acta der generale synode van de gereformeerde 
Kerken in Nederland, gehouden te Dordrecht in den jare 1803. 
Amsterd. 94. 

61. Actes et d6cis. du synode general officieux des egl. 
reform. 6vangel. de France tenu ä la Rochelle du 10. au 19. oct. 93. 
Tours 94. 

62. Verfassung der ev.-christl. Kirche augsb. Confes- 
sion in Ungarn. Gesetze, welche i. d. Jahren 1891 — 93 durch 
die Synode der Gesammtkirche gebracht, am 18. März 1893 sanc- 
tionirt und am 4. Mai 1893 in der Sitzung der Synode veröffent- 
licht wurden. Budapest 1893. 



V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 

26. Mehrmann, D. Streit um den Halberstädter Bischofs- 
stuhl 1324—58. Kieler Diss. 93. 

27. Tatarinoff, D. Entwickel. d. Probstei Interlaken i. 
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XTTT. Jahrh. m. bes. Berücksichtigung d. Erwerbungen v. KPatro- 
naten. Diss. Zürich 92. 

28. E u b e 1 , D. päpstl. Provisionen auf deutsche Abteien 
während d. Schismas u. d. Pontifik. von Martin V. (1378—1431) L 
Stud. u. Mitth. a. d. Bened.-Orden. 15, H. 1. 

29. Kirsch, Andreas Sapiti, engl. Prokurator a. d. Kurie 
im XIV. Jahrh. Hist. Jahrb. 14, 582. 

30. Hayn, Aus d. Annaten-Register Papst Martin V. (1417 
—31). Annal. d. hist. V. f. d. Niederrhein. H. 56. 

31. Storzer, Auszüge ans d. Rechnungsbüchern d. Camera 
apost. z. Gesch. d. Kirchen Steiermarks in d. aquilejer, lavanter 
u. seckauer Diöcese während des XIV. u. XV. Jahrh. Beitr. z. 
Gesch. steierm. Geschichtsquellen. Jahrg. 25. 

32. Labande, Le ceremonial romain de Jacques Cajetan; les 
donnees historiques qu'il renferme. Bibl. de l'Eeole des chartes 1893, 
p. 45. 

33. Pieper*, Zur Entstehungsgeschichte d. ständigen Nun- 
tiaturen. Freiburg, Herder 94. M. 3,50. 

Die Erschliessung der vatikanischen Archive hat unsere Kennt- 
nisse des Nuntiaturwesens wesentlich bereichert, so dass über die 
Entstehungsgeschichte der Kölner Nuntiatur neuerdings Hansen, 
Lossen, Unkel und Meister, über die Neapolitaner Meister, über die 
Venetianische eine Abhandlung in der Riv. stör. ital. sich ver- 
breitet haben. Der Verf., dem freilich nicht vergönnt war, die Bre- 
vium minutae des vatikanischen Archives zu benutzen, beabsichtigt 
die Instructionen der päpstlichen Nuntien von Julius VI. bis zur 
Zeit des dreissigjährigen Krieges zu veröffentlichen. Dabei ist er 
ohne Zweifel auf das Thema seiner jetzigen Arbeit gekommen, 
welche die Zeit bis 1549 umfasst und bis auf die Gegenwart fort- 
gesetzt werden soll. 

Der vorliegende Abschnitt ist mit grosser Sorgfalt und unter 
Benutzung reichhaltigen Materiales bearbeitet worden. Er behan- 
delt nicht nur die ordentlichen, sondern auch die ausserordentlichen 
Missionen. Die erste ständige Nuntiatur ist in Venedig i. J. 1500 
errichtet worden, im Gefolge der Errichtung von ständigen Ge- 
sandtschaften überhaupt. Dabei ist, wie schon Hansen richtig 
hervorhebt, nicht etwa eine Nuntiatur als ständige Einrichtung 
begründet und ihre Verwaltung einem Nuntius übertragen worden, 
sondern das Primäre war die Ernennung des Nuntius. 

Der Werth der Untersuchungen des Verf. wird dadurch ge- 
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steigert, dass er auch die Instruktionen der Nuntien beleuchtet 
und danach ihre Vollmachten festzustellen unternimmt. 

16 Aktenstücke, welche Instruktionen enthalten, sind anhangs- 
weise im Wortlaut mitgetheilt, zugleich mit einer chronologischen 
Uebersicht über die Nuntiaturen dieses Zeitraumes. Wir würden 
uns freuen, wenn dem Verf. seine Pläne zur Ausführung zu 
bringen vergönnt wäre. E. Fr. 

34. Meister, Z. span. Nuntiatur i. XVI. u. XVII. Jahrh. 
Rom. Quartalschr. 1893, 447. 

35. TJ n k e 1 , Eine Episode a. d. Gesch. d. Kölner Nuntiatur. 
Hist. Jahrb. 25, 103. 

36. Pelissier, Le spese d'una canonizatione a Roma nel 
1608. Arch. della Societä rom. di Storia patria. 16, 206. 

37. Richter, Stud. u. Quellen z. Paderborner Gesch. 
I. Paderb. 93 (II. der Informativprozess über die Wahl Ferdin. v. 
Fürstenberg 1661). 

38. Forst, Heinrich v. Sachsen-Lauenburg, B. v. Bremen, 
B. v. Osnabr. u. Paderborn in s. Beziehungen z. röm. Kurie., 
Mitth. d. Ver. f. Gesch. u. Landesk. v. Osnabrück XVIII. 

39. Jacobs, Gesch. d. Pfarreien i. Gebiete d. ehemal. Stiftes 
Werden a. d. Ruhr. II. Düsseid. 94. 

40. Oslander, D. Asylrecht d. Stadt Villingen n. handschr. 
Quellen. Waldshut 92. (Erl. Diss.). 

41. Ludwig, D. Gesch. d. Sakrilegs n. d. Quell, d. kath. 
K.R. Würzb. Diss. Mainz 94. 

42. Häntzsche, D. Entstehung d. ausschliessl. Wahlrechts 
d. Domcapitels zu Hildesheim. Arch. f. k. K.R. 71, 3. 

43. Giannone, II tribunale della Monarchia di Sicilia. 
Opere postumo pubblicato con prefaz. del prof. A. Pierantoni. 
Roma 92. 

44. Storia giuristica dell' antico diritto di nomina alla sede 
patriarcale di Venezia. Venezia 93. 

45. Beaufond, Pie VI. et la Constitution civile du clerge. 
L'Archiviste 93 Juin et Juillet. 

46. Drochon, La petite egl. Essai histor. sur le schisma 
anticoncordataire. Par. 93. 

47. Beilesheim, Orthodoxe Diöces.-Syn. v. Pistoja v. 
12. Okt. 92. A. f. K.Kb. 71, 239. 

48. Vernier, Hist. du patriarcat armenien cathol. Lyon 
et Par. 91. Rezens.: Geizer Theol. Liter.-Bl. 93, S. 571. 
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VI. Staat und Kirche. 

11. Gennrich*, D. Staats- u. Kirchenlehre Johanns v. Salis- 
bury. Nach den Quellen dargestellt und auf ihre geschichtliche 
Bedeutung untersucht. Gotha, Perthes 94. Mk. 4. 

Eine sorgsame und fleissige Schrift, welche die Staats- und 
Kirchenlehre des Joh. v. Salisbury sehr ausführlich darstellt. Es 
ist die Lehre des Kurialsystemes, der Unterordnung des Staates 
unter die Kirche, welche Johann zum ersten Male in systematischem 
Zusammenhange nicht ohne Originalität entwickelt hat, wie er denn 
auch zuerst die Zulässigkeit des Tyrannenmordes vertheidigt hat. 
Der Verf. behandelt aber auch das Verhältniss des Werkes Johanns 
zur gregorianischen Literatur in ausreichender Weise, obgleich hier, 
wie das Beispiel von Mirbt ergiebt, noch zu reicherem Ergebnisse 
zu gelangen gewesen wäre. E. Fr. 

12. Mirbt*, D. Publizistik im Zeitalter Gregors VII. Leipzig, 
Hinrichs. Mk. 16. 

Die in dieser Ztschr. angezeigte Sammlung der Libelli de 
Ute (siehe Bd. I, VI, No. 17; Bd. III, VI, No. 10) hat früher 
Früchte getragen als wir «rhoffen konnten. Der Verf., durch seine 
vorangehenden Arbeiten für diese durchaus legitimirt, hat sein 
Thema mit einer Genauigkeit und Vollständigkeit behandelt, welche 
zu den früheren Arbeiten, beispielsweise Helfensteins , in wohl- 
thuendem Gegensatze steht. Der Verf. hat sich in der einschlagenden 
Literatur wohl umgesehen; doch sind ihm leider eine Anzahl wichtiger 
kirchenrechtlicher Erscheinungen entgangen. Wir bitten den Verf., 
die folgenden Bemerkungen als einen Ausdruck unseres Interesses an 
seiner schönen Arbeit ansehen zu wollen. Da die Sammlung Anselms 
u. Lucca erwähnt und verwerthet wird, so hätte auch der Polycarp 
des Cardinal Gregors und vielleicht auch die Collectio Trium partium 
benutzt werden sollen. Von dem ersteren besitzt Hüffer eine 
Abschrift, die er mit grösster Liebenswürdigkeit Jedem zur Ver- 
fügung stellt. Die letztere wäre etwa aus dem Codex der Ber- 
liner Königlichen Bibliothek zu benutzen gewesen. Auch für Anselm 
zieht der Verf. nur die von Mai publizirten Rubriken heran. 
Und doch besitzt die Leipziger Universitätsbibliothek eine Abschrift 
des Werkes, die leicht zu erhalten gewesen wäre. Jedenfalls wäre 
aber mit Hülfe meiner Ausgabe des Corpus iuris canonici der Wort- 
laut aller Stellen der genannten Autoren festzustellen gewesen, die 
in das Decretum Gratiani übergegangen sind. Den Antheil Clunys 
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an der Reformbewegung scheint mir der Verf. zu überschätzen. 
Ich halte hier die Anschauungen Sackur's für richtiger. S. 171 hätte 
für die exceptio spolii, Göcke und Ruffini angeführt werden sollen. 
Auffällig und bedauerlich ist, dass dem Verf. das Erscheinen von 
Hinschius Kirchenrecht V, 1 entgangen ist. Die Frage der Ge- 
setzlichkeit der Exkommunikation Heinrichs IV. wird hier nicht 
minder behandelt, wie die über die Notwendigkeit der Monitionen 
und die vom Verf. in der bisherigen Literatur vermisste Behandlung 
des Simoniebegriffes findet sich hier § 270 gegeben. Auch mein 
Lehrbuch citirt Verf. nach der 2. Auflage; obgleich doch schon 
1889 die dritte erschienen ist. 

Bei Darlegung der Synodalschlüsse v. 1078 (S. 221) hätte 
der provisorische Charakter derselben hervorgehoben werden sollen. 
S. 201 ff. wäre die Sammlung v. Carove zu benutzen gewesen. Dass 
wegen der Beschlüsse der Syn. v. Elvira Spanien die Heimath des 
Cölibates gewesen sei, finde ich zu viel gesagt. S. 338 würde 
Freisen's Eherecht dem Verf. die richtigen Gesichtspunkte an die 
Hand gegeben haben. — Uebrigens wollen wir nicht unterlassen, 
besonders die Kanonisten nachdrücklich auf das Buch hinzuweisen. 
Es ist hier reiches kirchenrechtliches Material aufgespeichert, nament- 
lich für die Frage der Entwickelung des Cölibates, des Simonie- 
begriffes, der Wirksamkeit der Sakramente der Ordination und der 
Taufe, der Pflicht des Staates gegen Häretiker einzuschreiten, der 
Investitur, des Staats- und Kirchenbegriffes. E. Fr. 

13. Pflugk-Harttung, Drei Breven päpstl. Machtfülle im 
XI. u. XH. Jahrh. Deutsche Ztschr. f. Gesch. 10, 323 (die drei 
auf Irland bezüglichen Gregors VII., Hadrians IV. u. Alexanders HL 
sind unächt). 

14. Scheffer-Boichorst, Zwei Untersuchungen z. Gesch. d. 
päpstl. Territorial^ u. Finanzpolitik. I. Die Ansprüche Gregors VIL 
auf Gallien u. auf Sachsen. H. Hat Papst Hadrian IV. zu Gunsten 
d. engl. Königs über Irland verfügt ? Mitth. d. Instit. f. österr. 
Gesch.-Forschg. IV. Erg.-Bd. 1893. S. 77—122. 

15. Tenckhoff , D. Kampf d. Hohenstaufen um d. Mark Ancona 
u. d. Herzogt. Spoleto von der II. Exkommunikat. Friedrich II. b. 
z. Tode Konradins. Ein Beitr. z. Gesch. d. Verhältn. zw. Papstt. u. 
Kaisert. i. Mttltr. Paderb. 93. 

16. Otto, D. Beziehungen Rudolfs v. Habsb. zu Papst Gregor X. 
Erl. 93. Diss. 

17. Landwehr*, D. Kirchenpolitik Friedr. Wilhelms d. Grossen 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV. 2. 15 
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Kurfürsten. Auf Grund archival. Quellen. Berl. Ernst Hofmann 
& Co. 94. 

Die Kirchenpolitik des Grossen Kurfürsten von Brandenburg 
hat noch keine zusammenfassende auf archivalischen Quellen be- 
ruhende Darstellung gefunden. Hering's Neue Beiträge a. d. J. 1778 
sind noch immer die vorzugsweisen Quellen unserer Kenntniss, aus 
welchen auch die Nachfolger, wie Brandes, geschöpft haben. Dabei 
hat sich das allgemeine Urtheil dahin festgestellt, in dem Kur- 
fürsten den Vorläufer der preussischen Unionspolitik zu erblicken, 
den Vertheidiger der concilianten Reformirten gegenüber dem an- 
griffslüsternen Lutherthum. Die Forschung des Verf. streift der 
Politik des Brandenburgischen Herrschers den Nimbus der Genialität 
ab. Nicht so eine Union der reformirten und lutherischen Kirche 
hat sie erstrebt, wie vielmehr eine Gleichberechtigung der ersteren 
mit der letzteren und seine Regierungsmassnahmen sind von un- 
verhüllter Vorliebe für die Religionsgenossen erfüllt, welche wieder- 
um auf dieser pochend es auch ihrerseits nicht an Reizungen der 
Lutheraner haben fehlen lassen. Dabei darf freilich nicht über- 
sehen werden, dass es einen Brandenburgisch-Preussischen Staat 
nicht gab, sondern Staaten des Kurfürsten, die sehr verschieden 
geartet waren, so dass der Landesherr seinen, wenn auch im Grunde 
gleichen politischen Zielen nur in sehr verschiedener Weise nahe 
kommen konnte. So musste er in dem einen Lande dulden, was er 
in dem anderen nie zugegeben haben würde. Darum hat der Verf. 
zweckmässig die Darstellung der Reichspolitik von derjenigen der 
einzelnen Länder getrennt. Ein kurzer Abriss der Stellung des 
Kurfürsten zu den Katholiken — auf Grund von Lehmanns 
Forschungen — und zu den Juden beschliesst das interessante und 
lesenswerthe Buch. E. Fr. 

18. Gerin, Louis XIV et le Saint-Siege 1. 2. Paris 94. 

19. Mention, Documents relatifs aux rapports du clerge avec 
la royaute de 1682 ä 1705. — La Regale. L'affaire des franchises. 
L'edit de 1695. Les „Maximes des Saints". Le Jansenisme en 1705. 
— Par. 1893. 

20. Crousaz-Cretet, L'Egl. et l'Etat ou les deux Puisances 
au XVHI siecle (1715—1789). Par. 93. 

21. Maurer, Z. Gesch. d. Josephin. Neuerung. Ztschr. f. kath. 
Theol. 1894. 2 u. 3 S. 45. 

22. Lehmann, Preussen u. d. kath. K. seit 1680. Nach d. Acten 
des geh. Staatsarchivs Th. 6. Von 1786—1792. Leipzig. 93 (ent- 
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hält 488 Aktenstücke. Von allgemeinem Interesse sind die auf 
die Nunciaturstreitigkeiten und den Emser Kongress bezüglichen). 

23. Aulard, La separat, de l'Egl. et l'Etat sous la Conven- 
tion. La Revolut. franc. 1893 14 dec 

24. Seche*, Les Origines du Concordat. — Tome L Pie VI 
et le Directoire. — Tome IL Pie VII et le Consulat, d'apres des 
documents inedits tires des Archives nationales et de Celles des 
Affaires etrangeres de France et d'Espagne. Portraits de Pie VI, 
Pie VII, Azara, Cacault, l'abbe Bernier et le Premier consul. — 
(Par. 94. Delagrave. 15 francs.) 

Unsere Kenntniss der katholischen Kirchenverhältnisse Frank- 
reichs im Revolutionszeitalter ist neuerdings wesentlich bereichert 
worden. Den urkundlichen Publikationen Theiners sind die des 
Grafen Boulay de la Meurthe zur Seite getreten. Die Memoiren 
des während der Revolution in Paris als Internuntius fungirenden 
Salomon sind erschienen und endlich hat Seche selbst die un- 
gedruckten diplomatischen Korrespondenzen des spanischen Ge- 
sandten in Rom d' Azara und des Vertreters der französischen Re- 
publik Cacault durchforscht, welche er im Anhange des I. Bandes — 
die ersteren in französischer Uebersetzung — beigiebt. Der II. ent- 
hält nach Theiner und Boulay de la Meurthe die neun Projekte 
des Konkordates mit den Bemerkungen von Spina und Bernier und 
dem römischen Gegenprojekt. 

Der Verf., welcher seine Befähigung zur geschichtlichen Dar- 
stellung schon durch sein grosses Buch: Les derniers Jansänistes 
glänzend dargethan und über den Ursprung des Konkordates schon 
im Archiviste (Mai, Juni, Juli, August, Oktober) gehandelt hat, 
setzt mit seiner Geschichtserzählung bereits mit dem Jahre 1795 ein, 
um nachzuweisen, dass schon damals Französischerseits das Bedürf- 
niss nach einer Annäherung gegenüber dem römischen Stuhle 
empfunden wurde und Bonaparte schon 1796 den Plan zu einem 
Konkordate gefasst hatte. Der zweite Band stellt die einzelnen 
Phasen der Verhandlungen dar unter Hervorhebung des Einflusses, 
welchen Cacault, Bernier und Gregoire auf dieselben ausgeübt 
haben. Uebrigens wird nicht nur das oben angeführte Werk des 
Verf. demnächst in einem neuen Buche L'eglise d'Utrecht, sondern 
auch dieses in einem weiteren La Petite Eglise eine Fortsetzung 
erhalten. E. Fr. 

18. Rinaldi, II regio patronato sulla chiesa patriarcale di 
Venezia. Roma 93. 

15* 
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26. Galante*, H diritto di placitazione e Feconomato dei 
benefici vacanti in Lombardia. Studio storico-giuridico sulle re- 
lazioni fra lo stato e la chiesa. Milano 94. Hoepli L. 2,50. 

Wir freuen uns aufrichtig des dauernden Aufschwunges, wel- 
chen die kirchenrechtlichen Studien in Italien nehmen. Dafür legt 
auch dieses Werk eines Schülers von Ruffini vollgültiges Zeugniss 
ab. Der Verf. betrachtet das Placet unter dem Gesichtspunkte der 
staatlichen Genehmigung von Rechtsnormen, welche die Barche ge- 
setzt hat und der staatlichen Genehmigung der Pfründenbesetzung, 
falls diese von auswärtigen kirchlichen Personen ausgeht. Das 
Placet im ersteren Sinn hat die italienische Regierung im Garantie- 
gesetze aufgegeben. Aber es hat eine lange Geschichte in Italien, 
welche der Verf. fast ganz auf Grund ungedruckter Quellen für 
die Lombardei vorlegt, nachdem er die Entwicklung des Instituts 
im Allgemeinen und für die früheren italienischen Staaten im Be- 
sonderen dargestellt hat, nicht ohne auch in letzterer Beziehung 
auf Grund ungedruckten Materiales Neues beizubringen. Das 
Exsequatur für die Besetzung der Episkopate ist dagegen noch 
heutiges im Königreich Italien geltendes Recht. Damit steht das 
Institut des Oekonomates im Zusammenhang: denn diese staatliche 
Behörde verwaltet die vakanten Benefizien. Auch dieses besteht 
noch heute und die speziellen lombardischen Rechtsnormen sind 
nicht ausser Geltung gesetzt. Insofern hat das Buch auch für das 
heutige Recht noch eine praktische Wichtigkeit, wenngleich seine 
Bedeutung doch wesentlich geschichtlicher Art ist. — Hoffentlich 
schreitet der Verf. auf dem mit grossem Erfolge betretenen Pfade 
weiter. Noch viele Schätze der italienischen Archive bedürfen der 
Hebung. E. Fr. 

27. Der Maire v. St. Denis hatte verboten auf öffentlicher 
Strasse, Pexhibition d'emblemes servant aux differents cultes; auf 
eingelegten appel comme d'abus ist diese Bestimmung kassirt worden. 
Vgl. Roussel, un recent appel comme d'abus. Revue du droit 
public. 1, 242. 

VE. Verfassung^ und Verwaltungsweg; der katholischen 

Kirche. 

14. Aucoc, Des changements apportes depuis 1884 ä la 
legislat sur les fabriques des eglises. Revue critique de legislat. 
et de jurisprud. 22, 428. 
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15. Pinel-Beaufin, Legislat. gen6r. des fabriques des 
egl. cath. de France, mise ä la portee de tous. Par. 94. 

16. Bresson, Du droit de nominat. apparten. aux eveques 
dans les conseils de fabrique. Rev. cath. des instit. et du droit 
1894 fevrier. 

17. Ducrocq, Dela personnalite civile en France du Saint- 
Siege et des autres puissances etrange>es. Revue du droit publ. 1, 47. 
(Die Frage wird bejaht). 

18. G e i g e 1 , Oertl. K.-Umlagen, Arch. f. K. K.R. 69, 269. 

19. Kirchl. Umlagen in Preussen betr. Arch. f # K. K.R. 
70, 328. 

20. S c h i 1 g e n *, D. kirchl. Vermögensrecht u. d. Vermögens- 
verwaltung in d. kath. K.Gemeinden d. gesammten preuss. Monarchie. 
3. der Geltungsbereich d. Preuss. Allgem. Landrechts. Paderborn 94. 
Bonifacius-Druckerei. M. 4. 

Mit dem vorliegenden Bande ist die zweite Auflage des 
Buches vollendet, und wir zweifeln nicht, dass die klare Darstellung 
des Verf. der Praxis gute Dienste leisten werde. Der Plan des 
Verf., dass jeder Band abgesondert verkäuflich sein und dem Be- 
nutzer die Normen des von dem Bande umfassten Rechtsgebietes 
vollständig darbieten solle, bringt auch für diesen Band mannig- 
fache Wiederholungen aus dem früheren mit sich. So erhält der 
Besitzer des ganzen Werkes beispielsweise das Gesetz v. 20. Juni 1875 
dreimal mit völlig gleichlautendem Kommentar. Ob es sich bei 
einer neuen Auflage nicht empfehlen würde, die allen Bände ge- 
meinsamen Stücke in einen für das Gesammtwerk bestimmten 
Supplementband zusammen zu fassen, möchten wir der Erwägung 
des Verf. anheimstellen. Dafür würde im 3. Band sich ein Ab- 
druck der landrechtlichen Bestimmungen empfehlen neben der 
dogmatischen Darstellung. A E. Fr. 

21. Karl*, Grundzüge d. Bayr. Stolrechts. Eine Studie a. 
d. Bayr. Staatskirchenrechte. Würzb. Gnad & Cie. 94. M. 1,20. 

Die kleine Schrift scheint eine Doktordissertation zu sein. 
So weit sie die allgemeine geschichtliche Entwicklung darstellt, 
trägt sie nicht den Charakter selbständiger wissenschaftlicher Forsch- 
ung und bereichert unsere bisherigen Kenntnisse nicht. Dagegen 
ist die Darlegung des bayerischen Rechtes nicht ohne Verdienst. 
Die Erörterung des Verf. über die Frage, ob Stolgebühren aufzu- 
geben seien, bewegen sich zu sehr auf der Oberfläche. 

E. Fr. 
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22. Benario*, Die Stolgebühren nach bayer. Staatskirchen- 
recht. München 94. C. H. Beck. 

Die kleine Schrift, von der Juristenfakultät Würzburg preis- 
gekrönt, giebt in nützlicher Weise eine Zusammenstellung des 
geltenden Stolgebührenrechtes, ohne die historischen Grundlagen 
zu vernachlässigen. Neues ist indessen in letzterer Beziehung nicht 
beigebracht worden, ja die Art der Quellenbenützung ist sogar nicht 
einwandfrei. Wer citirt fränkische Capitularien nach Loris Bei- 
trägen? Auch die evangelischen Kirchenordnungen hat der Verf. 
nicht selbst benutzt, sondern citirt sie nach dritten Gewährs- 
männern. Aber auch einzelne Punkte der geschichtlichen Dar- 
stellung — nicht freilich soweit sich diese auf die Stolgebühren 
selbst bezieht — geben zu Bedenken Anlass. Dadurch, dass da- 
für Autoren angeführt werden, deren Autorität selbst eine mangel- 
hafte ist, wird kein genügender Stützpunkt genommen. Nicht ohne 
Werth ist dagegen die Darstellung des bayerischen Rechtes, die 
ja auch den Hauptgegenstand der Arbeit bildet. Hier hat der 
Verf. auch direkt aus den Quellen geschöpft. E. Fr. 

23. J. R. Les honoraires de Messes IV., Le Can. contemp. 
1893, 347. 

24. P o r s c h , Gemischte und Familienstiftungen. Not- 
wendigkeit und Bedeutung ihrer staatl. Genehmigung. Arch. f. 
K. K.R. 71, 67. 

25. Das Schicksal eines v. H. Bischof Fleck zu Mainz ge- 
machten Handgeschenkes. Arch. f. K. K.R. 70, 223. 

26. D. Competenz d. K. K. Finanzprocuratur z. kirchl. Ver- 
tretung in Tirol u. Voralberg. Arch. f. K. K.R. 69, 304. 

27. Elliot, Teinds or Tithes, and procedure in the Court 
of Teinds in Scotl. 93. 

28. Salvioli, Le tlecime. Riv. di dir. eccl. 3 ? 519. 

Vin. Ordenswesen. 

8. Krön es, Beitr. z. Gesch. d. Jesuiten in Steiermark. Beitr* 
z. Kunde d. Steierm. Gesch.-Quellen. Bd. 24. 

9. Reusch, Beitr. z. Gesch. d. Jesuitenordens. Münch. 94. 

10. Piaget, Hist. de Tetablissement des Jesuites en France 
(1540—1640). Leide 93. 

11. Beaune, L'affaire des jesuites en France en 1845, Rev. 
des quest. hist. 53, 136. 
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12. Monumenta histor. Societ. Jesu nunc primum edita 
a Patrib. eiusdem societatis annus I. Matriti 94. Vita Ignatii 
Loiolae et rerum societat. Jesu hist. auctore J. A. de Polanco. 

13. Piaget, Essai sur l'organisation de la compagnie de Jesus. 
Leide 93. 

14. Tyck, Notices historiques sur les congregat. et com- 
munautSs relig. et les instituts de missionaires du XIX. siecle. 
Louvain 93. 

15. Regle de St.- Augustin, eveque et docteur de l'Eglise 
et Constitutions des Religieux de la Charit^ de 1' ordre de St.-Jean- 
de-Dieu. Lyon 94. 

16. Constitutiones congregat. Oratorii Jesu et Mariae 
immaculatae. Nogent-le-Rotrou 93. 

17. Statuts et regles de la congr6gat. des Religieuses 
de la Retraite. Societ6 de Marie. Angers 93. 

18. Boudinhon, Des confreries (Forts.). Le Can. contemp. 
17, 193. 

IX. Evangelisches Kirchenreclit. 

7. Siedersieben*, Gesch. d. Union i. d. ev. Landesk. Anhalts. 
Dessau. Rieh. Kahle 94. M. 3. 

Gegenüber den unklaren Auffassungen, welche die Existenz 
der Union in Anhalt theils leugnen, theils mit einem gemässigten 
Melanchtonianismus identificiren , ist es sehr verdienstlich vom 
Verf. gewesen, den wahren Sachverhalt geschichtlich festzustellen. 
Auf Grund theilweise auch ungedruckter Materialien legt Verf. den 
Entwickelungsgang der Union für A.-Bernburg, A.-Dessau u. A.- 
Cöthen abgesondert vor und zeigt gleichzeitig, dass die gesetzlich 
festgestellte Formen der Abendmahlsfeier — mit Ausnahme der luthe- 
rischen Gemeinden im früheren Herzogthum Cöthen — dem refor- 
mirten Ritus angehören. Der am Schluss des Werkes gegebene 
Abdruck der einschlagenden Urkunden erhöht die Brauchbarkeit 
des nützlichen, gut, klar und objektiv geschriebenen Buches. 

E. Fr. 

8. Rieker*, D. rechtl. Stellung d. ev. K. Deutschlands in 
ihrer geschichtl. Entwickelung b. z. Gegenwart. Leipzig 93. Hirsch- 
feld M. 10. 

Unsere Auffassung von der rechtlichen Stellung der evange- 
lischen Kirche Deutschlands beruhte bisher im Wesentlichen auf 
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den Darlegungen Richters, der in seiner „Geschichte der evange- 
lischen Kirchenverfassung in Deutschland (1851) diese spezielle 
Frage im Zusammenhange mit der Geschichte der inneren Ver- 
fassung behandelt. Durch Rieker findet zum ersten Male dieses 
Thema eine gesonderte eingehende Darstellung, und zwar zusammen- 
hängend von der Reformation bis in unsere Zeit. 

In den beiden ersten Kapiteln untersucht der Verfasser die 
Verhältnisse von Staat und Kirche im Mittelalter und die Anschau- 
ungen der Reformatoren über das Verhältniss von Staat und Kirche. 
Sind diese Kapitel eigentlich nur Einleitung, so beruht doch in 
ihnen, namentlich in dem zweiten derselben, nach meiner Ansicht 
der Schwerpunkt der Arbeit und ihr Hauptwerth. Dem Verf. ist 
es hier gelungen, im Gegensatze zu der herrschenden Meinung eine 
neue Grundanschauung der Reformatoren über das Verhältniss von 
Staat und Kirche aufzustellen, und meines Erachtens auch zu be- 
weisen, wonach das Ideal der Reformatoren keineswegs eine dem 
Staate gegenüber selbständige, unabhängige Kirche, sondern ein 
Gemeinwesen war, das in unlöslicher Einheit beides ist: Kirche 
und Staat. Innerhalb dieses Gemeinwesens werden wohl weltliche 
und geistliche Funktionen und Aemter unterschieden, aber stets 
wird dabei die Anschauung festgehalten, dass durch diese Ver- 
schiedenheit der Glieder die Einheit des Leibes nicht aufgehoben 
werde. Denn Christus hat nicht zwei, noch zweierlei Art Körper, 
einen weltlich und den anderen geistlich : Ein Haupt ist und einen 
Körper hat er. Verf. hält diesen Satz mit Sicherheit fest, be- 
gründet ihn, führt ihn unentwegt durch und zeigt damit im Gegen- 
satze zur allgemeinen Meinung, dass die enge Verbindung, welche 
zwischen Staat und evangelischer Kirche sich vollzog, die bis auf 
die Gegenwart fortdauert und die in neuerer Zeit als unprotestan- 
tisch und dem Ideal der Reformatoren widersprechend angefochten 
und bekämpft wird, nichts weniger denn ein Abfall von den Ge- 
danken der Reformatoren ist, sondern im vollsten Zusammenhange 
mit den Anschauungen derselben sich in ruhiger, geschichtlicher 
Entwickelung vollendet hat. — Verf. verfolgt die rechtliche Stel- 
lung der Kirche zunächst bis zum Westphälischen Frieden (Kap. III), 
bespricht darauf die naturrechtlichen Anschauungen und ihren Ein- 
fluss auf die Begriffe, von Staat und Kirche (Kap. IV), betrachtet 
sodann die rechtliche Stellung der Kirche vom Westphälischen 
Frieden bis zum Untergang des deutschen Reiches (Kap. V), geht 
endlich zur Darlegung der rechtlichen Verhältnisse in der Gegen- 
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wart über (Kap. VI), wobei er jeder einzelnen Kirche einen be- 
sonderen Abschnitt widmet, fasst im Kap. VII seine Ergebnisse 
noch einmal zusammen und zieht daraus Folgerungen auf die Gegen- 
wart mit ihren, auf Trennung von Sta#t und Evangelischer Kirche 
gerichteten Bestrebungen. 

Aus der erdrückenden Fülle des Materials hat es der Verfasser 
meisterhaft verstanden die leitenden Ideen herauszuarbeiten und ein 
klares und deutliches Gesammtbild zu schaffen. Aber nicht nur 
dieses. Nicht nur die oben erwähnte Grundanschauung der Refor- 
matoren ist eine völlig neue, sondern fast allen anderen mit seinem 
Thema, und daher mit der Verfassungslehre der evangelischen Kirche 
überhaupt in Berührung stehenden Fragen hat Verf. verstanden 
neue Seiten abzugewinnen und sie in neues, vielfach überraschendes 
Licht zu setzen. Was ich besonders lobend hervorheben möchte, 
ist neben der erschöpfenden Ausnutzung von Quellen und Literatur 
die Ruhe und die juristische Schärfe des Urtheils, sowie die glück- 
liche Art, die rechtliche Entwickelung im Zusammenhalt mit der 
wechselnden allgemeinen Weltanschauung, und den Zeitansichten 
über Christenthum, Kirche, Staat u. s. w. zur Darstellung zu 
bringen. 

An Widersprüchen wird es nicht fehlen. Und sind solche 
auch schon mehrfach laut geworden. Was z. B. die Ansichten der 
Reformatoren angeht, so haben dieselben häufig genug geschwankt, 
was historisch durchaus erklärlich und nur naturgemäss ist. So 
wird es nicht fehlen, dass auch für abweichende Ansichten Be- 
gründung gesucht und gefunden werden kann, aber man muss es 
dem Verf. lassen, dass er mit grosser Vorsicht seine Belege aus- 
wählt und die Widersprüche mit viel Geschick zu lösen unter- 
nimmt. Ueberhaupt erscheinen die Untersuchungen des Verf. so 
wohl fundirt, dass es einer eingehenden Würdigung und einer 
völligen Neu -Arbeit aus dem gesammten Quellen — Material 
heraus bedürfen wird, um seinen Ausführungen entgegentreten zu 
können. Immerhin sei es mir gestattet, an dieser Stelle auf einige 
Punkte hinzuweisen. 

Was die Stellung der Obrigkeit in der Kirche betrifft, oder 
was wir gemeiniglich „Landesherrliches Kirchenregiment" zu nennen 
pflegen, so scheint mir der Verf. zu ausschliesslich mit den An- 
sichten der Reformatoren und den Theorieen der betreffenden Zeit 
zu operiren. Dass diese sich nicht immer durch besondere juristische 
Schärfe und Klarheit auszeichnen, darf und will ich nicht betonen. 
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Denn die Lehre der Reformatoren lässt sieh selbstverständlich nur 
aus ihren Schriften entwickeln und was der Verfasser auf diesem 
Gebiete geleistet hat, halte ich, wie oben bemerkt, für ganz vor- 
trefflich. Dagegen für die juristische Beurtheilung der rechtlichen 
Verhältnisse, wie sie in Wirklichkeit bestanden, können sie nicht 
allein massgebend sein. Gewiss ist auch für das Verständniss des 
Tatsächlichen die Benutzung der Schriften der kirchlichen und 
weltlichen Theoretiker der Zeit nicht zu unterschätzen, aber sicher- 
lich kann sie dafür nicht allein ausschlaggebend sein. Will ich 
die Rechtslage der evangelischen Kirche, ihre Stellung zum Staate 
in einer bestimmten Epoche darstellen, so scheint es mir nicht bloss 
darauf anzukommen, wie die Theoretiker damals das Amt, seine 
rechtliche Grundlage konstruirt haben, sondern wie dieses Amt mit 
seinen Funktionen wirklich beschaffen war. Und diese realen 
historischen Thatsachen darf man dann wohl auch vom modernen 
Standpunkte aus beurtheilen. Wer besass das Recht, die Aemter 
zu besetzen, die kirchlichen Rechtsvorschriften zu erlassen u. s. w. ? 
Lässt sich dies juristisch als ein „Herrschen", „Regieren" be- 
zeichnen? Bilden Staat und Kirche wirklich eine juristische Ein- 
heit, wie es der Vorstellung der Reformatoren entsprach? Lässt 
sich nicht die Analogie der katholischen Kirche verwerthen? So 
kann ich auch dem Verf. in seiner neuen Auffassung über die Con- 
sistorien im 16. Jahrh. nicht voll zustimmen. Auch hier scheint 
es mir vorwiegend darauf anzukommen, aus welcher Quelle diese 
Behörden ihre Befugnisse wirklich ableiteten und in wessen Namen 
sie thätig wurden. Man vergleiche dazu den Entwurf des Reskripts 
des Kurfürsten von Sachsen (Richter, Gesch. der ev. Kirchenverfas- 
sung S. 116 ff.), in welchem den Konsistorien vom Kurfürsten, als 
der Obrigkeit, Gewalt, Befehl und Kommission gegeben wird, oder 
über die württembergischen Konsistorien Eisenlohr, Geschichtl. Ein- 
leitung der rechtl. Verhältnisse der ev. Kirche in Württemberg* 
Tübingen 1836. S. 77 ff. 

Der Verf. operirt wesentlich mit zwei Gedankenreihen. Ein- 
mal der mittelalterlichen und in die Neuzeit fortdauernden Welt- 
anschauung von der Einheit des christlichen Körpers, innerhalb 
dessen die geistliche und weltliche Gewalt nicht mehr bedeutet, 
als eine Sonderung in der administrativen Organisation des einen 
Körpers (S. 97). Wenn nun auch diese Auffassung bestand, und 
nach derselben der Landesherr als Vorstand des christlichen Gemein- 
wesens, nicht einfach als Staatsoberhaupt die wichtigsten kirchlichen 
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Angelegenheiten sich selbst zur Entscheidung vorbehielt, so war es 
in Wahrheit doch immer der Landesherr, der diese Fragen ent- 
schied, der den Konsistorien Kraft und Gewalt verlieh. Und wenn 
man von den Zeitansichten absieht, so war in Wirklichkeit die 
evangelische Kirche doch nicht bloss das unsichtbare corpus ge- 
blieben, dessen Haupt und Gebieter Christus ist, — innerhalb dieses 
Kirchenbegriffes konnte und kann allerdings von einem landesherr- 
lichen Kirchenregiment nicht die Rede sein — sondern innerhalb 
eines jeden Territorium entfaltete die evangelische Kirche eine rege 
Thätigkeit auch in äusseren rechtlichen Dingen, besass sie eine 
eigenartige, mehr oder weniger abgeschlossene Organisation, sowohl 
die Gesammtkirche, wie die Einzelgemeinde, besass sie eigenes Ver- 
mögen u. s. w., wenn auch die Theorie noch nicht gefolgt war und 
der naturrechtliche Begriff der selbständigen Genossenschaft noch 
nicht gefunden war. Diese mittelalterliche Weltanschauung der 
Einheit alles christlichen Lebens bestand doch erst recht vor der 
Reformation, und doch stehen dort in Wirklichkeit Staat und 
Kirche geschlossen sich scharf gegenüber. Was will gegenüber 
der Wirklichkeit die Theorie von den beiden Schwertern innerhalb 
des unum corpus christianum besagen? Wenn Verf. in der Ein- 
leitung S. 3 7 ff. die Behauptung aufstellt, dass auch schon vor der 
Reformation ein landesherrliches Kirchenregiment bestanden habe, 
so scheint mir das zu weit zu gehen. 

Gewiss ist es verkehrt, den historischen Zusammenhang zwi- 
schen der Stellung der Landesherren vor und nach der Reformation 
zu unterschätzen, wie dies früher in ungeschichtlicher Betrachtungs- 
weise geschah, — es scheint mir aber, als wenn man heute dieses 
Moment überschätzte. Aus den vorreformatorischen Ansätzen heraus 
muss doch die Entwicklung in der Reformation naturgemäss plötz- 
lich zu überraschenden Resultaten geführt haben ; befand sich doch 
der Reformationsfürst als Inhaber der einzigen Gewalt im Staate 
einer organisationslosen, um Hülfe flehenden und auf ihn angewie- 
senen Kirche gegenüber, und nicht dem internationalen Machtgefüge 
der katholischen Kirche. Es fehlt zudem über diese vorreformato- 
rische Stellung der Landesherren zur Zeit noch an erschöpfenden 
historif chen Untersuchungen. Die wenigen Beispiele des Verf. be- 
weisen . nichts. Ebenso gut könnte man z. B. heute von einem 
landesherrlichen Kirchenregiment des Königs von Bayern gegenüber 
der katholischen Kirche reden. Sätze wie: „Dux Cliviae est papa 
in suis terris" und ähnliche, haben vorwiegend negative. Bedeutung. 



Digitized by 



Google 



228 Literaturübersicht. 

Ein anderer Gedankenkreis, mit welchem Verf. operirt, ist die 
Anschauung von der rechtlichen Stellung der Obrigkeit: „Die Be- 
stellung einer menschlichen Herrschaft über die Kirche ist eine 
unvollziehbare Vorstellung was die Obrigkeit in kirch- 
licher Beziehung thut, das ist nicht ein Verfügen und Herrschen 
über die Kirche als ihr Objekt, sondern es ist ein Handeln an 
der Kirche als einer ihr gegenüberstehenden, unabhängig von ihrem 
Wesen vorhandenen Anstalt, einer göttlichen Stiftung, es ist die 
Ausübung einer heiligen Pflicht, aber nicht die Geltendmachung 
eines Herrschaftsrechtes. 4 * Alles dies also wiederum nach den An- 
schauungen der Zeit. Wenn diese Anschauung auch in den Kreisen 
der Obrigkeit die geltende war, wenn auch die Landesherren von 
ihrer Pflicht, für reine Lehre im Lande zu sorgen, durchdrungen 
waren, dasjenige, was aus dieser Pflicht, dieser Fürsorge, thatsäch- 
lich hervorging, war ein Regieren und Verfügen, und, was die 
Landesherren zuerst nur in der Noth thaten, an Stelle der kirch- 
lichen Gewalt, welche ihre Schuldigkeit nicht that, als eine interi- 
mistische Einrichtung vornahmen, das wurde doch sehr bald, weil 
die kirchliche Gewalt dauernd unthätig blieb, eine ständige In- 
stitution. Dass damit auch bald der ursprüngliche Grundgedanke 
verloren gehen musste, ist erklärlich, aber für unsere gegenwärtige 
Betrachtung gleichgültig. Wenn man die rechtliche Stellung der 
Kirche und nicht lediglich die Ansichten der Reformatoren über 
dieselbe darstellen will, muss man die Frage nicht so formuliren: 
Aus welchem Rechtstitel — selbst nach eigener Anschauung — 
übte die Obrigkeit ihre Befugnisse aus, sondern: Wurden diese 
Befugnisse an sich, oder in der Art ihrer Ausübung etwa durch 
diese Auffassung eigentümlich beeinflusst, wurden sie dadurch etwa 
qualitativ verschieden von den Befugnissen, welche die Obrigkeit 
in späterer Zeit, in der Gegenwart, bei veränderten Grundanschau- 
ungen über Kirche, Staat, ihr Verhältniss zu einander, ausübte und 
ausübt. Man mag daher nach den Begriffen der Zeitgenossen von 
einem landesherrlichen Kirchenregiment noch nicht reden können, 
ob es nicht aber thatsächlich bestand, ist eine ganz andere Frage. 
Inhaltlich haben sich die Rechte des Landesherrn in der Kirche 
seit der ersten Konsolidation der Verfassungsbildung bis in unser 
Jahrhundert nicht wesentlich verändert, die theoretischen Konstruk- 
tionen haben dagegen beständig geschwankt. Aus diesen Gründen 
vermag ich daher auch manchen Schlussfolgerungen des Verf. nicht 
beizutreten. So, wenn er S. 357 ff. das landesherrliche Kirchen- 
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regiment erst im 19. Jahrhundert entstehen lässt. Dies ist wenig- 
stens materiell betrachtet nicht der Fall» Denn der Landesherr 
hat keine seiner Befugnisse verloren und keine neuen hinzuerworben. 
Ja, wenn man auf die theoretische Konstruktion zukommen will, 
wird denn nicht auch schon im 18. Jahrhundert, im Kollegialsystem 
unterschieden, zwischen den „der Staatsgewalt gegen jede Kirche 
zustehenden Befugnissen und den ihr von der evangelischen Kirche 
irgendwie übertragenen iura collegialia dieser Kirche u (S. 354)? 

Auch Einzelausführungen kann ich mich nicht immer an- 
schliessen. Ich hebe Einiges hervor. 

Dass der Gedanke des allgemeinen Priesterthums für die Ver- 
fassung ganz werthlos und gleichgültig gewesen sei, will mir 
nicht einleuchten. Allerdings war er dies nach der Meinung der 
Reformatoren — daher sehr richtig Kieker S. 81 — ein Einfluss 
auf die Verfassung war nicht beabsichtigt, denn der Gedanke ist 
prinzipiell ein rein religiöser. Aber er bedingt doch die Gleich- 
heit sämmtlicher Kirchenglieder und der Gegensatz von Klerus und 
Laien ist bekanntlich eines der Hauptfundamente des katholischen 
Kirchengebäudes; ohne Niederreissen dieser Schranke wäre doch 
eine Presbyterial-Synodal-Gestaltung nicht denkbar. 

Auch mit dem, was Verf. über die bayerischen kirchlichen 
Verhältnisse sagt (S. 365, 387, 451 ff.) kann ich mich nicht allent- 
halben einverstanden erklären. Auch nicht mit den Schlussfolge- 
rungen auf S. 471, 472 u. s. w. 

Ich wollte hier lediglich einigen Bedenken Raum geben ; eine 
eingehende Untersuchung beabsichtige ich an dieser Stelle nicht. 
Ich bin überzeugt, dass Riekers Buch eine lebhafte wissenschaft- 
liche Aussprache herbeiführen wird. Die grosse Menge der neuen 
Aufstellungen, welche mit liebgewordenen Anschauungen vollständig 
brechen, fordert dazu heraus und die Vortrefflichkeit des Buches, 
welches den besten Erscheinungen der neueren kirchenrechtlichen 
Literatur zuzuzählen ist, rechtfertigt dieselbe. 

E. Sehling. 

9. Bacher, Z. Gesch. d. Ordination. Monatsschr. f. Gesch. 
u. Wissensch. d. Judenth. 38, 122. 

10. Kolde, Z. Gesch. d. Ordination u. d. Kirchenzucht. Theol. 
Stud. u. Krit. 1894. H. 2. 

11. Braune, D. Bedeutung d. Bekenntnisses u. d. Verpflich- 
tung darauf in d. ev.-luth. K. Neue kirchl. Ztschr. V. H. 2. 

12. Blanckmeister, Aus d. kirchl. Leben d^ Sachsenlandes. 
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HE. Aktenstücke. 

Mitgetheilt von Friedberg« 



Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 

16. Congreg. concilii 9./9. 93. Firmana. Ueber die testi- 
monialia für die Ordination ; Litteras testimoniales esse necessarias 
quoties promovendus moratus fuerit in aliqua dioecesi saltem per tri- 
mestre. Le Can. cont. 17, 40. 

17. Decr. Congr. epp. et regulär. 16. /9. 93. Quae sint 
partes Abbatis Primatis Benedictinorum nigrorum eiusque iura et 
officia in Universum ordinem. Le Can. contemp. 17, 107. 

18. Congreg. epp. et regul. 12./2. 94. Interpretation des 
Decr. Auctis admodum (s. oben S. 97). Le Can. contemp. r7, 289. 

19. Congreg. Conc. 24./2. 94. Imped. vis ac metus. Le can. 
cont. 17, 278. 

20. Congreg. inquis. 4./2. 92. Präsumption des Todes eines 
Ehegatten. Le can. contemp. 17, 277. 

21. Congr. Concilii 18./3. 93. Cameracens.: Die Ehe eines 
Hermaphroditen ist gültig, wenn er nicht impotent ist in Bezug 
auf das Geschlecht, als welchem zugehörig er die Ehe geschlossen 
hat. Acta S. Sed. 26, 223. 

22. Ueber den Beweis de statu libero bei Eheschliessung: 
Beschl. d. Syn. v. Ostia u. Velletri. Oktob. 1892. Le can. cont. 
17, 91. 

23. Fall einer Eheschliessung unter der Bedingung de prole 
vitanda. Le can. cont. 16, 229. 

24. Congr. Conc. Nemausen. 9./9. 93. Dispensat. matr. rati 
nee consummati. Acta S. Sed. 26, 321. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV. 2. jg 
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25. Dgl. Varsav. seu Lublinens. 15./7. 93 ib. 355. 

26. Congreg. Conc. Causa Varsaviens 27./8. 92. Dispen- 
satio matrim. non consummat. (Grund relative Impotenz). Acta S. 
Sed. 25, 542. 

27. Dgl. Causa Mantuana 10./12. 92 ib. 554 (in beiden Fällen: 
cum VII. manu propinquorum). 

28. Dgl. Causa. Briocens. 10./12. 92 ib. 594. 

29. Fall einer dispens. v. matrim. ratum et non consummatum, 
nachdem die Frau sich schon anderweit verheirathet hatte und 
demnach die Untersuchung ihrer Virginität ausgeschlossen war. Le 
can. cont. 16, 232. 

GericMssprüclie* 

29. Erk. d. R.Ger. I. Strafsen. v. 27./4. 93 betr. Entziehung 
eines Kindes. Erk. d. R.Ger, in Srafsachen 24, Nr. 44, S. 133. 

Die am 6. September 1878 geborene Tochter des evangelischen Tage- 
löhners L. und seiner katholischen Ehefrau, der Angeklagten L., ist auf 
Veranlassung des Vaters auf den evangelischen Glauben getauft. Der Vater 
soll bei seiner Verheirathung durch einen katholischen Geistlichen letzterem 
eidlich gelobt haben, seine Kinder katholisch taufen und erziehen zu lassen, 
auch vor seinem am 18. Dezember 1880 erfolgten Tode seiner Ehefrau die 
Wahl der Religion freigegeben haben, wahrend eine Zeugin bekundet hat, 
dass der Vater in den letzten Tagen vor seinem Tode sie gebeten habe, 
dafür zu sorgen, dass die hinterbliebenen Kinder in der evangelischen Reli- 
gion erzogen würden. Die als Vormünderin bestellte Angeklagte L. Hess 
nach dem Tode ihres Mannes an ihrer Tochter Maria Elisabeth L. die bei 
der katholischen Taufe üblichen Ceremonien nachholen und dieselbe, die bis 
dahin in der evangelischen Diakonissenanstalt zu T. untergebracht war, An- 
fangs 1883 in das vom Angeklagten S. als Rektor und Seelsorger geleitete 
katholische Hospital in T. aufnehmen. Auf Betreiben des evangelischen 
Presbyteriums zu T., das Kind wieder der Diakonissenanstalt zuzuführen, 
wurde dasselbe zwar der Mutter zurückgegeben, indess unter Einwilligung 
der Mutter vom Angeklagten S. sofort am 5. Mai 1884 in die katholische 
Erziehungsanstalt zu F. gebracht und dann schon am 26. Mai desselben 
Jahres, „da der Angeklagte S. dasselbe dort dem Presbyterium gegenüber 
nicht mehr sicher glaubte", ins Ausland in das von Nonnen geleitete Hospital 
zu E. im Grossherzogthume L. In letzterem fungirte die Zeugin Katharina 
W. gegen 9 Mk. Monatslohn als Aufseherin über die Kinder. Weitere An- 
träge des Presbyteriums beim Vormundschaftsgerichte, dafür zu sorgen, dass 
die Angeklagte L. ihre Tochter evangelisch erziehen lasse, blieben resultat- 
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los. Als das Presbyterium die Zeugin Diakonissin S. am 15. Augast 1884 
nach F. schickte, um das Kind abzuholen, wurde ihr dort mitgetheilt, dass 
das Kind bereits weggebracht sei. Die Angeklagte L. erklärte dem Vor- 
mundschaftsgerichte am 21. August 1884, dass ihr Kind ohne ihr Vorwissen 
bei einer ihr unbekannten Dame in L. untergebracht sei, am folgenden Tage, 
dass sie es selbst dieser „wohlthätigen** Dame, Katharina W., in, E. über- 
geben habe, brachte, auch eine mit „Fräulein Katharina *W. tt unterzeichnete 
Bescheinigung, dass diese das Kind bis zum 14. Lebensjahre in Pflege und 
Erziehung übernommen habe, bei. Der Angeklagte S. hat erklärt, dass diese 
Bescheinigung wahrscheinlich von ihm besorgt worden. Die demnächst vom 
Presbyterium wegen Abholung der L. aus E. erbetene Intervention der 
Königlichen .Regierung zu T. wurde ablehnend beantwortet. Da die Mutter 
unter wiederholter Versicherung, dass sich ihrer Tochter eine gewisse 
Katharina W. zu E. angenommen, die Rückholung verweigerte, wurde ihr 
am 5. November 1884 unter Hinweisung auf die Deklaration vom 21. November 
1803 vom Vormundschaftsgerichte eröffnet, dass, wenn sie nicht binnen 
Monatsfrist nachweise, dass das Kind in der evangelischen Religion erzogen 
werde, sie Gefahr laufe, als Vormünderin entsetzt zu werden. Diese Ent- 
setzung wurde alsdann auf Grund der Bestimmungen der genannten Dekla- 
ration und der Kabinetsordre vom 17. August 1825, sowie des § 63 der Vor- 
mundschaftsordnung durch »Beschluss vom 19. April 1887 ausgesprochen. 
Es wurde darin hervorgehoben, dass das Kind vorerst in das Kloster zu F. 
und gegenwärtig nach E. in L. „offenbar dirigirt sei, um es den diesseitigen 
Massnahmen möglichst zu entrücken 1 *. Als Vormund wurde hierauf am 
17. August 1887 durch einen den Vormundschaftsrichter vertretenden, mit 
den Vorgängen nicht bekannten Dezernenten der Angeklagte S. bestellt. 
Letzterer Hess, „da der Aufenthalt des Kindes mehr oder weniger bekannt 
geworden ***, dasselbe im Jahre 1888 durch die Mutter in E. abholen, zu sich 
nach T. bringen und nach wenigen Stunden durch eine andere Frauensperson 
in das katholische Kloster vom Kinde Jesu zu Ech. in L. überführen, „um 
es gegen die Bestrebungen des Presbyteriums um so sicherer zu stellen". 
Die Oberin in E. wurde benachrichtigt, sie brauche sich um das Kind nicht 
weiter zu kümmern; der Katharina "W. theilte eine Schwester im Kloster zu 
E. mit, dass das Kind nach Ech. gebracht worden, „es brauche dies aber 
niemand zu wissen". Die Angeklagte L. hat ihre Tochter in Ech. einige 
Male besucht, namentlich im Jahre 1890, in welchem die Tochter zur ersten 
Kommunion zugelassen wurde. Die Pflegegelder hat der Angeklagte S. an 
das Kloster zu Ech. aus dem Fonds der „katholischen Armenschule* 4 in T. 
abgeschickt. 

Von all diesen Vorgängen, dass insbesondere das Kind nicht zu einer 
wohlthätigen Dame in E., sondern im dortigen Kloster untergebracht, 
sodann aber nach Ech. gebracht worden, hat das Vormundschaftsgericht 
nichts erfahren. 

Am 16. Oktober beantragte der evangelische Pfarrer in T. die Be- 

16* 
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Stellung eines evangelischen Vormundes und am 12. April 1891, da sich der 
Angeklagte S. weigerte, die Vormundschaft freiwillig niederzulegen, dass der 
Angeklagten L. das ihr noch verbliebene Erziehungsrecht genommen und 
dem Vormunde S. aufgegeben werde, die L. jun. evangelisch zu erziehen. 
In dem zur Verhandlung hierüber am 6. Mai 1891 angestandenen Termine 
erklärte die Angeklagte L. vor dem Vormundschaftsgerichte , ihre Tochter 
befinde sich noch immer zu E. bei der Katharina "W., worauf das Vormund- 
schaftsgericht sie durch Verfugung vom 2. Juli 1891, die abschriftlich dem 
Angeklagten S. mitgetheilt wurde, wiederholt anwies, die Tochter in der 
evangelischen Religion erziehen zu lassen, widrigenfalls sie Entziehung des 
Erziehungsrechtes zu gewärtigen habe. Auch diese Aufforderung blieb 
fruchtlos. Ungeachtet des "Widerspruches des Angeklagten S. wurde darauf 
durch den der Mutter am 4. August 1891 zugestellten Beschluss vom 3. August 
1891 der Angeklagten L. das Erziehungsrecht genommen, da, wie der Be- 
schluss unter anderem lautet, „die Mutter sich der Erziehung ihrer Tochter 
in der evangelischen Religion in hartnäckigster "Weise widersetze und das 
Kind in das Ausland gebracht worden sei, um dort in der katholischen Re- 
ligion erzogen werden zu können 4 *. Am Tage darauf, am 5. August 1891, 
erklärte der mit jenem Beschlüsse bekannt gemachte Angeklagte S., dass er 
sich nicht für verbunden erachte, dem Kinde nunmehr, wie dies gefordert 
werde, eine evangelische Erziehung zu geben. Der Angeklagte S. wurde 
hierauf durch Beschluss vom 6. August 1891 ebenfalls der Vormundschaft 
entsetzt , die hiergegen eingelegte Beschwerde aber unterm 9. September 

1891 als unbegründet verworfen. An seiner Stelle wurde am 7. August 1891 
der evangelische Pfarrer M. als Vormund bestellt. 

Auch während der Zeit dieser Verhandlungen ist dem Vormundschafts- 
gerichte keine Mittheilung gemacht, dass die L. jun. nach Ech. überfuhrt 
worden sei. Eine Spur dorthin wurde vielmehr erst durch eidliche Ver- 
nehmungen von Zeugen entdeckt, bis schliesslich die Klosteroberin D. am 
23. Juni 1892 erklärte, dass sie die L. jun. nach vorgängiger Anfrage seitens 
des Angeklagten S. im Sommer 1888 in das Kloster zu Ech. aufgenommen 
habe, wonach st denn auch Angeklagter S. selbst im Hauptverhandlungs- 
termine diese Sache zugab. Die von dem neuen Vormunde M. gleich nach 
Uebernahme der Vormundschaft über den Aufenthaltsort der L. jun. an- 
gestellten Ermittelungen haben sodann ergeben, dass die L. jun. „im Sommer 
1891" von Ech. wieder fortgenommen und seitdem spurlos verschwunden ist. 
Gleiwohl hat die Angeklagte L. noch am 11. August 1891 vor der Polizei- 
behörde erklärt, dass ihre Tochter sich in E. befinde, während sie später 
zugestanden, dass sie dieselbe mehrmals, zuletzt Pfingsten 1891, in dem 
Kloster in Ech. besucht habe. 

Auf Grund der §§ 235. 47. 4 Abs. 2 Nro. 3 St.G.B/s in Verbindung 
mit den Artt. 368, 369 des luxemburgischen Strafgesetzbuches sind hier- 
nächst die Angeklagten durch den Eröflhungsbeschluss vom 16. November 

1892 als verdächtig erachtet, seit dem 7. August 1891 die L. jun. ijirem 
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Vormunde, Pfarrer M., entzogen zu haben, insbesondere dadurch, dass sie 
dem Vormundschaftsgerichte zu T. die Unterbringung des Kindes in dem 
Kloster zu Ech. im Jahre 1888 und dessen Wiederherausnahme aus dem- 
selben im Sommer 1891 verschwiegen, die L. ausserdem dadurch, dass sie 
noch am 11. August 1891 wider besseres Wissen vor dem Polizeikommissar 
erklärte, ihre Tochter befinde sich in E. Es ist auf Freisprechung erkannt 
bezüglich beider Angeklagten, weil die Möglichkeit keineswegs ausgeschlossen 
sei, dass eine andere Person hinter dem Rücken der Angeklagten das Kind 
bereits vor der Bestellung des Vormundes M. aus dem Kloster zu Ech. habe 
wegnehmen lassen, bezüglich der Angeklagten L. ferner, weil die von ihr 
am 6. Mai 1891 und 11. August 1891 abgegebenen Erklärungen in keinem 
ursächlichen Zusammenhange mit der thatsächlich durch einen Dritten her- 
beigeführten Entziehung der L. jun. ständen. Die Revision behauptet Ver- 
letzung des § 235 St.G.B.'s durch rechtsirrthümliche Auffasung seiner That- 
bestandsmerkmale und Verletzung des § 263 St. P.O., weil nicht alle von 
den Angeklagten zur Vereitelung des Aufsichtsrechtes des Vormundes M. 
vorgenommenen Handlungen und Unterlassungen gewürdigt seien. 

Die Revision musste für begründet erachtet werden. 

Aus den Gründen: 

Das Urtheil geht rechtlich zutreffend davon aus, dass der 
Thatbestand des § 235 St.G.B.'s auch dann vorliegen würde, wenn 
die Angeklagten durch bereits vor dem 6, August 1891 — unter 
Anwendung von List gegenüber dem Vormundschaftsgerichte — 
vorgenommene und in ihren Wirkungen über den 7. August 1891 
hinaus fortbestehen gelassene vorsätzliche Handlungen die that- 
sächlich feststehende Entziehung der minderjährigen L. ihrem 
jetzigen Vormunde, dem Pfarrer M., gegenüber verursacht hätten. 
Es nimmt weiter an, dass hierfür auch Unterlassungen genügt 
hätten. Dadurch aber, dass es im unmittelbaren Anschlüsse daran 
die Möglichkeit erörtert und feststellt, eine andere dritte Person 
habe ohne Wissen der Angeklagten das Kind schon vor der Be- 
stellung des Vormundes M. aus dem Kloster zu E. weggenommen, 
beschränkt es die zur Anklage gestellte Kindesentziehung lediglich 
auf die Thatsache der Entfernung des Kindes aus dem Kloster 
zu Ech. In dieser Auffassung giebt das Urtheil dem Begriffe der 
„Entziehung" eine zu weitgehende Beschränkung. Was unter Ent- 
ziehung als Thatbestandsmerkmal des § 235 St.G.B.'s zu ver- 
stehen, hat das Urtheil des Reichsgerichtes vom 27./30. November 
1888, 

Entsch. desselben in Strafs. Bd. 18 S. 273, 



Digitized by 



Google 



238 Aktenstücke. 

aus dem Gesichtspunkte, ob dazu erforderlich, dass ein Abhängig- 
keitsverhältniss des Minderjährigen von dem Entziehenden begründet 
werden müsse, ausführlich niedergelegt. Es ist dort aber auch 
nachgewiesen, dass an die Stelle des Ausdruckes „entführen" im 
§ 206 des preuss. Strafgesetzbuches : „Wer eine minderjährige 
Person durch List oder Gewalt ihren Eltern oder Vormündern 
entführt", in § 235 des deutschen Strafgesetzbuches das Merkmal 
„entziehen" nur um deshalb aufgenommen ist, weil das erstere, 
die Entführung, nur an Frauenspersonen begangen werden könne, 
im übrigen aber ein Unterschied in beiden Thatbeständen — ab- 
gesehen von der Hinzufügung der „Drohung" als ferneres Mittel 
für die Entziehung — nicht hergestellt werden solle. Nun ist 
aber die Vorschrift des § 206 des preuss. Strafgesetzbuches nach 
der Revision der Gesetzeskommission von 1845 aus den Bedürf- 
nissen entstanden, „für den Fall eine ausdrückliche Bestimmung 
zu haben, wenn ein Kind fremdem Einflüsse in Beziehung auf Er- 
ziehung, religiöses Bedürfniss und Lebensbestimmung unterworfen 
werden solle", weil dadurch das Recht der Erziehungsgewalt ge- 
kränkt werde. Es ist dort als Beispiel für den Thatbestand des 
§ 206 a. a. 0. angeführt, wenn ein Kind, auch in wohlwollender 
oder vermeintlich guter Absicht entführt wurde, um es in einem 
anderen Glauben erziehen zu lassen". Der Entwurf von 1847 
nahm in die Strafvorschrift als Zweck auf, „um die Person mit 
Kränkung der Erziehungsrechte seiner Eltern oder Vormünder . . . 
einem fremden Einflüsse in Betreff der Erziehung des religiösen 
Bekenntnisses oder der Lebensbestimmung zu unterwerfen". Nach- 
dem sodann der vereinigte ständische Ausschuss statt „Kränkung" 
lieber „Verletzung" oder „Beeinträchtigung" für passender gehalten, 
wurde schliesslich die ganz allgemeine Fassung des § 206 a. a. 0. 
gewählt, wobei, wie die Motive lauten, „eine Handlung gedacht sei, 
welche lediglich zum Zwecke der Vereitelung des Erziehungs oder 
Aufsichtsrechtes der Eltern oder Vormünder unternommen werde". 

Vgl. Goltdammer's Materialien zum preuss. Strafjgesetzbuche 

Bd. 2 S. 441. 
Für eine Aenderung dieser Auffassung, wonach schon eine Kränkung, 
Verletzung, Beeinträchtigung, Vereitelung des Erziehungsrechtes ge- 
nügt, findet sich auch, wie bereits angedeutet, in der Entstehungs- 
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geschickte des § 235 St.Gr.B.'s ein Anhalt nicht vor. Der Wort- 
laut „entziehen 44 ferner hat nur eine Beseitigung der früheren 
Verbindung zum Inhalte. Ebenso daher, wie es thatsächlicher 
Erwägung anheimfällt, ob das für den Begriff der Entziehung 
nothwendige Mass der beabsichtigten Dauer jenes Zustandes vor- 
handen ist, ebenso wird es Sache des Einzelfalles sein, zu prüfen, 
ob eine derartige Beeinträchtigung des Erziehungsrechtes herbei- 
geführt worden, die sich als eine Entziehung des letzteren dar- 
stellt. Keinenfalls aber ist erforderlich, dass die Beseitigung jeder 
auch nur irgendwie denkbaren Möglichkeit, das Erziehungsrecht 
auszuüben, erstrebt wird — welcher Fall absolut sich übrigens 
nur bei der Tödtung des Kindes denken liesse, — oder dass ein 
Zustand herbeigeführt sein muss, in welchem, weil der Aufenthalt 
des Kindes ganz unbekannt, keinerlei Erziehungsgewalt ausgeübt 
werden kann. Vielmehr muss es genügen, wenn das Erziehungs- 
recht in seinem wesentlichen Inhalte, also vor allem in dem jeder- 
zeitigen unbehinderten Verfügungsrechte über dessen körperliche 
oder geistige, insbesondere auch religiöse Ausbildung beeinträchtigt 
wird. Der erste Richter musste also in objektiver Richtung 
prüfen, ob nicht schon die Unterbringung in dem ausländischen 
katholischen Kloster zu Ech. an sich einem nicht zustimmenden 
Vormunde gegenüber eine Entziehung im Sinne des § 235 St.G.B.'s 
darstellte, insbesondere auch mit Rücksicht darauf, dass, wie der 
Erfolg gelehrt hat, das Kind aus demselben ohne Vorwissen des 
Vormundes, der die Unterbringung veranlasst hatte, durch eine 
beliebige dritte Person herausgenommen werden und dass diese 
sich desselben derart bemächtigen konnte, dass das Kind für die 
zu der Erziehung berechtigten Personen schliesslich vollständig 
verschwunden ist. Es musste sodann in subjektiver Beziehung er- 
örtern, ob die Angeklagten sich sagen mussten, dass demnächst 
ein evangelischer Vormund werde bestellt werden, und sodann 
weiter prüfen, ob es im Bewusstsein und Willen der Angeklagten 
gelegen, diesem demnächst zu bestellenden Vormunde die Aus- 
übung des Erziehungsrechtes zu vereiteln. Für ein derartiges 
Wissen und Wollen finden sich im Urtheile eine Reihe von Fest- 
stellungen. Beiden Angeklagten war bekannt, dass auf Betreiben 
des Presbyteriums die Anordnungen der Vormundschaftsbehörde 
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seit dem Jahre 1884, in welchem die L. jun. das schulpflichtige 
Alter erreicht hatte, dauernd dahin gingen, dass dieselbe evange- 
lisch erzogen werde. Abgesehen ferner von der oben wieder- 
gegebenen Begründung des obervormundschaftlichen Beschlusses 
vom 19. April 1887, hat auch das Urtheil, wie dies ebenfalls be- 
reits erwähnt, angenommen, dass der Angeklagte S. die L. jun. 
in die verschiedenen Klöster verschleppt habe, um dieselbe vor 
dem Presbyterium zu verbergen. Freilich wird weiter für den 
Thatbestand des § 235 St.G.B.'s, wonach dem Vormunde das 
Kind entzogen sein muss, nur die Zeit seit Antritt des neuen Vor- 
mundes in Betracht kommen können, da nach der im Urtheile 
niedergelegten Sachdarstellung man wird annehmen müssen, dass 
vorher die Verfügungsgewalt des bis dahin bestellt gewesenen Vor- 
mundes über die L. jun. bestehen geblieben ist. Wurden aber die 
Angeklagten bei ihrem Handeln von der Absicht geleitet, gerade 
für den Fall der demnächstigen Bestellung eines anderen Vormun- 
des gegen diesen die Beseitigung der Erziehungsgewalt herbeizu- 
führen, so vollendete sich ihr strafbares Handeln mit dem Eintritte 
des neuen Vormundes, und es war gleichgültig, ob das Mass der 
Beeinträchtigung des Erziehungsrechtes durch die fernere Thatsache 
der weiteren Verschleppung des Kindes aus Ech. nach einem un- 
ermittelt gebliebenen Orte noch erhöht wurde. Hiervon unabhängig 
blieb dann immer noch die weitere Frage zu erörtern, ob die An- 
geklagten nicht auch jene weitere Wegführung aus Ech., selbst 
wenn dieselbe schon vor dem 7. August 1891 erfolgte, ebenfalls 
wenigstens in ihr eventuelles Wollen aufgenommen haben, und 
zwar dahin, dass sie sich bewusst gewesen, auch der Erfolg der 
weiteren Verbringung des Kindes aus Ech. durch einen Dritten 
könne durch ihr Handeln herbeigeführt werden und sie seien ein- 
verstanden mit diesem Erfolge, wenn er eintrete. Auch hierfür 
findet sich ein Anhalt in den Feststellungen des Urtheiles, wonach 
es „gar nicht fern" gelegen, dass eine den Angeklagten mehr oder 
weniger nahe stehende Person, sei es aus Freundschaft für die 
Angeklagten, sei es aus frommem Eifer für die Ermöglichung einer 
katholischen Erziehung die L. jun. aus dem Kloster zu Ech. weg- 
gebracht habe. 

Auch prozessual lag unter Berücksichtigung des § 263 St.P.O. 
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genügende Veranlassung vor, als That der Angeklagten nicht bloss 
die Thateache der heimlichen Wegnahme des Kindes aus dem 
Kloster zu Ech., sondern auch die Verschleppung des Kindes in 
die ausländischen Klöster zu E. und zu Ech. zu erachten. Denn 
der Eröflhungsbeschluss hatte als Gegenstand der That ganz all- 
gemein die Entziehung der L. jun. aus der Erziehungs- und Auf- 
sichtsgewalt des gegenwärtigen Vormundes, Pfarrer M., bezeichnet 
und dadurch, dass er als Handlungen, die diesen Zweck verfolgten, 
nur insbesondere das Verschweigen der Angeklagten von der 
Unterbringung des Kindes in Ech. im Jahre 1888 und von dessen 
Herausnahme von dort im Sommer 1891 benennt, die gesammte J 

Thätigkeit der Angeklagten, soweit sie auf ein Verschleppen der 
L. jun. Bezug hatte, zur Erörterung gestellt. 

Indess noch ein anderer Gesichtspunkt ist bei dieser Erörte- 
rung des Handelns der Angeklagten vom Urtheile unberücksichtigt 
gelassen. Es kann zugegeben werden, dass mit der Entsetzung 
eines Vormundes seine ihm bis dahin obgelegenen Pflichten — ab- 
gesehen von der im § 67 der Vormundschaftsordnung vorgesehenen 
Vermögensherausgabe — aufhören. Das fernere passive Verhalten 
des entsetzten Vormundes wird aber dann zu einer pflichtwidrigen 
Versäumniss, wenn er durch seine eigene Thätigkeit das Vormund- 
schaftsgericht und den neuen Vormund in die Lage gebracht hat, 
ihrerseits die Pflichten ebenfalls nicht erfüllen zu können. In der 
dem Vormunde obliegenden Sorge für die Person des Mündels — 
§ 27 der Vormundschaftsordnung — und in der Obliegenheit des 
Vormundschaftsgerichtes, über die gesammte Thätigkeit des Vor- 
mundes die Aufsicht zu führen — § 51 der Vormundschaftsord- 
nung — , liegt auch die Verpflichtung des Vormundes, die Mög- 
lichkeit zu jener Pflichterfüllung zu verschaffen. Hierzu ist aber 
vor allem erforderlich, dass das Vormundschaftsgericht und dadurch 
auch der Vormund erfährt, wo sich das Mündel aufhält. Hat da- 
her ein Vormund dem Vormundschaftsgerichte gegenüber den Auf- 
enthalt des Mündels verschwiegen, wie dies vorliegend in Bezug 
auf die Unterbringung der L. jun. im Kloster zu Ech. seitens des 
Angeklagten S. festgestellt ist, so ist es, gleichviel ob er seine 
Entsetzung zum Zwecke der Erziehung des Mündels in der evan- 
gelischen Religion für berechtigt hielt oder nicht, zur Abwendung 
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des dem Strafgesetze zuwiderlaufenden Erfolges der Entziehung des 
Mündels aus der Aufsichtsgewalt des Vormundes seine Rechtspflicht, 
den Aufenthalt des Mündels — vorliegend also, dass dasselbe, 
soweit ihm bekannt, sich im Kloster zu Ech. befinde — dem Vor- 
mundschaftsgerichte anzuzeigen. That er in dieser Richtung nichts, 
Hess er vielmehr den Zustand, in welchem der neue Vormund 
ausser Stande war, für die Person des Mündels zu sorgen, bewusst 
fortdauern, so wurde er für diesen von ihm verschuldeten Zustand 
im Sinne des § 235 St.G.B.'s verantwortlich. 

Handelte ferner der Angeklagte S. auch hierbei im Einver- 
ständnisse mit der Angeklagten L. — worauf das Urtheil hindeutet, 
indem es feststellt, die Angeklagten hätten im Allgemeinen im Ein- 
verständnisse miteinander gehandelt und die Angeklagte L. hätte 
öfter mit dem Angeklagten S. Rücksprache genommen — , so traf 
beide die gedachte Verantwortlichkeit. 

Endlich giebt das Urtheil der Annahme eines Rechtsirrthumes 
auch insofern Raum, als es die von der Angeklagten L. am 6. Mai 
und 11. August 1891 wissentlich falsch abgegebenen Erklärungen 
über den damaligen Aufenthaltsort der L. jun. um deshalb straf- 
frei lässt, weil dieselben in keinem ursächlichen Zusammenhange 
mit der möglicherweise durch einen selbständig handelnden Dritten 
herbeigeführten Wegbringung des Kindes aus dem Hause zu Ech. 
stehen. Auch hier tritt der Irrthum zu Tage, als ob die Ent- 
ziehung der L. jun. aus der Erziehungsgewalt des Vormundes erst 
durch die Wiederfortschaffung derselben aus jenem Kloster voll- 
endet wurde, während dieselbe thatsächlich doch schon dadurch 
herbeigeführt worden, dass das Kind an einem dem Vormund- 
schaftsgerichte und dem bestellten Vormunde unbekannt gebliebenen 
Orte verwahrt wurde. Machte die Angeklagte L. jene falschen 
Angaben zu dem Zwecke, um die betheiligten Personen in der 
Nichtkenntniss des Aufenthaltsortes zu erhalten, zumal wenn sie, 
wie am 11. August, gerade behufs Ermittelung des Aufenthalts- 
ortes amtlich befragt wurde, so vereitelte sie hierdurch jene Er- 
mittelung und dadurch das Erziehungsrecht des Vormundes. Auch 
hier wurde dadurch, dass eine dritte Person die L. jun. aus dem 
Kloster zu Ech. fortschaffte, ihre auf Täuschung des Vormund- 
schaftsgerichtes und des Vormundes gerichtete Thätigkeit keines- 
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wegs irrelevant. Denn die Möglichkeit lag vor, dass, wenn sie 
den ihr bekannten Aufenthaltsort Ech. richtig angegeben hätte, die 
zur Wiedererlangung des Kindes sofort einzuschlagenden Mass- 
nahmen sehr wohl hätten Erfolg haben können, und zwar sowohl 
in dem Falle, dass damals die L. jun. sich noch im Kloster zu 
Ech. befand, als auch wenn sie damals schon fortgeschafft gewesen 
wäre. Im letzteren Falle wäre es naheliegend von Wichtigkeit 
gewesen, sobald wie möglich die Thatsache der Weit er verbringung 
festzustellen, um die erlangte Spur weiter verfolgen zu können, 
während durch die irreleitenden Handlungen der Angeklagten L. 
die Ausnutzung der Zeit verhindert wurde. Nicht also brauchten 
die Erklärungen der Angeklagten mit der Weiterverschleppung 
ihrer Tochter aus dem Kloster zu Ech. in einem ursächlichen Zu- 
sammenhange zu stehen; es genügte, dass sie die Ursache davon 
waren, dass die Unbekanntschaft des Vormundes mit dem Aufent- 
haltsorte des Mündels und damit die Entrückung des letzteren aus 
seiner Erziehungsanstalt fortbestehen blieb. Gelangt das Gericht 
bei der hiernach nothwendigen abermaligen Verhandlung der Sache 
zu einem von dem vorliegenden Urtheile abweichenden Resultate, 
so wird bezüglich der voraufgeführten Thätigkeit der Angeklagten 
L. — abgesehen von dem Gesichtspunkte ihres Handelns in Ge- 
meinschaft mit dem Angeklagten S. — weiter zu prüfen sein, ob 
letzterer nicht etwa als Anstifter oder Gehilfe der Angeklagten L., 
der er nach der Annahme des Urtheiles öfter Rath ertheilt haben 
soll, anzusehen ist. 

Ebenso ist selbstverständlich die nochmalige Prüfung offen 
gelegt, ob die Wegnahme der L. jun. aus dem Kloster zu Ech. 
auf ein Handeln der Angeklagten zurückzuführen ist. 

30. Religiöse Erziehung der Kinder nachdemTode 
des Vaters. Bestimmungsrecht der Mutter. 

(Beschluss des Oberlandesgerichts Frankfurt a. M. in Sachen, 
betr. die Vormundschaft über die minderjährigen Kinder des Kanzlei- 
diätars F. W. zu S., vom 20. Januar 1894.) 

Die als Vormünderin ihrer minderjährigen Kinder bestellte 
katholische Wittwe des am 7. Januar 1893 zu S. verstorbenen, 
der evangelischen Konfession angehörig gewesenen Kanzlei- 
diätars F. W. hat im April 1893 ihre schulpflichtigen Kinder Emma 
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und Oskar, die bis dahin in der evangelischen Konfession erzogen 
worden waren, aus der evangelischen Schule entfernt und der katho- 
lischen Schule zugeführt. 

Der von dem evangelischen Lokalschulinspektor G. zu S. bei 
dem Kgl. Amtsgericht daselbst als Vormundschaftsgericht gestellte 
Antrag: die Wittwe Walker bezw. den Vormund der Bander zu 
veranlassen, dass sie die letzteren wieder der evangelischen Schule 
überweisen, ist durch Beschluss des bezeichneten Gerichts vom 
20. April 1893 mit der Begründung zurückgewiesen worden, dass 
weder das in Hohenzollern geltende gemeine Recht noch ein Par- 
tikulargesetz Bestimmungen über die religiöse Erziehung der Kinder 
treffe, auch dem Vormundschaffcsgericht ein direktes Eingreifen in 
die Erziehung nicht zustehe. 

Gegen diesen Beschluss hat der genannte Lokalschulinspektor 
Beschwerde bei dem Kgl. Landgerichte zu H. mit dem Antrage ein- 
gelegt, das Kgl. Amtsgericht zu S. anzuweisen, seinem bei diesem 
gestellten Antrage stattzugeben. Er hat gegenüber den Rechts- 
ausführungen des Amtsgerichts geltend gemacht, dass im Gebiete 
des gemeinen Rechts für gemischte Ehen ein Beschluss des Friedens- 
exekutionskongresses zu Nürnberg vom Jahre 1650 Rechtens ge- 
worden sei, nach welchem die Religion des Vaters in gemischten 
Ehen die Religion der Kinder bestimme; und er hat thatsächlich 
zur Begründung der Beschwerde weiter angeführt, dass sämmtliche, 
auch die älteren Kinder der Walker'schen Eheleute evangelisch ge- 
tauft und erzogen worden seien, auch die Emma W. bereits ein 
Jahr den evangelischen Konfirmandenunterricht besucht habe. Die 
Wittwe W. hat, zur Erklärung über die Beschwerde aufgefordert, 
für ihr behauptetes Recht, ihre Kinder katholisch erziehen zu lassen, 
sich auf den mit ihrem verstorbenen Ehemanne errichteten Ehe- 
vertrag vom 16. Juni 1873 berufen, in welchem letzterer sich ver- 
pflichtet habe, die aus der Ehe hervorgehenden Kinder in der katho- 
lischen Religion erziehen zu lassen. Das Kgl. Landgericht zu H. 
hat durch Beschluss vom 17. Juni 1893 die Beschwerde zurück- 
gewiesen. Es erachtet das Vorhandensein eines Beschlusses des 
Friedensexekutionskongresses zu Nürnberg vom Jahre 1650 des be- 
haupteten Inhalts nicht für nachgewiesen und schliefst sich im 
Uebrigen dem Amtsgericht zu S. dahin an, dass das gemeine Recht 
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Bestimmungen über die religiöse Erziehung der Kinder nicht kenne, 
sodass § 28 Abs. 1 der preuss. Vormundschaftsordnung vom 5. Juli 
1875, wonach der Mutter das Erziehungsrecht über ihre bevor- 
mundeten Kinder zustehe, uneingeschränkt Anwendung finde. 

Der Lokalschulinspektor G. hat gegen diesen Beschluss weitere 
Beschwerde bei dem Kgl. Kammergericht zu Berlin erhoben, in- 
dem er als durch den angefochtenen Beschluss verletzt, die Rechts- 
norm bezeichnet, 

dass im Gebiete des gemeinen Rechts die religiöse Er- 
ziehung der Pflegebefohlenen in dem Bekenntniss des Vaters 
geschehe. 

Er beruft sich für die Existenz des angeblich verletzten Rechts- 
satzes auf die Rechtslehrer Glück und Dernburg und den Kommentar 
zur preussischen Vormundschaftsordnung von Wachler und nimmt 
wiederholt Bezug auf den Beschluss des Friedensexekutionskongresses 
zu Nürnberg vom Jahre 1650, auf welchen Glück und Dernburg 
den behaupteten Rechtssatz gründen. Er wiederholt den Antrag: 
unter Aufhebung des angefochtenen Beschlusses, die Wittwe 
W. anzuweisen, ihre Kinder der evangelisehen Schule wieder zu- 
zuführen. 

Das Kgl. Kammergericht hat durch Beschluss vom 20. Novbr. 
1893 die Beschwerde gemäss § 56 Abs. 1 des Ausführungsgesetzes 
zum G.-V.-G. dem Oberlandesgericht zu Frankfurt zur Entscheidung 
überwiessen. 

Dieses hat durch Beschluss vom 20. Januar 1894 die Be- 
schwerde als sachlich unbegründet zurückgewiesen aus folgenden 

Gründen: 
Die von dem Beschwerdeführer — der nach § 10 der Vor- 
mundschafts-Ordn. zur Erhebung der Beschwerde im Interesse der 
Mündel an sich legitimirt erscheint (vergl. John, Jahrb. Bd. 5, S. 5 ; 
Bd. 6, S. 3 u. 33; Bd. 7, S. 11 u. 40 u. a.) — als verletzt be- 
zeichnete Rechtsnorm, 

dass die religiöse Erziehung der Kinder nach dem Tode des 
Vaters in dem Bekenntniss des Vaters zu erfolgen habe, 
richtiger, in dem von dem Vater den Kindern gegebenen Bekennt- 
nisse, ist für das Gebiet des gemeinen Rechts in der That nicht 
nachweisbar. 
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Der von dem Beschwerdeführer angezogene Beschluss des 
Friedensexekutionskongresses zu Nürnberg vom Jahre 1650 ist zwar 
von Glück (Pandekten Bd. 2, S. 225) und Dernburg (Pandekten 
Bd. 3, § 36, Anm. 6, Pr. Privatr., Bd. 3, § 51, Anm. 13) als 
Grundlage des von ihnen gelehrten, der Behauptung des Beschwerde- 
führers entsprechenden 'Rechtssatzes angeführt, auch vom Kgl. 
Kammergericht in einem Beschluss vom 27. April 1889 (mitgetheilt 
bei Schmidt, die Konfession der Kinder, S. 37) der Entscheidung 
zu Grunde gelegt worden. Indessen findet sich ein solches Kon- 
klusum des Friedensexekutionskongresses von 1650 in der ausführ- 
lichen Darstellung der Verhandlungen desselben von v. Meiern 
Acta pacis executionis publica (Göttingen und Leipzig 1737) nicht 
vor. v. Meiern berichtet, dass von dem Magistrat und der Bürger- 
schaft zu Augsburg dem Kongresse drei Punkte zur Entscheidung 
unterbreitet worden seien: 

a) welcher Religion bei stattgehabter Konversion der Eltern 
die Waisenkinder zuzutheilen, 

b) wann ein Waisenkind die Religion selbst wählen dürfe 
(annus discretionis), 

c) ob in gemischten Ehen, wenn keine pacta dotalia vor- 
handen, patria potestas gelten _, oder ob die Söhne dem 
Vater, die Töchter der Mutter folgen sollten, wie man es 
bei den Waisenkindern gehalten habe. 

Die Entscheidung über diese drei Punkte, von welchem der 
zu c) der hier in Rede stehenden Streitfrage entspricht, wurde bei 
der ersten Berathung am 10./20. August 1650 ausgesetzt; am 
14./24. September 1650 kam die Sache wiederum zum Vortrag und 
wurde das „Konzept" der Antwort an die Stadt Augsburg vor- 
genommen; als man aber an das Unterscheidungsjahr kam, wurde 
man uneinig und beschloss, vor der Entscheidung von jeder Seite 
einen Theologen zu befragen. Auch am 7./17. November 1650, 
am 7./17. Dezember 1650, und am 18./28. Februar 1651, wo die 
Sache abermals zur Sprache kam, wurde eine Einigung nicht er- 
zielt; endlich lässt auch der bei v. Meiern wiedergegebene „Sum- 
marische Bericht 41 der Evangelischen erkennen, dass der Streitpunkt 
nicht geschlichtet wurde (v. Meiern a. a. O. Bd. 2, S. 569, 577, 
681, 754, 804, 812, 825, 871). Betrifft nun auch der streitig ge- 
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bliebene Punkt die hier schwebende Frage, oben zu c), nicht, so 
scheint doch an ihm die Beschlussfassung über den Augsburger 
Streit überhaupt gescheitert zu sein. Auch im k. k. Hof- und 
Staatsarchiv zu Wien, wo umfangreiche Akten über die Verhand- 
lungen der Nürnberger Friedensexekutionsdeputation aufbewahrt 
werden, sind nach einer Mittheilung des Archivdirektors v. Arneth 
vom 1. April 1890 (bei Schmidt a. a. 0. S. 76, 77) „bei eifrigster 
Nachforschung" auch nicht „die entferntesten Anhaltspunkte 44 dar- 
über aufgefunden worden, ob die Nürnberger Deputation einen 
Beschluss über die Augsburger Beschwerden überhaupt gefasst hat. 
Es kann indessen die Frage, ob der angebliche Beschluss des 
Nürnberger Kongresses über die Erziehung der Kinder aus ge- 
mischten Ehen gefasst worden ist, und ob und wie er etwa Ge- 
setzeskraft erlangt hat, auf sich beruhen bleiben. Denn der Wort- 
laut des anscheinend zuerst 1690 von dem Corpus Evangelicorum 
produzirten, bei Mich. Kasp. Londorp (Acta publica 1719) und 
nachmals mehrfach abgedruckten Beschlusses (vergl. Schmidt a. a. 0.), 
der vom 14./24. September 1650 datiren soll und daher mit dem 
von v. Meiern erwähnten „Konzept" der Antwort an die Stadt 
Augsburg aller Wahrscheinlichkeit nach identisch ist, enthält den 
von dem Beschwerdeführer daraus abgeleiteten Rechtssatz nicht. 
Der Beschluss soll dahin lauten: 

„den dritten casum mixti matrimonii betreffend, da hat es 
in denen geist- und weltlichen beschriebenen Rechten, ratione 
patriae potestatis, dergestalt seine klare Ziel und Mass, dass dem 
• Vater die alimentatio, educatio, institutio, elocatio, dotatio und 
dergleichen Ehebeschwerden principaliter obliegen und die Kinder 
utriusque sexus desselben Disposition in geist- und weltlichen 
Sachen vornemblich jederzeit zu gehorsamen schuldig seind, dabei 
wir es, jedoch mit der Bescheidenheit bewenden lassen, dass in 
alle Weg, da pacta dotalia vorhanden, dieselbe zuvörderst in Acht 
genommen und observirt werden sollen und müssen 44 (Schmidt, 
a, a. 0. S. 34). 

Hiernach will der Beschluss überhaupt nicht neues Recht 
schaffen, sondern nur das geltende wiedergeben, und er thut dies, 
indem er feststellt, dass auf Grund der väterlichen Gewalt dem Vater 
in erster Linie (principaliter) die Erziehung der Kinder obliege, 
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und diese ihm „vornemblich" Gehorsam schuldig seien. Damit ist 
ein Recht der Mutter, nach dem Tode des Vaters die Erziehung 
der Kinder, auch die religiöse, zu bestimmen, viel eher anerkannt 
als verneint, und das Konklusum besagt demnach nichts weiter, als 
dass während der Ehe der Wille des Vaters die Konfession der 
Kinder entscheidet, ein Satz, der allerdings unzweifelhaft gemeinen 
Rechtens ist. 

Es kann somit nur noch sich fragen, ob etwa gewohnheits- 
rechtlich ein Rechtssatz, wie ihn der Beschwerdeführer behauptet, 
im Gebiete des gemeinen Rechts Geltung erlangt hat, oder ob er 
aus anderen geltenden Rechtssätzen des gemeinen Rechts abgeleitet 
werden müsse. 

Aber auch diese Frage ist zu verneinen. 

Eine besondere gewohnheitsrechtliche Bildung, wonach die 
Kinder nach dem Tode des Vaters in dessen Konfession oder in 
derjenigen zu erziehen seien, in welcher sie vom Vater bis zu dessen 
Tode erzogen worden waren, ist in der Praxis des gemeinen Rechts 
nachweislich nicht hervorgetreten. (Vergl. Dernburg, Vormund- 
schaftsrecht, 2. Aufl., S. 165; 3. Aufl., S. 252; Motive z. bürgert. 
Ges.-B., Bd. 4, S. 758). 

Was die Ableitung eines solchen Satzes aus anderen Rechts- 
sätzen des gemeinen Rechts anlangt, so ist zuzugeben, dass ein 
Satz des Inhalts, der kraft der väterlichen Gewalt erklärte Wille 
des Vaters sei auch über seine Lebenszeit hinaus für die Bestim- 
mung der Konfession der Kinder massgebend, in der Theorie des 
gemeinen Rechts, zumal der älteren (vergl. Burchardi im Arch. f. 
civ. Praxis, Bd. 8, S. 189) sowie in der Praxis (Entsch. d. Ober- 
appell.-Ger. zu Celle vom 12. Februar 1846 in Seuff. Arch., Bd. 5, 
S. 181) vereinzelt Vertretung gefunden hat. Dieser Ableitung des 
mehrerwähnten Rechtssatzes aus der väterlichen Gewalt muss je- 
doch die Zustimmung versagt werden. Denn die väterliche Gewalt 
endet mit dem Tode des Vaters, und wenngleich von demselben 
während und vermöge der väterlichen Gewalt für das Kind ein für 
allemal fest begründete Rechtsverhältnisse ihre Wirkung dauernd 
behalten, so trifft dieser Gesichtspunkt doch auf die Bestimmung 
der Konfession der Kinder nicht zu (vergl. Richter-Dove, Kirchen- 
recht, 8. Aufl., S. 1018, Anm. 25). Denn diese gehört, worüber 
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gegenwärtig allgemeines Einverständniss herrscht, zur religiösen 
Erziehung, die wiederum ein Theil der gesammten sittlichen und 
intellektuellen Erziehung des Kindes ist (vergl. Dernburg, Pandekten, 
Bd. 3, S. 36; Friedberg, Kirchenrecht 1889, S. 220 f.; Roth, 
Deutsch. Pr.-R. Bd. 1, S. 3 15 ff.). Die Erziehung aber, ebensowohl 
Recht als sittliche Pflicht, ist nicht eine einzelne rechtbegründende 
Handlung, sondern eine fortlaufende Reihe von Thätigkeiten des 
Erziehenden, die erst nach Jahren, wenn die Zwecke der Erziehung 
erreicht sind, auch ihr Ende erreicht. Das Recht und die Pflicht, 
diese Thätigkeiten fortzusetzen, geht mit dem Tode des Vaters auf 
denjenigen über, der sein Nachfolger in der Erziehungsgewalt 
ist. Wie der Vater selbst bei seinen Lebzeiten die aus der Er- 
ziehungsgewalt entsprungenen Anordnungen, z. B. die Bestim- 
mung des Berufes der Kinder, jederzeit ändern kann, so steht 
dieselbe Befugniss auch seinem Nachfolger zu; und so verhält 
es sich auch mit der Frage, in welcher Religion das Kind zu 
erziehen sei. 

Auch das ist im neueren Rechte allgemein anerkannt, dass das 
Erziehungsrecht nicht sowohl aus der väterlichen Gewalt, als viel- 
mehr aus der elterlichen Gewalt herzuleiten sei und dass auch 
während der Ehe die Mutter an der Erziehungsgewalt betheiligt 
sei, doch so, dass die ausschlaggebende Stimme überall dem Manne 
zukomme (vergl. Windscheid, Pandekten, Bd. 2, § 514; Dern- 
burg, Pandekten, Bd. 3, § 36; Wächter, Pandekten 1881, Bd. 2, 
S. 615; Gerber, Deutsch. Pr.-R., IL Aufl., S. 659; Bessler, Deutsch. 
Pr.-R., 2. Aufl., S. 557; Gengier, Deutsch. Pr.-R. 1892, S. 605; 
Mot. z. Entw. e. bürg. G.-B. Bd. 4, S. 733, 758; Entsch. d. R.-G. 
Bd. 10, S. 116, Bd. 17, S. 130). Und nur darüber herrscht Streit, 
je nachdem römisch-rechtlichen oder deutsch-rechtlichen Anschau- 
ungen der Vorzug gegeben wird, ob die überwiegende Erziehungs- 
gewalt des Vaters mit der Befugniss, die Religion des Kindes zu 
bestimmen, nach dem Tode des Vaters auf die Vormundschafts- 
behörde und den Vormund übergeht (Kraut, Vormundschaftsrecht 
1847, Bd. 2, S. 126f., Roth, Deutsch. Privatr. Bd. 1, S. 315 ff.; 
Mot. z. Entw. e. b. Gesetzb. Bd. 4, S. 733 und die bei Schmidt 
a. a. 0. S. 43 — 46 wiedergegebenen Entscheidungen), oder ob diese 
Gewalt nunmehr allein in der Mutter sich konzentrirt, mindestens 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV. 2. yj 
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vorzugsweise ihr zukommt (Windscheid a. a. O. — „nur unter der 
Voraussetzung, dass der Vater über die Erziehung des Kindes nicht 
anderweitig verfügt hat" — , ferner Dernburg und Wächter a. a. O. ; 
Gerber, Gengier a. a. 0.; Schmidt a. a. 0. S. 41; Lang, Pers.-, 
Farn.- u. Vorm.-R. S. 604; endg. Entsch. d. L.-G. Oldenburg bei 
Schmidt a. a. 0. S. 42 f.). Die preuss. Vormundschaftsordnung vom 
5. Juli 1875 bestimmt in § 28, Abs. 1, dass die Erziehung des 
Mündels der Mutter unter der Aufsicht des Vormundes zustehe, 
und dass sie dieser nur aus erheblichen Gründen durch das Vor- 
mundschaftsgericht entzogen werden könne, und sie hat in Abs. 2 
desselben Paragraphen, indem sie die bestehenden Vorschriften über 
die religiöse Erziehung des Kindes in Kraft lässt, anerkannt, 
dass diese letztere, und somit auch die Bestimmung der Religion 
des Kindes, soweit solche Vorschriften nicht bestehen, unter das 
nach Abs. 1 der Mutter zustehende Erziehungsrecht fällt. Da, wie 
dargethan, das gemeine Recht solche Vorschriften nicht enthält, 
war im gegebenen Falle die von der Wittwe Walker, — die zu- 
gleich Vormünderin ist — getroffene Erziehungsmassregel rechtlich 
nicht zu beanstanden. Hieraus ergibt sich die Zurückweisung der 
erhobenen weiteren Beschwerde." — 

ai. E. O.-L.-G.-R. Stuttgart, 2. Sen. 29./10. 91: Erfüllungs- 
ort d. Verlöbnisses ist der Ort, wo die Eheschliessung erfolgen 
sollte. Seuffert, Arch. 49, 282, Nr. 163. 

32. E. O.-L.-G. Stuttgart, 1. Sen. 27. /b. 92: Auch bei Klage 
wegen Impotenz braucht Beklagter keine Untersuchung seines 
Körpers vornehmen zu lassen. Es greift dann freie Beweiswürdigung 
Platz. Seuffert, Arch. 49, 281, Nr. 162. 

33. E. d. Bayr. Oberst. L.-G. 30./5. 93. Gegründeter Ver- 
dacht d. Ehebruchs ist Scheidungsgrund nach jüd. Recht. Seuffert, 
Bl. f. R.-Anwendg. 59, 29. 

34. Erk. d. R.-Ger., III. Civ.-Sen. ll./ll. 92: 1. Die Ehe 
mit dem Ehebrecher ist gültig, wenn aus dem Scheidungsurtheile 
nicht zu ersehen, dass wegen dieses Ehebruches die frühere Ehe 
getrennt ist. 2. Im Ehebruch erzeugte Kinder können durch 
nachfolgende Ehe legitimirt werden. 3. So legitimirte Kinder 
sind successionsfähig in Familienfideikommisse. Entsch. 30, 144, 
Nr. 44. 
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35. E. d. Reichsger., 3. Sen. 24./3., 25./4. 93: Exceptio 
spolii gegen Ehescheidungsklage. Seuff., Arch. 49, 40. 

36. E. d. O.-L.-G. Dresden, 18./3. 93 (Annalen 14, 259). 
Die Umwandlung der Trennung von Tisch und Bett in eine Auf- 
lösung des Bandes der Ehe nach R.-G. 6./2. 1875, § 77, 2 findet 
keine Anwendung auf Urtheile ausländischer Gerichte. Seuffert, 
Arch. 49, 43. 

37. E. d. Bayer. Oberst. L.-Ger. 1./7. 93. Es ist zulässig, 
den Eid über einen compensando vorgeschützten Ehebruch zuzu- 
schieben. Seuffert, Arch. 49, 241. 

38. E. d. Bayer. Oberst. L.-G. 1./7. 93. Eideszuschiebung 
i. Ehescheidungsprozesse. Seuffert, Bl. 59, 47. 

39. Schmidt, E. d. Kammerger. 6./3. 93. Ueber religiöse 
Kindererziehung. Arch. f. K. K.-R. 71, 64. 

Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche, 
sowie die kath. u. ev. Kirche gemeinsam. 

10. Baden. V. v. 8. 3. 94 d. ev. Religionsunterricht in d. Volks- 
schulen betr. Ges. u. V.-Bl. 94, No. 3, S. 25. 

11.' Baden. Durch Bek. d. Ev. OKR. v. 26./4. 94 sind publi- 
zirt worden (Ges. u. V.-Bl. 1894, S. 55ff.): 

1. Landesh. Ver. v. 26./6. 92 die Zuständigkeit d. Ver- 
waltungsbehörde bez. auf das Ges. über den Elementar- 
unterricht betr. 

2. V. d. Minist, d. Justiz, d. Kultus u. Unterr. v. 26./2. 94 
die Aufsichtsbehörden d. Volksschule betr. 

3. V. desselben v. 27./2. 94 d. Schulordnung f. d. Volks- 
schulen betr. 

4. V. desselben v. 28.Z2. 94 d. Verfahren bei Besetzung v. 
Hauptlehrerstellen an Volksschulen betr. 

5. V. desselben v. 1./3. 94 die Besorgung des Organisten- u. 
Vorsängerdienstes durch Volksschullehrer betr. 

6. V. d. Oberschulrathes v. 4./3. 94 die Dienstpflichten d. 
Volksschullehrer betr. 

7. Dienstweisung für die ersten Lehrer v. 5./3. 94. 

17* 
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12. Oesterreich. Kirchenkonkurrenznovelle für 

Istrien v. 24./2. 89 
Krain v. 20./3. 90 
Görz v. 20./4. 90 
A. f. K. K.R. 71, 465. 

13. Oesterreich Ges. v. 7./1. 94 betr. die Abänderung d. 
§ 1 des Ges. v. 13./4. 90 (Rg.-Bl. No. 65) Aufbesserung d. Congrua 
d. röm.-kath. u. griech.-kath. exponirten Hülfspriester (Rg.-Bl. 94 
St. VI, No. 16. A. f. K. K.R. 71, 316. 

14. Oesterreich. Ges. v. 7./1. 94 betr. die Aufbesserung d. 
Bezüge d. Dignitäre u. Kanoniker bei d. Metropol-, Cathedral- u. 
Concathedral-Capiteln d. kath. K., d. latein., griech. u. armen. Ritus 
(Rg.-Bl. 94 St. VI, No. 15. A. f. K. K.R. 71, 313. 

15. D. Ehegesetzentwurf d. Ungar. Regierung (2./12. 93). 
A. f. K. K.R. 71, 277, dazu Hirtenbrief des ungar. Episkopates 
v. 30./11.— 7./12. 93 ib. 305. 

16. Italien. G. 29./6. 93 sulle affrancazioni delle annue pre- 
stazioni dovute al Domanio dello stato, al Fondo pel culto ed 
all' Asse ecclesiastico di Roma. Riv. di dir. eccl. 3, 714. 

17. Italien. G. v. 30./6. 92 No. 317 per l'acconto da corri- 
spondersi al Tesoro dal Fondo pel culto, per Taumento dej supple- 
mento die congrua ai parrochi e per Fesonero dei Comuni dal con- 
tributo per le abolite decime. Riv. di dir. eccl. 2, 716. 

18. Der ital. Gesetzentwurf über das obligatorische Vorangehen 
d. civilen vor der kirchl. Trauung: Riv. di dir. eccl. 5, 433. (In 
Neapel waren 1892: 621 blos kirchliche Ehen geschlossen, im 
Distrikt d. Appellhofs v. Brescia gab es am 31./12. 92: 2113 solcher 
Ehen, d. Appellhofs v. Bologna i. J. 1892: 3818, in Lucera in den 
letzten zwei Jahren: 918, in Sassari 1889 — 92: 470, in Viterbo 
1887—90: 2625). 

Gesetze für die evangelische Kirche. 

9. Baden. Ordn. f. d. ev.-protest. Pfarrkanditaten v. 10./5. 93. 

§ 1. Die Kandidaten der evang. Theologie, welche nach vor- 
schriftsmässig bestandener theologischer Hauptprüfung die Auf- 
nahme als Pfarrkandidaten erhalten haben, erlangen damit die 
Befähigung zur Verwendung im Kirchendienst. 
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Die Befugniss zur Spendung der Sakramente erhält der 
Kandidat durch die Ordination. 

§ 2. Die Pfarrkandidaten werden im Kirchendienst ver- 
wendet : 

1. als Vikare. 

a) als Personalvikare, welche vom Oberkirchenrath einem 
Pfarrer als Gehilfen zugewiesen werden oder ausnahms- 
weise kraft freien, aber der Genehmigung des Ober- 
kirchenraths unterliegenden Uebereinkommens bei einem 
Pfarrer eintreten. 

b) als Vikare, welchen die Verwaltung einer erledigten 
Pfarrei unter Aufsicht und Verantwortlichkeit eines 
Pfarrers übertragen wird; in diesem Fall ist der Vikar 
nicht als selbständiger Verwalter des Amtes anzusehen 
und deshalb auf der Diözesansynode nicht stimmberech- 
tigt und zur Generalsynode nicht wahlberechtigt (§§ 47, 62 
Kirchen Verfassung) . 

c) als Vikare, welchen die Verwaltung einer besonderen 
Vikariatstelle übertragen wird (z. B. Stadtvikare). 

2. als selbständige Pfarrverwalter; diese Verwendung kann 
frühestens zwei Jahre nach der Aufnahme in den Kirchen- 
dienst eintreten. 

3. als Pastorationsgeistliche. 

Die im Kirchendienst nicht verwendeten Pfarrkandidaten haben 
halbjährlich über ihren Aufenthalt und ihre Beschäftigung an den 
Oberkirchenrath zu berichten. 

§ 3. Sowohl bei dem erstmaligen Antritt eines Dienstes als 
bei jedem späteren Wechsel des Dienstortes ist der Tag des Dienst- 
antritts dem Dekanat anzuzeigen. Auch hat sich der Pfarrkandidat 
bei dem Dekan, sofern er ihm noch nicht dienstlich vorgestellt 
ist, baldthunlichst persönlich zu melden. 

§ 4. Die Gehaltsverhältnisse der Pfarrkandidaten richten sich 
nach den für die verschiedenen Verwendungen (§ 2) bestehenden 
besonderen Bestimmungen. 

Den Personalvikaren ist ausser dem Gehalt von dem Pfarrer 
Kost, Wohnung, Bedienung, Licht, Heizung und Wäsche zu stellen. 
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§ 5. Die Pfarrverwalter und Pastorationsgeistlichen haben im 
allgemeinen dieselben Dienstobliegenheiten wie die Pfarrer. 

Wo besondere Vikariate bestehen oder wo die Haltung eines 
Vikars als eine Verpflichtung auf dem Pfarrdienst ruht, ist die 
unter Genehmigung des Oberkirchenraths festgestellte Geschäfts- 
vertheilung massgebend. 

Alle Personalvikare haben abgesehen von einer etwaigen Ge- 
schäftsvertheilung den Pfarrer nach dessen Anweisung und unter 
dessen Aufsicht in den pfarramtlichen Geschäften zu unterstützen; 
es soll hierbei ebenso sehr die allseitige Uebung und praktische 
Ausbildung des Vikars als die Unterstützung des Pfarrers mass- 
gebend sein. 

Der Pfarrer hat das Recht und die Pflicht, die Dienstführung 
des ihm unterstellten Vikars in Predigt, Unterricht und Seelsorge 
zu beaufsichtigen, den Predigten und Christenlehren desselben, wenn 
möglich, von Zeit zu Zeit anzuwohnen, sich die Predigtnieder- 
schriften des Vikars vorlegen zu lassen, ihm die erforderlichen Be- 
merkungen zu machen, ihn mit seinem Rath zu unterstützen und, 
wenn nöthig, zu ermahnen. Eigenwilligkeit oder grobe Missgriffe 
des Vikars hat der Pfarrer zur Kenntniss des Dekanats zu bringen. 

§ 6. Den Pfarrkandidaten liegt ob, sich mit allen das geist- 
liche Amt berührenden Gesetzen und Verordnungen sowie mit den 
schriftlichen Dienstgeschäften insbesondere auf dem Gebiet des 
kirchlichen Verwaltungswesens vertraut zu machen. 

Sie haben an den Diözesansynoden ! , den Pfarrsynoden und 
den Pfarrkonferenzen theilzunehmen ; zu den Sitzungen des Kirchen- 
gemeinderaths und der Kirchengemeindeversammlung sind die Vikare 
als Zuhörer oder auch als Schriftführer beizuziehen. 

§ 7. Mit der praktischen Uebung im Kirchendienst haben die 
Pfarrkandidaten fortgesetzte Studien auf dem Gebiet der theologi- 
schen und philosophischen Wissenschaften zu verbinden. 

§ 8. Wenn auch die Pfarrkandidaten keine festangestellten 
Diener der Kirche sind und keinen Rechtsanspruch auf Verwen- 
dung im Kirchendienst haben, so finden doch, mögen sie verwendet 

1 Nur die selbständigen Pfarrverwalter (§ 2 Ziffer 2) haben auf der 
Diözesansynode Stimmrecht, die übrigen Pfarrkandidaten haben nur be- 
rathende Stimme (§ 47 der Kirchen Verfassung). 
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sein oder nicht, hinsichtlich der Standespflichten dieselben Grund- 
sätze auf sie Anwendung, wie für die festangestellten Pfarrer. 

Die Aufsicht über die sittliche und dienstliche Führung der 
Pfarrkandidaten steht zunächst den Pfarrern, welchen sie unter- 
stellt sind, im übrigen den Dekanen zu. 

Bei etwa nöthigem Einschreiten gegen einen Pfarrkandidaten 
hat — vorbehaltlich eines unmittelbaren Eingreifens der Ober- 
kirchenbehörde — das Dekanat die Untersuchung zu führen. Das- 
selbe ertheilt Ermahnungen (106 3 der Kirchenverfassung) und holt, 
wenn ihm eine Rüge oder Zurechtweisung erforderlich scheint, die Ent- 
scheidung des Diözesanausschusses ein (56 6 der Kirchen Verfassung). 

In schweren Fällen macht das Dekanat Vorlage an den Ober- 
kirchenrath, welcher je nach Umständen unter sinngemässer An- 
wendung des für die Pfarrer geltenden kirchlichen Gesetzes vom 
26. Juli 1886, die Dienstverhältnisse der Geistlichen der evange- 
lich-protestantischen Landeskirche in Baden betr., die in § 8 des- 
selben Gesetzes bezeichneten Strafen verfügen wird. 

In dringenden Fällen hat der Dekan das Recht, Pfarrkandidaten 
vorläufig vom Dienst zu entheben. Es ist in diesem Fall sofort 
Bericht an den Oberkirchenrath zu erstatten und die Bestätigung 
der Massregel einzuholen. 

§ 9. Die Pfarrkandidaten dürfen sich ohne Urlaub nicht von 
ihrem Dienste entfernen. 

Bis zu drei Tagen kann der Pfarrer, welchem der Pfarrkandidat 
unterstellt ist, Urlaub gewähren; im übrigen ist Urlaub bis zu 
acht Tagen bei dem Dekanat, längerer Urlaub bei dem Oberkirchen- 
rath nachzusuchen. 

§ 10. Für die Pfarrkandidaten ohne Unterschied der Art der 
Verwendung gelten für die zwei ersten Dienst jähre folgende 
besondere Bestimmungen, deren Anwendung vom Oberkirchenrath 
im einzelnen Fall auch auf weitere Dauer erstreckt werden kann: 

Halbjährlich ist eine schriftliche Arbeit aus dem Gebiet der 
theologischen oder philosophischen Wissenschaften an das Dekanat 
einzuliefern, zu der sich der Vikar das Thema vorbehaltlich der 
Genehmigung des Dekans selbst wählen darf. Das Dekanat unter- 
wirft die Arbeit einer Prüfung und stellt dem Vikar eine schrift- 
liche Beurtheilung derselben zu. Es ist hiernach jeder Pfarr- 
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kandidat gehalten, vier Semestralarbeiten zu fertigen, sofern ihm 
nicht vom Oberkirchenrath Nachsicht von der Fertigung der einen 
oder andern Arbeit gewährt wurde. 

Ausserdem hat der Pfarrkandidat, wenn es die Interessen 
seines Dienstes gestatten, jährlich einmal am Dekanatssitz oder an 
einem anderen durch das Dekanat zu bestimmenden Ort in Gegen- 
wart des Dekans einen Predigtgottesdienst und eine kirchliche 
Katechisation zu halten. 

Jedenfalls hat er dem Dekan die Niederschrift seiner sämmt- 
lichen im Laufe des Jahres gehaltenen Predigten und geistlichen 
Reden mit Datum versehen vorzulegen; das Dekanat überzeugt 
sich von ihrer Vollständigkeit und wählt eine Predigt und eine 
geistliche Rede aus, um dieselbe seinem Bericht an den Ober- 
kirchenrath beizulegen. 

Die Niederschrift der vor dem Dekan gehaltenen Predigt wird 
nicht beigelegt, sondern das Dekanat macht dem Pfarrkandidaten 
mündlich über Vortrag und Inhalt die erforderlichen Bemerkungen. 

Gleichzeitig hat der Pfarrkandidat einen schriftlichen Bericht 
über seinen Studiengang und seine praktisch-kirchliche Beschäfti- 
gung während des betr. Jahres abzuliefern und darin namentlich 
anzugeben, auf welche wissenschaftlichen Gegenstände und weiche 
Bücher der heiligen Schrift sich seine Studien bezogen, welche 
homiletischen Studien er vorgenommen, wieviele Schulstunden er 
wöchentlich ertheilt, wieviele Predigten er im Ganzen gehalten, 
was er auf dem Gebiet der Seelsorge, des Krankenbesuchs und 
der Armenpflege zu leisten versucht und inwiefern er den Be- 
stimmungen des § 6 dieser Verordnung genügt habe. Dieser Be- 
richt ist durch das Pfarramt, welches denselben mit einer be- 
sonderen Aeusserung über die dienstliche und sittliche Haltung 
des Vikars zu begleiten hat, dem Dekanat vorzulegen. 

Ueber jeden der ihm unterstehenden Pfarrkandidaten hat der 
Dekan zwei Mal jeweils nach Beendigung des ersten und zweiten 
Jahres nach der Aufnahme, also je nachdem die Kandidaten im 
Frühjahr oder im Spätjahr ihre theologische Hauptprüfung bestanden 
haben, auf den 1. Juni oder 1. November an den Oberkirchenrath 
Bericht zu erstatten. 

Diese Vorlage hat zu enthalten : den Rechenschaftsbericht des 
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Vikars nebst den beiden vom Dekan ausgewählten Reden sowie 
den Beibericht des Pfarramts und des Dekanats, welches sich über 
die ganze dienstliche und sittliche Führung des Vikars auszu- 
sprechen hat. 

Den Bescheid hierauf ertheilt der Oberkirchenrath. 

Vorstehende nach Berathung mit dem Generalsynodalausschuss 
entworfene neue Ordnung für die evangelisch-protestantischen Pfarr- 
kandidaten im Grossherzogthum Baden wird, nachdem sie unter 
dem 2. Mai d. Js. die Allerhöchste Genehmigung Seiner König- 
lichen Hoheit des Grossherzogs erhalten hat, hiermit zur 
Kenntnissnahme und Nachachtung bekannt gemacht. 

10. Hannover. L. k. K.G. v. 19./2. 94 betr. Abänderung d. 
Emeritirungsordn. v. 16./7. 73. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen in Abänderung der Emeritirungsordnung für die evan- 
gelisch-lutherische Kirche der Provinz Hannover vom 16. Juli 1873 
mit Zustimmung der Landessynode, was folgt: 

Artikel I. 
Das Landes-Konsistorium ist ermächtigt, wenn in den einzelnen 
Fällen das kirchliche Interesse es wünschenswerth erscheinen lässt, 
in Folge besonderen Antrages der Betheiligten die Bestimmungen 
des § 1 der Emeritirungsordnung auch zur Anwendung zu bringen 
auf ordinirte Geistliche der innerhalb der evangelisch-lutherischen 
Kirche der Provinz Hannover im Dienste der inneren oder äusseren 
Mission stehenden und mit Korporationsrechten versehenen An- 
stalten und Vereine. Die betreffenden Geistlichen, Anstalten und 
Vereine haben bei Eingehung des Verhältnisses die aus den Vor- 
schriften der Emeritirungsordnung sich ergebenden Verpflichtungen 
gegen den Emeritirungsfonds, auch in Betreff der von den Bezirks- 
Synodalkassen aufzubringenden jährlichen Zuschüsse (§14 No. 3 
der Emeritirungsordnung) mit der näheren Bestimmung, dass jede 
der hier in Betracht kommenden Stellen dazu jährlich 30 M. bei- 
zutragen hat, und der in einem Viertel der Einnahme bestehenden 
Dienstabgabe (§3, 1 der Emeritirungsordnung und Art. 3 des 
Kirchengesetzes vom 30. Juni 1882), zu übernehmen und die Eme- 
ritirung von der Zustimmung des Landes-Konsistoriums abhängig 

17** 
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zu machen. Die Erfüllung der übernommenen Verpflichtungen 
bildet die rechtliche Voraussetzung der Gewährung des Ruhe- 
gehalts. 

Mit der in den beiden letzten Sätzen des vorstehenden Ab- 
satzes enthaltenen Massgabe findet der § 1 der Emeritirungsord- 
nung auch auf die bei den Predigerseminaren und ähnlichen An- 
stalten innerhalb der evangelisch-lutfeerischen Kirche der Provinz 
Hannover angestellten Geistlichen nach Bestimmung des Landes- 
Konsistoriums Anwendung. 

Artikel IL 
Der nach den §§ 3 und 4 der Emeritirungsordnung ermittelte 
Ruhegehalt ist anderweitig festzustellen, wenn sich innerhalb zweier 
Jahre, vom Tage der Emeritirung an gerechnet herausstellt, dass 
die wirklich nach dreijährigem Durchschnitt vor dem Dienstabgang 
bezogenen Einnahmen erheblich hinter den Angaben des bei der 
Berechnung des Ruhegehalts zu Grunde gelegten Dienstanschlags 
zurückbleiben. Von dem Dienstnachfolger kann ein hierauf gerich- 
teter Antrag ebenfalls nur innerhalb einer Frist von zwei Jahren, 
vom Tage der Emeritirung an gerechnet, gestellt werden. 

Artikel III. 
Der § 6 der Emeritirungsordnung erhält folgenden Zusatz: 
Dem nach den vorstehenden Bestimmungen ermittelten Dienstalter 
wird vor der vorgeschriebenen Abrundung die Zeit des aktiven 
Militärdienstes hinzugerechnet. 

Artikel IV. 
Die in einem Viertel der letzten anrechnungsfähigen Dienst- 
einnahme bestehende Stellenabgabe (§ 3 Nr. 1 und § 12 Abs. 1 
der Emeritirungsordnung) ist an den Emeritirungsfonds zu zahlen, 
und wird dagegen von diesem der gesammte Ruhegehalt (§§ 3 
und 4 der Emeritirungsordnung) für jedes Vierteljahr am Schlüsse 
dieses Zeitraums an den Emeritus gezahlt. 

Artikel V. 
So lange nach dem Tode eines Emeritus an dessen hinter- 
bliebene Wittwe eine Stellenabgabe zu leisten ist, vermindert sich 
die nach Art. 3 Abs. 2 des Kirchengesetzes vom 30. Juni 1882 
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an den Emeritirungsfonds zu zahlende Dienstabgabe um den Betrag 
der an die Wittwe abzugebenden Bezüge. 

Artikel VI. 

Werden die Einnahmen einer Pfarrstelle, mit welcher eine 
Superintendentur dauernd verbunden ist, durch die in einem Viertel 
der anrechnungsfähigen Diensteinnahme bestehende Stellenabgabe 
unter den Betrag von 4500 M. (einschliesslich der Ephoraleinkiinfte) 
ausser freier Wohnung herabgemindert, so wird diese Abgabe, 
soweit es zur Erhaltung eines Einkommens von 4500 M. nöthig 
ist, auf den Emeritirungsfonds übernommen. Zur Bestreitung 
dieser Ausgabe sind die jährlichen Ueberschüsse zu verwenden, 
welche von den nach Art. 3 Abs. 2 des Kirchengesetzes vom 
30. Juni 1882 dem Emeritirungsfonds zufliessenden Einnahmen, 
nach Erfüllung der mit ihnen verbundenen Zahlungspflicht ver- 
bleiben. Reichen dieselben nicht aus, so wird das Landes-Konsi- 
storium ermächtigt, den durch Beiträge der Bezirks-Synodalkassen 
aufzubringenden Zuschuss zum Emeritirungsfonds für das betreffende 
Jahr so weit zu erhöhen, als zur Deckung des Fehlbetrags er- 
forderlich ist. 

Artikel VII. 

Den ver Erlass der Emeritirungsordnung und vor Erlass des 
Kirchengesetzes vom 30. Juni 1882 angestellten Geistlichen, welche 
die im § 18 der Emeritirungsordnung und im Art. 5 des Kirchen- 
gesetzes vom 30. Juni 1882 vorgesehene Erklärung nicht abgegeben 
haben, wird für Abgabe dieser Erklärung eine nochmalige von 
dem Landes-Konsistorium vorzuschreibende Frist eröffnet. 

Geistliche, welche hiervon Gebrauch machen, haben eine ein- 
malige Abgabe an den Emeritirungsfonds zu entrichten, deren 
Betrag der Summe der jährlichen Beiträge gleichkommt, welche 
der betreffende Geistliche zu zahlen gehabt haben würde, wenn er 
die vorstehend erwähnte Erklärung rechtzeitig abgegeben hätte. 

Auf diese einmalige Abgabe finden die im § 14 No. 2 der 
Emeritirungsordnung getroffenen Bestimmungen sinngemäss An- 
wendung. 

Artikel VIII. 

Dieses Gesetz tritt mit dem 1. April 1894 in Kraft. 
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11. Hannover. K.G. v. 4./3. 94 wegen Abänderung d. K.G. 
v. 4./7. 76 betr. d. weitere Verbesserung ungenügend dotirter 
Pfarrstellen d. ev.-luth. K. d. Prov. Hannover. Preuss. Ges.-S. 
1894, S. 21. 

12. Hamburg. Prüfungsordn. f. d. ev.-luth. Kandidaten, ge- 
nehmigt in d. Sitzung d. Kirchenrathes v. 12./10. 93. A. K.B1. 
94, 10. 

13. Bekanntm. d. Reg. in Schleswig v. 21./4. 94 betr. d, 
Abtrennung niederer Kirchendienste von den Volksschullehrerstellen. 
K. G. u. V.-Bl. 94, S. 59. 

14. Württemberg. Mittheil. d. Konsist. v. 21./7. 93 betr. 
konfessionelle Kindererziehung. A. K.-Bl. 93, 559. 

15. S.-Altenburg. V. d. Minister, v. 1./12. 93 die Dienst- 
vorschriften f. d. Bezirks- u. Ortsschulinspektoren betr. A. K.-Bl. 
94, S. 49. 

16. Braunschweig. G. v. 6./4. 92 betr. die Aenderung des 
§ 9 d. G. üb. (L Gemeindeschulen v. 8./12. 51. A. K.-Bl. 1893, 
S. 343. 

17. K.O. d. privileg. ev.-luth. Brüdergemeinden Kornthal u. 
Wilhelmsdorf bestätigt durch Min. Entschliessung v. 5./4. 92. A. 
K.-Bl. 94, No. 1. 
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I. Abhandlungen. 



Kirchliches Gewohnheitsrecht, insbesondere links des 

Rheins. 

Von 

Regierungsrath a. D. Geigel zu Strassburg i. E. 



§ I. Vorwort. 
Wegen der durch die Staats gesetzgebung (Scheurl 1 
265 ff., unten IV A. 6 a u. VII A. 2) bewirkten Aenderungen gilt 
auch in Frankreich und den ehemals französischen Gebieten für 
keine Religionsgesellschaft mehr ausschliesslich ihr eigenes, 
inneres und ursprüngliches Recht; vielmehr regelte der Staat 
nicht nur die Beziehungen der Bekenntnisse untereinander und 
zur bürgerlichen Obrigkeit, sondern oft (VI A. 5 und VII D.) auch 
innerhalb eines und desselben Verbandes die Rechtsverhältnisse 
zwischen Mitgliedern, Beamten und Vertretungen. Durch ent- 
gegengesetzten Gebrauch (IV C.) sind inzwischen, ebenso 
wie (VI A., VH B. u. C.) reinkirchliche, mehrfach auch 

1 Abkürzungen in der Angabe der Quellen: Baud. = *Wilh. Bauduin: 
de consuetudine in jure canonico, 1888, Valinthout Löwen. Dali. = Dalloz: 
juri8prudence generale ; es bedeuten der Jahrgang — (18)50 ff. — das reper- 
toire periodique, m. das rep. mäthodique, Sup. das Supplement. D. Z. f. K.-R. 
= Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht. E = Entscheidungen des Deutschen 
Reichsgerichts in Civilsachen. Frdb. = Friedberg: Lehrb. d. kath. u. evang. 
Kirchenrechts, 1889; Tauchnitz, Leipzig. Ggl. = franz. u. reichsländ. Staats- 
kirchenrecht, 1884, Trübner, Strassb. G.S. = Sammlung der in Els.-Lothr. 
geltenden Gesetze, 1880, Trübner, Strassb. Jacobson: Geltung der älteren 
evang. Kirchenordnungen in der Gegenwart in Bd. XIX (1859, Tübingen), 
S. 1—97 der „Zeitschrift für Deutsches R. u. D. R.Wiss. a J.C.F. = Journal 
des Conseils de Fabriques franc,. Jur.W. = juristische Wochenschrift, Organ 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenreclit. IV. 3. jg 
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(VI B. u. VII D.) Staats kirchenrechtliche Vorschriften, bald im 
ganzen franz. Rechtsgebiete (VI A., VII A. 9 u. VTII C), bald 
nur in Belgien (VI A. 11), HoUand (VIII A. 1), Luxemburg (VI 
A. 9), Norditalien (VIII C. b.) oder einzelnen deutschen Rhein- 
landen (VI A. 7 u. VIEL A.) ausser Geltung getreten. Anderseits 
haben sich in Folge langjähriger Volkssitte, Gerichts- und Ver- 
waltungsübung Vorschriften neu gebildet (IV A. 6 *, VI A. 2 u. 4, 
VII B. u. VIII), mitunter ohne jeglichen Ausgangs- oder Anhalts- 
punkt im geschriebenen Rechte. Auf Grund der Rechtsprechung 
und Wissenschaft aus allen Gebieten, worin franz. Recht gilt, er- 
örtern wir nachstehend 

S. 263 § II die Unwirksamkeit der Gewohnheit im S t r a f - 
rechte, sowie gegenüber Tarifen und Kodifikationen, 

S. 268 § ZU die Gleich berechtigung der Gewohnheit mit 
dem Gesetze im Kirchen recht, 

S. 274 § IV Vernunfts mässigkeit und Rechts bewusst- 
sein der Gewohnheit, 

S. 285 § V längere Dauer, Allgemeinheit und son- 
stige Voraussetzungen der Gewohnheit, 

S. 288 § VI die Gewohnheiten im kath. Kirchenrecht, 

S. 292 § VII die Gewohnheiten im p r o t. Kirchenrecht, 
endlich 

S. 305 § VIII die für's kath., prot. und israelitische 
Kultusrecht gemeinsamen Gewohnheiten. 



d. D. Anwalt- Vereins. KellJFrd. = v. Keller Pandekten, herausgegeben von 
Dr. E. Friedberg, 1861, Tauchnitz, Leipzig. Kreutzwald: de legitima i. e. 
canonica juris consuetudinarii praescriptione , 1873, Freiburg i. B. Mot. B. 
G.-B. = Motive zum Entwürfe des bürg. Ges.-Buchs £ d. Deutsche Reich. 
Puchta: Das Gewohnheitsrecht, 1828/37. Rev.M. = Revue ecclesiastique 
de Metz. v. Scheurl: Sammlung kirch.-rechtl. Abhandlungen, 1872/73, Deichert, 
Erlangen. Schw. = J. Schwering: Zur Lehre vom kanon. Gewohnheits-R., 
1888, Schnell, Warendorf, v. Scherer, Hdb. d. Kirchen-R. 1885/91. Toul- 
lier: le droit civ. fran^., 1830. Ter. = Vering: Lehrb. d. kath., Orient, u. 
prot K.-R., 1893, Herder, Freiburg i. B. Zach = Zachariae-Dreyer : Hdb. 
d. franz. Civflrechts, 1886. Z.f.KJt. = Dove und Friedbergs Zeitschr. 
£. Kirchenr. 
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§ II. Unwirksamkeit der Gewohnheit im Straf- 
rechte, sowie gegenüber Tarifen und Kodifi- 
kationen. 

A. Die allgemein verbindende Kraft einer, im Rechtsbewusst- 
sein (IV) der Volks- oder der Glaubensgenossen sich ausprägenden 
Gewohnheit beruht darauf, dass eine gleichmässige und (V) längere 
Uebung als dem geschriebenen Rechte gleich stehende 
Quelle von Staat und bezw. Kirche zugelassen ist. Bei Erfüllung 
dieser und der sonstigen Voraussetzungen gilt ein für alle Mal 
ohne Weiteres kraft des Gesetzes 1 die Gewohnheit als 



1 „consentement tacite on presume du peuple et du legislateur" zufolge 
Toullier I S. 127 u. Dali. m. XXX S. 209, N. 534 sub voce „Lois", unten 
III A. 5 u. 6, IVA. 2 a u. 9. Unter den „gesetzgebenden Gewalten", deren 
Gutheissung im Texte vorausgesetzt wird, sind auch die Autonomie- 
Berechtigten inbegriffen, insoweit die Gesetzgebung die Regelung fraglicher 
Angelegenheiten der Selb s t bestimmung der betheiligten Verbände (IV A. 9) 
endgültig überlassen hat. (Observanz, Mot. B.-G.-B. 10 u. 93 ff., E XI 212 
und XII 292, Kell.Frd. 7). In der kath. Kirche wird, da der Papst un- 
umschränkter Träger der gesetzgebenden Gewalt ist, die Rechtskraft jeder 
Gewohnheit gegen das päpstliche und das gemeine K.-R. auf die still- 
schweigende Zustimmung des Papstes zurückgeführt (unten IV E. A. 9, 
Arch. f. K.-R. I 65, Baud. 13, 16, 22 u. 26, Hinschius, kath. K.-R. I 193, 
Petrus Ravennas : de consuetudine S. 448 ff. , Puchta II 269 , Reiffenstuel : 
jus. can. I 4 § 1 N. 11, Schmier: jurispr. I 1 cap. 9 § 1 N. 4, v. Scherer 
I 22, v. Scheurl in Z.f.K.-R. III 39 u. 41, Schw. 19, 28, 31, 32 u. 37). 
Ebensowenig, als die Bischöfe von sich aus Uebungen gegen das gemeine 
R. in ihrem Bisthum einführen können (unten IV A. 9, Baud. 26, Kreutzw. 
4 u. 63, Schw. 25 u. 42), vermögen die Laien in eigener Zuständigkeit die 
seitens der Hierarchie getroffenen Bestimmungen abzuändern; doch kann 
sich selbst in der kath. K. ohne die Rechts Überzeugung der Gläubigen 
kein, letztere verpflichtendes Gewohnheitsrecht bilden, Baud. 16, 21 u. 59, 
Petrus Rav. 464 u. 479. In der prok K. — und bei den Israeliten (VIII) 
— beruht die Rechtsverbindlichkeit der Gewohnheit auf der Zustimmung der 
der durch die Synode vertretenen Landeskirche oder (unten VII A. 2, 
Puchta, II 40 u. 274, Schw. 49) der Ortsgemeinde, soweit der betreffende 
Verband die einschlägigen Verhältnisse selbständig regelt (consensus 
populi, L EL Böhmer: jus. eccl. prot. 1720, I S. 265, 1. 32 § 1 D. 1, 3, 
JSchw. 8, 13 u. 15, Z. f. K.-R. III 32); zugleich wird das staatliche 
Placet als stillschweigend hinzugetreten vorausgesetzt, insoweit der Landes- 

18* 
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seitens der „gesetzgebenden Gewalten" gutgeheissen ; weder ist der 
Nachweis erforderlich, dass der Gesetzgeber im Einzelnen 1 * 
die Uebung billigt; noch würde die Rechtsgeltung der Gewohn- 
heit anderseits dadurch entkräftet, dass nachweislich lb die Träger 
der gesetzgebenden Gewalt die Uebung gar nicht kennen, folglich 
auch nicht im Stande sind, selbst nur stillschweigend ihre Einzel- 
heiten gutzuheissen. 

Dem Gesetze ist das Gewohnheitsrecht ebenbürtig, aber 
nicht übergeordnet (unter V A. 6, VII A. 1* u. 7); der 
Einwirkung des Gewohnheitsrechts unterliegt daher all dasjenige 
nicht, was ihr durch Gesetzesbestimmung ld entzogen oder, wie lc 



herr oder eine Regierungsbehörde förmliche Verbandsbeschlüsse in solchen 
Angelegenheiten gutzuheissen hätte. In allen gemischten Angelegenheiten, 
die nur durch Uebereinstimmung zwischen Staat und Kirche geregelt werden 
(IV A. 4), bildet sich auch Gewohnheitsrecht stets nur durch stillschweigende 
Uebereinstimmung beider Gewalten. 

la c. ult. X 1, 4; Baud. 27 u. 36, Kreutzw. 65, Schw. 11, 13, 36 u. 38. 

lb c. 1 de const. in VI 1, 2; Baud. 30, 185, 193 u. 203, krit. Viertel- 
jahrsch. IV 336, Schw. 11, 32, 38 u. 48. 

1 ° Die zehn Gebote , überhaupt das Alte wie das Neue Testament 
gehen als unmittelbar göttliches Recht unbedingt jeder staatlichen und 
kirchlichen Satzung vor; eine Uebung hiegegen wäre vernunftswidrig, Baud. 
10, 20, 51—55, Hinschius, kath. K.-R. LEI 771, Jacobson, 67 u. 70, Kreutzw., 
57, 59 u. 67, Scheurl 174, 219 u. 225, Schw. 20, 22 u. 45, Sohm K.-R. I 463, 
Suarez : de legibus VI N. 16, Z. f. K.-R. in 65, unten IV A. 1, VI A. 4 * u. 
VII C. Auch das franz. R. kennt als öffentl. Religionsgesellschaften nur solche, 
die wenigstens ihre Hauptlehrsätze auf göttliche Offenbarung zurück- 
führen, D.Z.f.K.-R. ni S. 154 u. 157 A. 5. 

1 d Die Bildung einer entgegengesetzten Gewohnheit schliesst 
der Gesetzgeber aus, indem er sie als „verwerflichen Missbrauch" (Baud. 55, 
95, 97, 101, 135 u. 173, unten IV A. 1 • VI A. 4 • u. VJI 0. A. 5) feierlichst 
verbietet, oder indem er eine auch weniger feierliche, immerhin aber aus- 
drückliche Bestimmung trifft, aus welcher sich unzweifelhaft seine Ab- 
sicht ergibt, gegen den Gesetzesbuchstaben keinerlei Uebung aufkommen zu 
lassen. Das weltliche Recht, welches von den S t a a t sgerichten auch 
dann angewandt wird, wenn es mit den innerkirchlichen Satzungen nicht 
übereinstimmt, schliesst Uebungen nur gegen das unmittelbar göttliche 
Recht (obige A. l e ) aus, lässt aber sonst Uebungen aufkommen, auch wenn 
solche durch inner k irchliche Satzungen verboten werden. Gegen Staats- 
gesetze, welche der Gewohnheit zum Voraus die Geltung versagt haben, 
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die heilige Schrift, überhaupt dem Gebiete menschlicher Verfügung 
entrückt ist. 

B. Der Gewohnheit wird durch das geschriebene Recht nicht 
gleichmässige Geltung auf allen Rechtsgebieten eröffnet. Die 
neueren Staats- und Kirchengesetze stimmen darin überein, dass 
nur durch ausdrückliche Vorschrift, nie durch blosse Gewohnheit, 
Gebühren 2 und Abgaben auferlegt oder Strafen 8 angedroht 



lässt gleichwohl Holder in Brühl u. Hartmann's „Zum Entw, d. bürg. G.-B." 
1888, J. C. B. Mohr, Freiburg i. B., Bd. I S. 12, Mot. B.-G.-B. 3, Gewohn- 
heiten aufkommen, — eine Auffassung, die ziemlich vereinzelt (unten V A. 3) 
steht. Gegen Kirchengesetze, auch wenn solche die Gewohnheit aus- 
drücklich ausschliessen (V A. 3), wird dagegen, insoweit es sich nicht um 
göttliches Recht handelt, von der Wissenschaft und Rechtssprechung 
entgegengesetztes Gewohnheitsrecht zugelassen. Daran wird aber unbedingt 
festgehalten werden müssen, dass gegen ein Staats gesetz, wo solches Ge- 
wohnheiten ausschliesst, unter keinen Umständen Gewohnheiten sich bilden 
können. Die Zulassung des Gewohnheitsrechts als eigene Rechtsquelle beruht 
nämlich nicht etwa unmittelbar auf dem, allen Völkern und allen Zeiten gemein- 
samen Naturrechte, sondern auf Folgerungen aus dem röm. Recht, unbeschadet 
der weiteren Verwerthung von Bestimmungen des kan. R. Die Gewohnheit 
kann daher von den Staatsbehörden und Gerichten auf keinem Rechtsgebiet 
anerkannt werden, von welchem weltliches Recht dieselbe ausdrücklich 
ausgeschlossen hat. 

2 Keine, noch so langjährige Uebung (unten III A. 6 c , IV A. 4 u. 9 
u. V A. 6), ersetzt den obrigkeitlichen Tarif für Zölle, Steuern und ge- 
meindliche Verbrauchs- oder sonstige Abgaben (Dali. m. XXX N. 531, 
Ziff. 9 u. 10 S. 207, N. 537 S. 208 u. 210, dagegen Scaduto dir. eccl. II 
Aufl. I S. 3) oder für Stolgebühren (Rev. M. I S. 193, Statuta synodalia, 
1869, Metz, p. 116, 227 u. 234, Monita des Bischofs Dr. Raess, 1865, Strassb., 
S. 51, J.C.F. 1888 S. 66 u. 279, Dali. 84. III S. 120, Seance de la chambre 
des Deputes du Granduche de Luxemb. 1884/85 S. 15, Ggl. 283, Giron droit 
adm. beige p. 334 u. 375). Weil Minderbemittelte gänzlich freige- 
lassen werden, entrichten Wohlhabendere an die Geistlichkeit regelmässig 
höhere, als die tarifmässigen Gebühren. Die ohne Tarif oder über den- 
selben hinaus gezahlten Reichnisse gelten nicht als ErfülluDg einer Rechts- 
pflicht, sondern (IV A. 3, 4 u. 9) nur als freiwillige Leistungen, von 
welchen man sich bewusst ist, sie aus gutem Willen, nach Art der Beiträge 
für Sammlungen, zu entrichten. 

3 Code penal 4, Reichsstraf-G.-B. 2, ital. Codice pen. 1. Nur vor 
dem Erlasse förmlicher Polizeistrafgesetzbücher wurden auch wegen „Un- 
fug 8 "» „Excesses" u. sonstiger, kautschuckartig dehnbarer, oft nur durch 
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werden können. Dem abändernden Gewohnheitsrechte (§ IV) sind 
aber nicht nur S t r a f Vorschriften, sondern auch alle Gesetz- 
bücher entrückt, welche erschöpfend und umfassend die ge- 
sammte einschlägige Rechtsmaterie regeln. Eine Strafe 5 darf nur, 



w 

|£ Gewohnheit ausgebildeter Reate Strafen verhängt. Jetzt spricht selbst 

die Kirche nur noch durch ausdrückliche Vorschrift angedrohte 
Strafen aus. Dass durch blosse Uebung eine bisher erlaubte Handlung in 
eine strafbare verwandelt und mit einer gewissen Strafe bedroht werden 
könne, trifft kaum auch nur für das blosse Gewissensforum zu; Suarez: de 
legibus VII c. 16 N. 3 u. Baud. S. 75 u. 88 konnten Entscheidungen hiefdr 
nicht anführen. 

4 Keine Gewohnheit kann im franz. R. aufkommen gegen a) das Handels - 
G.-B. (Dali. m. XXX N. 118 S. 70, Suppl. X N. 452 Ziff. 2 u. 3 S. 10 u. 116, 
Dali. 49 II 123, ebenso deutsches H.-G.-B. 1), b) die Civil-Proz.-Ord. 
(Art. 1041) u. die S tr af-Proz.-Ord. (Dali. m. XXX N. 531 Ziff. 2, 5, 7 u. 8 
S. 207, Dali. 49 II S. 79 u. 54 II S. 70, ebenso wohl gemeinrechtlich, vgl. Puchta 
II 290, Scheurl 228), c) die N o t a r i a t s Ordnung (Dali. 54 II S. 70, Zach. 61 
A. 8, vgl. Toullier VIII S. 133 u. Dali. m. XXX N. 333 S. 208, endlich 
d) gegen das b ü r g e r 1. Ges.-Buch (unten Anm. 6). Gegen das B.-G.-B. 
schliesen ebenso das Gewohnheitsrecht aus: Oesterreich (B.-G.-B. Einl. 
§ 9 u. 10), das p r e u s s. Ld.-R. (Einl. § 59 u. 60), Sachsen (B.-G.-B. § 28), 
Italien (Cod. civ. Einl. 5) u. Holland (algemeene bepalingen der "Wetgeving 
Art. 3), desgleichen der Entw. d. B.-G.-B. f. d. Deutsche Reich; er lässt 
in § 2 „Gewohnheitsrecht nur insoweit gelten, als das Gesetz auf das- 
selbe verweist". Zufolge der Motive S. 5 „wird auf dem Gebiete des öffent- 
lichen Rechts (hierzu — unten Anm. 7 — gehört das Kirchen-R.) das Gew.- 
R. jederzeit einen breiten Raum der Bethätigung finden - . S. 6 Anm. 8: 
„Eine umfassende Kodifikation hat die derogatorische Kraft des Gew.- 
R. nicht anzuerkennen". S. 9 : „Die grundsätzliche Beseitigung des Gew.-R. 
erstreckt sich nicht blos auf den im B.-G.-B. zusammengefassten Rechts- 
stoff, sie ergreift auch diejenigen privat rechtlichen Materien, welche die 
Reichsgesetzgebung künftig in ihren Bereich ziehen wird" [oder „gezogen 
hat", ergänzte Holder „Zum Entw. d. B.-G.-B." (oben A. 1 d ) S. 13.] Auch 
gegen das gem. röm. R. lässt mau regelmässig keine Gewohnheiten aufkom- 
men, Puchta II 52 u. 61 betr. Grossjährigkeit, unten IV A. 8. 

5 Strafbare Handlungen werden auch durch eine noch so grosse Zahl 
von Fällen nie gerechtfertigt (legitimees, Dali. m. XXX N. 531 S. 208; 
Dali. i851 V 462, 59 V 366, 61 V 291 u. 88 I 406 = Kass. Paris 4 IV 1887; 
Dali. m. XXX N. 112 u. 115 * S. 68 u. 69, Suppl. X N. 454 S. 116). Eine 
consuetudo gegen eine Strafsanction ist eine „coutüme oontraire ä Tordre 
public" (Dali. m. XXX S. 207, Kass. Paris 30 VI 27, 3 X 28, 23 VII 36, 
21 X 41 ff.), non rationabilis (unten IV A. 1 u. 6«), Puchta II 50, 
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wenn eine ausdrückliche 3 Vorschrift androht, verhängt werden; 
anderseits rauss aber auch der Richter die Strafe, sobald solche 
von zuständiger Seite beantragt ist, aussprechen, selbst wenn die 
gleichen Zuwiderhandlungen bisher stets ungeahndet 5 geblieben 
waren. 

C. Das zum Code civ. unterm 30. Vent. Xu erlassene Ein- 
fuhrungsgesetz lautet in Art. 7 : „Das römische Recht (unter III B.), 
die Ordonnanzen (IV A. 3), sowie die allgemeinen oder (IV A. 9) 
örtlichen Gewohnheiten (coutümes) und Reglements treten vom 
Tage der Einführung des Code civ. in allen, von solchem geord- 
neten Materien ausser Kraft". 



290 u. 292 wegen Simonie, vgl. übrigens Jacobson 81 und Baud. 91—94). — 
Nicht wegen „entgegenstehender Gewohnheit" (III A. 6), sondern nur in 
Folge mangelnden Strafantrags war die Mehrzahl der Vorschriften des 
franz. Ges. 18 XI 1814 über die Sonntagsruhe ausser Anwendung ge- 
treten, Gieseler-Maeder „Prot. K. Frankreichs 1787—1841" Bd. II S. 205 
bis 208, Moniteur 6. Juli 1854. Für Els.-Lothr. Hess 1882 der K. Statt- 
halter (Ggl. 50 A. 10) diese Vorschriften wieder einschärfen. Die Nicht- 
verfolgbarkeit der Landesausschussmitglieder wegen Aeusserungen in Ausübung 
ihres Berufs beruht nicht auf einer Nachsicht der Behörde, sondern auf der, 
auch in Leoni's Oeff.-R. v. Els.-Lothr. I vertretenen Rechtsüberzeugung, dass 
der Landesausschuss ein förmlicher „Landtag" (St.-G.-B. 11) ist. .Eine solche 
communis opinio (unten III A. 6) ist nicht, wie ein förmliches Gew.-R., „mit 
verbindender Kraft ausgestattet" (Mot. B.-G.-B. I 7, Zach. I 60) ; der Richter 
kann u. muss von der bisherigen Rechtsauffassung abgehen, sobald er solche 
nicht mehr für richtig hält. 

6 Ein für alle Mal hat das Ges. 30 Vent. XII das Gew.-R. aus- 
geschlossenfür alte Rechtsanstalten, welche der Code civil (obige Anm. 4) 
— wenn auch nur nebenbei — berührt, gelegentlich streift u. blos unvoll- 
ständig oder theilweise ordnet. (Laurent: principes de droit civ. 1876 I 
N. 25 u. 27 S. 36—37, Dali. m. XXX N. 113, 538 u. 550 S. 68, 210 u. 213, 
Dali. 56 I 109 = Kass. Paris 11 VII 55, Jur.Ztschr.f.Els.-Lothr. 1892 S. 536 
= Oberlandesgericht Colmar 8 VII 92. Dieser, über den „Entw. d. B.-G.-B. 
f. d. Deutsche R." hinausgehende Ausschluss des Gew.-R. gilt als Ausnahms- 
bestimmung nur für das Gebiet des rein bürgerlichen Rechts, nicht auch für 
die privatrechtlichen Seiten des Polizei-, Kirchen- und sonstigen öffentlichen 
Rechts, nicht einmal für (obige A. 4 a ) das Handelsrecht. Handelsrechtlichen 
Gewohnheiten ist die Geltung nur dann entzogen, wenn u. insoweit die be- 
treffende Materie von H.-G.-B. vollständig u. erschöpfend geregelt ist. 
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Hiernach blieb das gesammte vorrevolutionäre Recht in voller 
Kraft für alle, vom B.-G.-B. nicht geregelten Verhältnisse, wie 
Gemeinde-, Polizei- 7 , Kirchen- 8 und sonstiges 4 öffentliches Recht, 
sowie namentlich auch für die Voraussetzungen und Wirkungen 
des Gewohnheitsrechts. Hierüber enthält das geschriebene franz. 
Recht keinerlei Bestimmungen; nach, wie vor der Staatsumwälz- 
ung wurde deshalb in den Ländern des Gewohnheits- und des 
Gesetzesrechts stets die auf Grund des röm. und kanon. Rechtes 
gebildete 8 gemeinrechtliche Lehre befolgt, wornach durch 
Uebung ein Rechtssatz nicht nur (unten VI A. 2 u. 4, VH B.) neu 
gebildet und erweitert, sondern auch abgeändert, selbst 
(VI B. und VII D.) ganz und gar aufgehoben werden kann. 

§ ITC. Gleichberechtigung der Gewohnheit mit 
dem Gesetze im Kirchenrechte. 

A. Abgesehen von Abgaben (oben II A. 2) und Strafen 
(II A. 3 u. 5) bildet auf dem Gebiete des Kirchenrechts die Ge- 
wohnheit nicht nur eine aushülfsweise Rechtsquelle (praeter 
legem) für alle, nicht erschöpfend durch das geschriebene Recht 
geordneten Verhältnisse, sondern auch gegen das positive Recht 
des Staates oder der Kirche (contra legem) kann sich eine Rechts- 
übung bilden; denn innerhalb des franz. Rechtsgebiets besteht 
weder eine Gesetzes-, noch eine Verordnungs-, noch eine auch 



7 Auf Gewohnheiten verweisen Ges. 14 Floreal XI (betr. Fluss- 
räumung, Dali. m. XIX p. 388) u. Staatsrathsgutachten 25. März 1807 (betr. 
Beiträge der Angrenzer zur Strassenpflasterung, Dali. m. XXXXIV S. 548 
u. Sup. X N. 52 S. 10). Auch für Gemeindenutzungen (Ducrocq droit adm. 
1869 p. 180) u. Emphyteusen verblieb es bei dem Gewohnheitsrechte, vgl. 
obige Anm. 4. 

8 Der Entw. d. B.-G.-B. f. d. D. R. stellt keine neue Lehre über 
das Gew.-R. auf, da die bisherige, wie sie allgemein geübt wird, genüge. 
Um so wichtiger erscheint eine übersichtliche Zusammenstellung der Haupt- 
grundsätze dieser Lehre betreffs des K.-R. Dem evang. luth. Missionsblatte 
f. Els.-Lolhr. 1894 S. 258, der ev. luth. Kirchenztg. 1894 S. 8 u. 516, dem 
Temoignage zu Paris 1894 S. 755 u. dem Central-Bl. f. R.-W. XTTT 91 
scheint „die Gewohnheit keine sehr zuverlässige Rechtsgrundlage zu bilden." 
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nur gewohnheitsrechtliche Vorschrift, wodurch Prankreich 
für den ganzen Umfang oder auch nur für einzelne Abschnitte 
des Kirchenrechts die Bildung abändernder Gewohnheiten 
ausdrücklich (oben II A. 1 d ) ausgeschlossen hätte. (Der Ausschluss 
von Gewohnheiten gegen unmittelbar göttliche Anordnungen 
[oben II A. 1 c ] bildet keine Eigentümlichkeit des franz. Rechts). 
Das Gesetz vom 18. Germinal X über die Kultusverfassung ist 
kein, das gesammte Religionsrecht erschöpfend (oben II A. 4) 
regelndes Gesetz buch, wird vielmehr durch eine .Reihe voraus- 
gegangener und nachfolgender Einzelgesetze durchbrochen, ergänzt 
und berichtigt; es entbehrt auch jeder 8 t r a f Rechtlichen Sanction 
und kann daher nicht zu jenen Gesetzen gerechnet werden, gegen 
welche sich ein Gewohnheitsrecht nicht bilden darf. 

B. Der Geltungsbereich kirchlichen Gewohnheitsrechts be- 



1 Da weder der Entwurf von Prins („Souverainete de Tifetat sur r.feglise a 
p. 95), noch der von Bert (Ggl. 26 u. 31, A. 5) je Gesetz wurden, so zieht 
der Staats- bezw. bundesräthliche Ausspruch (unten VI A. 9), dass die geist- 
liche Amtshandlung ein Missbrauch sei, keinerlei Straf einschreitung 
nach sich. Enthielt diese Handlung zugleich die Verletzung einer Strafvor- 
schrift, so wird die Sache vor den Strafrichter verwiesen (Kass. Paris 23 
II 1884, 30 XI 87 u. 15 III 88); die Bestrafung erfolgt alsdann aber nicht 
auf Grund des Gesetzes vom 18. Genn. X, sondern des Straf-G.-B. oder des 
Einzel-Gesetzes. Durch Strafandrohung hat der Gesetzgeber geschützt: Per- 
son, Familie, Eigenthum, Gottesdienst, öffentliche Ruhe u. Ordnung, Unver- 
sehrtheit des Staatsgebiets u. alle sonstigen Grundlagen der Staatsver- 
fassung, oft auch die blosse Einziehung der Staatseinkünfte und weniger 
wesentliche Staatsaufgaben, wie die Förderung nur gemeinnütziger Unter- 
nehmungen. Durch jedes Straf verbot des Staats, gleichviel ob solches auf 
einem Haupt- und Verfassungs- oder nur auf einem untergeordneten Neben- 
gesetze beruht, wird die Bildung entgegengesetzten Gewohnheitsrechts (oben 
II A. 3 u. 5) ausgeschlossen. Bedroht ein Gesetz die Zuwiderhandlung da- 
gegen nur mit einer (platonischen) Missbrauchsrüge oder der Nichtigkeit 
(III A. 3, vgl. übrigens Dali. m. XXX N. 533 S. 208) der gesetzwidrigen 
Handlung, so mögen durch diese Gesetzverletzung zwar mitunter öffentliche 
Interessen in höherem Masse, als durch die Uebertretung eines Strafgesetzes 
untergeordneter Bedeutung gefährdet erscheinen; die Grundlagen 
der Earchen- und Staatsverfassung selbst können aber hiedurch nicht in 
Frage gestellt sein ; denn sonst würde dem Gesetze die Strafandrohung nicht 
fehlen. 
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schränkt sich nun aber nicht etwa auf den kath. organischen 
Artikel 38 und den prot. 44, worin (unten VI A. 2 u. 4, VII B.) 
auf das Gewohnheitsrecht ausdrücklich verwiesen wird; denn die 
Zulassung der Gewohnheit innerhalb des Kirchenrechts beruht 
keineswegs erst auf dem Gesetze v. 18. Germ. X, sondern (oben 
II C.) auf der fortdauernden Geltung des gemeinen Rechts betreffs 
der Gewohnheiten überhaupt. Abänderndes 2 Gewohnheitsrecht kann 
sich also gegen alle Vorschriften des Gesetzes v. 18. Genn. X richten. 
C. Dass für ganz Frankreich oder einzelne Provinzen oder 
Gemeinden erlassene Ordonnanzen, ebenso Gesetze und Verord- 
nungen der ehedem reichsunmittelbaren Städte (unten VII A. 1\ 
Ritter und sonstigen Landesherren durch entgegengesetzte Uebung 
beseitigt werden können, ist nie bestritten, vielmehr oberstrichter- 
lich 3 stets anerkannt worden. Dies gilt auch von den, ohne den 
Beirath einer 4 freigewählten Volksvertretung erlassenen 

2 unten VI B u, VII D. 

3 Dali. m. XXXN. 528 S. 206, N. 531 Ziff. 11 S. 208, Kass. Paris 25 1 1841. 
Kass. Paris 22 MessidorIX u. 18 II 1818 erklärten als durch Nie htg ebrauch 
aufgehoben Tit. IV A. 1 — 3 der Ordonnanz v. 1673, wornach über Handelsgesell- 
schaften nur schriftliche Beweise zulässig und nichteinregistrirte Verträge 
nichtig sein sollten. Betreffs der erleichterten Abschaffung durch entgegen- 
stehende Uebung stellt Dali. m. XXX N. 53 I S. 207, Spalte I viertletzte Zeüe 
u. N. 531 Ziff. HS. 208 die anciennes ordonnances den (unten V A. 3) cou- 
tümes gleich. Kass. Paris 14 VII 1825 erklärte (unten A. 4 u. V A. 3) 
das Gesetz v. 25. Vent. XI als durch entgegengesetzte Uebung aufgehoben. 

4 Dem Ges. v. 25. Vent. XI (obige Anm. 3) steht — der inneren 
Kraft u. der äusseren Form nach — das Ges. v. 18. Germ. X durchaus 
gleich ; die unter Napoleon I. erlassenen Gesetze unterscheiden sich trotz 
der äusserlich gewahrten Form hinsichtlich der Art ihres Zustande- 
kommens und des überwiegenden Einflusses des Staatsoberhauptes wenig von 
den vorrevolutionären. Keine der gesetzgebenden Gewalten, mit welchen 
von 1792 bis 1814 die Gesetzgebung geübt ward, war eine fr ei gewählte 
Volksvertretung" im Sinne moderner Staatsverfassungen; gegenüber der 
freien Volksstimme konnte die Regierung bei der damals beschränkten Press-, 
Vereins- und Versammlungsfreiheit ihre officiellen Kandidaturen unschwer 
durchsetzen; auch war gewiss die „Eliminirung" missliebiger Mitglieder des 
Tribunats und des gesetzgebenden Körpers vom 13. März 1802 ein Staats- 
streich; „Napoleon dargestellt nach den besten Quellen" 1838, Kollmann, 
Leipzig, I 473. 
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Gesetzen und Verordnungen mit Gesetzeskraft, und wohl ebenso 
von den Dekreten 5 , welche der nachmalige Kaiser Napoleon III. 
im Besitze der Diktatur oder gesetzgebenden Gewalt erliess. 

D. Auch fehlt es nicht an Rechtsgelehrten, welche annehmen, 
selbst unter Zustimmung einer freigewählten Volksvertre- 
tung erlassene Landesgesetze, welche weder die gesammte ein- 
schlägige Materie erschöpfend (oben II A. 4) regeln, noch 
Leibes-, Ehren- oder Geldstrafen (II A. 3 u. 5) androhen, 
könnten durch entgegengesetzte Uebung 6 ausser Kraft 



ö Wenn, was jedoch durchaus nicht über jeden Zweifel erhaben er- 
haben erscheint, die Gewohnheit auf die Zustimmung desjenigen zurück- 
bezogen wird (oben II A. 1 u. Baud. 41), von welchem die gewohnheits- 
rechtlich zu ändernde Vorschrift ausging, wenn also zurückwirkend auf den 
Augenblick der Verkündung der Vorschrift — zufolge einer Rechtsfiktion — 
angenommen werden kann, dass statt der ursprünglichen und buchstäblichen 
Vorschrift von vorneherein die Gewohnheit in Geltung gestanden hätte, so 
würde, trotzdem nach . dem "Wiederinslebentreten der Staatsverfassung das 
Staatsoberhaupt in eigener Zuständigkeit nicht mehr sein organisches 
Diktatur-Dekret vom 26. März 1852 zurücknehmen oder ändern konnte 
(unten VIII A. 1), alsdann gleichwohl die Vermuthung genügen, dass an 
Stelle der gesetzgebenden Gewalten schon das Staatsoberhaupt für 
sich allein eine, das Dekret abändernde Gewohnheit gutheisse. Diese Ge- 
wohnheit würde also nicht nothwendig zur Kenntniss aller gesetzgeben- 
den Gewalten (IV A. 2 a ) zu bringen sein. 

6 Borsari: comm. al cod. civ. ital. I § 45, Pacifici-Mazzoni : istituzi- 
oni di dir. civ. it. I N. 3 u. Anm. 6,^ Kass. Florenz 3. April 1869, Duran- 
ton: cours de droit civ. X S. 107 ff., Toullier I S. 129 u. (Dali. m. Suppl. X 
S. 115) Demante: cours analytique Introduction N. 20 geben „einer die 
gesetzlichen Voraussetzungen erfüllenden Uebung dieselbe Kraft, (la mSme 
force), wie einem parlamentarischen Gesetze", vgl. Pescatore in Annali di 
giurisprudenza, Turin 1839 S. 82, 100, 151 u. 183, 1838 S. 173, Brusa, Staatsr. 
d. Kgr. Italien, S. 19, dagegen Chironi: istituzioni di dir. civ. italiano I 
S. 11, Aubry u. Rau § 29, Demolombe: publications et effets de la loi I 
S. 36, Zach. I 61, Digesto italiano (Unione tipogr. ed. zu Turin, 1881, 
3. Heft, S. 132, s. v. „Abrogazione"). Für die entgegengesetzte An- 
sicht, dass nämlich unter keinen Umständen gegen ein parlamentarisch 
vereinbartes Gesetz eine Uebung aufkommen könne, lässt sich kein einziges 
der Dali. m. XXX N. 531 angeführten Urtheile verwerthen; denn letztere 
beziehen sich entweder auf Tarife (oben II A. 2) oder auf Straf Vorschrif- 
ten (II A. 3 u. 5) oder auf Kodifikationen (II A. 4). Dass gegen solche Ge- 
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gesetzt werden, insoweit letztere Uebung oder Nichtanwendung 
(unten IV C. u. V A. 3) auf stillschweigender Gutheissung (oben 
II A. 1) aller gesetzgebenden Gewalten beruht; an und für sich 
äussern allerdings auch die parlamentarisch vereinbarten Gesetze 



setze kein Gew.-R. sich bilden kann, ist oben wiederholt betont worden; 
für die weitergehende Ansicht jedoch, dass auch gegen andere parlamen- 
tarisch vereinbarte Gesetze das Gew.-R. grundsätzlich ausgeschlossen 
wäre, liegt kein Urtheil vor. Die Unstatthaftigkeit von Gewohnheiten gegen 
solche Gesetze will Dali. m. XXX N. 531 S. 207 daraus ableiten, dass die 
Gerichte (Art. 5 des einleitenden Titels zum C. c) keine allgemeinen 
Aussprüche mehr erlassen dürfen, sondern sich stets auf den vorliegenden 
Einzelfall beschränken müssen. Das Gewohnheitsrecht und die herrschende 
Rechtsüberzeugung wird aber durch Gerichtsurtheile nicht begründet, 
sondern nur (Kell. Frdb. 12, unten V A. 7) bewiesen. 

Den nichtparlamentarischen Staatsgesetzen entsprechen die päpstlichen 
Erlasse und die landesherrlichen Kirchenordnungen, den parlamentarischen 
dagegen gewisser Massen die Beschlüsse der Konzile und Synoden. 
Auch gegen letztere kann die Uebung aufkommen; anerkennt doch die kath. 
Kirche (Baud. 131, 138, 146, 148, 171 u. 186, Ver. 338, unten VI A. 4»), 
dass selbst vom tridentiner Kirchenrathe erlassene Zucht- und Ver- 
fassungsvorschriften durch entgegengesetzte Uebung abgeschwächt (emolliri 
et temporari) werden können! Die Theilung der gesetzgebenden Gewalt 
zwischen dem Staats- oder Kirchenoberhaupte und einer Vertretung (Parla- 
lament, Konzil oder Synode) bildet für sich allein gewiss kein Hinderniss 
gegen das Gew.-R., da weder durch allgemeine Rechtsüberzeugung, noch 
durch Gewohnheit oder durch die Natur der Dinge die Möglichkeit ausge- 
schlossen ist, dass nicht nur das Oberhaupt und seine Behörden, sondern 
auch die Vertreter oder deren Wähler den Nichtgebrauch des abzuschaffen- 
den Gesetzes kennen und (oben II A. 1) gutheissen. Die betreffenden Hand- 
lungen, aus welchen sich schliesslich die Uebung ergibt, können recht wohl 
(unten A. 2 a ) allen Wählern oder Gläubigen, Staats- oder Kirchenmitglie- 
dern bekannt oder erkennbar geworden sein. Unter Umständen wird deshalb 
angenommen werden dürfen, dass über die Nichtanwendbarkeit des Wort- 
lautes eines Gesetzes vollste Uebereinstimmung zwischen dem Oberhaupt und 
der Vertretung besteht, also zwischen dem Landesherrn und seinen Kammern, 
dem Papst und den Mitgliedern des allgemeinen Konzils, sodann zwischen 
der Synode einerseits und anderseits der kirchlichen Oberbehörde bezw. dem 
Landesherrn, soweit solcher das Summepiskopat ausübt. (In Els.-Lothr. 
gibt's dies nicht, Friedb. Verf.-R. 69, 71, 119 u. 173, Ggl. 355, Prins: her- 
vormde Kerk 158, Bruch: Fliegende Blätter, 1871 Strassb. EI 7 u. Bruch: 
Zustände der prot. K. 1843 S. 24). Diese Uebereinstimmung liegt nicht nur 
dann vor, wenn das Oberhaupt oder die Vertreter der Regierung dem Par- 
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als solche keine grössere Wirksamkeit, als die in der vor- 
konstitutionellen Zeit vom Träger der Staatsgewalt allein erlas- 
senen Gesetze. Uebrigens erscheint diese Frage für das Kirchen- 
recht praktisch ohne Bedeutung, da keinem einzigen, unter Zu- 



lamente bezw. der Synode eigens durch einen Gesetzentwurf oder gelegent- 
lich, z. B. anlässlich eines Auskunftsbegehrens von der N i c h tanwendung des 
Gesetzes Mittheilung gemacht hat, ohne Beanstandung zu finden, sondern 
auch schon dann, wenn die Unmöglichkeit, das Gesetz zu vollziehen, offen- 
kundig, gleichwohl aber noch nicht die förmliche Abschaffung desselben 
beantragt ist. Ersteres war seit 1830 der Fall betreffs der Nichtbestrafung 
der Zuwiderhandlungen gegen die Sonntagsruhe, oben II A. 5, letzteres aber 
gilt auch heute noch von dem, nicht das ganze Gemeinderecht, sondern 
mehr nur die Gemeindeverfassung regelnden franz. Gesetze vom 5. Mai 1855. 
Dasselbe bestimmt (G.S. II S. 810) im Art. 38: „Nach alphabetischer Ord- 
nung werden die Wähler zur Abstimmung aufgerufen; beim Aufrufe ihres 
Namens übergeben sie dem Vorsitzenden den Stimmzettel" u. s. w. Von 
jeher aber übergeben, vor, wie nach dem Gesetze v. 1855, die Wähler ihre 
Stimmzettel nicht nach der buchstabenweisen Reihenfolge der Namen, 
sondern immer nur nach dem Zeitpunkt ihres Erscheinens. Die entgegen- 
stehende Vorschrift des Art. 38 blieb todter Gesetzesbuchstabe; der Staats- 
rath vernichtete nie eine Wahl wegen Nichtbeachtung des Art. 38. Keine 
Behörde kümmerte sich je um diesen Artikel; nicht ausdrücklich, sondern 
durch entgegenstehende Rechtsüberzeugung (unten I V A. 4 u. V A 3) 
ward solcher in kurzer Zeit abgeschafft. 

6b Diese entgegenstehende Rechtsüberzeugung (communis opinio) war 
sofort am ersten Tage nach Veröffentlichung des Gesetzes gebildet. Mot. 
B. G.-B. I 7. „Der Einfluss, welchen die in theoretischer und prak- 
tischer Arbeit sich bethätigende Wissenschaft auf Portbildung des Rechtes 
zu üben vermag, muss rückhaltslos als vollberechtigt anerkannt werden ; jeder 
Versuch, diesen Einfluss zu verkümmern, würde, soweit er überhaupt einen 
Erfolg haben sollte, von den erheblichsten Nachtheilen begleitet sein". Aller- 
dings will der „Entw. d. B. G.-B. f. d. D. Reich" dieser communis opinio 
keine derogirende Wirkung zugestehen; wenn jedoch ein Gesetz so fehler- 
haft und unbrauchbar erscheint, dass es auch nicht versuchsweise, noch für 
kurze Zeit durchgeführt werden kann, so braucht nicht erst „auf dem Wege 
der Rechtsübung oder der Wissenschaft" (Kell. Frdb. 12) eine „dero- 
girende Wirkung" geäussert zu werden, sondern das betreffende Gesetz trat 
für keine, auch noch so kurze Zeit je in Kraft. Jacobson 64: „Die Gesetze 
sind nur solange von Werth, als sie den Verhältnissen entsprechen, welche 
durch sie in Ordnung gehalten werden sollen. Aendern sich die Umstände, 
sind die Ueberzeugungen, welche sie in's Leben riefen, nicht mehr lebendig, 
passt also das Gesetz nicht mehr, so muss es abgeschafft werden oder es 
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sümmung einer verfassungsmässigen Volksvertretung erlassenen 
Gesetze gegenüber abänderndes Gewohnheitsrecht in Betracht 
kommt. 

§ IV. Vernunftsmässigkeit undRechtsbewusst- 
sein der Gewohnheit. 

A. Voraussetzung der Gewohnheit ist — gleichviel, ob solche 
(ß) einen Rechtssatz bilden oder (C) aufheben soll — , dass man 
auf einem, nicht durch die Gesetzgebung 1 ausgeschlossenen Gebiete 

verliert von selbst seine Autorität". Cessante ratione cessat lex ipsa, 
Toullier I S. 155, dagegen Kass. Neapel 28. Febr. 1869, Gazz. Procur. 
1869 n. 378, Kass. Florenz 19 Dez. 1877, Foro II 72. 

6e Lasten und Pflichten können (oben II A. 2, unten V A. 6) verfas- 
sungsgemäss nur noch durch ausdrücklichen sowie gehörig sanctionirten und 
verkündeten Beschluss der Vertretungen neu auferlegt werden, also nicht 
mehr durch blosse Uebung, weil durch letztere die Vermuthung, dass alle 
gesetzgebenden Gewalten übereinstimmen, sich nicht wohl begründen Hesse. 
Einfacher und rascher als die Neubegründung allgemeiner Verpflichtungen 
vollzieht sich aber durch Nichtgebrauch die Entbindung von Vorschriften, 
namentlich die Freilassung von beschränkenden Förmlichkeiten. Für die 
Aufhebung mehr nur formell gewordener Gesetzesartikel durch Nicht- 
gebrauch (unten V A. 3 und VI A. 2) brauchen also keine soweit gehenden Vor- 
aussetzungen erfüllt zu werden, als für die gewohnheitsrechtliche Neubil- 
dung allgemein verpflichtender Rechtssätze. 

1 Dali. m. XXX S. 207 u. Toullier I S. 130 N. 165 betrachten als nicht 
raison nable jeden Gebrauch (usage) gegen la sürete publique .(oben II A. ö) 
ou Vordre public oder gegen „les moeurs et la decence", das ist gegen den 
Dekalog und gegen „Ehrbarkeit sowie gute Sitten" (oben II A. l c , unten 
VI A. 4», VII A. 7, ebenso Puchta II 52, 61 u. 292). Die Rationabilität 
wird als Voraussetzung kirchlichen Gewohnheitsrechts vollständig ver- 
worfen von E. Meyer „Rechtsbüduug in Staat und Kirche", S. 28, 214 
u. 297 und wenigstens für das prot. K.-R. von Jacobson 75; dagegen 
Friedb. 111 A. 4 u. 112 Ziff. 1, Scheurl 218ff. u. 225, Vering 335 u. Z. f. 
K.-R. III 55, 60 u. 62. Dass die Uebung sich in das kirchliche „Gesammt- 
bewusstsein (Scheurl 217 u. 225) und (Schw. 49) in „das Rechts- 
ganze harmonisch einfügen, auch (Puchta II 50 u. 290) „nicht das, dem In- 
stitute zu Grunde liegende Princip verletzen darf", kann praktisch nicht 
mehr bedeuten, als dass sich rechtlich keinerlei Uebung gegen göttliche 
Gebote (oben II A. 1 c ) und gegen erschöpfende Regelung eines Rechts- 
gebiets (II A. 4 — 6) bilden darf. Zu allgemein und zu unbestimmt ist, dass 
(Schw. 45 u. 49) „die Uebung nicht mit den kirchlichen Zwecken in 
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jnit dem Bewusstsein, nur so und nicht anders handeln zu können, 
eine Uebung gleichmässig und ununterbrochen 2 (§ V) längere Zeit 
gehandhabt hat. Eine durch das positive Recht ausgeschlos- 
sene Uebung wird nie rationabel oder vernunftsgemäss ; als ver- 
nunftsgemäss gilt dagegen jede, nicht u ausdrücklich durch 
die Gesetzgebung verbotene Uebung, selbst wenn sie mit diesem 
oder jenem staatlichen bezw. kirchlichen „Zwecke" oder „Grund- 
satze" in Widerspruch sehen sollte. 

B. Die Ueberzeugung 2 (opinio juris vel necessitatis) der lieben- 
den, „dass, was sie gleichmässig befolgen, das aus den zwingen- 
den Umständen geschöpfte Recht", nicht Willkür, Ausnahme, 
Nachsicht oder (oben II A. 2) Freigebigkeit, sondern nur die An- 
wendung des geltenden Rechtssatzes ist, wird von Rechtswegen 



Widerspruch treten darf. In einer, für den Richter auch nur annähernd 
erkennbaren Abgrenzung hat nämlich keine Kirche ihre einzelnen, auf 
das Rechtsleben und die innere Vollkommenheit bezüglichen „Zwecke" je 
aufgezählt oder beschrieben; für die rechtliche Beurtheiluug müsste es also 
an jedem Anhaltspunkte fehlen, wenn sich die Rationabilität nicht, wie in 
II A. 1 c , VI A. 4' u. VII A. 7, auf eine bestimmt greifbare Einschrän- 
kung des Umfangs bezöge, innerhalb dessen kirchliches Gew.-R. sich bilden 
darf. Erachtet eine Religionsgesellschaft einen gewissen „Grundsatz" und 
.„Zweck" für so unentbehrlich und wesentlich, dass sie hingegen durch- 
aus keine Uebung aufkommen lassen will, so konnte sie ja durch ausdrück- 
liche Vorschrift die Bildung einer entgegengesetzten Gewohnheit staatsgesetz- 
lich untersagen lassen. Aber bloss deshalb, weil nach theologischer 
Auffassung eine Gewohnheit sich nicht mit dem einen oder andern „Axiome" 
oder „Grundgesetze" (unten IV A. 6 a ) vereinbaren lässt, kann solche recht- 
lich nicht beanstandet werden. Für das Gewissensforum mag die Auf- 
fassung des betreffenden Gottesgelehrten zutreffen, staatsgerichtlich 
lässt sich dieselbe aber mit Zwang nicht durchsetzen. 

la Vangerow Pand. (1851) § 16 Bd. I S. 49. Die Rationabilität wird 
von Rechtswegen vermuthet, Baud. 54 u. 110, Kell. Frdb. 10; die Be- 
stimmung, wodurch die Gewohnheit reprobirt ist, müsste also in jedem Ein- 
zelfalle (oben II A. l d ) nachgewiesen werden. 

8 Reichsgericht IV. Senat, 8. Dez. 1884 (Arch. f. K.-R. 57, S. 123, un- 
ten IV A. 4 b ); Baud. 19, 56 u. 73, Kell. Frdb. 8, Puchta II, 33 u. 37, 
Schw. 44; v. Schulte, kath. K.-R. I, 209 u. 213), „Bewusstsein, dass ein in- 
nerer Grund zur Aufrechterhaltung der Rechtsordnung und zur Erreich- 
ung des kirchlichen Zweckes die Uebung des Satzes verlange". 
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vermuthet 8 , wenn die Handlung ungehindert und zwangsfrei 
in die Oeff en tli chkei t** tritt. 



»• Dali. m. XXX N. 115, 528 u. 529» S. 69 u. 206, Toullier I S. 26 und 
Zach. I 60 A. 5 fordern faits uniformes, multipliös (unten V) et p u b 1 i c 8. 
Heimlich (clam) oder „verstohlen" bethätigte Handlungen entgehen der 
Kenntniss derjenigen öffentlichen Gewalt, deren stillschweigende Zu- 
stimmung (oben II A, unten IV A. 7) zur Gewohnheit vorausgesetzt wird; 
öffentlich muss also eine Uebung hervortreten, damit sie als durch den 
Gesetzgeber anerkannt gelten kann. Diese Oeffentlichkeit entspricht der 
VerkünduDg des geschriebenen Rechts, Baud. 23, 27, 61, 59 u. 63, Kell. Frdb. 
9, Jacobson 72 A. 142, Puchta II S. 40, Scheurl 210, Z.f.K.-R. m S. 45 u. 60, 
oben III A. 6. Eine sich nicht an's Tageslicht wagende Handlung wäre 
ebenso fehlerhaft, als eine (vi) zwangs- oder duldungsweise (precario) erfol- 
gende. 

3 Baud. 20. Insolange nicht die Fehlerhaftigkeit bewiesen ist, gilt jede 
Handlung eines Einzelnen oder einer Behörde als „opinione juris" erfolgt. 
Ohne Weiteres ist die Fehlerhaftigkeit aus der Handlung zu erkennen, wenn 
sie sich als Generosität oder blosse Ausnahme ankündigt. So bleibt z. B. 
stets freiwillig und verjährt daher nie (oben 11 A. 2) zum Zwangs- 
rechte die Sammlung für Geistliche, das Gotteshaus oder kirchliche Anstalten, 
selbst wenn solche herkömmlich (Ggl. 11) am betreffenden Tage bei allen 
Gemeindegliedern und gewisser Massen nur als Gegenleistung für einen ent- 
sprechend verwirklichten Zweck abgehalten wird, z. B. für Gottesdienste an 
einem abgewürdigten Feiertage oder in einer Nebenkirche, zu deren Abhal- 
tung der Geistliche nicht verpflichtet wäre. Wenn ferner auch im ganzen 
Ort üblich, so wird gleichwohl „une pure tolerance de voisinage" (gegen C. c. 
671) nie ein „droit positif, Dali. 61 1 S. 121, sie bleibt res merae facultatis, 
ebenso wie die (unten VII A. 7) „ortsübliche" Ausdehnung der landeskirch- 
lichen Gottesdienste und Lehrsätze, Baud. 52 u. 73, Puchta II 33. Obgleich 
die Behörde stets zu Heirathen im verbotenen Verwandtschaftsgrade die 
Bewilligung ertheilt hat, so ist doch durch diese „gleichmässige und 
ununterbrochene Uebung" das Ehehinderniss nicht etwa im Wege des Ge- 
wohnheitsrechts beseitigt worden. Ebenso lassen Ausnahmen, welche 
die Curie allen befreundeten Staaten bewilligte, doch das Recht der 
Curie unangetastet; andere Länder können sich also nicht auf eine entgegen- 
gesetzte Uebung berufen, Baud. 28, Vering 336 Ziff. 2 u. 338 Ziff. VI. In 
gleicher Weise hielten Frankreich und Elsass-Lothringen ihre staatlichen 
Vorschriften (Ges. 23. Vent. XII A. 4 u. Ord. 26 Dez. 1830 A. 2, G. S. H 
214 u. 459) über die Ans teil u n g s befähigung, welche Bischöfe, Theo- 
logie-Professoren, Domherren und Pfarrer durch Diplome oder Dienst- 
jahre nachweisen sollen, grundsätzlich aufrecht, trotzdem sie im Einzelfalle 
stets hierauf verzichteten; sie ertheilten nämlich die Bestätigung nur „unter 
Absehung von den vorgeschriebenen Bedingungen a . 
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Dass die Handlung oder Unterlassung nur auf Duldung, 
Gunst, Furcht 4 oder Zwang beruhte, wäre im Wege des Gegen- 

Zwangsweise wurden diese Vorschriften allerdings nie durchgeführt, gleich- 
wohl konnten sie nicht ausser Rechtsgeltung treten, weil der Staat von 
Fall zu Fall dispensirte; durch die der Bestätigung beigefugte Rechts- 
verwahrung sicherte und erhielt sich der Staat sein formelles Recht. Ebenso 
betreffs der Zulassung ausländischer Geistlichen (Ggl. 32). "Wer also 
nur (precario) auf Ansuchen, ohne dass er hiezu ein Recht hätte, eine 
Handlung vornehmen oder unterlassen darf, bethätigt kein Recht, sondern 
bloss eine Begünstigung, selbst wenn letztere Generationen hindurch sich 
wiederholen sollte. Dass aber eine Gunst- oder Ausnahmebewilligung vorliege 
(Evang. prot. Kirchenbote f. Els.-Lothr. 1893 S. 342, Heidelberger „Kirche, ev.- 
prot. Sonntagsbl." 1893, S. 295) wird nicht vermuthet, sondern muss in der 
Verfügung ausgedrückt sein , gleichviel ob es sich um eine Verleihung, 
Anstellung, Bestätigung, Zulassung zur Wahl oder um einen andern Rechts- 
akt handelt. In den amtlichen Erlassen müssen sich Gnaden, Dispensen, 
Privilegien und Ausnahmen als solche oder als duldungsweise Be- 
günstigungen, die nicht auch ohne Weiteres Dritten in ähnlicher Lage zu- 
kommen, formlich und feierlich ankündigen. Dass die Verfügung nur zufolge 
einer Ausnahme ergehe, wird nicht vermuthet, muss vielmehr in derselben 
klar ausgesprochen sein (unten VII A. 4). Staatliche wie kirchliche Behör- 
den sind nämlich verpflichtet, ohne Rücksicht der Person das geltende Recht 
in vollem Masse anzuwenden; Ausnahmen dürfen sie nur dann bewilligen, 
wenn ihnen die Ermächtigung hierzu vom Träger der Gesetzgebung 
ertheilt ist, welcher die betreffenden Satzungen erliess oder in Kraft setzte. 
Solche Ausnahmen erfolgen mittels der Erklärung, dass aus diesem oder 
jenem Grunde im vorliegenden Fall vom gemeinen Recht abgewichen 
werde; mitunter enthalten sie auch die Auferlegung von Gebühren zur An- 
erkennung des nur bittweise geduldeten Besitzstandes, in der Regel aber 
Vorbehalte oder Rechtsverwahrungen. Unterlassen die Behörden, letztere 
beizufügen, so gilt ihr Erlass nicht mehr als Ausnahmebewilligung, 
sondern als Verwirklichung des geltenden Rechtes, als eine, rechtliche 
Uebung begründende fehlerfreie Handlung (Puchta II S. 33 u. 88), als 
Anerkennung eines Rechtsanspruchs, welche man sich im Falle der Bean- 
standung (unten VII A. 4) durch Beschwerdeführung erkämpft hätte. 

4 Baud. 60 u. 95 vgl. unten VII A. 2. Die Pfarrpfründe verliert nicht 
das Recht auf tarifmässige (oben II A. 2, unten IV A. 9) Stolgebühren, wenn 
sie aus Furcht vor Unannehmlichkeiten, etwa unter dem Druck der von 
Socialdemokraten verübten Drohungen, 30 Jahre lang keine Gebühren anzu- 
fordern wagt, wohl aber wenn die Gläubigen die Zahlung aus dem Grunde 
(unten IV A. 5) verweigern, weil die Pfarrei von der Gemeinde eine feste 
Gehaltszulage an Stelle der Stolgebühren beziehe, und wenn der 
Pfarrer sich hiebei beruhigt, trotzdem etwa die Zulage seinerzeit ohne Rück- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV. 3. 19 
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beweises festzustellen. Bei Beginn der Uebung ist der Rechts- 
satz, worauf sie sich stützt, noch nicht vollständig ausgebildet, 
sondern erst im Entstehen begriffen; regelmässig irren sich 
also (Puchta II 64) die Uebenden wenigstens im Anfange, indem 
sie ein bereits geltendes Recht zu verwirklichen glauben, wäh- 
rend sie doch thatsächlich den Rechtssatz erst durch längere 
Uebung schaffen und ausbilden. Dieser Irrthum 4 * steht der 



sieht auf die Stolgebühren bewilligt worden war. Keinen Rechtsfehler 
begründet der Gehorsam, welchen die Oberen den Untergebenen, die welt- 
lichen Obrigkeiten oft selbst der Kirche abzwingen, um ihre Anord- 
nungen durchzusetzen. Durch solche auf der Annahme der Bethätigung eines 
Rechts fassende Handlungen, welche die Pflichtigen, ohne es mehr auf die 
Zwangsvollstreckung ankommen zu lassen, freiwillig fortsetzen, würde im 
Wege der Gewohnheit allmählich das anfänglich (Baud. 58) fehlende Recht 
begründet werden können, links des Rheins allerdings nicht auch betreffs der 
Auferlegung von Abgaben, oben II A. 2. Zwangsweise sind entgegen 
den Abmachungen mit den Vertretern der Kirche die organischen Artikel 
nicht nur den Katholiken (VI B.), sondern zum Theile auch den 
Protestanten (VII D., D.Z.f.K.R. III 127) auferlegt worden; nichts 
destoweniger gelten sie als Staatsgesetz ebenso, wie die konkordats- 
mässig vereinbarten Artikel; einen Theil der Artikel konnten allerdings 
bei stillschweigender Zustimmung des Staats (oben II A. 1) die Kirchen 
durch offene Auflehnung (IV C, VI B. u. VII D.) allmählich wieder abschüt- 
teln und vernichten. 

4 » Baud. 36, 58, 61, 67 u. 70, Z.f.K.-R. HL S. 47; vgl. Kreutzw. 69 u. 
73, Schw. 8 (unter Bezug auf Barbosa: collectanea zum Lib. I der Dekret. 
Tit. IV v. 10). Reichsgericht (oben IV A. 2) 8. Dez. 1884: Die Rechtsüber- 
zeugung „fehlt, wenn die Uebenden von einer auf Irrthum (obige A. 4) 
beruhenden thatsächlichen Voraussetzung ausgegangen waren; sie hätten, wenn 
sie ihren Irrthum erkannt, die Uebung des vermeintlichen Rechts nicht 
so vorgenommen, wie sie gethan. 1. 39 D. 1,3 (vgl. Puchta II 68). Allei- 
niger Beweggrund für die bis 1856 erfolgte Uebung war der Irrthum, dass 
auch nach Einführung des allg. preuss. Ld.-R. die im s ä c h 8. Provinzial-R. 
begründete Befreiung des Patrons fortdauere". (Die Uebenden wollten also 
keinen Rechtssatz neu schaffen, sondern nur nach Massgabe des gelten- 
den Rechtes verfahren, welches sie nicht vom früheren Recht zu unterschei- 
den wussten.) Ein bei Beginn der Uebung bestandener faktischer Irr- 
thum kann durch eine (unten VA. 3), Generationen umfassende Uebung 
beseitigt werden" (namentlich wenn der Irrthum aufhört, alleiniger Be- 
weggrund zu sein, indem schon die langjährige Uebung für sich allein, von 
welcher man sich nicht mehr entfernen will, deu eigentlichen Grund des 
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opinio juris nicht entgegen; auch ein sonstiger Irrthum kann 
unschädlich werden, wenn die folgende Generation die Uebung 
fortsetzt*', gewisser Massen (vgl. unten C.) aus neu hinzutreten- 
den Gründen, weil sie ohne Rücksicht auf die fehlerhafte Ent- 
stehungsursache die Uebung als dem Eechte entsprechend findet 
und solche, soweit sie nicht bereits Recht sein sollte, zum Eechts- 
satze erheben will. 

C. Im Wege entgegengesetzter Gewohnheit verliert 
das Gesetz seine Geltung weder durch blosse 5 Zuwiderhand- 



gleichmässigen Verfahrens bilden kann). Das Reichsgericht trat also am 
8. Dec. 1884, übereinstimmend mit Vering 336 Ziff. 3 der Auffassung des 
preuss. Oberverwaltungsgerichts v. 30. Juni 1886 entgegen, wornach sich 
durch Befolgung eines irrthümlich als bestehend anerkannten Gesetzes 
nie" (auch nicht in noch so langer Reihe von Generationen) eine Observanz 
bilden könnte (Entsch. Oberverw.-G. XTTT S. 248, vgl. übrigens in dem- 
selben Sinne Reichsgericht IV S., v. 6. März u. 15. Okt. 1885, jur. W. 
1885 S. 336 und 1893 S. 260, Baud. 70 u. Puchta II 68). Zufolge der Entsch. 
d. R.-G. v. 8. Dez. 1884 würde kein Irrthum geradezu und für immer die 
Bildung einer Gewohnheit ausschliessen, sondern nur eine längere Dauer (unten 
V A. 3, etwa 60 bis 100 Jahre), mehrere „ Generationen" nämlich, erheischen. 
Oft hängt der Irrthum mit den Voraussetzungen, von welchen das Rechts- 
bewusstsein bedingt ist, innig zusammen. — Uebrigens hat vorstehende 
Rechtsfrage keinerlei Einfluss auf die nach franz. Rechte hier zu er- 
örternden kirchlichen Fragen; denn bei keiner kirchlichen Uebung war die 
Erwägung, ob das neuere französische, das ältere oder ein sonstiges Recht 
gelte, ein Beweggrund oder auch nur ein Anhaltspunkt. So haben sich z. B. 
in keiner Bethätigung eines Gewohnheitsrechtes die Protestanten je auf 
„Fundamentalartikel" (D.Z.f.K.-R. III S. 122 u. 156) wie auf ein förm- 
liches Gesetz berufen, sondern auch hierin, ebenso wie in den Synodal- 
beschlüssen vom Sept. 1848 (D.Z.f.K.-R. III S. 196 A. 1) nur eine Art 
feierlicher Bekundung landeskirchlicher Rechtsüberzeugung (unten VII A. 2 
u. 4) erblickt. 

6 Die Unterlassung wird in die Zahl (unten V A.) der Fälle nur 
dann eingerechnet, wenn zur betreffenden Zeit für die Anwendung des Rechts- 
satzes alle Voraussetzungen gegeben waren (Baud. 60, vgl. Scheurl 229), wenn 
also das tarifmäsaige Reichniss fällig war, angefordert, aber (Reichsgericht 
8. April 1884, III S., E. XI S. 212 u. 8. Febr. 1892, IV. S., E. XXIX 
S. 188, oben IV A. 4, unten § V A.) verweigert wurde, oder wenn ein 
Cultusbau nöthig war und, weil die Pflichtigen Anspruch auf Freilassung 
erhoben hatten, ohne ihre Heranziehung ausgeführt ward (Reichsg. 8. April 

19* 
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lung seitens des Verbands, gegen welchen es gerichtet ist, 
noch durch blosse Nichtanwendung 5 * seitens der mit dem 
Vollzuge betrauten Behörden, sondern nur durch das, auf 
Abschaffung des Gesetzes gerichtete Zusammen- 
wirken des Verbandes und der Behörden, indem 
die Verpflichteten, sei es durch fortgesetzte Unterlassung oder 
durch positive Uebertretung der Vorschrift, dauernd die feste 6 * 
Absicht bekunden, die als lästig oder als nicht mehr passend 
befundene Bestimmung zu umgehen und zu beseitigen, 
während die Obrigkeit, statt auf der Durchführung der Bestim- 
mung zu bestehen, bei der Auflehnung und dem Widerstand der 
Staats-, Kirchen- und Verbandsgenossen sich beruhigt. Hierzu ist 
weder Titel, noch Entschuldigung, noch guter Glauben 6 
erforderlich; vielmehr sind wenigstens anfänglich 64 die Aufleh- 



1884 u. 15. Dez. 1885, E. XI S. 212, jur. W. 1886 S. 49) oder unterblieb 
factum contrarium. 

*• Baud. 69ff. App. Toulouse 28. Nov. 1825 (Dali. m. XXX S. 206) 
verlangt — mit dem gemeinen R. übereinstimmend, Baud. 28, Vering 336 2 
— „que l'inexecution de la loi ne provienne pas de ceux qui sont charges 
de Texecuter". Die Behörden für sich allein können Rechtssätze weder 
schaffen, noch vernichten; sie vertreten die Gewalt, von welcher der Rechts- 
satz ausging, nur insofern, als sich in ihrer Unthätigkeit (Toullier I 127 u. 
130) gegenüber dem ablehnenden Volkswillen, in ihrem Geschehenlassen und 
Schweigen die stillschweigende Zustimmung der rechtsschaffenden Gewalt zur 
entgegengesetzten Uebung ausdrückt. Nicht in Folge einer Lässigkeit oder 
Saumsal der Behörde, sondern wegen des offen angekündigten und stets ent- 
schieden aufrechterhaltenden "Widerstandes der Kirche bezw. der Kirchen- 
genossen blieb in den Fällen unten VI B. u. VH D. A. 7 das formelle Recht 
ohne Anwendung, und können daher die betreffenden Artikel nicht mehr als 
Landesrecht gelten, 

6b Suarez verlangt (Baud. 60) die „voluntas tollendi onus", Schmalz- 
grueber (B. 62) den „animus abrogandi legem 1 *, Boeckhn (B. 63) eine 
Verschwörung aller , „ut legem a se amoliantur" et „scienter 
agant contrarium a , unten VH A. 2, VHl A. 1. 

6 Baud. 57 u. 71, Kreutzw. 73. Guter Glauben ist aber auch nicht ge- 
radezu hinderlich, Ztsch. f. kath. Theol. VI S. 451, Kreutzw. 72, Lehm- 
kuhl bei Baud. 65 u. 68. 

6* Suarez hält es (bei Baud. 60) für necessarium, ut omissiones sint 
peccaminosae saltem in principio, sich (Baud. 61) auf Cajetanus und 
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nungen gegen den formellen Gesetzesbuchstaben „unrecht und 
sündhaft"; entschuldbar werden sie erst, wenn „die 

Panormitanu8 berufend, „licet in principio agentes contra legem p e c c e n t , 
tarnen eorum successores posse praesumere, ex aliqua rationabili 
causa legem illam non fuisse servatam, quod quidem regulariter verisimile 
est; licet omnes actus facti contra legem ante completum tempus praescrip- 
tionis fuissent mali, nihilominus completo tempore abrogaretur lex". 
v. Scheurl (77), der, wie in der kath. Weltkircbe, gerne auch in der luth. 
Kirche dem Gesammt willen (163, 155, 186, 201, 221, 247, vgl. Sohm, 
K.-R. I, S. 489 unten V A. 6 und VII C.) oder der überwiegenden Mehr- 
heit die unumschränkte Herrschaft über die weniger glaubensstarke „Minder- 
heit" (unten V A. 6) eingeräumt sähe, begreift es weder, „dass durch Rechts- 
verletzungen, wenn sie nur recht häufig begangen werden, ein neuer Rechts- 
zustand geschaffen werden könne" (S. 77), noch (S. 78) „dass sich in Akten, 
durch welche dem Grund gesetze (oben IV A. 1) lutherischen Bekenntnisses 
zuwider gehandelt werde, ein Gesammt wille der Kirche ausspreche, 
jenes Grundgesetz aufzuheben und ein neues an seine Stelle zu setzen". 
„Die stillschweigende Zustimmung des Kirchenregiments beruhte (in Hessen) 
nur auf Unwissenheit, Gleichgültigkeit, Schlaffheit, Mangel lebendigen Glau- 
bens und kirchlichen Sinns." S. 79: r Verletzung des (oben § I: geschicht- 
lich e n) Rechts der luth. Kirche sind die Abschwächung der Verpflichtung 
auf die symbolischen Bücher, die Einführung unlutherischer Kate- 
chismen, Agenden, Gottesdienstordnungen und Gesangbücher (D.Z.f.K.-R. 
HI 172, dagegen Friedensbote 1893, S. 564), sowie die leichtsinnige 
Hereinziehung Reformirter (D.Z.f.K.-R. III, S. 149) in die kirchliche 
Gemeinschaft." S. 80: „Die luth. Gemeinden in Hessen, das Subjekt des 
Rechts der luth. K., sind legitimirt, darauf zu dringen, dass allmählich 
abgethan werde, was unlutherisch geworden ist." (Eine Weltkirche, wie 
die kath., darf den einzelnen Ländern und Gemeinden, unten VI A. 4' u. 
VII A. 7, dogmatisch keine Individualität oder Selbständigkeit zugestehen; 
ihr Gesammt willen [H A. 1] muss auch allen Unterverbänden 
gegenüber, selbst wenn letztere sich in ihrer Mehrheit oder Gesammtheit 
auflehnen, entscheiden und gelten, und bleibt ihr geschichtliches 
Dogma in allen Einzelheiten unabänderliches und geltendes Recht. Nach 
kath. K.-R. träfe daher v. Scheurl's Auffassung vollkommen zu; doch hätte 
er erwägen sollen, dass auch das Neue Testament an die Stelle des 
Alten sich anfänglich nur durch „recht häufig begangene Verletzungen" 
des jüdischen Formalrechts setzen konnte, so lange nämlich das jüdische 
Grundgesetz noch nicht durch den christlichen Gesammtwillen formell auf- 
gehoben war. Auch andere Religions- und viele politische Verbände konnten 
sich oft nur durch, von Haus aus gewaltsame „Verletzung von Grund- 
gesetzen" bilden). Selbst wenn die Zustimmung der Behörde sich weder 
formell noch innerlich irgendwie entschuldigen Hesse, so vertritt sie doch 
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folgende Generation, wie dies regelmässig zu vermuthen ist, irgend 
einen vernünftigen Grund (vgl. oben B.) für die Abweichung vor- 
aussetzt" , und wenn durch den , auch behördlicherseits nicht 
bekämpften Nichtgebrauch die betreffenden Artikel rechtlich auf- 
gehoben sind. 

D. Ein Gewohnheitsrecht gegen das Gesetz kann nicht 
nur vom Volke oder den Untergebenen, sondern seit der Theilung 
der gesetzgebenden Gewalten selbst von dem einen Träger der 
Gesetzung bezw. von der obersten Vollzugsgewalt 
ausgehen, wenn sie sich betreffs ihrer Zuständigkeit zur Gewäh- 
rung von Ausnahmen, zur Milderung, Ergänzung und sogar Ab- 
änderung einer gesetzlichen Vorschrift irrt oder absichtlich 
von der Mitwirkung aller gesetzgebenden Gewalten absieht; nur 
muss zu dieser Abweichung vom formellen Buchstaben des Ge- 
setzes die stillschweigende Einwilligung (oben II A. 1, unten VIII A.) 
der übrigen Träger der gesetzgebenden Gewalten allmählich hinzu- 
getreten sein 7 . 



die gesetzgebende Gewalt; die Thatsache, dass „durch Zusammenwirken des 
Verbandes und der Behörde" (oben § IV C, Text) im Wege entgegen- 
gesetzter Gewohnheit das luth. Bekenntniss die Alleinherrschaft in Hessen, 
der Pfalz, Els.-Lothr. u. s. w. (unten VII A. 7) verloren hat, lässt sich 
nicht mehr wegleugnen. Gewiss können (VII A. 6) die (Alt-)Lutheraner 
versuchen, „darauf zu dringen", dass ihnen strenggläubige Bücher und 
Geistliche gegeben werden; der weniger strenggläubigen Richtung würden 
sie aber solche nicht aufdrängen können; denn nach Massgabe des evang. 
Grundgesetzes der Gern ein de Selbständigkeit hätte sie das Recht, jeden Ein- 
griff in ihre Ortsautonomie abzuweisen. Unabänderlich sind (unten VII A. 5) 
nur die allgemein christlichen und evangelischen „Grundgesetze", nicht 
auch die spezifisch „lutherischen oder reformirten". Anfänglich mag der 
Widerstand gegen den vollen Symbolzwang „unrecht und sündhaft 4 * gewesen 
sein, auch Titel, guter Glauben und jede sonstige Entschuldigung gefehlt 
haben. Allein durch die absichtlichen und fortwährenden Verletzungen des 
Bekenntnisses hat die freiere prot. Richtung das Grundgesetz neu ge- 
schaffen, dass jede Gemeinde über ihren Bekenntnissstand endgültig 
entscheidet. — 

7 Das Dekret vom 26. März 1852 hat zwar nach franz. Auffassung 
(Dali. 1884 I 113 u. 1885 I 336, Kass. Paris 15 VI 1883 u. 29 VII 1885; 
Gesetzeskraft, da Napoleon es Kraft seiner Diktaturgewalt erliess ; allein der 
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E. Ein für ein ganzes Staats- oder Eechtsgebiet erlas- 
senes Staats gesetz tritt durch entgegengesetzte Gewohnheit 
nur dann ausser Kraft, wenn letztere sich auf das ganze Gebiet 8 
erstreckt, worin innerhalb des Staats das Gesetz gilt. Ein selbst 
von der obersten Kirchengewalt (oben II A. 1) ausgegangenes 

Wortlaut des Dekrets selbst deutet dies nirgends an. Deshalb wäre ein 
Irrthum über die Frage der Zuständigkeit des Reicbsoberhauptes oder 
der Gesetzgebung zur Abänderung des Dekrets entschuldbar gewesen. Recht 
zweifelhaft ist auch die Zuständigkeit des k. Statthalters zur Einrichtung 
von Beairks-Unterrichtsräthen (G.S. III 1176, Ggl. 253). Durch die seit- 
herige Rechtsüberzeugung scheint jedoch die von Haus aus fehlende Rechts- 
grundlage gewohnheitsrechtlich (unten VIII A. 1) geschaffen worden zu sein. 
Die betreffenden Erlasse sind (oben IV A. 1% unten VIII A. 1) veröffent- 
licht, seither aber weder im Bundesrathe, noch im Reichstage und Landes- 
ausschusse beanstandet, allerdings auch noch nie auf ihre Gesetzmässigkeit 
in der Oeffentlichkeit geprüft worden. — Dass auch von einer, mit dem 
Vollzuge betrauten Mittelbehörde eine Uebung gegen das Gesetz ausgehen 
kann, anerkannte das Reichsgericht III S. 8 April 1884, E. XI S. 212; 
durch eine, vom. Konsistorium eigenmächtig bewirkte Veränderung des 
Massstabs für Vertheilung an Kirchenbaukosten könne sich eine entgegen- 
gesetzte Observanz bilden. 

8 Im grösseren Theile Frankreichs ward Tit. 35 A. 3 der Ordonnanz 
von 1667 immer noch angewandt; auch für diejenigen Provinzen, worin A. 3 
seit langem ausser Anwendung getreten war, versagte am 25 Brum. XI der 
Kassationshof (Dali. m. XXX N. 528, p. 206) der desuetude die Anerkennung 
in der Erwägung, „dass ein allgemeines Gesetz nur durch einen, auf das 
ganze Rechtsgebiet („la generalite de l'Etat") sich erstreckenden Nichtgebrauch 
in Nichtgeltung verfallen kann"; ähnlich Kass. 22 Mess. IX u. 18 II 1818, 
Toullier I S. 126 u. 129. Vgl. Reichsgericht VI Senat, 13 VI 1889, jur. W. 89 
S. 310 u. III Senat, 20 VI u. 4 XI 1890, jur. W. 90 S. 283 u. 412 betreffs eines 
örtlichen Gerichtsgebrauchs gegen das gemeine Eherecht. Die org. 
Artikel würden als Staatsgesetz im Reichslande durch die entgegengesetzte 
Uebung nur einer Diöcese oder nur einzelner Konsistorien (D.Z.f.K.-R. 
III 178 A. 5) nicht abgeändert werden können. 

9 v. Scherer, K.-R. I S. 133 A. 17; v. Seh. will I S. 132 A. 9 als 
Träger des kirchlichen Gew -R. nur einen Sprengel gelten lassen, dessen 
Angelegenheiten der zuständige Obere im AVege der Gesetzgebung ordnen 
könne. Letzterer Auffassung wäre beizupflichten, wenn nur solche Sprengel 
gemeint wären, welche den Amtsbezirk eines Oberen bilden; denn für 
einzelne Familien oder Güter bildet sich allerdings kein eigenes Gew.-R. 
BL f. Rechtsanw. in Bayern XXI, S. 491. Das gemeine Kirchenrecht, gleich- 
viel, ob geschriebenes oder Gewohnheitsrecht, kann der Bischof von sich aus 
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Kirchengesetz 9 kann dagegen auch schon in einem kleineren 9 
Sprengel durch örtliches Gewohnheitsrecht aufgehoben werden. 

nicht ändern (oben II A. 1); wohl aber kann sich dem gemeinen R. ent- 
gegen eine partikuläre Uebung („consuetudo specialis", c. 1 in VI de const. 
1,2) in der Diöcese (provincia, Baud. 90, vgl. v. Schulte, Quellen des K.-R. 
I S. 94) und selbst in einer oder mehreren Pfarreien (civitas, oben IV A. 4, 
Schw. 41 u. 45) bilden. Für Dekanate, Inspektionen, Kantone, Kreissynoden 
darf sich dagegen eine gemeinsame, alle unterstellten Ortsverbände ver- 
pflichtende Uebung nur betreffs solcher Angelegenheiten bilden, welche das 
ihnen ungetheilt zustehende Vermögen (§ VIII A. 5 b ) oder den autonomen 
Wirkungsbereich der gemeinsamen Vertretung (Synode, Kantonalkonferenz) 
oder Aufsichtsbehörde betreffen. Im Uebrigen erscheint jeder örtliche 
Seelsorgersprengel als selbständiges Gebiet zur Bildung örtlicher Uebnogen. 
Die vor der Staatsumwälzung selbständigen weltlichen und geistlichen Herr- 
schaften, Prälaturen , Stifte, reichsunmittelbaren (VII A. 1) oder auch 
mediatisirten Territorien sind in Ermangelung eigener Vertretung und 
Korporationsberechtigung nicht mehr Träger gemeinsamen Ortsrechts; 
jede Gemeinde bildet nunmehr für sich selbständig ihre Ortsübungen (unten 
VII A. 7). Insoweit die Vertretung der Gemeinde, der Pfarrei oder eines 
grösseren Verbandes in eigener Zuständigkeit (unten V A. 1, oben II A. 1) 
ihre Verfassung und gemeinsamen Angelegenheiten regelt, heisst eine Uebung, 
welche die Stelle eines autonom gefassten Beschlusses ersetzt, regelmässig 
„Observanz", Mot. B.-G.-B. 1 10, 93 ff., E. XI S. 212 u. XII S. 292. Das ört- 
liche Gewohnheitsrecht beschränkt sich aber nicht auf solche Observanzen, 
kann sich vielmehr auch über Sachen bilden, welche der Autonomie der 
Verbandsvertretung entzogen sind, Baud. 44 u. 46; es genügt ein Sprengel 
legis recipiendae capax, cui lex imponi possit". Dies ist schon jede 
Bekenntnissgemeinde mit eigenem öffentlichen Gotteshause (unten VIII 
A. 5). Nicht selten regelt die kirchliche Oberbehörde den Gottesdienst, Art, 
Reihenfolge und Verwendung der Sammlungen, den Vortritt der einzelnen 
Verbände bzw. Vereine bei Festlichkeiten, auch (oben II A. 2) die Gebühren 
für grössere Gemeinden anders als für kleine Landpfarreien, zudem in 
Städten die Geistlichen an einem und demselben Vormittage mitunter 
mehrere Gottesdienste zu halten haben. Es bildet also jedenfalls jede 
Pfarrei einen, eigener Regelung fähigen Sprengel (legis recipiendae 
capax). Rechts des Rheins bilden sich Ortsübungen namentlich auch betreffs 
der Vertheilung der Pfarr- und Baulasten, Reichsgericht 14 X 1886, jur. W. 
86 S. 361, 16 VI 1890, jur. W. 90 S. 304, 7 XI 1892, jur. W. 93 S. 47. Das 
Gebiet des Gew.-R. der Pfarreien ist bei den Prot, ausgedehnter, weil die 
kath. Pfarreien und Gotteshäuser (unten VI A. 4 u. VlLl A. 10) nie den 
Kirchengemeinden gehören; die prot. Pfarreien sind dagegen nicht nur 
Korporationen (unten VIII Anm. 10, Jacobson 11, 14, 25, 29, vgl. 62, 69, 85, 
89 — 94), sondern wählen auch frei (Ggl. 356) ihre Vertretungen. 
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§ V. Längere Dauer, Allgemeinheit und son- 
stige Voraussetzungen der Gewohnheit. 

A. Die Zahl der zur Bildung einer Gewohnheit erforderlichen 
Fälle und Jahre hängt von den l obwaltenden beson- 
deren Verhältnissen ab, lässt sich daher weder allgemein l , noch 
genauer bestimmen. Je seltener bei dem regelmässigen Verlaufe 
der Dinge ein Fall der betreffenden Art, wie ein Neubau (oben 
IV A. 5) oder die Erledigung einer Stelle einzutreten pflegt, umso 
geringer braucht die Zahl der Fälle zu sein, während die Reihe 
der Jahre um so länger wird. Je häufiger sich dagegen ein An- 
lass zur Wiederholung der Uebung ergibt, eine um so grössere 
Zahl von Fällen wird nachgewiesen werden können und müssen, 
wogegen sich die Zahl der Jahre, während welcher die Uebung 
bethätigt wurde, entsprechend vermindert. Das Bewusstsein, einen 
Eechtssatz (oben IV B.) zu bilden oder (IV C.) abzuschaffen, 
entwickelt sich um so rascher, je mehr die Uebung der Natur der 
Dinge und ihrer herkömmlichen Gestaltung entspricht, auch je 
weniger Schwierigkeiten ihr seitens der Behörden und der Ge- 
nossen entgegengestellt werden. Eine Gewohnheit gegen ein 
durchgeführtes 4 Gesetz muss daher regelmässig länger gedauert 
haben, als eine Gewohnheit nur zur Ergänzung 2 einer Gesetzes 8 - 



1 Toullier I S. 126 u. 129, Baud. 48 vgl. 79, Kell. Frdb. 8, Kreutzw. 70. 
Wenn die Uebung in den Bereich der Autonomie des Domkapitels (unten VI 

A. 4), des Ordens (Baud. 44 u. 104), der Stiftungsbebörde oder einer frei- 
gewählten Vertretung, wie des Oberkonsistoriums und der Synode, fallt, so 
genügt (Baud. 23, 48 u. 50, Ver. 339 VIII, dagegen Kell. Frdb. 8) schon 
«in Fall; die Behörde oder Vertretung würde ihre einmal getroffene Ent- 
scheidung auch in jedem neu herantretenden Falle aufrecht halten müssen. 

2 Dali. m. XXX N. 113, Suppl. X N. 48, Baud. 80, Seuffert's Arch. III 
N. 292 ff. verlangen 10 Jahre; zutreffend begnügen sich Friedb. 111, Ver. 336, 
Kreutzw. 88 u. Schw. 50 (sowie 53 A. 1) unter Umständen auch schon mit 
einer kürzeren Frist. Nur künstlich hat man aus der Verjährungslehre des 

B. G.-B. ableiten wollen, dass abwesenden Mitgliedern des Verbandes 
gegenüber die doppelte Zeit erforderlich wäre. 

3 Zu einer Uebung contra legem verlangten (auf Grund von c. 11 X de 
consuet) Dali. m. XXX, N. 115 S. 69 u. Sup. X N. 48 p. 10,. Jacobson 74, 
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lücke ; hatte jedoch das Gesetz nie 4 Geltung erlangt, so genügt 
auch schon eine kürzere Zeit, besonders, wenn es gegen die bisher 
erprobte Ordnung der Dinge verstösst, mehr auf einem Miss- 
verständnisse, als auf einem wohldurchdachten Plane oder einer 
wirklichen Verbesserung beruht und überhaupt nie oder jedenfalls 
nicht ohne grosse Unzukömmlichkeiten sich durchfuhren lässt. 
Zur Ergänzung 2 des Gesetzes genügen nach der franz. Recht- 
sprechung jedenfalls zehn Jahre, während zu einer Gewohnheit 
gegen geschriebenes Recht 24 Jahre erfordert wurden. 
Die Verjährungsfrist wird erst von dem Jahre ab gerechnet, seit 
welchem keine 6 Unterbrechung mehr durch Einschreiten .der 
Behörde oder entgegengesetztes Verfahren der Betheiligten ein- 
getreten ist. 



Kreutzw. 78 u. 82, Philipps Lehrb. § 21 N. 8, Richter — Kahl § 84 N. 12, 
v. Scheurl in Z.f.K.-R. III 53, 61, 64 u. 66, Schw. 51 u. Ver. 336 IV, vgl. 
Puchta II 98 volle vierzig Jahre, aber App. Toulouse 28 XI 1825 (Dali. m. 
XXX S. 206) nur dreissig Jahre und der Kassationshof Paris 14. Juli 
1825 (oben III A. 3, Dali. m. XXX p. 207) nur vierundzwanzig Jahre, 
indem derselbe das erst am 25 Vent. XI erlassene Gesetz als bereits durch 
entgegengesetzte Uebung für aufgehoben erklärt. Unter Umständen ist aber 
selbst letzterer Zeitraum noch zu hoch gegriffen, Baud. 76, 83 u. 118, 
Friedb. 111, Zach. I S. 60 A. 3, vgl. v. Schulte I 133 u. 223, oben III A. 6% 
unten A. 4. Auch die strengste Richtung verlangt eine längere Frist nur 
zu einer Uebung gegen geschriebenes R.; zur Aufhebung einer blossen 
Gewohnheit mittels desuetudo genügen (Baud. 117) jedenfalls schon 
10 Jahre. Dagegen werden mehrere Generationen (oben IV A. 4 b ), 
wenn von vornherein die Uebung auf einem thatsächlichen Irrthume be- 
ruht, endlich 100 Jahre verlangt (Baud. 138, 186, vgl. 97, Ver. 338 VI), 
wenn die Bildung des Gewohnheits-R. (oben II A. l d u. III A. 7 Schluss) 
eigentlich ausgeschlossen war, übrigens Grund zur Annahme vorliegt, 
dass gleichwohl der Gesetzgeber das Verbot des Gew.-R. stillschweigend 
zurückgenommen habe. 

4 Baud. 76, 81 u. 118, vgl. Kreutzw. 80. Mitunter genügen zur Ueber- 
zeugung der gesetzgebenden Gewalten und der Untergebenen von der Un- 
verbindlichkeit oder Undurchführbarkeit des geschriebenen Rechts schon 
wenige Monate, oben III A. 6 b u. Agende A. B. 19 X 1854, v. Dursy, prot. 
K.-R. 247 u. 260, D.Z.f.K.-R. III 172. 

6 Baud. 87, Reichsgericht III Senat, 18. April 1893, jur. W. 93, S. 273, 
obige Anm. 1. 
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B. Zur Bildung der Gewohnheit genügen ununterbrochen 5 
gleichmässige Handlungen der Mehrheit 6 der Staats-, Kirchen- 
oder Gemeindegenossen; die Zustimmung der Gesammtheit 6 



6 Maior pars populi trahit ad se minorem; Baud. 43, 47, 87, 106 u. 
59 (unter Bezug auf Suarez VII c. 12 n. 1). Ein usus singulorum et pau- 
corum (Baud. 21) genügt nicht. Eine Mehrheit von 8 / 8 dürfte ausreichen, 
unten VII A. 1*. Die jura singulorum (unten VII A. 2, 6 u. 7, VIII A. 4, 
MoL B.-G.-B. I 109) können selbst durch einen staatlich bestätigten Mehr- 
heitsbeschluss der Korporation nicht beseitigt werden, also auch nicht 
durch ein Gewohnheitsrecht (oben II A.). Was den Besitzstand betreffs des 
Bekenntnisses anlangt, so möchte v. Scheurl (S. 155) gerne die Entschei- 
dung von der Gesammtheit oder Mehrheit in die strenggläubige Minder- 
heit verlegen, indem er die Rechtsüberzeugung der Gesammtheit (ebenso 
Ref. Kirchenztg. 1894, S. 194, oben IVA. 6 a ) der Kirchengenossen zu jeder 
Uebung gegen die Symbole verlangt. „Eine noch so kleine Zahl von Kirchen- 
gliederD, welche an der Ueberzeugung von der Wahrheit der Symbole fest- 
hält, helfe dadurch, sie auf die kommenden Geschlechter zu übertragen; in 
dieser kleinen Minderzahl (S. 156) bestehe die wahre christliche Kirche 
fort." v. Scheurl bleibt sich S. 161 konsequent, indem er der Mehrheit, 
falls ihr die strengkonfessionellen Lehrbücher, Liturgien und Formulare nicht 
mehr erträglich erscheinen, zumuthet, „zu einer anderen Kirchengemein- 
schaft überzutreten". Dass auch nicht die individuelle Gewissensfreiheit 
eines Einzelnen, welcher am bisherigen Abendmahls-Rituale u. s. w. fest- 
hält, durch die entgegenstehende Rechtsüberzeugung und Beschlussfassung 
aller übrigen Mitglieder verkümmert werden darf, ist nie bezweifelt worden; 
dem Einzelnen kann auch nicht der Gebrauch, seiner Richtung weniger ent- 
sprechender Kirchenbücher aufgezwungen werden. Dagegen kann der 
Einzelne nicht die überwiegende Mehrheit hindern, sich Geistliche und 
Bücher ihrer Richtung zu wählen und nur Gesinnungsgenossen in die Ver- 
tretung abzuordnen; behagt dem Einzelnen der neue Geist, wie er die Orts- 
kirche beherrscht, nicht mehr, so ist er deshalb nicht gezwungen, auf sein 
kirchliches Wahl- und Mitgliedsrecht zu verzichten: trotzdem er dies Recht 
beibehält, kann er auswärts die Befriedigung seiner religiösen Bedürfnisse 
suchen, aber auch vom Ortsgeistlichen der neuen Richtung die Spendung 
der Gnadenmittel für seine Person nach der bisherigen Liturgie (D.Z.f. 
K.-R. III 182) verlangen. — Ebenso wenig als in einer Einzel- oder Pfarr- 
gemeinde, darf auch in der Landeskirche die Minderheit einen Zwang 
gegen die grosse Mehrheit behufs Beibehaltung der früheren Lehre und 
des früheren Gottesdienstes üben. Die Mehrheit kann der Minderheit (oben 
IV A. 6 C ) keine neuen Lasten oder Pflichten auferlegen, wohl aber ist sie 
in der Lage, den Symbolzwang landeskirchlich zu ermässigen und zu be- 
stimmen, dass statt der Gesammtheit oder der Landeskirche nur noch 
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ist nicht erforderlich. Das Widerstreben einer, am bisherigen Recht 
festhaltenden Minderheit kann die Bildung entgegengesetzten 
Gewohnheitsrechtes nicht aufhalten; doch erstreckt sich letzteres 
nicht auf diejenigen Unterverbände, worin die landeskirchliche 
Minderheit örtlich die Mehrheit besitzt. 

C. Das Gewohnheitsrecht kann durch die Handhabung 7 
seitens der Gerichte, Staats- und kirchlichen Behörden bewiesen 
werden; dasselbe ist jedoch nicht von der Anerkennung seitens 
der mit dem Vollzuge betrauten Behörden abhängig, indem 
die, das Gewohnheitsrecht begründenden Thatsachen auch ander- 
weit 8 bewiesen werden können. 

§ VI. Die Gewohnheiten im katholischen 
Kirchenrechte. 

A. Ausdrücklich 1 beibehalten hat das Konkordat vom 
10. Sept. 1801 die herkömmlichen Rechte des Staats- 
oberhauptes hinsichtlich der kanonischen Einsetzung und 
des Treu-Eides der Bischöfe, namentlich auch hinsichtlich der 



die Einzelgemeinde (unten VII A. l d , 2 u. 7) den Bekenntnissstand näher 
regelt. Was ein förmlicher Korporationsb es chlu 8 s zu regeln vermag, kann 
auch eine Rechtsübung bewirken; die Minderheit hat sich also der Mehr- 
heit zu fugen, ohne dass jedoch letztere an den Sonderrechten der Minder- 
heit rütteln dürfte. 

7 Zweckmässig werden kontradiktorische Entscheidungen vorgelegt, 
Baud. 50, 105 u. 107, Dali. m. XXX N. 116, p. 69 = App. Toulouse 23 
VII 1825, Zach. I 60 A. 4. Uebrigens kann sich auch ohne jede Dazwischen- 
kunft der Behörden (Baud. 51) namentlich in den, ausserhalb des "Wirkungs- 
kreises der Obrigkeiten vorkommenden, mehr geschäftlichen Angelegenheiten 
eine Gewohnheit bilden, da, wenn sie offenkundig ist, Niemand wagen wird, 
hierüber eine Entscheidung herbeizuführen, oben III A. 6. 

8 D. Civ.-Pr.-O. 265, Baud. 102—108, Vangerow Pand. § 17. Beim 
Beweisantritte braucht man die Quelle, aus welcher die Zeugen ihre Wissen- 
schaft schöpfen und die Umstände, unter welchen sie von den Thatsachen 
Kenntniss erhielten, nicht anzugeben. Reichsgericht III, Senat, 12. Nov. 
1889, jur.W. 1889, S. 479. 

1 Konkordat A. 4, 6 u. 16. Das Regalrecht gilt höchstens im jetzigen 
Prankreich: Ver. 801, Ggl. 259 A. 5, J.C.F. 1884 S. 213, 1886 S. 841 n. 
1888 S. 225 u. 290. 
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Interkalarüberschüsse der bischöflichen Tafel guter l } ebenso die 
hergebrachten Rechte der 3 Gläubigen. In Folge der gänz- 
lichen 3 Unterdrückung aller damals in Frankreich und den ein- 
verleibten Gebietsteilen bestandenen Bisthümer, Kapitel 4 
uud Pfarreien fielen dagegen ausnahmslos die Sonder- und Vor- 
rechte derselben weg, auch wenn auf noch so langer U e b u n g 
beruhend, so dass sie nicht auf die neu eingesetzten Behörden 
übergehen konnten. Die Neubildung des Gewohnheits rechts 
wurde jedoch nicht ausgeschlossen 4 . Gegen die Glaubens- 4 * 
und Sittenlehre, sowie gegen die grundlegenden 44 Disciplinar- 



2 Oben III B., kath. org. Art. 38, Baud. 215, z. B.: Milderung (oben III 
A. 6 C , Baud. 90) des Fastengebots; auch ausserhalb der Pfarrkirche (Baud. 7) 
kann man österlich beichten und an Sonn- wie Festtagen der Messe bei- 
wohnen. 

3 Durch § 6 der Bulle „Qui Christi Domini a v. 29. Nov. 1801 (non ob- 
stantibus ecclesiarum — archi- et episcopaliura — suppressarum statutis et 
consuetudinibus etiam immemorialibus, privilegiis, indultis et con- 
cessionibus") hat Pius VII. jedes betreffs der Befugnisse der Kirchenbehörden 
da mal 8 bestandene Gewohnheitsrecht beseitigt, wie die Ortsübungen, wonach 
dem Domkapitel die Ernennung des Dompfarrers („Thes. Resolutionum" 
1847 S. 12) oder die Befreiung vom vollen vor- und nachmittägigen Chor- 
dienste (Baud. 213, Noav. Rev. theol. IV S. 190, XVIII S. 639) zukam. 

4 Baud. 209. Seit 1801 konnte sich eine Gewohnheit betreffs des Ge- 
schäftsganges und der Mitwirkung des Domkapitels in der Diöcesan- 
verwaltung allmählich wieder entwickeln, Acta S. Sedis XIV S. 452, Baud. 
167, 169, 171 u. 174, Hinschius, kath. K.-R. II S. 133, in S. 835, Puchta 
II 281. Seitdem hat sich im ganzen franz. Rechtsgebiet (Rev. M. II 573) die 
Uebung gebildet, dass unter Schmälerung des Pfarrzwangs der Bischof jedem 
Klosterbeichtvater, auch wenn das Kloster erst neu errichtet wird, das Recht 
einräumen kann, die Mitglieder des Klosters zu beerdigen. Die „Gebräuche 
und Gewohnheiten", welche die Bisthumsverweser (kath. org. Art. 38) nicht 
ändern dürfen, umfassen sowohl die Rechte und Pflichten der Angehörigen 
des Bisthums und der Pfarreien als auch die seit 1801 entstandenen 
Uebungen (oben IV A. 9) der Diöcesan- und Ortsbehörden sowie -Anstalten. 

4a In der ganzen kath. K. sind als „nicht rationabel" (oben IVA. 1) 
ausgeschlossen alle UebuDgen gegen, auch anscheinend weniger wesentliche 
Theile des Dogma und der Moral, sowie jedenfalls gegen alle grund- 
legenden Verfassungs- und Zuchtvorsohriften des (oben III A. 6) Triden- 
tiner Kirchenraths, Baud. 52, 55, 91, 101, 139, 149, 188 u. 197, Gaudry, 
Legislation des Cultes I p. 96 u. 407, Hinschius, Kath. K.-R. III 770, 
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Satzungen des Tridentiner Konzils wird allerdings auch im 
franz. Eechtsgebiete keinerlei Uebung zugelassen. 

B. Gegen die organischen Bestimmungen zum Kon- 
kordat hat die Kurie wegen Beeinträchtigung der kirchlichen Frei- 
heit sofort ßechtsverwahrung 5 eingelegt und letztere bei 
jeder sich bietenden Gelegenheit erneuert. Dem kirchlichen 
Widerstände (oben IV A. 5 b ) Rechnung tragend, hat die franz. 
Regierung einen Theil der organischen Bestimmungen allmählich 
ausser Anwendung treten lassen; die betreffenden Artikel wurden 
zwar nie ausdrücklich zurückgenommen, jedoch im "Wege entgegen- 
gesetzter Gewohnheit (§IYC.) ausserKraft gesetzt, so dass 
sie nicht mehr zu Recht bestehen. Um dieselben wieder einzu- 
führen, würde nicht die nochmalige Verkündung durch das Gesetz- 
blatt genügen, sondern ein neues Gesetz erlassen werden müssen. 
Hiernach sind gänzlich beseitigt die kath. organischen 
Artikel 

12 [Verbot anderer 6 Titel, wie wohl Monseigneur, Grandeur 
= „bischöfliche Gnaden" u. s. w.], 



Jacobson 68, Ver. 737 V u. VI, canonica instituta (Scheurl 227, unten VII 
A. 7). Zu den „grundlegenden Satzungen", deren Nichtbefolgung einen 
verderblichen Missbrauch (oben I A. 1 d ) enthielte, gehört weder die Prüfung 
für jede einzelne Pfarrstelle (Rev. M. III 640), noch die regelmässige 
Abhaltung von Diöcesansynoden und die Pflicht aller Geistlichen des Bis- 
thums, ihnen beizuwohnen, Baud. 134 — 137, noch (Baud. 167 u. 174) die jährliche 
Abnahme der Rechnungen der Domkapitel und Domkirchen (dagegen Ggl. 
126 u. 298), noch die räumliche Abgrenzung der Pfarr rechte des Dom- 
kapitels (Baud. 169), noch der Ausschluss eines Honorars für die vom Pfarrer 
am Sonntage zu lesende Messe (Baud. 168) u. s. w. Die Statuta Synodalia 
Diocesis Metensis (1869, Rousseau-Palez Metz) verbieten örtliche Uebungen 
gegen die einheitlich vorgeschriebenen Ceremonien. 

6 Allokution Pius VII. 24. Mai 1802, Protest des Kardinals Caprara 
18. Aug. 1803 (unten Anm. 11), J.C.F. beiges II 369 u. IV 300, Arch. £. 
K.-R. 52 S. 347, Rev. cath. d. Als. HI 11 u. 721, Ggl. Einleitung VI, oben 
§ IV A. 4. 

6 Ggl. 21 u. 255, Rev. cath. d. Als. 1885, S. 721, Richter-Kahl, K.-R. 
823. Päpstliche Ehrenauszeichnungen darf ohne Staatsgenehmigung (GgL 
242) auch kein Bischof annehmen. In Elsass-Lothringen haben, wie in 
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24 [Unterzeichnung der gallikanischen 7 Freiheiten 
durch die Seminar-Professoren] und 

39 [Einheit 8 der Katechismen und der Liturgie für's ganze 
Staatsgebiet] ; ebenso sind folgende E i nz e 1 bestimmungen auf- 
gehoben: vom Artikel 

1 das Verbot, auch nicht 9 ausseramtlich Erlasse der 
Kurie in Zeitungen, Zeitschriften oder sonstigen Drucksachen ohne 
Regierung8erlaubniss zu veröffentlichen, 

6 die Beschwerde wegen Versagung rein kirchlicher 10 
Ehrenrechte, Gnaden- und Heilsmittel, 



Preussen, die Bischöfe gleichen Rang mit den Generalmajors, den Käthen 
I. Klasse und den Oberhofchargen. 

7 Ggl. 276 u. 278 A. 11, Giron dr. adm. beige 364. Auch das Studien- 
programm des franz. Ges. v. 23 Vent. XII kam ausser Anwendung; aus- 
drücklich aufgehoben wurde es (17. IIL 1818) in Rheinbayern. Im Elsass 
waren übrigens die gallikanischen Freiheiten längst durch entgegengesetzte 
Uebung beseitigt. Koch (unten VII A. 1) schreibt 1790 S. 2 seiner im 
Thomasstifte zu Strassb. befindlichen „Correspondance avec ses commettans 
1790" wörtlich in deutscher Urschrift: „In unserer Provinz herrschen die 
heftigsten ultramontanischen principia und wird das Concilium Tridentinum 
mit Verwerfung der ,maximes et libertes de l'eglise gallicane* rigo- 
rose befolgt". 

8 Ggl. 248 A. 7, A. Allard: £tat et figlise 56, Bara: Rapports de 
l'Etat 146. 

9 Ggl. 17 u. 241. Wie in Frankreich und Elsass -Lothringen würde 
auch in Luxemburg (Dr. Eyschen, Staats.-R. d. Grossh. Luxemb. S. 183) 
weder der Bischof, noch ein Pfarrer ohne Regierungserlaubniss irgend einen 
päpstlichen Erlass verlesen oder sonst wie veröffentlichen dürfen, Rev. de 
legislation 1845 I, S. 470. Der franz. Staatsrath rügte am 18. März 1886 die 
Verkündung der Encyclika: Immortale Dei durch den Bischof von St. Die 
als Missbrauch (oben III A. 2). 

10 Art. 19 des Dekrets v. 23 Prairial XII, wornach die bürgerliche 
Behörde einen anderen Geistlichen zur Beerdigung heranziehen konnte, 
wird nirgends mehr gehandhabt, Milcamps I 52 (durch Erlass des Königs 
v. 8. Dez. 1828 gutgeheissenes Gutachten des holländ. Staatsraths, Ver. 114 
u. 706, unten VII A. 8). Ueber die Versagung kirchengemeindlicher 
Rechte (VII A. 4) entscheidet das Staatsgericht. In inner kirchliche Be- 
schwerden mischt sich aber der Staat weder in Luxemburg, noch in Belgien 
(Giron droit publ. 312, 327 u. 343, dr. adm. II 442, Belgique jud. 1882 S. 724), 
noch in Elsass-Lothringen» 
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17 die Prüfung der künftigen Bischöfe auf den Glauben durch 
staatlich 11 bezeichnete Geistliche, 

26 die staatliche Genehmigung der Zahl ,2 der zu weihen- 
den Priester, endlich 

27 der politische Eid 18 der Pfarrer. 

§VH. Die Gewohnheiten im p ro t. Kirch enre cht. 

A. Zufolge des organischen Artikels 44 für die prot. Be- 
kenntnisse vom 18. Germ. X (oben § III B.) „regeln sich in allen 
Angelegenheiten, worin nicht durch die Gesetze . . eine förmliche 
Abänderung eintrat, die Zuständigkeiten (attributions) des Ober- 
konsistoriums und des Direktoriums nach den Verordnungen (r&gle- 
ments — oben § III C. Anm. 3 — ) und * Gewohnheiten 
(coutümes) der Kirchen des Augsb. Bek. a 



11 „Les nonces de Sa Sainte fönt seuls les informations", sagte Kar- 
dinal Caprara (obige Anm. 5) 18 Aug. 1803; Ggl. 257, Hinschius, Kath. 
K.-R. III 672 n. 694, Ver. 568. Belgien, Holland und Italien machen die 
Amtseinführung des Bischofs von keiner Staatsbestätigung oder -Ernennung 
abhängig. 

12 Ggl. 277 A. 6, dagegen Schiappoli dir. eccL 1892 I, S. 7. 

18 Ggl. 156 A. 9, ebenso in Frankreich, Luxemburg, Belgien, Holland 
und Italien, Den Treu-Eid leisten in Frankreich und Elsass-Lothringen nur 
die kirchlichen Spitzen, wie Bischöfe, Präsident des Direktoriums A. B., Ober- 
rabbiner. 

Auch sonst sind nicht wenige Einzelbestimmungen gewohnheits- 
rechtlich ausser Kraft getreten, wie die Beiziehung des Standesbeamten 
(Ggl. 335 A. 8) zur Ablegung der Klostergelübde u. s. w. Dagegen wird 
noch der org. Art. 20 gehandhabt, indem die Bischöfe selbst zu kürzeren 
Reisen ins Ausland Staatserlaubniss nachsuchen, Ggl. 259 N. 7 u. 8, vgl» 
übrigens Ver. 260 u. Rev. M. I 353—359. 

1 Mit den kath. Behörden und Rechtspersonen hat die Staatsumwälzung 
(oben § VI A. 3) tabula rasa gemacht. Das prot. Kirchengut entging da- 
gegen nicht nur in den, vorübergehend mit Frankreich vereinigten Gebieten, 
sondern auch im eigentlichen Frankreich (Ggl. 97 A. 2, D.Z.f.K.-R. III 123) 
der Verstaatlichung (unten VIII Anm. 10 B). Deshalb wurden auch alle 
Uebungen der prot. Kirchen und Gemeinden beibehalten, nicht nur betreffs 
der formellen Geschäftsbehandlung und der Art der Verwendung des Ver- 
mögens, sondern namentlich auch betreffs der Lehre, des Gottesdienstes 
und der Stellung der Geistlichen. Auch ohne ausdrückliche Bestimmung 
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Der Gedanke lag nahe, die 48 Einzelkirchen 1 » des Augsb. 
Bek. im Elsass nicht nur durch das äussere Band 1 » („lien ex- 

hätte sich der org. Art. 44 von selbst verstanden, weil in Ermangelung einer, 
das ganze bisher in Geltung gestandene Recht aufhebenden Vorschrift stets 
die, mit den neuen Gesetzesartikeln vereinbarlichen Verordnungen und Ge- 
wohnheiten aufrecht bleiben. Neu regelte nun das Kultusverfassungs- 
gesetz v. 18 Germ. X blos die Behördeneinrichtung, das ist die Verfassung 
und die Beziehungen der prot. Bekenntnisse zum Staat; in allen rein 
inneren Kirchenangelegenheiten beliess es also der Staat bei dem bisher 
geltenden Rechte. Dies Recht war in den verschiedenen Rechtsgebieten, 
woraus sich das Oberkonsistorium A. B. zusammensetzte, ein ziemlich ver- 
schiedenes. 

la Die landeskirchliche Eintheilung des Elsass vom Jahre 1791 ergiebt 
sich aus der auszugsweise nachstehenden, von der Hand des Univ.-Prof. Koch 
(D.Z.f.K.-R. HE 127) herrührenden Uebersicht zum „regime ecclesiastique", 
welches er im Auftrage des Strassb. Kirchenkonvents für die Nationalver- 
sammlung abfasste (S. 12 Ziff. 3 der von Koch's Hand überschri ebenen 64 S. 
„Kurzgefasste Nachrichten über mein Leben" im Archive des Thomasstifts 
zu Strassburg): „Etat ecclesiastique des Protestans de la cidevant province 
d'Alsase, (A) de ceux de la Confession d 1 Augsb ourg: 

I. dans les terres des Princes: a) duLandgrave de Hessen-Darm- 
stadt: consistoire de Bouxwiller, compose de 5 conseillers, d'un secrä- 
taire . . et d'un justificateur des comptes; le gymnase depend du consistoire; 
baillage8 de 1) Bouxwiller, 2) Brumath, 3) Hatten [reicheritterschaftliche 
Herrschaft Fleckenstein], 4) Ingweiler et Neuweiler, 5) Offendorf, 6) Pfaffen- 
hofen et 7) Westhofen. b) Du Duc de Deux-Ponts: 1) Bischweiler, 
2) Cleebourg, 3) Lützelstein, 4) Ribeauville* et St. Marie aux Mines 
[unten B]. c) Du Duc de Württemberg: consistoire de Richewir, com- 
pose de 1 president, 1 surintendant, 2 assesseurs et 1 secr&aire. d) Seig- 
neurie d'Oberbronn de M. de Hohenlohe et de M. de Löwenhaupt. 
[Als e) wäre die bis 1801 allerdings noch deutsche Reichsgrafschaft Nassau- 
Saarbrücken hier hinzuzufügen.] 

II. Dans les terres de la cidevant noblesse immediate; il y a 
32 ministres places ä Baldenheim, Berstett, Bischheim, Blaesheim, Bo&heim, 
Bousweiller, Breuschwickersheim, Ensheim, Firdenheim, Furchhausen, Gerst- 
heim, Hürtigheim, Jebsheim, Kolbsheim, Künheim, Lingolsheim, Müttersholtz, 
Mittelhaugsbergen, Mülhausen (bei Buchsweiler), Mundolsheim, Obenheim, 
Oberhaugßbergen , Pfulgriesheim , Plobsheim, Quatzenheim, Rumolsweiler, 
Scharrachbergheim, Schweighausen, Sundhausen, Vendenheim, Wintzenheim 
et Zutzendorf; dans les terres de M. de Dietrich au Ban de la Roche et 
ä Niederbronn 4, de M. de Broglie ä Dettweiler 1, de M. de Türkheim a 
Fröschweiler et Langensultzbach 2, de M. de Sickingen a Wingen 1, de la 
Cathedrale ä Lampertheim 1 et de la Collegiale de St. Thomas a Eckboltz- 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV. 3. 20 
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terieur") der V erfassung einheitlich zusammenzufassen, sondern 
auch für das innere Kirchenrecht ,b Einheit zu schaffen, etwa 



heim 1 (zusammen also 42 Pfarrer im Gebiete der Reichsritterschaft: und 
der Stifte, ohne oben I a 8 u. d). 

III. Dans les villes cidevant imperiales ä 1) Strasbourg et dans les 
cidevant baillages de la ville a) Barr, b) Wasselonne, c) Illkirch et d) Rup- 
rechtsau: le convent ecclesiastique compose* des anciens. des eglises, des 
7 pasteurs, des docteurs et professeurs en theologie, des 2 predicateurs vicaires 
et des 15 diacres; 2) Wissembourg, 3) Landau, 4) Colmar et 5) Münster: 
consistoires composes de merabres choisis par la commune. 

(B) de ceux de la Conf. Helvetiqueäl) Strasbourg, 2) Bischweiler, Clee- 
bourg, St. Marie-aux-Mines, Oberseebach" (oben I b ). — Mülhausen schloss sich 
erst 1797 Frankreich an. Ohne Landau und ohne die nassauischen Besitzungen 
hatte 1791 das Augsb. Bek. in Elsass 148 Pfarrer, 32 Diakone und 4 Hülfsprediger, 
wovon 49 + 8 + 2 im hessischen, 12 -f 1 im pfälzer, 11 + 2 im württemb. 
5 im hohenlohe'schen, sodann im Stadt- und Land-Gebiete Strassb. 20 + 
17 -f 2, "Weissenburg 2 + 1, Colmar 4, endlich Münster 3 + 3. Von diesen 
(einschlüssig oben II) insgesammt 184 Pfarrgeistlichen bekannten sich i. J. 
1802 (mit Kampmann, D.Z.f.K.-R. III 198) offen nur noch 10 zur streng- 
gläubigen Richtung, ohne dass sie übrigens auch überall Rückhalt in ihren 
Gemeinden gefunden hatten. Diese verschwindende Minderheit (kaum 
6%0 konnte nicht hindern, dass die überwiegende, nur noch an den Haupt- 
grundsätzen des A. B. festhaltende Mehrheit in den Gemeinden der. Mehr- 
heit den Bekenntnissstand gewohnheitsrechtlich änderte; übrigens hätte 
(oben VA. 6) auch kaum eine 5 mal stärkere Minderheit erfolgreichen Wider- 
stand leisten können. Die strenggläubige Richtung, welche Anfangs der 
60er Jahre (D.Z.f.K.-R. III 146 u. 160) kaum l /i der Geistlichen A. B. im 
Elsass zu den ihrigen rechnete, ist inzwischen auf */» derselben angewachsen ; 
nach den Fortschritten, welche sie seit 1880 im Reichslande macht, wird sie 
wohl in wenigen Jahrzehnten wieder die Mehrheit erlangen, kaum je aber 
2 /s der Gesammtheit. Lange schon vor der Staatsumwälzung hatte die 
strenggläubige Richtung im Elsass ihre Herrschaft verloren, da von den 
Städten aus der „philosophische Geist" überwältigenden Einfluss übte ; ebenso 
wie Spener's Pietismus vom Elsass aus sich verbreitet hatte, ging von dort 
auch der revolutionäre Geist der Kirche im vorigen Jahrhundert aus. 
Schon im März 1791 schrieb in Beantwortung der Anfrage, welche als Depu- 
tirter des gesetzgeb. Körpers Chasset (D.Z.f.K.-R. III 127) unterm 30. Dez. 
1790 an Pfarrer Ph. J. Müller zu Strassburg gerichtet hatte, der Präsident 
des Kirch enkonvents (oben A. IH 1 des „Etat eccl.") zu Strassb. an 
Chasset: „La Confession d'Augsbourg n'est pas une regle de foi. L'objet 
des confessions nletait nullement d'etablir une regle infaillible, ni d'im- 
poser un joug aux consciences en fixant invariablement les termes des 
verites evangeliques. Elles devaient servir de lien exterieur entre les 
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durch Erstreckung der Strassburger oder einer anderen 
Kirchenordnung sammt den zugehörigen 1 Gewohnheiten auf 
die übrigen ; bis dahin selbständigen la Einzelkirchen. Die Staats- 
gesetzgebung begnügte sich jedoch mit der nur äusserlichen Ein- 
heit, indem sie grundsätzlich für alle inneren Angelegenheiten 
das örtliche, geschriebene und Gewohnheitsrecht fort- 
bestehen Hess. Den neuen Mittel- und Oberbehörden, sowie den 
entsprechenden. Vertretungen wurden deshalb immer nur gerade 
diejenigen Befugnisse beigelegt, welche nach Massgabe des bis 

eglises particulieres" (Konsistorialarchiv Colmar). Koch selbst hatte das 
Schreiben verfasst, wie aus S. 10 — 13 oben erwähnter „Kurzgefasster Nach- 
richten" erhellt; Koch schreibt dort wörtlich: „Der Kirchenkonvent lud die 
Protestanten (D.Z.f.K.-R. III 122) zu einer Synode ein, welche den 
18. Januar 1791 in Strassburg eröffnet und von 60 Gemeinen (unten VIII 
A. 10) beschickt wurde. In dieser Versammlung, bei welcher mir das Präsi- 
dium übertragen wurde, herrschte die grösste Einigkeit und Bruderliebe. 
Man vertrug sich über ein Organisationsprojekt, welches der Nationalver- 
sammlung vorgelegt werden sollte . . S. 12. Mittlerweile wurde mir von dem 
Kirchenkonvent die Bearbeitung aller Schriften übertragen, welche 
H. Chasset im Namen des comite eccl. de l'assemblee Constituante von uns 
verlangt hatte. Diese Schriften wurden dem Kirchenkonvent sowohl als den 
sämmtlichen Repräsentanten und Presbyterien der 7 prot. Pfarrgemeinden 
Strassburgs vorgelesen und durch sie genehmigt. Ich überschickte sie 
hierauf im März 1791 an H. Chasset nebst einem Schreiben, welches ich 
im Namen unseres Kirchenkonvents an ihn ergehen liess" (prot Kirchenztg. 
1894 S. 161). S. 24: „Als man gegen Ende dieses Jahres (IX) die Not- 
wendigkeit einsah, sich mit einem neuen Orgauisationsplan für das prot. 
Kirchenwesen zu beschäftigen, wurden zu diesem Ende 35 Bürger, 5 aus 
jeder der hiesigen Kirchen, ernannt. Die „Neue Kirche" ernannte mich; so 
kam ich auch wieder in den Ausschuss, welcher ein Projekt niederzuschreiben 
beordert wurde. Mir wurde die Abfassung des Projekts übertragen. Vor- 
läufig beschäftigte man sich mit einer Erklärung der Grundsätze, auf 
welche unser Kirchenregiment gebaut werden muss. Solche wurde von mir 
aufgesetzt und, nachdem sie die Kommission genehmigt hatte, schickte ich 
sie den 23 Vendem. X ab. Das Organisationsprojekt kam erst zu Ende des 
Monats Brumaire zu Stand. Die Commission untersuchte es umständlich, 
worauf es den 1 Frimaire den 7 versammelten Gemeinen (VIII A. 10 B) 
vorgetragen, von ihnen gebilligt und sofort an den Staatsrath Portalis mit 
einem ausführlichen Schreiben von mir überschickt wurde. J)ie Correspondenz 
mit demselben wurde mir von der Kommission, bevor sie auseinander ging, 
übertragen" (vgl. D.Z.f.K.-R. HI 189 u. 193). 

20* 
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1802 angewandten Rechtes dem Inspektor, Senior, Superinten- 
denten oder Präses, sowie dem Konsistorium oder 1 » Kirchen- 
konvente zukamen. Sachlich ward die Zuständigkeit des 
Kirchenregiments nicht geändert, soweit nicht förmlich oder 
ausdrücklich eine Neuregelung stattfand ; dagegen trat eine Thei- 
lung der Befugnisse zwischen Central- und Mittelbehörden, welch 
letztere bisher häufig fehlten, also oft eine Verschiebung 
der Zuständigkeiten (nach Oben oder Unten) ein. 

lb Univ.-Prof. Sohm (D.Z.f.R.-R. III 152), der „Friedensbote £. 
E.-L.** 1893, S. 398, 401, 476 u. 560ff., sowie das „Monatsblatt f. Chr. 
A. B. v. E.-Lothr." 1893, S. 116, 150ff., Beiblatt 1894, S. 61 ff. fingiren 
(unten A. 2) in Ermanglang eines Staats- oder Kirchengesetzes, welches sich 
hierfür anführen Hesse, als „selbstverständlich" die Unterstellung aller 
48 Einzelkirchen des Elsass unter das volle und unveränderte (unten 
Anm. 5) Augsb. Bek., als ob der Schlusssatz der org. Artikel nicht auf die 
Gewohnheiten der verschiedenen „Einzelkirchen** verwiesen hätte. Schon 
hierdurch allein wird die Rechtsfiktion eines einheitlichen reichs- 
ländischen Rechts für Glauben, Gottesdienst und Zucht des Augsb. Bek. 
ausgeschlossen. Dasselbe gilt ebenso vom ref. Bek. (obige Anm. 1 *, Etat B), 
überhaupt für alle prot. Gemeinden, die, wenn auch nur vorübergehend, dem 
Gesetze vom 18 Germ. X unterstellt waren, also nicht nur in allen deut- 
schen Rheinlanden (vgl. S. 4 u. 65 der „Kirchliche Rückschritte im Grossh. 
Hessen" 1862, Beist zu Frankfurt a. M.), sondern auch in Luxemburg, Bel- 
gien, (Süd)-Holland und dem nordwestlichen Italien (Libre nomination des 
pasteurs au sein des eglises vaudoises 1863, Un. tip-ed. Turin, Scaduto dir. 
eccl. II, S. 963). Die franz. Gesetzgebung verbriefte den einzelnen Ge- 
meinden die gewohnheitsrechtliche Regelung ihres Bekenntnissstandes als ein 
Sonderrecht (oben V A. 6), woran ebenso wenig ein Synodalbeschluss 
als die landeskirchliche Uebung selbst der überwiegenden Mehrheit 
rütteln kann; wenn nämlich die oberste landeskirchliche Vertretung durch 
Synodalbeschluss kein allgemein verbindendes Bekenntniss aufstellen kann 
(D.Z.f.K.-R. III 186), so darf dies (oben § IIA) auch nicht im Wege der 
Gewohnheit geschehen. 

2 Die Gläubigen bekundeten in der Presse, durch Volksversammlungen 
und Vereine, durch Entfernung vom Kirchenpatrone oder Landesherrn auf- 
gedrungener Pfarrer einer ihnen nicht zusagenden Richtung, seit 1791 auch 
auf dem Lande (unten VIII A. 10 Schluss) durch eigenmächtige Selbstwabl 
der Geistlichen, überhaupt durch fortgesetzte Nichtanerkennung der gesetz- 
lichen Kirchenobrigkeit in der bestimmtesten Weise (oben IV C, Anm. 4 b ) 
die feste Absicht, die Kirchenordnungen „zu umgehen und zu beseitigen"; 
die Obrigkeit beruhigte sich hierbei, wobei sie weniger unter dem Drucke der 
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B. Das Gesetz vom 18. Genn. X hat die damals in Geltung 
gestandenen Kirchenordnungen und Gewohnheiten keines- 
wegs für immer als unabänderliche Vorschriften festgelegt ; 
denn hierzu hätte es (oben II A. l d ) einer ausdrücklichen Bestim- 
mung bedurft, wodurch die Bildung entgegengesetzter Uebungen 
ein für alle Mal verboten oder ausgeschlossen worden wäre. 
Mangels einer solchen Bestimmung, welche weder im Gesetze v. 
18 Germ. X, noch einem früheren oder späteren enthalten ist, 



Drohungen (oben IV A. 4) ihrer Untergebenen, als unter dem Ein- 
flüsse der seitens der franz. Regierung ausgehenden Vergewaltigung 
handelte. Längst schon bevor der Luneviller Frieden an Frankreich alle 
reichsständischen und reichsritterschafttichen Gebiete und Rechte auf dem 
linken Rheinufer abtrat, hatte die Kirchenobrigkeit dort aufgehört, und hatte 
unter Anerkennung der franz. Regierung die Einzel gemeinde sich an ihre 
Stelle gesetzt. Letztere erachtete sich (mit Ausschluss der vorgesetzten 
Behörde) für zuständig, Katechismus, Gesangbücher, Lehre und Gottes- 
dienst zu ändern und endgültig (D.Z.f.K.-R. III 142 u. 173) das Mass 
zu bestimmen, wornach „das Bekenntniss fernerhin für Religionsunter- 
richt, Predigten, Abendmahl, Taufen, Konfirmation u. s. w. die dogmatische 
Richtschnur bilden soll". Diese Gemeinde- Autonomie wird stets auch 
von Strenggläubigen (Lobstein: Ein Wort 1790 S. 6, 10 u> 11, vgl. 
behufs Gutheissung ihrer Gesangbücher und Pfarrvorschläge, D.Z.f.K.-R. III 
163 ff.) betont, als Mittel zur Abwehr einer Ueberwältigung. Abgesehen von 
nur vorübergehenden Schwierigkeiten, welche im Anfange dieses Jahrhunderts 
die freiere Richtung den strenglutherischen Gemeinden betreffs 
der Wahl ihnen zusagender Katechismen und Gesangbücher (D.Z.f.K-R. 
III 163) und umgekehrt (1880—1883) der k. Statthalter Frhr. v. Manteuffel 
[in der „Fiktion" (oben VII A. l b ), das volle Augsb. Bek. "habe Rechts - 
geltung links des Rheins], der freieren Richtung bereitete, bis ihn auch 
Bezirks behörden bei Befürwortung der Bestätigung von Pfarrernennungen 
(D.ZXK.-R. III 139 u. 144) auf die Unhaltbarkeit der Fiktion aufmerk- 
sam machten, herrschte namentlich innerhalb des jetzigen Reichslandes stets 
die Volks- und Rechtsüberzeugung von der Bekenntniss-Selbständigkeit der 
Einzelgemeinde (oben IV A. 6). Auch in keinem Mittelverbande durfte die 
eine Richtung die andere überwältigen oder verdrängen, nicht einmal inner- 
halb der Einzelgemeinde (D. Z. f. K.-R. III 178); vielmehr prägte sich, 
wie in der Art der Zusammensetzung der Vertretungen, so auch im ge- 
sammten kirchlichen Leben das Bewusstsein vollster Gleichberechtigung des 
geschichtlichen und ursprünglichen Bekenntnisses (oben § I) einerseits 
und des gewohnheitsrechtlich abgeschwächten Bekenntnisses ander- 
seits aus. 
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kann und konnte durch entgegengesetzte Uebung das geschriebene 
wie das Gewohnheitsrecht ausser Geltung gesetzt werden. Zur 
Beseitigung der altenKirchenordnungen, deren Druck 
namentlich in den Städten längst als „unerträglich (D.Z.f.K.-R. 
III 132, 135ff. ; 139) empfunden worden war, hätte daher unter 
allen Umständen (oben V A. 3) eine 40 jährige Uebung genügt, 
so dass spätestens vom Jahr 1832 ab die jedenfalls schon 1791 von 
der Einzel gemeinde geübte Selbst bestimmung 2 betreffs des 



3 Schon 15l>5 forderten die Lutheraner, dass die Angsb. Konfession 
„mit Angabe des Jahres 15 3 0" in Art. XV des Augsb. Religionsfriedens 
(von 1555) aufgeführt würde; diese Forderung wurde jedoch abgelehnt 
(Ranke, D. Gesch. im Zeitalter der Reform, V 363 u. VI 514); die 1648 in 
den westfälischen Frieden übergegangene Anerkennung der Protestanten 
erfolgte zwar auf der Grundlage der Augsb. Konfession, aber nicht der 
invariata, Jacobson 56. Ebenso lehnte das Ges. v. 18 Germ X die An- 
regung weniger Strenggläubigen, hierin die invariata als vollverbindlich 
anzuführen, rundweg ab, D.Z.f.K.-R. IH, 138, 190 u. 197. Schon im 
Journ. du Protestantisme fran§. 1883 S. 139 verneinte Prof. Bälden- 
s p erger (vgl. Theol. Lit. Ztg. 1893, Nr. 23) die Frage, ob zufolge des 
franz. Gesetzes vom 18 Germ. X das Augsb. Bek. Rechts geltung habe 
wie folgt: 

„Die gesetzliche Bezeichnung „Kirchen des Augsb. B e k. tt bedeutet 
innerlich nichts; hierdurch wollte man nur die bisher üblichen 
Titel beibehalten. "Würde man sich auch mit dem eigentlichen Sinne des 
Ausdrucks eingehender haben befassen wollen, so hätte der Gesetzgeber 
solchen doch nicht anders haben auslegen können, als ihn die Behörden 
der hiernach bezeichneten Kirchen selbst auslegten. Dies bestätigt rundweg 
Portalis' Rede v. 15 Germ. ; hierin erklärt er die prot. org. Artikel 
einfach für den Ausdruck des Glaubens und der Uebung der betreffenden 
Bekenntnisse. Um darüber mehr Licht zu bekommen, muss man also er- 
mitteln, was diejenigen, für welche das Gesetz abgefasst wurde, darunter 
verstanden. Die wichtigste Urkunde ist desfalls „die der Regierung am 
15. Okt. 1801 (oben VII A. 1\) eingereichte Erklärung der Prote- 
stanten Augsb. Bek. in den zwei Rhein-Departements", 
unterzeichnet von den damals massgebendsten Vertretern der Kirche. Sie 
spiegelt treu den Geist wieder, von dem damals der ganze Protestantismus 
beseelt war. Ihre Fassung entscheidet für die authentische Auslegung des 
Gesetzes, da sie solchem zur Grundlage diente. Eingereicht ward diese 
Erklärung dem Minister Portalis, welcher zugesagt hatte, sie für die 
Wiederordnung der Kirche zu verwerthen. Den ihr beigefugten Verordnungs- 
entwurf hatte ein Ausschuss der in Strassburg monatlich zusammentretenden 
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Bekenntni88standes Gewohnheits- und Landesrecht geworden wäre. 
Seit Errichtung der Landeskirche links des Rheins behaupteten 
und übten ununterbrochen und gleichmässig die sich mit den 6 
Hauptgrundsätzen des Augsb. Bek. begnügenden Ge- 
meinden in der Landes- oder Gesammtkirche (oben IV A. 6 a ) 
vollste Gleichberechtigung und Ebenbürtigkeit mit der strengern 
Richtung der vollen und unveränderten 8 Augustana als 



Pastoralkonferenz ausgearbeitet: O b e r 1 i n als Vorsitzender, Lang 
als Schriftführer, Koch, Blessig, Lobstein, Schott, Türk- 
heim u. s. w. Die Protestanten Augsb. Bek. der rheinischen Bezirke er- 
achten sich in der Einleitung „verpflichtet, die Grund sätze ihrer Kirchen- 
ordnung feierlich zu bekennen", und erklären daher: 

Art. 5. „Jedermann bekennt frei seine Ueberzeugung." — Art. 6 
„Als für die Lehre verbindend anerkennen wir nur die hl. Schrift." — 
Verordnungsentwurf Art. 25: „In Glaubens Sachen entscheidet das Konsi- 
storium nicht; vielmehr schützt es die völlige Freiheit religiöser 
Ueberzeugung". — Art. 26. „Aus verschiedenen Gründen kann ein Pfarrer 
oder Lehrer abgesetzt werden, wegen Abweichung von der Glau- 
benslehre aber nur mit Zustimmung seiner Gemeinde." 

Prof. Baldensperger fügt bei : „Deutlicher hatte man sich doch 
nicht aussprechen können. Von einer durch das Germinalgesetz dem Augsb. 
Bek. beigelegten Rechts geltung kann nur sprechen, wer keine Ahnung 
von dem allgewaltigen und unauslöschlichen Eindruck hat, den die Revo- 
lution mit ihren freiheitlichen Bestrebungen — auch nach ihrem Falle — 
in den Gemüthern Aller hinterliess. Auch in dem von der Pfarrwahl han- 
delnden Theile ist nirgends von Symbolzwang oder Glaubens Voraus- 
setzungen, welche die Geistlichen zu erfüllen hätten, die Rede. Nirgends 
ein Anhaltspunkt für die irgend einem Bekenntnisse beigelegte Lehr- 
autorität!" (Dr. Websky, Prot. Kirchenztg. 1894, S. 162.) 

4 Nicht zufolge widerruflicher „Duldung" oder vorübergehender 
„Ausnahme", auch nicht als „Gäste" oder Bürger II, Klasse, sondern 
als vollberechtigte Mitglieder der Kirchengemeinde üben und übten 
stets seit 1802 in Frankreich, Belgien und Elsass-Lothringen Reformirte und 
Unirte Pfarr- und Wahlrechte in einer nach dem Augsb. Bek. benannten 
Pfarrei und umgekehrt Lutheraner in einer reformirten Pfarrei, D.Z.f. 
K.-R. III 141, 143, 166 u. 172, besonders, wenn am betreffenden Orte für 
sie keine eigene Pfarrei besteht, Friedb., Verf.-R. 91, GgL 360, Vie chre- 
tienne zu Nimes 1894 S. 103, vgl. Richter-Kahl 953. Vor 1802 mag die Be- 
theiligung von Lutheranern am ref. Gottesdienst auf der durch die ref. 
Nationalsynode zu Charenton 1631 zugelassenen Duldung (Ref. Kirchenztg. 
1894, S. 193) beruht haben; staatlich ist dieser Synodalbeschluss jedoch nicht 
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wohlerworbene und unentziehbare Einzelrechte, welche selbst nicht 
mehr durch einmüthigen Beschluss der landeskirchlichen 
Vertretung entzogen werden können, sondern im Streitfalle durch 
das Staat sgericht 4 erzwungen werden müssen und können. 



bestätigt, auch seit 1802 nicht mehr den Lutheranern entgegengehalten wor- 
den, wenn sie um Eintrag in die Wählerliste nachsuchten. D.Z.CK.-R. 
III 142 u. 148. — Reformirte hüssen ihren Bekenntnissstand auch nicht 
dadurch ein, dass sie einer orts-, kreis- oder landeskirchlichen "Vertretung 
des A u g s b. B e k. angehören oder sich von einem Pfarrer A. ß. pastoriren 
lassen (D.Z.f.K.-R. HI, S. 142 u. 149); dass der Pfarrer, welcher vom 
A u g 8 b. B. bestellt ist, ihnen nach reformirtem Ritus das hl. Abend- 
mahl reicht, können sie allerdings nur in denjenigen Pfarreien verlangen, in 
welchem dies üblich oder ausdrücklich vom Augsb. Kirchenregimente 
vorgeschrieben ist („Wiederherstellung der Pfarrei Altweier zum gemein- 
samen Dienste der Protestanten Augsb. und Helv. Konfession", 1829, 
Heitz, Strassb., ebenso in Waldersbach u. s. w., endlich in Lothringen, Ober- 
kons.-Beschl. v. 9. Mai 1894 — Bd. 49 S. 122 — „grundsätzliches Ein- 
verständniss damit, dass die e v a n g. Gemeinden, welche zu dem derzeitigen 
Konsistorialbezirke Metz gehören, unter der Voraussetzung der Zustimmung 
ihrer Angehörigen (unten VIII A. 4), der Kirche Augsb. Konf. durch un- 
bedingten Anschluss an dieselbe einverleibt werden, . . nachdem die neu- 
gegründete lutherische Gemeinde in Metz zur staatlichen Pfarrei erhoben 
sein wird". Abgelehnt ist (nur 4 Hände erhoben sich dafür) der Zusatz- 
antrag (S. 109 u. 115) des Insp. Krencker: „Unter allen Umständen soll der 
Anschluss erst erfolgen können, wenn auf den Wunsch nach reformirter 
Spendung des Abendmahls d. i. mit reformirten Formularen ver- 
zichtet wird u . S. 96 (vgl. S. 116) hatte Dr. Höffel eingewendet: „Nach- 
dem das Kons. Metz am 7. Dez. 1892 den Beschluss gefasst hat: „ein ein- 
heitliches Kirchenregiment unter dem Direktorium und Oberkonsistorium 
herbeizuführen, mit einer ähnlichen Kirchen Verfassung, wie sie die evang. 
Gemeinden des Konsistorialbezirks Kassel besitzen", ... so handelt es sich 
um Ausführung dieses Beschlusses, und dieser strebt eine Union an. Auch 
die Wünsche, welche . . das Konsistorium sich angeeignet hat, lassen darüber 
keinen Zweifel : Bezüglich der Feier des hl. Abendmahls soll das Recht 
der bisherigen Uebung für die einzelnen Gemeinden gewährleistet sein". S. 105 
wendete H. v. T ü r c k h e i m ein : „Die Lehre des Abendmahls ist eine 
der Unterscheidungslehren zwischen lutherischer und reformirter Kirche. 
Wollen die Reformirten bei ihrer Uebung, das ist bei ihrer Lehre 
bleiben, und dennoch unserer Kirche angeschlossen werden, so ist das 
nichts anderes, als Anstrebung der Union". Hiergegen erwiderte Dr. Ge- 
rold S. 106: „Was ist der Unionscharakter? Dass beide Kirchen zusammen- 
treten mit Beibehaltung ihrer besonderen Bekenntnissschriften. Es er- 
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Die Zugehörigkeit zur Landes kirche A. B. ist hiernach nur 
durch die Unterwerfung unter die 5 Haupt grundsätze des ver- 
änderten 8 A.B. (von 1540) bedingt; doch hat das unver- 
änderte 6 Augsb. Bek. v. 1530 deshalb nicht auch in d e n j e n i g e n 
Gemeinden, worin die Gläubigen an seinem vollen Wortlaute 
festhalten und stets festhielten, seine örtliche Rechtsgeltung ein- 
gebüsst. 



folgt ein Aufhören des Trennenden, die Beibehaltung des Gemeinsamen. 
Eine dritte Kirche entsteht, die nicht lutherisch, nicht reformirt, sondern 
unirt ist. Von all dem ist in der Frage, die uns beschäftigt, nicht die Rede" 
(ebenso S. 102). Der Antrag des ref. Konsistoriums Metz lautet dahin, dass 
es sich unter das Gesetz der Kirche Augsb. Konf. (Art. 8 — 13 des 
Dekrets v. 26. März 1852 an Stelle der Art. 5—7, Bd. 49 S. 42 u. 99) stellt: 
„. . . Und wenn man fragt, warum die Metzer sich nicht an die luthe- 
rische Kirche in Metz anschliessen wollen, so ist die Antwort die, diese 
Kirche hätte keinen Raum für sie Alle ; dazu trägt sie einen (S. 118) streng 
konfessionellen Charakter, weloher nicht Jedermanns Geschmack ist**. 
Dr. Petri sieht S. 109 »den Wunsch bezüglich der Abendmahlsfeier als ganz 
harmlos an. Auch in unserer Kirche wird den Einzelgemeinden (vgL 
S. 118) hinsichtlich der äusseren Form des Gottesdienstes und der gottes- 
dienstlichen Gebräuche eine gewisse Freiheit gelassen". Geh. Ober-Reg.-Rath 
Frhr. v. d. Goltz bemerkte S. 114: „In der Stadt Metz, Gross-Moyeuvre u. 
Deutsch-Oth wird das Abendmahl nach dem württemb. Formular 
gehalten (Dr. Renaud S. 117: also nicht mehr spezifisch reformirt), bis- 
weilen noch Brod dargereicht. In Kürzel und Ars : Brod, ebenso in Lixheim 
u. Helleringen. In Diedenhofen Hostien, ebenso in Dieuze beim deutschen 
Gottesdienste, im franz. dagegen, ebenso in Saarburg Brod und Hostien, 
inHayingen nach der preuss. Agende". — In solchen Pfarreien betrachten Refor- 
mirte die reformirte Abendmahlsspendung durch den Augsb. Pfarrer nicht 
als Begünstigung oder Duldung, sondern als Bethätigung eines 
ihnen zustehenden Rechts, D.Z.f.K.-R. HI, S. 184. Eine bloss ausnahms- 
weise „Duldung" ohne Folgen für ähnliche Fälle läge vor, wenn die Be- 
hörden des Augsb. Bek. ausdrücklich nur „auf Ruf und Widerruf", „für den 
betreffenden Fall" oder „unter Absehung von den dogmatischen 
Voraussetzungen" Reformirte oder Unirte zum Wahlrechte und zur An- 
stellungsbefähigung (D.Z.f.K.-R. III, S. 142 u. 196 A. 1) — gewisser Massen 
bloss im Gnadenwege, oben IV A. 3 — zugelassen hätten. Durch solche 
Vorbehalte wären Nichtlutheraner evang. Religion sich ihrer blossen Dul- 
dung als Gäste in den Augsb. Gemeinden bewusst geworden. Noch nie 
aber wurde in Frankreich und Els.-Lothr. vor dem Eintrage in die Augsb. 
Pfarrwahlliste ein Reformirter oder Unirter amtlich befragt, ob er sich auch 
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C. Auch nach franz. Recht kann sich in den prot. Landes- 
kirchen zwar nicht gegen die christliche Sittenlehre (oben II 
A. 1* u. TV A. 6*) und die, allen reformatorischen Bekenntnisse 
Schriften gemeinsamen 6 Hauptgrundsätze, wohl aber gegen alle 
sonstigen Einzelbestimmungen der 7 Bekenntnissschriften und 
Kirchenordnungen, ebenso gegen landeskirchliche oder (unten D) 

nur den allgemeinsten Hauptgrundsätzen des A. B. unterwerfe; vielmehr 
übten sie das Wahlrecht nicht bittweise, sondern als einen Anspruch, dessen 
Verwirklichung sie im Falle der Beanstandung unschwer durch den recours 
comme d'abus erkämpft hätten. 

Koch hatte (inhaltlich der von seiner Hand herrührenden Aufzeichnung 
im Thomasstifts- Archive) an Portalis folgende Anfrage gerichtet: „Les dis- 
sensions qui pourraient s'elever entre les ministres du culte , dont parle 
Tart 6 du titre I ,er de la loi des les communions protestantes (oben § VI 
A. 10, unten VII A. 8), ne seraient-elles pas de la competence des consi- 
stoires ou (et?) devront-elles etre portees directement au Conseil d'Etat?" 
Portalis' Bescheid (R) lautete: „Le Conseiller d'Etat pense que toutes les 
dissensions relatives äla doctrine ouäla discipline seront de la 
competence du cousistoire (Oberkons., Ggl. 26 A. 7 u. 434) d'apres ce qui 
fl'est pratique ci-devant (bis zur Revolution entschieden der Conseil souverain 
d'Als., Ggl. 19 A. 1, in Paris, Metz, Besancon u. s. w. das Parlament) et 
conformement a l'art. 44 de la nouvelle loi". D.Z.f.K.-R. III S. 181. Nament- 
lich auch über die dogmatischen Voraussetzungen des Kirchenamts 
und des "Wahlrechts entscheidet also in Frankreich der Staatsrath, in Els.- 
Lothr. der Bundesrath ; dagegen „Arch. d. Strassb. Pastoralkonferenz" 
1893, S. 131 u. 143, Friedensbote 1893, S. 476ff. 

ö Gottheit Christi, Rechtfertigung durch den Glauben (unten Anm. 7), 
Negation bloss katholischer Dogmen, D.Z.f.K.R. IH, S. 140, oben IV A. 6». 
Statt der blossen „Haüptgrundsätze" verlangen „Friedensbote" 1893, S. 500 
u. 563 sowie „Monatsblatt - f. E. L. 1893, S. 154 das volle Augsb. Bek. mit 
der Begründung: „Dies war nicht nur ein Glaubensbekenntniss, sondern es 
ist es und muss es bleiben"; es sei „keine blosse Menschen Satzung, 
sondern gewisser Massen Gottes "Wort", s. Anm. 7 unten. 

6 Eine bisher stets strengluth. Gemeinde, in welcher ein bisher 
strengluth. Pfarrer plötzlich der entgegen gesetzten Richtung sich an- 
schliessen würde, würde (oben IV A. 6* und V A. 6) beanspruchen können, 
dass derselbe in eine andere Pfarrei versetzt würde. „Was und wie in 
der Gemeinde gelehrt werden soll", bestimmt nämlich nicht der Prediger, 
sondern die geltende Ortsübung, D.Z.f.K.-R. III, 173. Ebenso rausste 
über sich — D.Z.f.K.R. III 171 A. 1 — ein Pfarrer die Versetzung ergehen 
lassen, weil er der Orts Übung entgegen den 1 u t h. Bekenntnissstand 
zu lebhaft betonte. 
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staatliche Zucht- und Verfassungsvorschriften eine Gewohnheit 
bilden. 

D. Die prot. Bevölkerung und die landeskirchlichen Behörden 
haben mehrere, der Kirchenfreiheit hinderliche Vorschriften des 

7 Jacobson 56: „Wenn auch in den Kirchenordnungen die Bekennt- 
nis s Schriften einzeln genannt sind, so erhellt doch die Zulässigkeit einer 
Aenderung der verpflichtenden Kraft eines jeden einzelnen Symbols 
(und die Statthaftigkeit) der Modifikation eines Dogmas in Folge des fort- 
geschrittenen Verständnisses der hl. Schrift, aus dem Schmalkaldischen Ar- 
tikel: „Nur die hl. Schrift kann Glaubensartikel festsetzen, sonst Niemand". 
Demgemäss sind seitens der Kirche auch Aenderungen nicht nur im Gebiete 
des Kultus (S. 73, v. Schulte, Quellen des K.-R., Bd. II S. 18) und der Zucht 
(Jacobson 76), sondern selbst des Dogmas genehm befunden worden". Fried b. 
Verf.-R. 129 F : „Eine gewohnheits rechtliche Feststellung oder Ab- 
änderung der Kirchen lehre ist nicht ausgeschlossen". Richter: 
Vorgänge in der K. des Kurfürst. Hessen" (1855, Leipzig) S. 64: „In der 
Zeit zwischen den alten Kirchenordnungen und der Gegenwart ist eine 
"Wandelung der sittlichen Zustände und der Vorstellungen eingetreten, 
welche bei Erneuerung der Bestimmungen nicht ausser Acht gelassen werden 
darf". A. Krauss, Prakt. Theologie (1893) II 29. Richter-Dove, K.-R. 
(1867) § 170 (vgl. 8. Aufl. S. 302): „Unabänderlich ist der Kern und 
Mittelpunkt der Reformation und ihr kirchenbildendes Princip, die Lehre 
von der Rechtfertigung (obige Anm. 5) durch den Glauben; dagegen ist 
im "Weiteren das in den Bekenntnissen niedergelegte Urtheil kein 
unfehlbares und abgeschlossenes". Jacobson 75 (vgl. 80, 85 u. 87): 
„Die kanonischen Regeln über Rationabilität sind evangelischerseits 
verworfen", ähnlich v. Thudichum, K.-R. II S. 77 u. 84; dagegen Mejer 
„Kirchenzucht nach mecklenburg. R. tf , Rostock 1854, S. 65 und 
v. Scheurl 226. Uebrigens will selbst v. Scheurl 76 u. 164 „die Abänder- 
lichkeit der Augustana nicht bestreiten"; „ohne Aufhebung der Identität 
könnten (ebenso Stahl „Kirchenverfassung" S. 85) einzelne Artikel als 
irrige Meinungen ausgeschieden und verworfen werden". Darin ist v. Scheurl 
76 beizupflichten, dass eine Kirche A. B., worin eine andere oder gar eine 
beliebige Glaubenslehre Berechtigung hätte, eine contradictio in adjecto 
wäre; desshalb kann sich ebenso wenig, als der pfälzer unirten, auch der 
franz. oder der reichsländ. Landeskirche A. B. je eine Gemeinde anschliessen, 
die nicht einmal den Hauptgrundsätzen des A. B. (obige Anm. 5, Dr. 
Websky's prot. Kirchenztg. 1894 S. 163, Schluss) sich unterordnet, v. Scheurl 
schrieb Bd. I S. 8 u. 16 seiner „Sammlung fliegender Blätter für kirchl. Fra- 
gen der Ggw.", 1857 Erlangen: „Besonders in einer Kirchengemeinschaft kann 
sich das formale Recht überleben, ohne eine wirkliche i n n e r e Berechti- 
gung auf Beherrschung des Gemeinwesens zu haben. Diese Berechtigung ist 
davon abhängig, dass, was dem Buchstaben nach als Recht gilt, auch in der 
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Gesetzes v. 18. Germ. X grundsätzlich nie zur Anwendung, viel- 
mehr durch entgegengesetzte Uebung im ganzen Gebiete 
des franz. Rechts zum Falle gebracht und a u 8 8 e r G e 1 1 u n g ge- 
setzt-, es sind: der prot. org. Art. 28, wornach keinem Konsistorium 
Gemeinden verschiedener Departements oder Regierungs- 
bezirke zugetheilt werden sollten, ferner 

vom Art. 6 die Beschwerden wegen 8 Versagung rein- 
kirchlicher Ehrenrechte, Gnaden- und Heilsmittel, 

vom Art. 22 die Erlaubniss 9 des Unterpräfekten 

Gegenwart eine die Gemüther der Gesammtheit beherrschende Macht 
äussert". . In der seit 1801 die elsässer Landeskirche A. B. bildenden Ge- 
sammtheit herrscht nun aber (obige Anm. 2 u. 4) längst nicht mehr die 
Ueberzeugung von der Rechts Verbindlichkeit des vollen und unveränder- 
ten A. B. vor. — Das Monatsbl. f. d. Chr. A. B. 1893 S. 154 (ähnlich Frie- 
densbote 1893 S. 402) will „weder Gewohnheit, noch Menschensatzungen, 
sondern nur Gottes Wort und das demgemässe Bekenntniss" gelten las- 
sen; nie steht aber nach evangelischen Grundsätzen das Bekenntniss, wenn 
dasselbe auch noch so sehr über sonstigen Menschensatzungen erhaben ist, 
der hl. Schrift selbst gleich, Jacobson 13, 20, 66 u. 70, oben II A. l c . 
Selbst wenn das Bekenntniss (v. Scheurl 165, 181 u. 187) kein blosses „Er- 
gebniss einer Vereinbarung der Einzelnen 44 ist, so unterliegt doch der 
freien Prüfung die Frage, ob dieser oder jener Artikel des Bekenntnisses 
schrift gemäss ist. Jacobson 56 (vgl. 3 u. 62): „Luther als praktische 
Natur erkennt richtig den Ursprung alles Rechts aus inneren Motiven, 
aus der Ueberzeugung von der Notwendigkeit gewisser Grundsätze und gibt 
daher dem Gewohnheitsrechte in kirchlichen Dingen selbst den Vor- 
zug vor dem geschriebenen Recht", vgl. Schw. 26, Bluhme Syst. d. 
K.-R., 1858, Bonn § 8. 

8 Oben § VI B Anm. 9 u. VII A. 4, Ggl. 364 A. 5. Wenn streng- 
gläubige Geistliche die Beerdigung, Trauung oder die Zulassung als Pathe 
versagten, so unterliessen die in ihren vermeintlichen Rechten verletzten Gläu- 
bigen bezw. deren Nachfolger, hiegegen Missbrauchsbeschwerde einzulegen, 
da sich im prot. Volke jedenfalls nicht minder als im kath., das Rechtsbe- 
wusstsein von der Unzuständigkeit des Staats zur Erzwingung rein geist- 
licher Amtshandlungen erhalten und befestigt hatte. Namentlich auch das 
Direktorium A. B. gab der Staatsregierung stets freimüthigen Ausdruck von 
dieser Rechtsübung. Der Pfarrer handelt (Oberkons. 43 S. 170, 175 u. 354) 
„nach seinem Gewissen" und „ohne Zwang in rein geistlichen Sachen" (15 
S. 45 u. 55). 

9 Cunitz, Heydenreich u. Reuss „Amtsbefugnisse der Konsistorien", 1847, 
Heitz Strassb. S. 25, Ggl. 6 u. 405 A. 8. 
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(Kreisdirektors) oder seines Vertreters zu ausserordentlichen Sitz- 
ungen des Konsistoriums, 

vom Art. 24 die Anwesenheit 9 des Präfekten (Bezirks- 
präsidenten) oder Unterpräfekten (Kreisdirektors) bei den Wahlen 
zum Konsistorium, endlich 

vom Art. 26 der politische Eid (oben VI A. 13) der 
Pfarrer. — 

§ VIII. Gewohnheiten im kath., prot. und israe- 
litischen Kultusrechte. 

A. In Elsass-Lothringen regelt der Kaiser lb ohne 
Mitwirkung der gesetzgebenden Gewalten auf Antrag oder im 
Einvernehmen des Oberkonsistoriums 1 A. B., der refor- 



1 In Holland (unten A. 5) regeln zufolge Gesetzes vom 10. Sept. 1 853 
(insbes. Art. 18) alle Bekenntnisse endgiltig, in Belgien wenigstens 
die Protestanten und Israeliten zufolge Gesetzes vom 4. März 1870 (A. 19), 
allerdings nur mit Bestätigung des Königs, ihre Verfassung, Vertretung 
und insbes. Vermögensverwaltung. Auch im Reichslande streben die öffent- 
lichen Religionsverbände eine derartige Machterweiterung an. Insolange der 
Staat aber den Katholiken gegenüber am Placet festhält, könnte er 
weder den Protestanten, noch den Israeliten dieselben Autonomie (Ggl. 8, D.Z. 
f.K.-R. III S. 121 A. 1 [Schluss], Z.f.K.-R. XI 178, Friedb. Verf.-R. 42 
u. 55, K.-R. 64, Gränzen III 777, Ver. 262, 343), wie in Holland (u. Italien) 
gewähren. Wenn nun also der Staat sich die Bestätigung der Syno- 
dalbeschlüsse vorbehält, so erfolgt solche rascher und weniger umständlich 
durch das Staatsoberhaupt, als unter Mitwirkung des Bundes- 
raths (oben IV A. 7) und des Landesausschusses oder Reichstags. Die 
inneren Verhältnisse der Israeliten sind von jeher (Dekret 17. März 1808 
G.-S. II 265, Ord. 25. Mai 1844, G.-S. II S. 615 ff) nur durch das Staats- 
oberhaupt geordnet worden, die der Protestanten unter franz. Zeit dagegen 
allerdings nur im Gesetzeswege (oben IV A. 7). An und für sich hätte da- 
her (oben III A. 5) für Els.-Lothr. ein allgemeines Gesetz erlassen wer- 
den müssen, wornach, auch insoweit Gesetzesbestimmungen, die ausschliess- 
lich für Protestanten gelten, entgegenstehen, das Staatsoberhaupt zwar nicht 
von sich aus innere Karchenangelegenheiten allgemein ordnen, aber doch 
Beschlüsse der obersten landeskirchlichen Vertretung gutheissen kann. Gegen 
ein solches Gesetz bestände gewiss bei keinem gesetzgebenden Faktor ein 
Bedenken. Die Zustimmung der gesetzgebenden Gewalten vorausgesetzt, hat 
weniger von sich aus, als im Benehmen mit dem Oberkonsistorium (Bd. 40 
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mirten 2 oder der israelitischen 8 Landessynode innere Kirchen- 
angelegenheiten, insoweit weder Vorrechte oder Ausnahmen vom 



S. 38, 46, 93, 131 u. 201), der.Kaiser durch Verordnung v. 12. Mai 1886 
den Art. 9 Ziff. 3 des Gesetz-Dekrets (oben HI A. 6 u. IV A. 7) v. 26. März 
1852 abgeändert, derart, dass sowohl das Thomasstiftskapitel, als auch; die 
prot. theol. Fakultät je einen Vertreter in's Oberkonsistorium abordnen. Es 
war zweifelhaft, welche dieser beiden Körperschaften gemäss Gesetzes vom 
28. April 1872 Nachfolger des prot. Seminars sei; letzteres hatte zufolge 
Art. 9 3 des Gesetz-Dekrets v. 26. März 1852 allerdings nur einen Vertreter 
abzuordnen. Diese Machterweiterung war zwar formell nicht in Ordnung, 
scheint jedoch gewohnheits rechtlich sanirt worden zu sein. Anderweite 
G e s e t z e s änderungen hat die Strassb. Pastoralkonferenz 1893 (Bd. X 2, 
S. 142, Theol. Jahresb. 1893 S. 523) namentlich behufs Beseitigung der Mittel- 
instanz der Konsistorien, worin die vorrevolutionären Kirchengebiete und 
Aemter (oben VII A. 1 a ) zur Erleichterung des Uebergangs noch als künstliche 
Einheiten beibehalten worden waren, und zur entsprechenden Erweiterung 
der Zuständigkeit der Inspektionen angeregt. Mittlerweile ist bereits betreffs 
der Besetzung der Pfarreien (Ggl. 369, unten Anm. 4) die Mitwirkung der 
Konsistorien auf Antrag des Oberkonsistoriums beseitigt worden. 

1 b Ob S. M. der Kaiser dem k. Ministerium das Verordnungsrecht über- 
tragen hat und ohne Gesetzesermächtigung übertragen konnte, ist eine äusserst 
heickle Frage : Das Dekret v. 26. März 1852, welches Napoleon als auch alle 
gesetzgebenden Gewalten vorübergehend übender Präsident der Republik 
kraft seiner Machtfülle erliess, besagt in Art. 14: „Ein Erlass des Mini- 
sters . . und von ihm „genehmigte* 4 Verordnungen bestimmen die Mass- 
regeln und Einzelheiten zur Ausführung gegenwärtigen Dekrets". Zufolge der 
Ausführungen des Generaladvokaten Desjardin am KaBsationshofe zu Paris 
(Ggl. 430, Strssb. Kirchenbote 1884 S. 188 u. 235) „hat das Dekret zur ein- 
m a 1 i g e n Ergänzung des Gesetzes dem Minister die Ermächtigung ertheilt, 
eine Vollzugsverordnung zu erlassen, und konnte diese Delegation nur solange 
gelten, als Napoleon selbst die Diktatur und gesetzgebende Gewalt besass ; 
letztere erlosch mit der "Wiedereinsetzung der parlamentarischen Gewalten.' 
Wenn ein Erlass des Ministers durch ausdrückliche Gesetzesbestimmung (hier 
Art. 14) Gesetzeskraft erlangt, so kann die Behörde, welche solchen erlassen 
hat, hieran nichts mehr ändern". Das scheint zuzutreffen, wiewohl nament- 
lich die deutsche Regierung stets von sich aus Aenderungen verfugte ; 
besser würden die „Verordnungen 4 * des Oberkonsistoriums und der 
ref. Konsistorien als Erlasse der Kirchengewalt veröffentlicht und nur 
staatlich „genehmigt" worden sein. Auch der Landesausschuss beruht 
nur auf einem kaiserl. Erlasse (29. Okt. 1874); gleichwohl würde das Reichs- 
oberhaupt von sich aus diesen Erlass, nachdem derselbe durch § 1 des 
Reichsgesetzes v. 2. Mai 1877 Gesetzeskraft erlangt hat, nicht mehr ändern 
können. Die in ihrer formellen Beziehung zweifelhaften Erlasse des Mi- 
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gemeinen Rechte ertheilt, noch Landesmittel neu in Anspruch ge- 
nommen, noch den Mitgliedern des Bekenntnisses Rechte ent- 
zogen, noch ihnen oder Dritten Lasten auferlegt werden. (Dies 
entspricht wenigstens im Allgemeinen der Uebung seit 1872, vgl. 
oben § V A. 3.) 

B. In Frankreich und Elsass-Lothringen äussert sich in allen 
wichtigeren 4 Korporationsangelegenheiten, wozu rechts des 



nisteriums und (1872 — 1879) des Oberpräsidiums haben aber jedenfalls ge- 
wohnheitsrechtlich volle Gültigkeit erlangt, indem die kirchlichen wie 
staatlichen Behörden unter stillschweigender Zustimmung der gesetzgebenden 
Gewalten dieselben stets als innerlich wie äusserlich fehlerfreie Vorschriften 
handhabten ; hiergegen ist nie auch nur seitens eines Privaten .Einsprache 
bei irgend einer Behörde erhoben worden. 

2 Die reichsländische Synode des ref. Bek. würde (org. Art. 29) aus 
je einem Pfarrer und einem Laienabgeordneten jedes Presbyterialraths be- 
stehen; „Kirche" war bis zum Dekret v. 26. März 1852 nur eine eglise con- 
sistoriale; seitdem hat jedoch schon jede Pfarrei ihre engere Vertretung (un- 
ten A. 5 b , D. Z. f. K.-R. HI 181 A. 2). Die Zusammenfassung der ref. Kon- 
sistorien für gewisse gemeinsame Angelegenheiten zu einer Oberbehörde 
oder -Vertretung begrüssten die „Gravamina" (ohne Namen 1852 erschienen) 
S. 13, Bruch, Zust d. prot. K. 1849 S. 28 u. 32, Coquerei: lettre ä un pa- 
steur(1840, Cherbuliez, Paris) S. 23 u. 25, vgl. 17, u. Lods: cultes prot. 1887, 
Gra88art Paris; dagegen Maeder: rapport au Cons. ref. de Strasb. 1848 S. 14, 
Gieseler-Maeder: prot K., Frank II S. 19, 147, 362 u. 414. Frankreich (mit 
105 ref. Konsistorien) bildet die Generalsynode aus den Synodes region- 
aux (Dekr. 12. April 1880); 5 Konsistorien bilden regelmässig eine Synode. 
Der Au8schuss der els.-lothr. Synode würde wohl auch den Centralrath gemäss 
Art. 6 des Dekrets v. 26. März 1852 ersetzen. Das Uebergewicht kommt dem 
Laienelemente nur in der Augsb., nicht auch in der reformirten Landessynode zu. 
Die Ref. haben eigene Behördenverfassung im Reichslande nicht von Rechts- 
wegen, sondern nur zufolge langjähriger Rechtsübung, Theol. Lit.-Ztg. 1893 
S. 578, vgl. Ref. Kirchenztg. u. Eis. ev. Sonntagsbl. 23. Sept. 1894, S. 300 u. 596. 

3 Ggl. 469 A. 1, Arch. israelites 1844 S. 89 u. 455, vgl. 175. 

4 Die franz. Staatsumwälzung hat die Versammlungen (assemblees) der 
G e s am mt gemeinde zur Berathung gemeinsamer Angelegenheiten abgeschafft; 
wie die Republik, liess auch die Monarchie die Gesammtheit der Gemeinde- 
bürger nur noch zur Vornahme von Wahlen zusammentreten. "Weder kirch- 
lich, noch bürgerlich sind daher G e s a m m t gemeindebescblüsse erforderlich ; 
sie wären nicht eiumal zuEssig. Durch den Fabrik-, den Presbyterialrath 
oder das Konsistorium wird daher nach franz. R. die Religionsgemeinde nicht 
nur hinsichtlich der Vermögensverwaltung, sondern auch in allen Kollek- 
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Rheins regelmässig, wenn nicht die Mitwirkung aller Bürger oder 
ein Ge8amintgemeindebe8chluss, doch wenigstens die Zustimmung 
einer erweiterten Gemeindevertretung erfordert wird, die Ge- 
sammtheit lediglich durch Einwendungen gegen den, im Ein- 
spruchstermin zu Jedermanns Einsicht aufgelegten (Beschluss-) 
Entwurf, und gelten die einzelnen Gemeindeglieder als zustim- 
mend, wenn sie in dem, mittels Anschlags, Zeitung oder Ausrufs 
bekannt gemachten Termine keine Einsprache erheben 4 . 

tivrechten und persönlichen Beziehungen voll und unbeschränkt vertre- 
ten, Jur. Ztschr. f. Els.-Lothr. 1894 S. 128. Demgemäss werden zur Fest- 
stellung der Bekenntniss f ärbung hinsichtlich der Religionslehr- u. Bärchen- 
bücher (Ggl. S. 432 A. 7, 470 u. 474) und hinsichtlich der Besetzung erledigter 
Pfarrstellen (Ggl.S.367ff. 1 D.Z.f.K.-R.III138, Schluss der Anm. VIII A. 3), 
auch hinsichtlich aller sonstigen Bethätigungen von der Gesammtheit oder allen 
einzelnen Bürgern zustehenden Rechten weder Eingaben der einzelnen 
Bürger (ut singuli), noch besonders gewählter Bürgerausschüsse angenommen, 
noch Abstimmungen derselben berücksichtigt, vielmehr genügen hiefür die 
Erklärungen der Kirchengemeindevertretung, selbst wenn letztere, wie 
bei den Katholiken, statt durch freie "Wahl der Bürger, nur durch Ernennung 
seitens der kirchlichen und der staatlichen Oberbehörde oder durch Koop- 
tation zusammengesetzt wird. Auch Neuwahlen sind desfalls nicht nöthig. 
Theol. Lit. Ztg. 1893 S. 578. Dagegen hat sich (Ggl. S. 77 A. 6, 85, 183, 370 
u. 391) die Uebung gebildet, dass gegen alle, über den Rahmen der lau- 
fenden Vermögensverwaltung hinausreichenden Vorschläge, wie Verminde- 
rung des Stammvermögens, Aufnahme von Anleihen, Uebernahme von Haf- 
tungen und Neuerungen im Bekenntnissstande, die einzelnen Mitglieder, 
wiewohl keine förmliche Zählung der Stimmen für und gegen stattfindet, 
in einer hiefür bestimmten und durch Zeitung oder Anschlag oder Ausruf 
bekanntgemachten Frist oder Tagfahrt (enquete de commodo et incommodo) 
Einwendungen vorbringen können. Wer keinen Einspruch vorbringt, gilt von 
Rechtswegen als zustimmend, ohne dass dieser Nachtheil ausdrücklich ange- 
droht zu werden braucht; die Entscheidung liegt nämlich nicht bei der Per- 
sonenge8ammtheit, sondern bei der gesetzlichen Vertretung der Ge- 
meinde; ein förmliches Ediktalausschreiben oder Einspruchsverfahren findet 
daher nicht statt; gesetzlich ist weder die Frist noch die Bekanntmachungs- 
art für alle diese Fälle geregelt. Soweit nicht wirkliche Sonderrechte (oben 
V A. 6) verletzt sind, könnte die Rechtsgiltigkeit eines staatlich (Ggl. 52 bis 
96) oder oberkirchlich genehmigten Antrags oder Beschlusses der gesetzlichen 
Gemeindevertretung nicht aus dem Grunde angefochten werden, dass sich in 
der Frist oder Tagfahrt die Mehrheit der Einzelmitglieder dagegen aus- 
gesprochen hat. Uebrigens hat noch kein Fall namhaft gemacht werden kön- 
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C. Ferner haben sich in Frankreich, Belgien, Holland, Ita- 
lien, Luxemburg und den deutschen Rheinlanden für alle, staat- 
lich als öffentliche Religionsverbände oder wenigstens als Kor- 
porationen anerkannten Bekenntnisse, durch Gewohnheit bezw. 
allgemeine Rechtsüberzeugung folgende Rechtssätze gebildet: 

a) Rechtspersönlichkeit besitzt jedes 5 Gotteshaus, worin 



nen, in welchem entgegen dem Einsprüche der Mehrheit die Genehmigung 
ertheilt worden wäre; eine geringere Minderheit (oben V A. 6) kann alier» 
dings selbst in Sachen, welche nicht das gemeinsame oder Korporations- 
vermögen, sondern ausschliesslich persönliche oder geistige Interessen 
betreffen, den Antrag der Mehrheit nicht aufhalten. Das reichsländische 
Oberkonsistorium A. B. hat 1893 die Anhörung aller Kirchenwähler durch 
Verdoppelung des Gemeindekirchenraths betreffs der Pfarrwahl ersetzt; 
eine solche Verdoppelung hatte Strassburg schon 1791 angeregt. Im Öber- 
konsistorium zu Strassb. (Bd. 49 S. 42, vgl. oben VII A. 4) erklärte am 
8. Mai 1894 Dr. Petri als Berichterstatter : „Zur Aufnahme der Protestanten 
des Kons. Metz in den Verband der Kirche A.-B. genügt nicht die Erklä- 
rung des Konsistoriums, auch nicht die der dazu gehörigen Pres- 
byterialräthe; sondern es muss (S. 95 u. 98) den einzelnen G e - 
meindegliedern (S. 120 sagte Geh. Ober-Reg.-Rath Frhr. v. d. Goltz : 
„Den kirchlichen Wählern — bei der Enquete , welche die Staats regie- 
rung (S. 113) veranstalten wird") — Gelegenheit gegeben werden, ihre et- 
waigen Einwendungen vorzubringen. Wird von einer einiger Massen 
in Betracht (vgl. S. 108, 109 u. 117) kommenden Minderheit dagegen 
Widerspruch erhoben, so dürfte wohl dem Vereinigungswerke kein weiterer 
Fortgang zu geben sein. [Auch Teutsch hatte S. 102 „eine Art plebiscite" 
angeregt.] Im Falle (S. 110) einer unbedeutenden dissentirenden 
Minderheit wird sich aber die Regierung die Frage stellen, ob sie einer Ge- 
meinde von 10 Leuten Kirche und Pfarrhaus lassen soll". 

Frhr. v. d. Goltz sprach sich S. 113 gegen die Annahme aus, „dass 
Kirche und Pfarrhaus auch einem kleinem Bruchtheile nothwendig ver- 
bleiben müssten". „Das franz. Recht kennt eine desaffectation (vgl. S. 116 u. 
121). Wenn von 100 etwa 90 erklären, sie treten aus, so hat die Staats- 
gewalt das Recht, Kirche und Pfarrhaus nicht mehr für den reformirten, 
sondern für den Kultus Augsb. Konf. zu bestimmen. Wenn aber 100 ref. 
Familien zurückbleiben, so müsste diesen eine Kirche und ein Pfarrhaus 
im Bezirk verbleiben", vgl. unten S. 316 A. 10 Z. 14. 

6 Nov. 67 u. 131 ermächtigt den Bischof, überall die für den öffent- 
lichen Gottesdienst nöthigen Anstalten zu errichten; die kirchliche Ober- 
behörde ist also von der Staatsgewalt ein für alle Mal ermächtigt, zu dem 
angegebenen Zwecke, aber auch nur hierfür, Rechtsanstalten zu schaffen oder 
Deutsche Zeitschr. f. Kircheurecht. IV. 8. 21 
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durch staatlich besoldete oder anerkannte Geistliche gemeind- 
licher d. i. öffentlicher Gottesdienst regelmässig gehalten wird. 



den von Privaten in's Leben gerufenen Schöpfungen, soweit sie dem öffent- 
lichen Gottesdienste dienen, die Rechte juristischer Personen zu ertheilen. 
Nicht kraft eigenen Rechtes ist die Kirche hiezu befugt; vielmehr erscheint 
die kirchliche Oberbehörde hierin nur als Vertreterin der Staatsgewalt, indem 
sie an Stelle der weltlichen Regierung und im Namen letzterer Fiktivpersonen 
begründet, Meurer, hl. Sachen II S. 258. vgl. 0. Mayer, franz. Verw.-R. 428 u. 
445. Nach gemeinem r ö m. Rechte war zur Errichtung von Rechtspersonen 
die Staatsgenehmigung nicht erforderlich, vgl. Nispen : vereeniging 49, Lenz : 
dons et legs I S. 20, 25 u. 147, II S. 227, Pasicrisie beige 1890 1 S. 20, 1888 II S. 33, 
1880 I 225, Belg. jud. 1876 S. 69 u. 74; diese Staatsgenehmigung wurde in 
Frankreich erst seit 1666 (Ggl. 53), in Belgien seit 1520 (Giron dr. adm. beige 
171, Lenz I S. 22, Pasicrisie 1890 1 S. 11, 1884 1 S. 10, Rev. adm. belg. 1874 S. 735 
u. 755) vorgeschrieben, in Deutschland (Reichsgericht 21. Jan. 1886, jur. W. 
d. Anw.-Vereins 1886 S. 79) u. Italien noch später (Kass. Rom 20. Feb. 1883, 
Avv. eccl. 1883 S. 273); in Holland scheint eine solche Vorschrift allgemein 
nicht bestanden zu haben, Opzoomer: scheiding van Kerk en Staat, 1875. 
Das holländische Ges. 25. Aug. 1853 Art. 1 ermächtigt allgemein und ohne 
Vorbehalt die kirchlichen Oberbehörden, bleibende Einrichtungen (obige 
Anm. 1) für den öffentlichen Gottesdienst zu treffen; hieraus wird gefolgert, 
dass Protestanten, Katholiken, Anglikaner und Israeliten, ohne im Einzelnen 
besonderer Staatsgenehmigung noch zu bedürfen, Gotteshäuser und Pfründen 
für gemeindlichen Gottesdienst oder zur Leitung desselben, als Stiftungen 
(stichtingen) selbst errichten können, vorbehaltlich der dem Staat zu erstat- 
tenden Anzeige. In Holland anerkennt die Staatsregierung ohne Weite- 
res die Geistlichen, welche zur Bedienung solcher Gotteshäuser von den Ge- 
meinden bezw. der Oberbehörde berufen werden. In Belgien dagegen hat 
das Gotteshaus und die Pfründe nur dann Rechtspersönlichkeit, wenn der den 
Gottesdienst leitende Pfarrer, Vikar, Rabbiner oder Vorsänger staatlich 
besoldet ist; in Frankreich, Luxemburg und Els.-Lothr. müssen überdies 
die dem Gottesdienst eröffneten Räume staatlich gutgeheissen sein, Ggl. 37, 
J. C. F. 1886 S. 224 u. 231, Gieseler-Maeder I 182, US. 52, 67, 76, 329 u. 
348, Lutteroth: Lettre ä un pasteur 1840, Risler, Paris S. 12; andernfalls be- 
ruht das Kultusvermögen, wie hinsichtlich der Schlosskapellen und Privat- 
synagogen, nicht bei einer Korporation, sondern bei den einzelnen Mitgliedern 
des Privatvereins (Cod. civ. 1832 ff). In der preuss., bayer., hess. u. oldenb. 
Rheinprovinz hängt die juristische Persönlichkeit des Gotteshauses und der 
Ortspfründe nicht davon ab, dass der Geistliche aus staatlichen oder staat- 
lich verwalteten Mitteln einen laufenden Zuschuss bezieht, ebensowenig in 
Holland und Italien. Dass auch in Italien jedes kath., griech., unirte, prot. 
oder israel. Gotteshaus mit ständigem öffentl. Gottesdienst bezw. jede 
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Wenn auch einer und derselben 6 Behörde Gotteshäuser an 
verschiedenen Orten unterstehen, so ist gleichwohl das Vermögen 
für jedes Gotteshaus besonders zu verwalten und zu verrechnen. 



örtliche Kultusanstalt eines generell zugelassenen (tolerato) Religionsver- 
bands, wenn nach Massgabe der bestehenden und staatlich nicht beanstan- 
deten inneren Kirchensatzungen für den Gemeindegottesdienst errichtet, 
Rechtspersönlichkeit beanspruchen kann, wird demnächst betreffs des „evang. 
K.-R. in Italien" hier eingehender nachgewiesen werden. Dass der betreffende 
Geistliche eigens und ausschliesslich für die örtliche Anstalt bestellt sei, 
erscheint nicht nothwendig; besondere Rechtspersönlichkeit wird daher bei- 
gelegt auch den durch den Pfarrer oder einen nicht residirenden Vikar mit- 
besorgten prot. Filialkirchen (Schiellein: la comptabilite et les caisses 
d'aumones, 1867, Silbermann Strssb. S. 21, Ggl. 397, vgl. Oberkons. Strasbg. 
43 S. 115 u. 120), ebenso allen kath. Filial- oder Annexkirchen (J. C. P. 
frang. 1884 S. 76 u. beiges II 233, Lauwers: droit, civ. eccl. 328, Pilette: fabr. 
d'egl. 16, Giron: dr. adm. II 316, Lenz, dons et legsIS.312, Ggl. 191, Schii- 
gen: kirchl. Vermögens-R., 1891, Paderborns. 15, Reichsgericht 3. Juli 1885, 
II Senat, jur. W. 1885 S. 279. Die Synagogen haben Rechtspersönlichkeit und 
eigene Vertretung in Italien (Riv. d. dir. eccl. ° 1892/93 S. 625, Scaduto 
dir. eccl. II S. 948), Belgien (Lenz: dons et legs I 379), Preussen (Reichs- 
gericht 3. März 1882, E. in Strafs. VI S. 81), Bayern u. s. w. (Krais: bay. 
Verw. I S. 320); die eigene Vertretung fehlt ihnen nur in Frankreich und dem 
Reichslande (Ggl. 475 u. 478). Die Rechtspersönlichkeit hängt übrigens 
(unten Anm. 7) keineswegs vom Vorhandensein einer eigenen Vertre- 
tung ab. 

5b Die prot. Konsistorien, welche der prot. org. Art. 16 für je 6000 See- 
len bildete, vertraten und verwalteten die sämmtlichen Pfarreien und 
Kirchengemeinden des Konsistorialsprengels, bis die einzelnen Pfarreien durch 
das Dekret v. 26. März 1852 eigene Presbyterialräthe erhielten; gewohnheits- 
rechtlich behielten jedoch auch in der Zeit von 1802 bis 1852 die Einzel- 
kirchen ihre vermögensrechtliche Selbständigkeit, so dass keine Ver- 
schmelzung der von den Konsistorien verwalteten einzelnen Zweckvermögen 
eintrat. Eine bürgerliche Gemeinde brauchte nur für denjenigen (Pfarr-) 
Sprengel, dem sie zugetheilt war, den Fehlbetrag (Ggl. 192) zuzuschiessen; 
die Einnahmen wie Ausgaben mussten daher für jedes Gotteshaus einzeln 
nachgewiesen werden; Dr. Bruch: Zust. d. prot. K. 1843 S. 28 u. 64, Dr. Buob: 
le decret du 26 mars 1852, Silbermann, Strssb. S. 9, Cocquerel: lettre ä un 
pasteur, 1840, Cherbuliez, Paris S. 17, 26 u. 29, Deliberation du Consistoire 
de Nismes 20 III 1840 S. 83, Ggl. 385 u. D.Z.f.K.-R. III S. 127, Gieseler-Mae- 
der I 96, Reglement d'organisation des consistoires sectionnaires de l'eglise ref. 
de Mulhouse, 1847, Risler, Mülhausen S. 14^ Cunitz, Heydenreich u. Reus«: 
Amtsbef. d. Kons. 49. Die prot. Konsistorien konnten und können auch 

21* 
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b) Wenn sich die kirchliche Gemeinschaft 6 auflöst, so fallt 
das dem Gottesdienste oder der Vergütung der Religionsdiener 



jetzt noch (oben IV Ä. 9, Ggl. 408 A. 3 b ) Kollektivvermögen, eigene Stif- 
tungen und insbes. Sammelgelder besitzen; von dein übrigen Vermögen aber, 
was ihnen bis 1852 unterstand, waren sie nicht Eigenthümer, sondern nur 
Verwalter. Dasselbe gilt jetzt noch in Frankreich und Els.-Lothr. von den 
isr. (Bezirks-) Konsistorien, welche das Vermögen aller Synagogen des Be- 
zirks nach Aussen hin vertreten. Ihr Sprengel muss (Dekret 17. März 1808 
A. 1) mindestens 2000 Seelen umfassen; leider darf (Art. 3) in keinem Regie- 
rungsbezirke ein weiteres Konsistorium bestehen. Konsistorial- oder Ge- 
sammteigenthum sind nur wenige, der Gesammtheit zugewendete Stiftun- 
gen, wie das Stipendium "Weil in Strassburg; soweit aber nicht die Berechti- 
gung des ganzen Bezirks nachgewiesen werden kann, gehört auch in Frank- 
reich und Els.-Lothr. das isr. Kultus vermögen stets den einzelnen Syna- 
gogen. Grundstücke, Werthpapiere und Renten bezw. Kapitalien werden aus 
den Mitteln der einzelnen Gotteshäuser erworben; ebenso fliessen letzteren, 
nicht der Gesammtheit, der Jahresertrag und der allenfallsige Verkaufserlös 
zu. Da das isr. Bezirkskonsistorium nicht Eigenthümer, sondern zufolge 
Ord. v. 25. Mai 1844 A. 19 nur Vertreter der Synagogen ist, so sollte ihm 
der Erwerb immer nur unter einschränkender Hinzufügung des Namens des 
eigenthumsberechtigten einzelnen Gotteshauses gestattet werden; auch 
die Prozesse führt das Konsistorium nicht kraft eigenen Namens, sondern 
als „Vertreter" dieser oder jener Synagoge, wiewohl die Gerichte bisher nicht 
immer diesen Unterschied betonen Hessen. 

6 Solange noch ein Mitglied bleibt, braucht der Verband nicht noth- 
wendig aufgelöst zu werden, Reichsgericht 28. Nov. 1888, I Senat, E. XXIII 
S. 203; doch können die Betheiligten mit höherer Genehmigung den Verband 
auch schon eher auflösen, besonders wenn ihnen die Aufbringung der Mittel 
zu schwer fällt, oder wenn die bürgerliche Gemeinde die Ergänzungszuschüsse 
(Ggl. 192) wegen Mangels eines „allgemeinen" oder öffentlichen Bedürf- 
nisses" verweigert, da für die herabgesunkene Zahl ein örtliches Gotteshaus 
oder wenigstens ein eigener Geistlicher nicht mehr nöthig sei. In Preussen 
wird das Erlöschen des Gotteshauses bezw. der Pfarrei durch das Staats- 
oberhaupt ausgesprochen, Reichsgericht 10. April 1890, IV Senat, jur. W. 
1890 S. 168; ebenso nach franz. R. (Ggl. 35, Dali. 1884 III S. 113); doch ge- 
nügt im franz. Rechtsgebiete wohl auch schon ein Erlass des Ministeriums 
bei Zustimmung der kirchlichen Oberbehörde. Schiigen: kirchl. Ver- 
mögens.-R. 10: „Jede Einzelstiftung bildet einen Theil des Gesammt- 
Kirchenguts und fällt daher, wenn das einzelne Institut aufhört, an's Ganze 
zurück, um in der, seiner Bestimmung angemessensten Weise verwendet zu 
werden". Nicht dem Staate, sondern der nächsthöheren kirchlichen 
Einheit fällt das herren- oder bestimmungslos gewordene Kirchengut anheim ; 
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gewidmete Vermögen mit den darauf ruhenden stiftungsmässigen 
und sonstigen Lasten demjenigen benachbarten Verbände zu, 
welchen die kirchliche Oberbehörde bezeichnet; abgesehen von 
Holland und Italien, bedarf es hierzu auch der Genehmigung der 
Regierung. 

c) Falls die Interessen der von einem und demselben Fabrik-, 
Presbyterialrathe oder Konsistorium verwalteten Anstalten sich 
widerstreiten, so bestellt die Ob erbehör de derjenigen Anstalt, 
deren Interessen thatsächlich nicht vertreten werden, von Amts- 
wegen einen Bevollmächtigten 7 . 



auch der Entw. d. bürg. Ges.-B. f. d. D. R. (Motive IS. 110—112) will hieran 
nichts ändern, sondern den landesrechtlichen Uebungen und Gesetzen die 
Regelung dieser Fragen tiberlassen. Das einer Personenmehrheit (unten 
Anm. 10) gehörende Kirchengut wird übrigens nicht „herren- oder bestim- 
mungslos", sondern bleibt den religiösen Zwecken dieser Mehrheit gewid- 
met, wenn letztere einem anderen, staatlich zugelassenen Bekenntnisse bei- 
tritt, D.Z.f.K.-R. III 185. Abgesehen von diesem Ausnahmefalle äussert sich 
gewisser Massen eine Art gesammtkirchliches Eigenthum (Buob: code eccl. 
1855 p. 18, Ggl. 7, Hinschius: Staat u. Kirche 249, 251 u. 256, Nispen: ver- 
eeniging, 1853, Leyden S. 81 u. 91, J. C. F. 1884 S. 172, Ver. 765 u. 774, 
vgl. Krais: bay. Verw. I S. 284, Bl. f. adm. Prax. XV 17, XX 199, XXII 32 u. 
385) in der Zuweisung des kirchlichen bonum vacans an den nächstgelege- 
nen gleichartigen Verband. Dass „das Vermögen einer unterdrückten 
Pfarrei an diejenige Pfarrei fällt, welcher sie zugetheilt wird", wie bereits 
das franz. Ges.v. 12. Juli u. 24. Aug. 1790 Tit. I A. 19 (Soenens; fabriques 
d'eglise, 1862, Löwen S. 104, Bosseret et Lauwers: portage des paroisses, 
1860 Brügge, S. 104, Ggl. 36 u. 105) als auch für alle Zukunft massgebende 
Vorschrift bestimmte, findet sinngemässe Anwendung auf alle Bekenntnisse, 
jur. Ztschr. f. Els.-Lothr. 1894 S. 129. 

7 Reichsgericht 24. Sept. 1892, V Senat, jur. W. 1892 S. 433, vgl. Ggl. 92, 
Pasicrisie beige 1882 III S. 30, 1881 II S.326, III S. 153 u. 188, 1874 II S. 401, 1870 
II S. 317 u. 1864 II S. 376, Brixhe fabr. d'egl. 242 u. 503. Durch die Vereinigung 
der Vermögensverwaltung in einer Hand wird noch keine Verschmel- 
zung der einzelnen Zweckvermögen herbeigeführt. Die politische Gesammt- 
gemeinde verwaltet (franz. Ges. 18. Juli 1837 A. 6 u. 36) zugleich das Sonder- 
vermögen der einzelnen Sektionen, ebenso das isr. Konsistorium nach 
Aussen hin zugleich das der Synagogen, oben Anm. 5 b . 

8 Die kath. Pfarrpfründen sind in Els.-Lothr., Frankreich (Ggl. 131), 
Italien u. Luxemb. (Memorial du granduche 1887 p. 645), sowie in den deut- 
schen Rheinlanden vom Gotteshause unabhängige Rechtspersonen, nicht mehr 
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d) Rechtsträger des israelit. und des prot. Gotteshaus-, 
Pfründen- und sonstigen 9 Kultusvermögens ist die Örtliche 10 



aber in Belgien (Giron droit adm. II S. 371). Die dem Sakristan gewid- 
meten Vermögensstücke sind auch Pfründengüter, Ggl. 317 u. 398, Ober- 
kons. Strssb. I S. 98, IIS. 75 u. 140, Krais: bay. Verw. 1254, Dr. Englmann: 
bay. Volksschulrecht, 2. Aufl. S. 163 u. 402. Pfründen für Rabbiner und 
Vorsänger bestehen wohl nirgends. Dr. Cunitz, Heydenreich u. Reuss: 
Amtsbefugnisse d. Konsist. S. 104 anerkennen als Eigenthümer der prot. 
Pfarrpfründen die Kirchengemeinde (unten Anm. 10), trotzdem sie den 
Ertrag nicht für die Kosten des Gottesdienstes verwenden darf, sondern dem 
Pfarrer überlassen muss; der titre ecclesiastique sei aber für sich kein eige- 
nes Rechtssubjekt, die Pfarrstelle also auch nicht unabhängig von der 
Kirchen gemeinde genussberechtigt. Zufolge Verfügung des Direktoriums 
A. B. (Oberkons. Strssb. XL S. 219, vgl. VS. 195) v. 12. Okt. 1886 „ist die 
P f ar r e i dasjenige Rechtssubjekt, welches eiue Kirchen-, eine Almosenkasse 
(vgl. X S. 83, XII S. 184, XX S. 119 u. 128), ein P f a r r gut (obige Anm. 8), auch 
noch besondere Stiftungen besitzen kann"; die Guthaben werden daher 
angelegt in erster Reihe auf den "Namen der Pfarrei und in zweiter auf 
den der Stiftung oder Anstalt. Pfarrei bedeutet hier die Gesammtheit 
der Bewohner des Pfarrsprengels oder (Anm. 10) die Kirchengemeinde. 

9 Die Genussberechtigung an Wohlthätigkeits- und Unterrichtsstiftungen 
kann von einem bestimmten Bekenntnisse auch in Frankreich, Els.- 
Lothr., Luxemb., Holland u. Italien (Ggl. Ital. Staats-K.-R. 1886 S. 168) ab- 
hängen ; Belgien verleiht die Rechtspersönlichkeit nur noch paritätischen Stif- 
tungen. Die Verwaltungsart und die Zusammensetzung des Verwaltungsaus- 
schusses für Spitäler ist gesetzlich geregelt; der Stifter kann hieran nach 
franz. R. nichts ändern, Arch. f. K.-R. 60 S. 298. Israel. Spitäler als 
eigene Rechtspersonen bestehen namentlich in Metz, Strassburg, Rappolts- 
weiler und Mülhausen mit besonderen Ausschüssen; auch sind mehrere isr. 
Vereine, besonders in Elsass, als gemeinnützige Anstalten anerkannt, Arch. 
israel. 1844 S. 206, 256, 259, 341, 399, 408, 543 u. 725, Ggl. 460, isr. Gewerb- 
schule Mülhausen, Unterstützungsgenossenschaften u. s. w., obige Anm. 5 b . 
Als gemeinnützige Anstalten sind erklärt kath. wie (v. Dursy, St.-K.-R. II 
S. 558 — 565) prot. Jünglingsvereine, Mägdeherbergen, Besserungs-, Blinden-, 
Erziehungs-, Kranken-, Rettungs- und Versorgungsanstalten, auch die Dia- 
konissen zu Metz und Strassburg; in Colmar, Gebweiler und Mülhausen 
hängen letztere von der Gotteshausbehörde ab. Die prot. Landesstiftungen, 
wie Stipendien, Studienstift, Gymnasium u. s. w. (Ggl. 452 ff.) zu Strassburg 
„gehören", wie Portalis am 7. März 1806 an den Präfekten schrieb 
(v. Dursy, St.-K.-R. II S. 453) „der prot. Kirche". Durch diese flüchtig hin- 
geworfene Bezeichnung sollte jedoch nur der Unterschied gegenüber dem 
Staats gute und dem Eigenthum der bürgerlichen Gemeinde, woran 
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Bekenntnissgemeinde 10 , insoweit nicht für Armen-, Kranken-, 
Unterrichts- oder sonstige Zwecke eigene 9 Stiftungen staatlich 
anerkannt sind. 



alle Bekenntnisse Antheil haben, kräftiger hervorgehoben werden. Erst 1879 
legte die franz. Gesetzgebung der Augsb. und der ref. Generalsynode Korpo- 
rationsrechte bei. Zufolge der Verhandlungen des Oberkonsistoriums zu 
Strassburg vom 8. Mai 1894 (Bd. 49 S. 42 u. 44) bleibt im Falle des An- 
schlusses des bisher reformirten Konsistoriums Metz „die bestimmungs- 
g e m a s s e weitere Verwaltung der S t i f t u n g e n (S. 113) gewährleistet ; auch 
bezüglich der (für Reformirte) „noch anfallenden Zuwendungen" dürfen in 
Folge des Anschlusses keine Aenderungen eintreten". 

10 Betreffs der grundsätzlichen Frage, wer nach franz. Recht Eigen; 
thümer des Kirchengutes sei, muss zwischen A. dem katholischen und 
B. den übrigen Bekenntnissen streng unterschieden werden. Die Gesammt- 
kirche (obige Anm. 5 b u. 6) ist es nicht, wohl aber entweder die betreffende 
Anstalt als Zweckvermögen oder als Personeneinheit die Kultus gemeinde 
des Ortes, bezw. des grösseren Sprengeis. Innerhalb der kath. Kirche ist 
hierin das kanonische Recht im Wesentlichen beibehalten worden; auch in 
der prot. Kirche war von Haus aus Rechtsträger eigentlich nur die pia 
causa; durch langjährige Gewohnheit ist jedoch wenigstens in Belgien, 
Els.-Lothr., Frankreich, Holland, Italien, Luxemburg und den deutschen 
Rheinlanden an ihre Stelle die Kirchengemeinde getreten, unbeschadet 
übrigens des Fortbestandes eigener Stiftungen (v. Dursy II S. 452) für bestimmte 
Zwecke. Letzteres gilt auch von den Israeliten. 

Zu A. In der kath. Kirche ist Eigenthümerin des Kirchengutes nur 
die Anstalt oder Stiftung, nie die Pfarrgemeinde oder Diöcese, J. C. F. 
1884 S. 172, Muth. franz. rechtl. Pfarreien 1893, Saarlouis, 289 S., App. 
Lüttich 2. Aug. 1862, Friedb. 444, 459 u. 462, Ver. 764, Arch. f. K.-R. 69, 
S. 269, auch nicht der Staat, Soenens fabr. d'egl. 1862, Löwen S. 63, 127, 
135, 148, 153. Die Katholiken der belg. Gemeinde Sart hatten in Folge 
eines Streites mit ihrem Pfarrer, welchen der Bischof nicht versetzen wollte, 
sich einen protestantischen Geistlichen kommen lassen, konnten aber die 
Ueberweisung des ortskirchlichen Vermögens an die prot. Kirche rechtlich nicht 
erlangen (Annales parlem. beiges 1861/62, col. 214, La Belgique et le Va- 
tican III S. 470 u. 593), da das Eigenthum nur dem religiösen, stiftungsmässigen 
Zwecke gehöre, weder dem Staate, noch der Bürgergemeinde, noch den kath. 
Bewohnern (habitants). Nicht innerhalb des franz. Rechtsgebietes in Italien 
erfolgte die Pfründenüberweisung an die altkath. angehauchte chiesa nazio- 
nale italiana, welche trotz Einsprache des Bischofs ihre Pfarrer durch die 
assemblea aller (kath.) Familienhäupter wählt, Ggl. Ital. St -K.-R. 33, vgl. 11 
und 38. Ein Vermächtniss zu Gunsten der Pfarr- oder der Bisthums-Ge- 
meinde (paroisse, diocese) wird, je nachdem für den Gottesdienst bestimmt, 
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Für inn er kirchliche Angelegenheiten eröffnet sich in der 
prot. Kirche dem Gewohnheitsrecht ein ausgedehnteres Gebiet 
rechtsschaffender Fruchtbarkeit, als in der kath.; dies beruht 
auf der grösseren Autonomie (IV A. 9 und VII A. 2) der prot. 
Ortsverbände. Was dagegen die rechtsvernichtende Kraft des 
Gewohnheitsrechtes anlangt, namentlich die Abschaffung von 
S t a a t s gesetzen, so bethätigte solche sich in ausgedehnterem 
Masse bei den Katholiken (IV A. 4), da die Hierarchie der 
Staatsgewalt einen nachhaltigeren Widerstand entgegensetzte. 



oder dem Geistlichen zur freien Verfugung überlassen, vom Fabrikrathe der 
Pfarr- bezw. Kathedralkirche oder der Pfarrpfründe bezw. bischöflichen Tafel 
angenommen, J. C. P. 1890 S. 148, vgl. 0. Mayer Th. d. franz. Verw.-R. 430, 
Hinschius : St. u. Kirche S 232, 247, 256, 317, wegen Bayern Bl. f. adm. Prax. XXII 
S. 32 u. 385, Krais I S. 284. Den kath. Kircheng emeinden könnte also nur 
durch ein Gesetz, wie in Preussen (Friedb. Verf.-R. d. ev. Landesk. S. 289, 
Arch. f. K.-R. 60 S. 447) und Baden (Arch. f. K.-R. 69 S. 279), die Rechts- 
fähigkeit beigelegt werden. Die Zuständigkeit der Gesetzgebung hiezu würde 
innerhalb des franz. Rechtsgebietes etwa auch durch die Erwägung begründet 
werden können, dass „in Folge der Gütereinziehung die Rechte der Gottes- 
haus-, Pfründen- und sonstiger Stiftungen auf den Staat übergegangen sind, 
dass der Staat zwar auf die Verwendung des eingezogenen Kirchengutes für 
unmittelbare Staatszwecke verzichtet und dasselbe für örtliche Kultuszwecke 
weiter zur Verfügung gestellt, deshalb jedoch das im „Obereigenthum" ruhende 
Recht endgültiger Verfügung nie aufgegeben hat." Die Kirche hat übrigens 
fragliches „Obereigenthum* 4 nie anerkannt, auch nicht das Reichsgericht 
(7. Jan. 1880 Fiskus g. Dremmen, Ggl. 7 u. 131). 

Zu B. Die prot. Kirchenverfassung (Friedb. 462, Verf.-R. 289) beruht 
auf einem grundsätzlich verschiedenen Entwicklungsgange betreffs des Kirchen- 
gutes; letzteres ging entweder in die Gewalt des Landes-, Guts- und Patro- 
natsherrn oder der Gemeinde über; die vermögensrechtliche Selbst- 
ständigkeit derselben ward wohl zur nämlichen Zeit anerkannt, als die dog- 
matische (oben § VII A. 2). Durch die Staatsumwälzung überkamen die 
Gemeinden auch die Kirchengewalt der Landes-, Guts- und Patronatsherrn, 
so dass in Frankreich und den früher zu Frankreich gehörigen Gebieten 
durch langjährige Rechtsübung allenthalben die kirchliche Gemeinde Rechts- 
trägerin des Kirchengutes geworden ist. A. 7 des Arrete v. 21 Vent. X. 
(Gieseler-Maeder I S. 68, 167, 333 u. 335) ermächtigt die Protestanten de faire 
en faveur de leurs eglises des fondations en biens on rentes sur l'Etat • 
ebenso handeln nur von „Kirchen" die prot. org. Art (insbes. 20, vgl. 8, ent- 
sprechend Koch's principes generaux I S. 9 u. 19) sowie die Ministerialverord- 
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Durch Codifikationen (II A. 9) wurde inzwischen selbst dem 
Verwaltungsrechte gegenüber (II A. 7), das mitunter auf das 
kirchenrechtliche Gebiet hinüberreicht, der Wirkungsbereich des 
ungeschriebenen Rechts in Frankreich eingeschränkt. Eine 
Eigentümlichkeit des franz. Rechts bleibt wohl der Satz, 
dass auch durch langjährige Uebung Tarife und Abgaben (II A. 4 
und IV A. 4) ermässigt und gänzlich abgeschafft, nie aber ein- 
geführt werden können; im Uebrigen aber dürfte aus vorstehender 
Rechtsvergleichung, die zum Theile auf praktischen Rechtsfallen 



nungen v. 10. Nov. 1852 (A. 2 u. 3) und vom 20. Mai 1853 A. 1. (Ggl. 415 
u. 417); letztere Verordnung spricht jedoch bereits im A. 6 vom Vermögen 
der „Pfarreien", worunter dasselbe, wie unter „Kirchen" verstanden wird. 
Aber nicht erst seit 1853, sondern schon vom Ende des 18. Jahrhunderts 
ab schrieb man in Frankreich das prot. Kirchengut der Pfarrei oder der 
Gesammtheit der Kirchengemeindemitglieder zu. So bezeichnen die von 
Cunitz, Heydenreich und Reuss : Amtsbef. d. Kons. S. 80 u. 104 angeführten 
Ministerialerlasse vom 23 Brum. XII und 6 Therm. XII als Eigenthümer 
der Kirchenfabrik die communaute des habitants (des betreffenden Be- 
kenntnisses). Der königl. Erlass vom 6. März 1828, S. 36 der „Wiederher- 
stellung der Pfarrei Altweyer", 1829, Heitz Strssbg. ermächtigt zum Pfarr- 
hausankaufe die „co mm union lutherienne et reformee"; auch der von Schiel- 
lein: la comptabilite et les caisses d'anmones (1867) S. 21 angeführte Direk- 
torialerla8s legt das Gotteshaus-Eigenthum der communaute protestante 
bei, vgl. Buob : Code eccl. 18. Trägeriu der kirchlichen Rechte wurde also 
die „prot. Gemeinde" oder „Gemeinschaft der Gläubigen", v. Dursy II S. 3, 
25, 35 u. 80, D. Z. f. K.-R. III S. 118 u. 171, Entw. Kirchenverf. Augsb. Konf. 
Verw. 1791 S. 6, Lobstein's „Wort" 1791 S. 10, Jur. Zeitschr. f. Els.-Lothr. 
1894 S. 129. Ebenso ward das fraoz. R. in Italien (von den Waldensern), 
auch in Holland geübt; auch Nispen: Vereenigingeu S. 89 u. 95 betrachtet 
als Eigenthümer des Kirchengutes die plaatselijke (örtliche) oder afzonderlijke 
(Einzel-) Kerkgemeente oder Kerkgenootschap. 

Anders verstand auch der Gesetzgeber die org. Artikel nicht; dies erhellt 
aus der im Thomasstifte befindlichen „Correspondance de M. Koch avec ses 
commettans" 1790. Der Verfasser des, später der Hauptsache nach Gesetz 
gewordenen Entwurfs schreibt dort unter Ziff. 5: „Die Erhaltung der Augsp. 
Konfessions- Verwandten bei den zum Unterhalte ihrer Kirchen, Universität 
und Schulen angewiesenen Stiftungen und Renten streitet nicht mit dem 
Dekrete der Nationalversammlung, das sich auf die geistlichen Güter be- 
zieht, da diese wahres Eigenthum der Gemeine sind"; ferner im „Brouillon 
de lettres 1790/91" mit Bezug auf die Zuschrift des abbe d'Eymar vom 
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und noch brennenden Tagesfragen (jur. Zeitschr. f. Els.-Lothr. 
1893 S. 335 und 1894 S. 129) beruht, eine gewisse üeber- 
ein8timmung der Gebiete links und rechts des Rheines so- 
wohl betreffs der Voraussetzungen als auch der Wirkungen des 
Gewohnheitsrechts sich ergeben. Vielleicht lassen sich daher 
wenigstens die S c h 1 u s s ergebnisse (VIII) auch ausserhalb 
des franz. Rechtsgebiets da mitverwerthen, wo nicht ausdrückliche 
und unzweideutige Vorschriften des Landesrechtes entgegen- 
stehen ! 



31. Okt. 1790: „Les possessions ecclesiastiques des Catholiques (oben A) 
en Alsace etaient repute'es bien et propriete du clerg6, tandisque Celles 
des Protestans etaient devenues la vraie propriete des Seigneurs et des 
Communes. Dejä (en 1791; oben § VII A. 2) plusieurs communautes 
de campagne ont provede de leur chef aux elections de leurs ministres dans 
la forme prescrite par le Decret sur l'election des officiers municipaux". 

Ausdrückliche Gesetzesbestimmungen, wodurch den prot. Kirchen- 
gemeinden das örtliche Kirchengut förmlich übereignet und der Symbol- 
zwang (oben VII B.) auf die Hauptgrundsätze des Bekenntnisses ermässigt 
wird, fehlen im franz. Rechtsgebiete; dieselben werden jedoch durch hundei t- 
jährige, ununterbrochen gleichmäsige Rechtsübung der Gemeinden sowie 
auch der obersten Kirchen- und Staatsbehörden mehr als ersetzt. 
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Der Einfluss des juristischen Elements in den Behörden 
der Preussischen Landeskirchen. 

Von 
Konsistorialrath Dr. Caspar. 



Die zuweilen erhobenen Klagen über einseitige Juristen- Wirt- 
schaft im Kirchenregiment und der hiermit unklar vermengte Vor- 
wurf der Bureaukratie -sind im Juli-Heft der „Preussischen Jahr- 
bücher" 1894 Seite 61 — 83 von Konsistorialrath Bai an in Posen 
erörtert und auf das rechte Mass zurückgeführt worden. Obwohl 
der Aufsatz so schätzbares Material beibringt, dass ein Hinweis 
darauf an dieser Stelle geeigneter erscheint als ein Versuch der 
Zusammenfassung seines Inhalts, so drängt sich doch der Wunsch 
auf, noch andere Gesichtspunkte bei der de lege ferenda wichtigen 
Frage schon jetzt angedeutet zu sehen, auch wenn der Raum dieses 
Heftes sowohl als die Zeit des Referenten nicht gestatten, er- 
schöpfend darauf einzugehen. 

Zunächst ist nicht ersichtlich, wie irgend ein — ganz gleich- 
viel ob geistliches oder weltliches — Mitglied eines Konsistoriums 
befugt sein soll, ohne „mit klaren Gründen", wie Luther sagte, 
wirklich und selbst überzeugt worden zu sein (nach Seite 68 
a. a. O.): „sich dem Votum einer juristischen Minderheit zu 
fügen, welche eine anerkannt wünschenswerthe Massnahme als 
gesetzwidrig, diese und jene höchst zweckmässige Verwendung brach 
liegenden kirchlichen Vermögens für rechtlich unzulässig .... er- 
klärt". Auch ist es im Allgemeinen unrichtig, ganze Gebiete der 
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konsistorialen Tbätigkeit als ausschliesslich die weltlichen oder aus- 
schliesslich die geistlichen Mitglieder des Kollegium wirklich an- 
gehend gelten zu lassen: alle (auf Seite 65 a. a. 0. bezeichneten) 
„rein juristischen oder rein äusserlichen Verwaltungssachen" können 
im einzelnen Falle mehr oder weniger internes, d. h. das geist- 
liche Leben der Gemeinde berührendes Interesse haben, auch ohne 
ausdrückliche Hervorhebung desselben in den Akten-Eingängen, 
und die Seite 69 a. a. O. aufgeführten internen Angelegenheiten 
erfordern zum Theil sogar ein für allemal auch kirchenrechtliche 
Erwägung (z. B. Bestätigung der . . . präsentirten Geistlichen, Dis- 
ziplin), bezw. kann sie im einzelnen Falle unentbehrlich sein. Ueber- 
haupt liegt in diesem Masse der Unterscheidung ein Zugeständ- 
niss an die naheliegende Verirrung, dass bei den Entscheidungen 
des Kollegium die theologische * Seite von den geistlichen und die 
rechtliche Seite von den weltlichen Mitgliedern massgebend zu be- 
urtheilen sei. 

Vor allem aber ist diejenige Möglichkeit ganz von der Er- 
wägung ausgeschlossen worden, bei welcher hinsichtlich der Frage 
nach dem Segen oder Unsegen des Juristen-Elementes im evan- 
gelischen Kirchenregimente ein ernsthafter Zweifel — für uns 
wenigstens — erst statthaft wird. Und doch hätte die evangelische 
Grundanschauung, welche z. B. am Schlüsse (S. 79 — 83 a. a. O.) 
unverkennbar hervortritt, wohl darauf hinführen müssen, von vorn- 
herein anzunehmen, dass eine evangelische Kirchenregierung nicht 
ausschliesslich oder ganz überwiegend aus berufsmässigen Geist- 
lichen zusammenzusetzen ist, und somit die Frage zu stellen, ob 
es gut ist, als Vertreter des Laienstandes lediglich 
Juristen zu berufen. Die Theilnahme „weltlicher Mitglieder" 
aus dem „Laienstande" beruht auf den reformatorischen Lehren 
und — wenigstens in der Preussischen Landeskirche — auf den 
Verfassungsgesetzen (Generalsynodalordnung vom 20. Jan. 1876, 
§ 7 Nr. 5. Staatsgesetz vom 3. Juni 1876, betr. die evangelische 



1 Oder gar die geistliche, „interne". 
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Kirchenverfassung in den acht älteren Provinzen, Art. 21 Abs. 3); 
die ausschliessliche Berufung von Juristen in dies Amt beruht auf 
anderen Gründen. Der geneigte oder abgeneigte Leser wird hier 
vielleicht von vornherein die Ausführbarkeit einer Aenderung 
— z. B., falls eine Vermehrung der Mitgliederzahl eintreten sollte, 
die finanzielle Möglichkeit — bezweifeln. Damit haben wir es 
z. Z. aber nicht zu thun. Die finanzielle Frage insbesondere wird 
sicher früh genug zur Sprache kommen und wir behalten uns 
eventuell manches dahin gehörige vor: richtig vorbereitet kann 
man an ihre Prüfung erst herantreten, wenn zuvor die Meinungen 
über Vorhandensein und Mass des Bedürfnisses an sich einiger- 
massen geklärt worden sind. Kann für jetzt, wie gesagt, auch 
nicht versucht werden, so viel zu erreichen, so dürfte doch schon 
eine kurze Exemplifikation genügen, um unsere Präzisirung der 
Fragstellung wenigstens begreiflich und vielleicht erörternswerth 
erscheinen zu lassen. Wir knüpfen noch einmal an den Eingangs 
erwähnten Aufsatz an. Derselbe will auch denen gerecht werden, 
welche einen übermässigen und schädlichen Einfluss der Juristen 
in den Behörden der Preussischen Landeskirchen befürchten, und 
erörtert zu diesem Zwecke (auf Seite 71 gegen Ende 1 und 72) 
diejenige frühere Stellungnahme eines Konsistorium bezüglich der 
Hand- und Spanndienste bei kirchlichen Bauten, auf welche sich 
der in unserer Zeitschrift für Kirchenrecht, Seite 68 f. d. J. mit- 
getheilte Erlass des Evangel. Oberkirchenraths vom 25. Sept. 1890 
bezieht. Weil aber Balan zuviel beweist — nämlich, dass es 
sich in der That um eine auch juristisch falsche Stellungnahme 
handelt — so beweist er zum eigentlichen Thema nichts. Irren 



1 Unmittelbar davor ist zum Erweise von "Weitherzigkeit in der be- 
stehenden Rechtsanwendung wohl das Gesetz vom 2. Septbr. 1880 (Kirchl. 
Gesetz- und V.-Blatt 1880, S. 134) übersehen worden, auf Grund dessen die 
Kosten für Generalkirchenvisitationen und für Anstellung von Provinzial- 
Vikaren in aller Form Rechtens auf die Provinzial-Gemeinde übernommen 
sind (Verhandl. d. VII. ord. Prov.-Synode d. Prov. Sachsen 1893, S. 213: mit 
noch 2 Titeln 14 093 Mark bei 9 V« Millionen Staats-Einkommensteuer-Soll für 
das Jahr 1893—1894, Amtl. Mitth. des Konsistorium 1894, S. 24). 
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ist menschlich und ein Evangelisches Konsistorium beansprucht 
nicht Unfehlbarkeit; aber wenn in einem Falle eine juristisch falsche 
Entscheidung in einem Preussischen Konsistorium durch juristische 
Mitglieder herbeigeführt worden ist, wird doch gerechter Weise ein 
solcher Fall durchaus nicht als ein geeignetes Beispiel anerkannt 
werden können, um den Einfluss des juristischen Elements in den 
Behörden der preussischen Landeskirchen irgend richtig zu charak- 
terisiren. Durch eine solche Veranschaulichung wird man nicht 
dem anderen Theile gerecht, sondern gegen beide Theile un- 
gerecht. 

Wir glauben eine für konkrete Erörterung der Frage viel 
geeignetere Unterlage z. B. in dem Feldzuge zu finden, welcher 
namentlich in der ersten Hälfte der achtziger Jahre in einem 
Theile unseres Rechtsgebietes zwischen den Aufsichtsbehörden bezw. 
auch den Organen einerseits der Kirche und andererseits der 
Schule um die Frage geführt wurde, ob als Eigenthümerin von 
Grundstücken vereinigter Kirchen- und Schul-Aemter (Küster-, 
Organist- etc. und Rektor-, Lehrer- etc. Stellen) im Grundbuche 
die betr. Kirchen- oder die Schul-Gemeinde einzutragen sei. Man 
war von Anfang an darüber einig, dass ein Streit und vollends 
ein kostspieliger Prozess zwischen zwei Korporationen, welche beide 
nahezu aus denselben Personen bestehen, sehr übel sei — und 
jeder Theil folgerte hieraus, dass der andere Theil nachgeben 
müsse ! Einige Schlachtfelder aus diesem Kriege kann man kennen 
lernen: a) im Kirchl. Gesetz- und V.-Bl. 1881, S. 117—132; 

b) Zentralblatt für die gesammte Unterrichtsverwaltung 1886, 
S. 804 — 809 (hier wolle man in der Parteien-Bezeichnung den 
Offizialmandatar nach § 659 A.-L.-R., Th. II, Tit. 11 beachten!); 

c) daselbst S. 809—811; d) Kirchl. Gesetz- und V.-Bl. 1886, 
'S. 62—71; e) daselbst 1887, S. 138-154; f) daselbst 1887, 
S. 36 — 40. — Dagegen deutet für den betreffenden Theil des Ge- 
bietes der im Kirchl. Gesetz- und V.-Bl. 1883, S. 7—12 ver- 
öffentlichte Erlass die damalige Sachlage nur leise an. 

Den Mitgliedern von Behörden der Preuss. Landeskirche, 
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welche diese Angelegenheit 8. Z. betrieben haben, wird man im 
Allgemeinen nicht bestreiten können, dass ihre Rechtsansicht zu- 
treffend begründet war. Freilich haben andere schon von Anfang 
an vorausgesehen und -gesagt, dass mit vielem Schaden nichts 
weiter ausgerichtet werde als ein Schlag ins Wasser; aber ob auch 
eine Verkennung des Verhältnisses vorlag, in welchem Wissen- 
schaft und Recht zum Leben und zur Wirklichkeit stehen: von 
lediglich privatrechtlichem Standpunkt erschien es als das Richtige, 
was man that. Diejenigen, die eine berechtigte Seite in den Klagen 
über uns „Juristen im Kirchenregimente a finden oder die Frage 
danach ernstlich prüfen wollen, müssen gerade derartige Fälle 
hauptsächlich erwägen. Diese Fälle sind nicht so vereinzelt wie 
jener juristische Irrthum. Sie beruhen auch nicht auf der allgemein- 
menschlichen Fehlbarkeit, an der eine Verminderung des Ein- 
flusses von Juristen ja gar nichts ändern würde, sondern sie be- 
ruhen wirklich auf einer Eigentümlichkeit der — oder vielmehr 
vieler Juristen, wenigstens auf der Ausgestaltung, welche eine 
Schattenseite des Fachmännerwesens speziell bei den Juristen er- 
hält. Insofern liegt hier wirklich etwas Prüfens- und Beherzigens- 
werthes vor, zumal bei unserer nur allzu verschärften Trennung 
der Stände. Es giebt nicht mehr blos eine rabies theologorum, 
sondern mancherlei rabies expertorum. Die Wissenschaft in allen 
Ehren — übersieht aber ihr Vertreter die Grenzen, jenseits deren 
seine Wissenschaft keinen Beruf mehr hat oder sich unterordnen 
muss, so hat er eben damit den Boden der wahren Wissenschaft, 
das YVöxh asatycöv, verlassen. Es mag geistreich sein, wenn ein 
juristischer Examinator, wie erzählt wurde, auf die Frage: „Was 
vermag das Gesetz?" die Antwort erwartete „Alles" — wissen- 
schaftlich ist das nicht. 

Aber bei aller Willigkeit, diese schwache Seite bei Juristen 
anzuerkennen, können wir doch nicht umhin, hervorzuheben, dass 
zur wirksamen Abhilfe nicht eine Ersetzung oder Aufwiegung der 
Juristen etwa durch Männer des praktischen Lebens 1 erforderlich 

1 Neben den Juristen hat man wohl die Berufung eines Architekten 
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erscheint. Vielmehr dürfte es genügen, wenn in der hier nur 
angedeuteten Beziehung die richtige Erkenntniss zur Annahme 
kommt und von einer berufenen Seite aufrecht erhalten wird. Sehr 
wohl kann dann auch bei der bisherigen Gewohnheit, die welt- 
lichen Mitglieder der Kirchenbehörden sämmtlich aus dem Juristen- 
stande zu berufen, das etwa Begründete in dem oft gehörten Vor- 
wurfe der Bureaukratie mehr und mehr vermieden oder vermindert 
werden. Auch ist es für die irdische Befähigung der Mitglieder 
des Kirchenregimentes doch nicht das Einzige, dass sie diesen 
einen Fehler zu vermeiden wissen, sondern es kommt manches 
andere in Betracht, was dazu beigetragen hat, dass man Juristen 
in dies Amt berief, und bei einer etwaigen Aenderung wohl zu 
bedenken sein möchte. 

Als das unbedingt Wichtigste bei der Auswahl aller Mit- 
glieder kirchlicher Behörden erkennen wir freilich mit Bai an 
(Seite 79 ff.) an, dass man, gleichviel mit welcher Vorbildung, 
lebendige Glieder der Kirche für diesen Dienst mit Gottes Hilfe 
zu gewinnen suche. Ob es vorgekommen ist, dass dem zu Be- 
rufenden in dieser Beziehung eine Gewissensfrage vorgelegt wurde, 
wissen wir nicht. Für uns selbst müssen wir mit dem Zöllner 
bitten: Gott, sei mir Sünder gnädig. 

in Betracht gezogen — da fällt mir ein, was in den „Skizzen aus unserem 
heutigen Volksleben v. F. Anders, Leipzig 1891 u S. 196 über diese beiden 
ehrenwerthen Stände gesagt ist; ein angenehm-anregendes Buch auch für 
Bureaukraten. 
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II. Miscellen. 



Oeffentliche Degradation eines königlich-sächsischen 
Geistlichen (des Pfarrers Tinius 1814)*. 

Mitgetheilt von 

Theodor Distel, Dresden. 



Der „Mörder aus Bücberwuth", wie der Pfarrer zu Poserna, 
„des Spaziergängers nach Syrakus" (1801/2) Geburtsdorfe, 
welches damals zum Königreiche Sachsen gehörte, M. Johann 
Georg Tinius, im vorigen Jahrgange der „ Gartenlaube a ge- 
nannt wird, ist auch früher schon mehrfach und besser als 
dort behandelt worden. Im „neuen Pitaval" erschien z. B. 1843 
eine aktenmässige Darstellung des Falles. 1876 hat ihn auch 
Adolf Streckfuss in freier Weise in „Der tolle Hans u zum Gegen- 
stande einer Kriminalnovelle benutzt. Demnächst steht ein Artikel 
über den unheimlichen Verbrecher — leider ohne Benutzung des 
K. S. Hauptstaatsarchivs — in der Allgemeinen Deutschen Bio- 
graphie zu erwarten. Mir war die Bearbeitung desselben auf- 
getragen, doch ersuchte mich der Schreiber des noch ausstehen- 
den, sie ihm zu überlassen, was ich, zumal ich erfuhr, er habe 



* Anm. der Redaktion: Solenne Degradationen sind in der evan- 
gelischen Kirche nur selten vorgekommen. Rohr, Obersächs. Kirchenr. 
(Frankfurt u. Leipzig 1723), S. 236, theilt ein Beispiel aus dem Jahre 1719 
mit. Das damals zu Leipzig beobachtete Verfahren scheint im Falle Tinius 
als Vorbild gedient zu haben. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV. 3. 22 
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das Ms. schon eingesandt, nicht abschlagen mochte. In diese 
Zeitschrift gehört Folgendes. 

In der königlich-öffentlichen Bibliothek zu Dresden (ephem. 
hist. 278 sub O) kam ich auf einen, selten gewordenen Original- 
druck in 8°, 20 S., des Titels: 

„Rede bey der öffentlichen Degradation des Pfarrers zu 
Poserna M. Johann Georg Tinius, am 31. März 1814 in der 
Nicolaikirche zu Leipzig gehalten, und auf Verlangen dem Drucke 
übergeben von D. Johann Georg Rosenmüller, Superintendenten. 
Nebst einem Vorberichte. Zur Unterstützung armer Schullehrer. 
Kostet 4 Gr. — Leipzig, in der Sommer 7 sehen Buchhandlung 
und bey dem Ephoral-Expedienten Christian Gottfried Költzsch 
im Collegio juridico." 

Ein Vorbericht, nach dem mir ebendaselbst vorgelegenen 
Originaldrucke (biog. erud. D. 1684, 26, in kl. 8°, 23 S.): 

„Merkwürdiges und lehrreiches Leben des M. Johann Georg 
Tinius Pfarrers zu Poserna in der Inspection Weissenfeis und 
von ihm selbst * entworfen. — Aus Herrn Professors Johann 
Georg Eck biographischen und literarischen Nachrichten von den 
Predigern im Kurfürstl. Sächsischen Antheile der Grafschaft 
Henneberg 2 besonders abgedruckt. — Halle 1813" 3 ist voraus- 
geschickt, sodann folgen Nachrichten über seinen Aufenthalt in 
Poserna (seit 1809), seine Bibliothek, die er in einem mir orgi- 
naliter vorgelegenen Briefe vom 17. Febr. 1815 selbst auf 
40000 Bücher schätzt, u. A. seine Morde vom 28. Jan. 

1 Nach dem 25. Oktober 1801, also als Seume wohl schon wanderte. 

2 Diese Nachrichten sind 1802 in Leipzig erschienen und waren mir 
zur Hand. 

3 Hier sei nur erwähnt, dass er darin seines Examens vor dem Ober- 
konsistorium in Dresden also gedenkt: „Mein Lohn war die erste [?] Censur, 
und ich freute mich, dass ich nicht vergeblich bisher gegessen und getrunken, 
gelitten und gearbeitet hatte." Das Originalkonzept im K. S. Hauptstaats- 
archive (III 24, Fol. 1, Nr. 5 e , Bl. 91 b ) vom 9. Okt. 1793 sagt nur, dass er auf 
die „ihm vorgelegten Fragen geschickt geantwortet, auch im Predigen 
sich genüglich erwiesen" habe. Als Heuchler und Prahler zeichnet er 
sich, unbewusst, selbst in seinem „Leben". 
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1812 (Schmidt) und vom 8. Febr. 1813 (Kuhnhardtin) in Leipzig, 
die Untersuchung vor dem dortigen Konsistorium und der Ver- 
weis auf das Leipziger Schöppenurtel, welches auf Spezialinqui- 
sition erkannt hatte. Hierauf musste Bericht an den Kirchen- 
rath und das Oberkonsistorium in Dresden erstattet werden, 
worauf verordnet wurde, dass Mg. Tinius seines Amts entsetzt 
und mit der Degradation gegen ihn verfahren werde. Die Thomas- 
kirche war noch nicht wieder hergestellt, deshalb wurde der Akt 
in der, natürlich überfüllten Nikolaikirche vollzogen. 

Das Leipziger Konsistorium, die Stadtgeistlichkeit, der Super- 
intendent von Weissenfeis mit Pfarrern seiner Inspektion, Pa- 
rochiane aus Poserna, der Leipziger Kreisamtmann und der Amts- 
aktuar versammelten sich Vormittags vor 10 Uhr einzeln in der 
Sakristei. Den Inquisiten brachte man ebenfalls vor 10 Uhr in 
einer Sänfte, schwarz angekleidet, in das der Sakristei gegenüber 
liegende Beichthaus, wo ihm Priesterrock und Halskragen um- 
gethan wurden. Um 10 Uhr traten die Personen aus der Sakristei 
in das Chor vor dem Altare heraus; nun führte man Tinius vor 
das Gitter zwischen Schiff und Chor. Mit dem Gesichte stand 
er nach dem Altare zu, der Amtsfrohn und der Kirchenaufwärter 
neben ihm. In einiger Entfernung vor ihm hielt Rosenmüller seine 
herrliche Rede, die wieder abgedruckt zu werden verdiente. Darin 
heisst es u. A. 

„Ich soll euch Entsetzung und Degradation von eurem Amte 
ankündigen und euch dahin anweisen, dass ihr von nun an aller 
geistlichen Verrichtungen ohne Ausnahme euch schlechterdings 
und auf immer enthalten sollt. Der Kirchenaufwärter trete herzu 
und nehme gegenwärtigen Johann Georg Tinius seinen Priester- 
rock und Halskragen ab. [Geschieht.] Es ist euch von nun an 
keine andere als Laienkleidung zu tragen erlaubt, und nie dürft 
ihr im priesterlichen Ornate erscheinen. Ein Mann, der sich des 
abscheulichsten Verbrechen mehr als verdächtig ge- 
macht hat, ist nicht würdig, sich einem evangelischen Lehrer 
auf irgend eine Art gleich zu stellen. u 

22* 
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Zur weiteren Eortstellung der Untersuchung wurde hierauf 
der Delinquent durch den Frohnvogt dem bürgerlichen Richter 
übergeben. Erst neun Jahre später war der Prozess, vor k. 
preussischen Gerichten, zu Ende geführt. 

An anderer Stelle hoffe ich, bald nach dem Erscheinen des 
Artikels in der Allgemeinen deutschen Biographie Neues über 
Tinius und neuermittelte Indizien gegen ihn mittheilen zu 
können. 

Wie mir das K. Preussische Justizministerium eröffnete, sind 
die Tinius'schen Untersuchungsakten leider makulirt [!] worden. 
Der. angezogene Artikel im „Neuen Pitaval" ist daher fortan als 
Quelle zu betrachten. 
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Trauung wider Willen eines Theiles (1607). 

Mitgetheilt von 

Theodor Distel, Dresden. 



Einem, kürzlich vom Amtsgerichte Freiberg (Nr. 188 von 1894) 
an das K. S. Hauptstaatsarchiv abgegebenen Aktenstücke (Nr. 126) 
sub rubro: „Katharina, Georg Sch.s Witwe, mit Thomas Ln. ehe- 
liche Trauung und von Georg Rn. ervolgte Schwängerung be- 
langende, 1609 u entnehme ich Folgendes: 

Der Seh. erster Mann war, nach sechsjähriger, mit zwei Kin- 
dern gesegneter Ehe vor zehn Jahren gestorben. Als Haushälterin 
diente hierauf die Wittwe in das dritte Jahr auf dem Dorfe bei 
T. L., welcher sich mit ihr geschlechtlich einliess, aber sie nicht 
ehelichen wollte. Der Pfarrer und Superintendent zu Freiberg, 
Mg. Michael Niederstetter ! , Hess, da L. keine Anstalten zur 
Eheschliessung traf, Beide vor sich bescheiden und L. auferlegen, 
sich in die Kirche zu verfügen und mit der Seh. trauen zu lassen. L. 
weigerte sich dessen und wurde nun durch den Stadtknecht in 
die Kirche geführt, lose in einen Stuhl gestellt und, „wie er nicht 
wieder herausgehen und vor den Altar treten wollen, hätte ihn 
der Herr Superintendens wiederum durch den Stadtknecht an- 
greifen und vor den Altar führen lassen. Da nun der Pfarrer 8 

1 Man vgl. über ihn: Mollori theatr. Freibergense (1653); die im Re- 
gister zuletzt angezogene Seitenzahl bezieht sich auf Buch IL 

2 Gemeint ist Wolfgang Lempel, über den Kreyssig: Album der evang.- 
luth. Geistlichen im Königr. Sachs. (1883), S. 144, Nachrichten giebt. Ich 
bemerke jedoch dazu, dass LI. die fragliche Ehe als Diakonus zu Thum 
eingesegnet hat (lt. Aktennachricht). 
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Th. Ln. gefraget, ob er sie zur Ehe begehre, habe er immer 
Nein ! dazu gesaget, auch die Hand nicht von sich geben wollen, 
sondern dieselbe unter den Rock gesteckt, endlich hätte ihm der 
Pfarrer einen churfürstlichen Befehl l vorgelesen und ihm darauf 
die Hand unterm Rock hervorgezogen und ihr dieselbe in ihre 
Hand gegeben und sie ehelich zusammengesprochen. Er hätte 
aber immerdar: Nein, nein, nein! und niemals: Ja! dazu gesagt. 
Als nun die Trauung verrichtet [gewesen], wäre sie zu einer, 
er aber zu der andern Thüre hinausgegangen" u. s. w. 

Nach langem Umherirren vermiethete sie sich bei G. JJ., 
einem Wittwer als Kindermagd. Dieser erkannte sie, ebenfalls 
fälschlich und 1608 genas sie eines Kindes. 

Das Weitere gehört nicht hierher. 

Es liegt auf der Hand, dass die Ehe mit L. als nicht ge- 
schlossen betrachtet werden musste, die Wittwe auch für ihren 
Theil keine Ehe brechen konnte. 

Ein Reskript der bereits erwähnten Behörde an den Rath 
zu Freiberg vom 3. Juli 1609, das mir ebenfalls im Original vor- 
liegt, äussert sich auch entsprechend, nämlich also: 

„ . . . . Und ist Euer Bericht wegen C, Gr. Sch.s Wittwe, 
welche mit Th. L. wider desselben Willen ehelich getraut, hernach 
von Gr. Rn., ihrem Vorgeben nach, geschwängert worden .... vor- 
getragen worden. 

Wenn wir deren angeregte Trauung für keine kräftige Ehe, 
auch daher der Witwen, mit Gr. Rn. begangene Unzucht für keine 
Oberhurerei 2 erachten können, so ... . u u. s. w. 



1 Zwei bezügliche Originale liegen bei den Akten; sie datiren Dresden, 
29. Juli und 30. Okt. 1607. Das Oberkonsistorium reskribirte bekanntlich 
im Namen des Kurfürsten. Es heisst in letzterem nur: „ihr wollet Verord- 
nung thun, dass .... beide Personen förderlichst mit einander kopulirt und 
ehelich getraut werden mögen." 

2 Const. IV 19. vom 21. April 1572. 



Digitized by 



Google 



331 



Harte Strafe für eine Unterlassungssünde des Leipziger 
Geistlichen Mg. Feter Hesse (1589). 

Mitgetheilt von 

Theodor Distel, Dresden. 



Vogel meldet in seinem „Leipzigischen Geschicht-Buch oder 
Annales . . . u (1714) S. 256 Sp. 2 in der Mitte Folgendes: 

„Den 23. Octob. [1589] war M. Petrus Hesse \ alter wohl- 
verdienter Diaconus zu St. Thomas, aus Antrieb etlicher Calvi- 
nisten seines Ampts entsetzet, und musste neben [?] Herrn Dr. 
Selneccern 2 bey Sonnenschein aus der Stadt ziehen . . . . a 

Die Worte „aus Antrieb etlicher Calvinisten" veranlassten 
mich, der Sache weiter nachzuforschen und so fand ich im K. S. 
Hauptstaatsarchive (III, 24 Fol. 121 Nr. 2) einen genauen, anderen 
Grund. 

Dem sächsischen Kurfürstenpaare (Christian I. und Sophie 
von Brandenburg) war am 7. Sept. 1589 das sechste Kind, Herzog 
August, geboren worden. Dr. Wolfgang Härder 8 , Pfarrer 
zu St. Nicolai, hatte dieses freudige Ereigniss schon am Mittwoch, 
den 10., darnach von der Kanzel herab verkündigt. Hesse hielt 



1 Man vgl. über ihn Kreyssig: am S. 329 Anm. 2 angef. O. S. 287 a. E. 

8 Man vgl. über ihn Allgem. Deutsch. Biogr. XXXTTT (1891), S. 687 ff. 
(von Egloffstein), wo auch die Beitrage zur Sächsischen Kirchengeschichte X 
(1890), 1 ff. anzuziehen gewesen wären, u. Vogel a. a. 0., S. 256, Sp. 1/2; noch 
unbenutztes Material über S. weist die Personalregistrande des K. S. Haupt- 
staatsarchivs nach. 

8 Nach Vogel a. a. 0., S. 256, Sp. 1/2 kam er an Selneccer's Stelle. 



Digitized by 



Google 



332 Miscellen. 

es, obwohl ihm ein Dankgebet anbefohlen worden war, „nicht aus 
Muthwillen", für überflüssig, dasselbe am nächsten Sonntage zu 
halten, er begnügte sich vielmehr damit, vor der Predigt: Herr 
Gott dich loben wir u. s. w. singen zu lassen. 

Ein mir vorliegendes kurfürstliches Konzept, von der Hand 
des Kanzlers Nikolaus Kr eil, vom 22. Okt. 1589, an das Leip- 
ziger Konsistorium enthält betreffs des „Halsstarrigen" die Worte 
„undt hetten wol ursach .... ihme am Leibe zustraffen." 

Hesse wurde vor seine geistliche Aufsichtsbehörde, bei der 
sich auch Leipziger Rathsmitglieder versammelt hatten, sofort 
nach Eingang des Befehls, vorgeladen und ihm sein Vergehen 
vorgehalten und der kurfürstliche Befehl eröffnet. Hiernach hatte 
er alsbald „dieses abents" sich aus der Stadt und den kurfürst- 
lichen Landen zu begeben. „Umb fünf uhr", eher die stadthor 
geschlossen [ist] er, beneben seinem söhne und zween seiner töchter 
mennern, einem goltschmide, und Johan Jordan, beiden bür- 
gern alhier, zum barfürsser thor hinausgangen und sich also von 
hinnen begeben." 

Zu seiner Person bemerkte Hesse („Hessaeus") in einem 
Schreiben an den genannten Kurfürsten vom 11. Okt. 1589 (Orig. 
mit eigenhänd. Unterschrift), dass er seit dreiunddreissig Jahren 
in Leipzig amtire (anders Kreyssig a. a. 0.). 
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IIL Literaturübersicht 1 . 

Erstattet von E. Friedberg. 



I. Allgemeines. 

37. Ruffini, cronaca del diritto eccles. II diritto spagnuolo. 
II Filangieri 1894. P. 1, No. 2, S. 116. 

38. Schröder*, Lehrbuch d. deutschen Rechtsgeschichte. 
2. wesentl. umgearbeitete Aufl. Leipz. 94. Veit & Co. 

Das vortreffliche Buch ist in juristischen Kreisen so hinreichend 
bekannt und gewürdigt, dass eine Besprechung desselben an dieser 
Stelle unnöthig erscheint. Dagegen möchten wir die nicht-juristi- 
schen Leser unserer Zeitschrift um so nachdrücklicher auf das Werk 
verweisen, als es den gegenwärtigen Stand unserer Wissenschaft 
über die rechtlichen Zustände der deutschen Vergangenheit in 
musterhafter Weise zur Darstellung bringt und unsere Literatur 
kein besseres, die ganze deutsche Entwickelung umfassendes besitzt. 

E. Fr. 

39. J ö r s *, Die Ehegesetze d. Augustus. Marburg 94. Elwert. 

Die gründlichen Untersuchungen des Verf. haben zum Kirchen- 
rechte keine Beziehungen. Darum müssen wir uns an dieser Stelle 
damit begnügen, auf das Erscheinen der kleinen, scharfsinnigen, 
ihren Stoff vollkommen erschöpfenden Schrift hinzuweisen. 

E. Fr. 

40. R o s s i , Le istituzioni di beneficenza delP antica Roma, 
Studi senesi X, 1 — 2. 

41. Boissier, La Fin du paganisme. Etudes sur les der- 
nieres lüttes relig. en Occident au IV e siecle. Par. 94. 2 . 



1 Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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42. Harnack*, Lehrb. d. Dogmengeschichte. Bd. 1. 2. 
3. verbesserte u. vermehrte Auflage. Freib. u. Leipz. 94. J. C.B.Mohr. 

Bei der hohen Bedeutung des Buches glauben wir auch unsere 
Leser auf das Erscheinen einer neuen Auflage hinweisen zu sollen. 
Denn auch für die Verfassungsentwickelung enthält das Werk die 
bedeutsamsten Hinweise. Der erste Band ist von 751 auf 799 Seiten 
gewachsen, der zweite Band weicht in den Seitenzahlen nicht von 
der II. Auflage ab. Nichtsdestoweniger sind auch hier die Zusätze 
und Verbesserungen bedeutende, und nur eine veränderte Druck- 
einrichtung hat ermöglicht, dass der frühere Umfang nicht über- 
schritten zu werden brauchte. E. Fr. 

43. Kattenbusch, D. apost. Symbol. Seine Erstehung, 
sein geschichtl. Sinn, seine ursprüngl. Stellung i. Kultus u. i. d. 
Theol. d. K. Ein Beitr. z. Symbolik u. Dogmengesch. Bd. 1. 
Die Grundgestalt d. Taufsymbols. Leipz. 94. 

44. Harnack, Z. Gesch. d. Entstehung d. apost. Symbolums. 
Ztschr. f. Theol. u. Kirche 1894, 130. 

45. F e i s , Storia di Liberio papa e dello scisma dei Semia- 
riani I. IL, in Studi e documenti di storia e diritto XH, 345. 
XIV, 191. 

46. Landwehr, Joach. H. Stellg. z. Konzilsfrage. Forschg. 
z. Brandenb. . . . Gesch. 6, 2, 187. 

47. Creighton, History of the Papacy during the period 
of the Reform 5. 6. N. Y. 94. 

48. Pascal, Jean de Lasco Baron de Pologne, eveque 
cath. reformateur prot. 1499 — 1560. Son temps, sa vie, ses 
oeuvres. Par. 94. 

49. Norbert, Vie de Leon XIII, tertiaire francisc. et recueil 
compl. de ses actes en faveur du tiers ordre de St.-Fr. Saint 
Brieuc. 94. 

50. Lenk, D. Reichstag zu Augsb. i. J. 1530 (populäre Dar- 
stellung). Barmen 94. 

51. Gindely, Gesch. d. Gegenreformat. in Böhmen. Nach 
d. Tode d. Verf. hrsg. v. Tupetz. Leipz. 94. 

52. B a 1 a n , D. Einfluss d. jur. Elements in d. Behörden d. 
preuss. Landeskirchen. Preuss. Jahrb. 1894, S. 61. 

53. Davaine (Edmond). — Annuaire du protestantisme 
francais, precede de la legislation des cultes protestants et des 
textes relatifs ä la comptabilite des conseils presbyteraux par Ar- 
mand Lods. 2 e ann6e. Par. 94. 
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54. D o n i o 1 , La quest. de l'egl. en France. Rev. du droit 
publ. 1, 405. 

55, Armanni, H riordinamento della proprietä eccles. e la 
questione religiosa. Rassegna nazionale 1893, 307. 

IL Lehr- und Handbücher. 

16. Pezzani Codex s. cath. rom. eccl. quem adnotationib. 
illustrandum exponit in pontificio seminario vaticano. Romae 93. 

17. Kahl, Lehrsyst. d. KR. u. d. KPolitik. I. Hälfte. Ein- 
leitg. u. allgem. Theil. Freib. 94. 

18. Küchler, D. Verfassungs- u. Verwaltungsrecht d. Grossh. 
Hessen. Auf der Grundlage d. Handbuches d. Verwaltungsgesetz- 
gebung i. Grossh. Hessen v. K. u. zugleich als 3. Aufl. dieses Hand- 
buches systemat. bearb. v. Braun u. Werter. Bd. 2. Darmst. 94. 
IL Die Rechtsverh. d. Kirchen u. Religionsgemeinschaften. 

19. Eötvös, Handb. d. kirchl. Rechts Verwaltung. Budapest 
90—93. 1. 2. 

20. A n d r 6 et Condis, Dict. de droit canon. et des 
sciences en connexion avec le droit canon, ou le Diction. de Msgr. 
Andre et de l'abbe* Condis. Revu, corrige, considerablem. aug- 
mente et actualise par J. Wagner. Ouvrage contenant la discipl. 
gener. de l'Egl. et la legislat. civ. ecclSs. de France, des explica- 
tions sur les congregat. rom. et les usages du St.-Siege etc. 1. 
Par. 94. 

21. Conforti, H codice dei parrochi, dei vescovi e dei ca- 
nonici. Napoli 93. 

22. Estanyol y Colom, Institucipnes de Derecho canö- 
nico. Compendio de las lecciones de esta asignatures T. 1. Pre- 
liminares. Historia externa dei Derecho canönico. Madrid 94. 

23. Köhler*, Lehrbuch des deutsch-evangel. Kirchenrechts. 
Berlin, Reuther & Reichard 95. 

Wir können freilich prinzipiell weder zugestehen, dass das 
Kirchenrecht einen Bestandtheil der praktischen Theologie bilde, — 
von dieser Auffassung hat uns schon Gratian emancipirt — noch 
dass es eine positiv geschichtliche Wissenschaft sei — es sei denn, 
dass man die gesammte Jurisprudenz unter diesen Begriff sub- 
sumire — dennoch erheben wir keinen Einspruch dagegen, dass 
auch die Theologen sich an der wissenschaftlichen Bearbeitung der 
Materie betheiligen. Ja, wir stimmen sogar mit dem Verf. darin 
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tiberein, dass die Verschiedenheit der theologischen von der juristi- 
schen Betrachtungsweise der Erkenntniss der Materie selbst nur 
zum Vortheil gereichen kann. 

Um gerecht gegen das vorliegende Buch zu sein, muss hervor- 
gehoben werden, dass es nur einen Theil eines grösseren Sammel- 
werkes bildet, welches theologische Lehrbücher „in gedrängter Dar- 
stellung" bringen will. Dadurch ist der Verf. gewiss behindert 
worden, in beliebiger Ausdehnung seinen Stoff behandeln zu können. 
Aber was er auf dem ihm zugewiesenen Raum bringt ist ordentlich, 
legt von tüchtigen Studien Zeugniss ab, und ist auch wohl im Stande, 
den Theologen eine Disciplin näher zu bringen, die sie zu ihrem 
eigenen und zum Schaden der Sache nur zu sehr zu vernachlässigen 
pflegen. Freilich hätten wir Manches in dem Buche anders ge- 
wünscht, denn je kürzer der textliche Inhalt desselben ausfallen 
musste, um so mehr wäre es u. E. geboten gewesen, den Leser 
auf die Literatur hinzuweisen. Das geschieht aber nur ganz ge- 
legentlich und nicht immer mit der richtigen Auswahl. Nicht 
einmal die Existenz der kirchenrechtlichen Lehrbücher wird dem 
Leser ex professo mitgetheilt, und derjenige, welcher sich in eine 
Lehre vertiefen will, entbehrt der wünschenswerthen Wegweiser. — 
Der kirchenpolitische Standpunkt des Verf. ist ein verständiger, 
doch hat er sich von kollegialistischen Grundanschauungen (vgl. 
S. 98) nicht ganz frei machen können. Die Berücksichtigung des 
partikularen Rechtes ist ausreichend. E. Fr. 

24. Schmidt-Phiseldeck das ev. KR. d. Herzogth. 
Braunschweig. Wolfenb. 44. 

III. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 

13. Colomiati, Codex iur. eccles. 3. Turin 94. 

14. Grandclaude, Comment. de la constit. Apostol. se- 
dis. Le Can. cont. 17, 414. 

15. Chalybaeus*, Samml. d. Vorschrift, u. Entscheidungen 
betr. das Schleswig-Holsteinische Kirchenrecht. Ein Handbuch f. 
Geistl, Kirchenälteste u. Synodale. Th. 2. Kiel 94. H. Eckardt. 

Der erste Theil dieser Sammlung ist vor 12 Jahren erschienen 
und allseitig als nützlich und zweckentsprechend anerkannt worden. 
Die Fortbildung des Rechtes ist seitdem auch in der Schleswig- 
Holsteinischen Landeskirche, wie überall, in fast überreichem Masse 
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eingetreten, so dass eine Fortführung des Buches als durchaus ge- 
boten erscheint. Der Verf. hat selbstverständlich wieder sein früheres, 
für die Orientirung durchaus geeignetes System befolgt und auch 
wieder den einzelnen Gesetzen aus den Materialien derselben zu- 
sammenfassende „Vorbemerkungen" vorausgeschickt. Ein chrono- 
logisches und ein Sachregister erleichtern die Benutzung des tüch- 
tigen Werkes. E. F r. 

16. Love og Ekspeditioner vedkommende Kirke-og Skolevaesen. 
Udgivne paa Foranstaltning af Ministeriet for Kirke-og Underviss- 
ningsvaesenet ved 0. Damkier og P. Ihrige, Gyldendal 94. 



IV. Quellen des Kirchenreclits. 

63. B61orgey,De consuetudine. Dissertat. canonica. Loco- 
giaci 93. (Lyon. Dissert.) 

64. Cruttwell, A literary history of early Christianity : 
including the Fathers and the chief heretical Writers of the Ante- 
Mcene Period. For the use of Students and general Readers 1. 2. 
Lond. 93. 

65. Funk, Die Didache i. d. afrik. Kirche. Theol. Quar- 
talschr. 76, 601. 

66. H o o 1 e , The Didache ; or Teaching of the XII Apostles. 
Lond. 94. 

67. Anecdota Maredsolana Vol. 2. Fac. 1. S. Clemen- 
tis Romani ad Corinthios epistalae versio latina antiquissima. Ed. 
Morin. Maredsoli 94. 

68. Harnack behauptet, dass der latein. Text d. Clemens 
in c. 61 im Interesse d. päpstl. Allgewalt gefälscht sei. Aus dem 
röm. Kirchengebet f. d. heidn. Obrigkeit sei ein Gebet des Clemens 
für sich selbst geworden. Sitzungsber. d. Berl. Akad. 1894. 
S. 261 ff. 

69. Courtois, L'epitre de Clemens de Rome. These. Mon- 
tauban 94. 

70. Wölfflin, D. lat. Uebersetzung d. Briefes d. Clemens 
a. d. Korinth. Arch. f. lat. Lexikograph, u. Grammat. 9. H. 1. 

71. Kihn, D. lat. Uebersetzung des Klemensbriefes u. eine 
angebl. pseudoisid. Fälschung. Theol. Quartalschr. 76, 540. 

72. Achelis, Hippolytos im KR., das Verwandtschaftsverh. 
der canon. Hippolyti, der „Aegypt. KO. tt , der Constitut. per Hippol. 
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u. des VIII. Buches d. Apostol. Konstitut, geprüft. Z. f. KGesch. 
15, 1. 

73. Schulze, Quellenuntersuchungen z. Vita Constantini d. 
Eusebius. Ztschr. f. KGesch. 14, 503. 

74. Mommsen, N. Arch. 19, 431, hält gegen Duchesne 
(Byzant. Ztschr. 1, 541) an seiner (N. Arch. 18, 357) aufgestellten 
Ansicht fest, dass zwei in der Sammlung der K. v. Thessalonich 
erhaltene Erlasse von Honorius und Theodosius unecht sind. 

75. Mangenet, Hist. de la Vulgate pendant les prem. 
siecles du moyen äge. Rev. des sc. eccle*s. 1893, 41. 192. 

76. In der Mommsen 'sehen Ausg. d. Cassiodor Mon. Germ, 
auet. antiquis. t. Xu. sind auch die röm. Synoden v. 498, 501, 
502 neu edirt worden. 

77. Spicilegium Casinense complectens analecta sacra 
et profana e codd. Casinensib. aliarumque bibliothecar. collecta 
atque edita cura et studio monachor. s. Bened. archicoenobii Montis 
Cassini ib, 1888 (93). 1. de codice Novariensi generatim. 2. de 
nova Dionysii Exigui collectione De Uno et Trinitate in carne 
passo. 3. de Novariensis collect. Dionysio-Hadriana. 4. De cano- 
num poenitential. coli. Novar. 5. de appdice. in quo excerpta e 
Codd. Casinensib. (Nr. 541, 205, 439, 537) proferuntur. f. Dio- 
nysii Exigui nova collectio. 7. Collection. Dionysio - Hadrianae 
excerpta. 8. Canon, poenitential. collectio Novariensis nee non alior. 
concilior. acta ex eod. cod. Novariensi. 9. Appdx. : Excerpt. ex 
Codd. Casinensib. 

78. S e e b a s s , Ueb. d. Regelbuch Benedikts v. Aniane. Z. 
f. KGesch. 15, 244. 

79. G i e 1 1 , Hincmars Collectio de eccles. et capellis, in Hist. 
Jahrb. 15, 556, weist nach, dass die von Gaudenzi in der Bibl. 
iurid. medii aevi edirten beiden Schriften Hincmars schon gedruckt 
waren, und erörtert in mustergiltiger Weise das von Hincmar be- 
nutzte Material. E. Fr. 

80. H a v e t , Quest. meroving. les actes des eveques du Mans. 
Bibl. de Tee. des chart. 93 nov. dec. 

81. Norgate, The Bull „Landabiliter". The Engl. hist. rev. 
Jan. 93, S. 18 (ist die Bulle Hadrians IV. betr. Irlands). 

82. Jordan, Le Registre de Clement IV. Fase. 2. Par. 94. 

83. Epistolae saec. XIII. e regest, pontif. rom. selectae per 
G. H. Pertz. ed. Rodenberg. T. 3. (Mon. Germ.). Berol. 94. 
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84. Rattinger, Der Liber provisionum Urbani V. Hist. 
Jahrb. 25, 51. 

85. Fournier, Le premier manuel canon. de la reforme du 
XI. siecle, in Melanges d'archSol. 14, 147. 

Ueber die grosse von Thaner in Sitzungsber. d. Wiener Akad. 
LXXXIX, 601 (1878) behandelte Sammlung. Sie besteht aus 
315 Kap. (in 74 Titeln), von welchen 158 apokryph sind. Ent- 
standen wohl gegen 1050 und Quelle für zahlreiche spätere Samm- 
lungen. 

86. Hauck, R., Ueb. d. lib. decretor. Burchard's v. Worms. Ber. 
d. K. Sachs. Gesellsch. d. Wissensch. 1894, S. 65 ff., erweist, dass 
B. keine kurialistischen Tendenzen verfolgte, und dass die von ihm 
vorgenommenen Aenderungen der benutzten Quellentexte wesent- 
lich die Tendenz verfolgt haben, die Normen dem geltenden Rechte 
entsprechend umzugestalten. E. Fr. 

87. Lea, a formulary (s. oben Bd. 3, No. 32). Rezens.: 
Souchon in Hist. Z. 73, 85. 

88. Schmitz, D. Quellen z. Gesch. d. C. v. Cividale 1409. 
Rom. Quartalsschr. 8, 217. 

89. Monum. medii aevi hist. res gestas Poloniae illu- 
strantia. XIII. Acta capitulor. nee non iudicior. ecclesiasticor. se- 
lecta ed. Ulanowski. vol. 1. acta capitulor. Gneznens, Poznan, et 
Vladislav. (1408—1530). XIV. Codex epistolaris saec. XV. ed. 
Lewicki, Krakau 94. 

90. Synod. dioeces. Piacentina diebus II. III. IV. 
Maii anni 1893 habita. Placentiae 1893. 

91. C o n s t i t u t i o ne s* et acta publica impera- 
tor. et reg. t. 1. 911 — 1197 ed. Weiland (Monum. german. 
hist. legg. sect. IV. t. 1). Hannov. Hahn 93. M. 24. 

Der II. Band Leges der Monumenta Germaniae ist längst buch- 
händlerisch vergriffen. Zu um so grösserem Danke sind wir der 
Direktion der Monumenta Germaniae und dem Herausgeber ver- 
pflichtet, dass jetzt endlich die bisher schmerzlich genug empfun- 
dene Lücke zur Ausfüllung gelangt. Dem ersten jetzt vorliegenden 
Bande wird noch ein II. für die Zeit von 1198 — 1273, durch Wei- 
land bearbeitet, folgen, an den sich dann noch zwei weitere, deren 
Herstellung Schwalm übernommen hat, für die Zeit von 1275 bis 
zum Ausgange Karls IV., also bis zu dem Zeitpunkte wo Weiz- 
säckers Reichstagsakten einsetzen, folgen werden. 

Der vorliegende Band giebt 455 Nummern, von denen in der 
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Pertz'schen Ausgabe 227 fehlen. Dagegen sind von den bei Pertz 
enthaltenen 24 Nummern ausgeschieden. Diese Zahl vermindert 
sich aber noch um 2, die im nächsten Bande gebracht werden 
sollen. — Mit Recht hat der Herausgeber in seiner Ausgabe sich, 
wie auch schon Pertz, nicht bloss auf den Abdruck eigentlicher 
Gesetze beschränkt, sondern überhaupt alle Aktenstücke auf- 
genommen, welche für die Verfassung und Verwaltung Deutsch- 
lands oder des imperium Romanum von Bedeutung sind. Darum 
schlägt die Publikation auch direkt in's Kirchenrecht ein. Denn 
nicht nur, dass die staatlichen Aktenstücke gegegeben werden, 
welche sich auf die Kirche beziehen, sondern auch solche, die von 
der Kirche ausgegangen sind. So enthält der I. Appdx. 34 Num- 
mern unter der Rubrik Acta et concilia pontificum Romanorum, 
der Appendix HE: Scripta Treugae Dei et Pacis 14 Nummern, und 
auch Appdx. II: Acta varia die Beschlüsse von 5 Synoden, wäh- 
rend Appdx. V. in sehr dankenswerther Weise die Acta spuria 
zusammenstellt. 

Bei der Textgestaltung sind nicht nur die vorhandenen Drucke, 
sondern auch reiche handschriftliche Materialien, über welche bei 
jeder Nummer Rechenschaft gegeben wird, benutzt worden, und 
der bewährte Name des Herausgebers giebt hier dem Benutzer die 
Garantie, dass ein sorgfältiger Text hergestellt worden ist. 

In den Noten sind Varianten und ganz kurze Erläuterungen 
gegeben worden. Ein Namensregister und ein Glossarium bilden 
den Schluss des Bandes, den wir somit der Aufmerksamkeit der 
Fachgenossen auf das dringendste anempfehlen möchten. 

E. Fr. 

92. Westermayer*, Die Brandenburgisch - Nürnbergische 
Kirchen Visitation u. Kirchenordnung 1528 — 1533. Auf Grund der 
Akten dargestellt. Erlangen 94. Fr. Junge. 

Die kleine Schrift bildet den Beginn eines Unternehmens, dem 
wir unsere volle Sympathie widmen : Die Bearbeitung der bayeri- 
schen Reformationsgeschichte mit Zuhülfenahme archivalischer Quellen. 
Wie nbthig das ist, wie viel Irrthümer zu berichtigen und Dunkel- 
heiten aufzuhellen sind zeigt die vorliegende tüchtige Arbeit auf 
das deutlichste. Sie behandelt die Entstehung der KO. von 1533, 
die von Georg v. Brandenburg und der Reichsstadt Nürnberg zu- 
sammen gefertigt und publicirt worden ist. Wenn auch das kirchen- 
politisch hochbedeutsame Ziel des Fürsten, eine für alle Landes- 
kirchen gleichmässige KO. herzustellen, nicht erreicht wurde, so ist 
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doch die mühsam genug zu Stande gebrachte KO. für viele deutsche 
Gebiete vorbildlich geworden. — Die Darstellung des Verf. liest 
sich glatt und fesselnd. Doch sind die Citate nicht immer von 
der wünschenswerthen Genauigkeit, da sie nicht sicher erkennen 
lassen, aus welchem Archive die angeführten Aktenstücke ent- 
nommen sind. Bedauerlich ist es, dass der Verf. Rieker's Buch nicht 
gekannt hat. Er würde dann davon abgesehen haben, einen Unter- 
schied zwischen Luther's kirchenpolitischen Anschauungen und denen 
der KO. zu entwickeln, der in Wahrheit nicht bestand, und er 
würde den Sohm'schen Auffassungen kritischer gegenüber gestanden 
haben. „ E. Fr. 

93. Lösche*, D. ev. KOrdnungen Oesterreichs, Jahrb. d. 
Protest. 1894, 1, 49, giebt den Wortlaut der von dem Herausg. 
schon früher in vortrefflicher Weise charakterisirten KO. von Joa- 
chimsthal nach Massgabe der Ausgabe der Postilla Mathesii v. 1570, 
als deren Anhang sie bisher allein gedruckt war. E. Fr. 

94. K.O. f. d. reform. Gem. Stuttgart-Cannstatt v. 
2./7. 93, genehmigt 1./5. 94. A. K.B1. 94, S. 529. 

95. K.O. d. ev. Brüder-Uni tat i. Deutschi. v. J. 1894. 
Gnadau 94. 

96. Stradolfer, Die antiklerikalen Stellen bei Dante, Prot. 
K.Zeit. 93, No. 46—48. 

97. Mas s o n, Jean Gerson: sa vie, son temps, ses oeuvres, 
preced6 d'une introduct. sur le moyen äge. Lyon 94. 

98. F a m b r i , Paolo Sarpi. Nuovi Studi Veneziani. Nuov. 
Antol. 1894, 17, 46—49. 



V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 

49. Claparede, Essai sur la Constitut. de l'egl. cathol. 
depuis sa fondation jusqu'au pontificat du pape Boniface III. These. 
Geneve 93. 

50. Gallagher, Was the apostle Peter ever at Rome ? A 
critical examination of the evidence and arguments presented on 
both sides of the question. Introduction by J. Hall. New- York 94. 

51. Henriot, Saint Pierre, son apostolat, son pontificat, 
son episcopat, histoire, traditions, legendes. Par. 

52. Fouard, Les origines de TEglise. St. Paul, ses mis- 
sions. Par. 94 2 . 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV. 3. 23 
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53. Schürer, D. ältesten Christengemeinden i. röm. Reiche. 
Rede. Kiel 94. 

54. Z ö c k 1 e r , Bibl. u. kirchenhist. Studien. Münch. 93. 
2. Diakonen u. Evangelisten. 

55. Fayot, &t. sur les origines de l'episcopat. L'episcopat 
et les lettres d'Ignace. Neuchätel 92. (These d. Fak. z. Mon- 
tauban.) 

56. Braun, D. Briefwechsel d. Katholikos Papa v. Seleucia. 
Ein Beitr. z. Gesch. d. ostsyr. K. i. IV. Jahrh. II. Z. f. kath. 
Theol. 1894, 546. 

57. H a r d y , Christianity and the Roman government; a study 
in imperial administration. Lond. 94. 

58. Gegen Harnacks Deutung der Stelle des Irenaeus 
Langen in Revue internat. de theol. 2, 320. 

59. Pflugk-Harttung, The old Irish on the continent. 
Transact. of the roy. hist. Soc. 5, 75. 

60. Schmitz, Seebass u. Hinschius u. ihre Stellung z. Co- 
lumbanfrage. A. f. K. K.R. 71, 436. 

61. Duchesne, Fastes episcopaux de l'anc. Gaule 1. pro- 
vince de sud-est. Par. 93. 

62. Schmitz, D. Rechte d. Metropolit, u. Bischöfe in Gal- 
lien v. IV.— VI. Jahrh. A. f. K. K.R. 72, 3. 

63. Arnold, Caesar, v. Arelate u. d. gall. K. seiner Zeit. 
Leipz. 94. 

64. Schmitz, D. Tendenz d. Provinzialsynoden in Gallien 
seit dem 5. Jahrh. u. d. röm. Bussbücher. Arch. f. K. K.R. 71, 21. 

65. Cuissard, Theodulfe , ev. d'Orleans , sa vie et ses 
oeuvres. Orl. 92. 

66. S c h n ü r e r , D. Entstehung des Kirchenstaates. Köln 94. 

67. Schaube, Z. Verständig, üb. d. Schenkungs versprechen 
v. Kiersy u. Rom. Hist. Ztschr. 72, 193. 

68. Ferrari, II processo storico della chiesa Rom. nel medio 
evo. Prelezione. Roma 94. 

69. Weiss, D. kirchl. Exemtionen der Klöster von ihrer 
Entstehung bis zur gregorianisch-cluniacensischen Zeit. Ein Beitrag 
z. Gesch. d. Klosterexemtionen. Basel 93. (Berner. In.-Diss.) 

70. Bocquet, Esquisse histor. du celibat dans l'antiquite; 
Etüde sur le celibat ecclesiast. jusqu'au conc. de Trente (these). 
Paris 94. 
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71. Die Einführung* der erzwungenen Ehelosigkeit b. d. christl. 
Geistl. u. ihre Folgen. Ein Beitrag zur K.Gesch. v. Joh. Anton 
u. Augustin Theiner. Bevorwortet von Nipp o Id. Bd. 2. 
Barmen Klein, s. a. 

Von der neuen Ausgabe des Theiner'schen Buches ist der 
II. Band erschienen, umfassend die Zeit von 1046 — 1300. Wenn 
auch eine wissenschaftlichen Ansprüchen entsprechende Bearbeitung 
nicht im Plane der Ausgabe gelegen hat, so zeigt doch dieser Band 
nicht nur mannigfache Citate aus der neueren Literatur, sondern auch 
eine Benutzung der neueren Ausgaben der angeführten Quellen- 
stellen. 

Leider ist Beides nicht konsequent geschehen. Das Buch von 
Dresdner, welches reiches Material geliefert hätte, ist dem Her. 
entgangen. Auch sind für Adam v. Bremen, Herrmann v. Reichenau, 
das chron. Ursperg. nicht die jetzt allein massgebenden Ausgaben 
benutzt worden. S. 155 wird Manegold als ungedruckt bezeichnet 
und doch steht er in den Libelli de lite Bd. 1 S. 300 ff. und dass 
dem Her. diese Ausgabe des Monumenta Germaniae bekannt ist, 
zeigt das Citat auf S. 103, obgleich eine entsprechende Benutzung 
dieser Ausgaben nicht vorgenommen ist. Vielleicht könnte — 
wenn auch die Ausgabe keine wissenschaftliche sein will — der 
Her. doch nach dieser Richtung hin beim 3. und letzten Bande 
noch mehr thun. E. Fr. 

72. Abee, D. Fuldaer Wahlstreitigkeiten im XH. Jahrh. u. 
Abt Markward I. (Aus : Jahrb. d. Vereins f. Orts- u. Heimatskunde 
i. d. Grafsch. Mark.) Witten 93. 

73. Roviglio,La renuncia di Celestino V. : saggio crit. hist. 
Verona 93. 

74. E u b e 1 , Z. Gesch. d. gross, abendl. Schismas. Rom. 
•Quartalsschr. 1894, 259. 

75. Ermini, Gli ordinamenti politici e amministrativi nelle, 
Konstitut. Aegidianae. Torino 94. 

76. Faber, Etüde sur le über censuum (vgl. Bd. 3 No. 22). 
Rezens. : Fournier, Bibl. de Tee. d. Chart. 54, 542. Esmein, 
Nouv. Rev. hist. de droit 18, 138 (auch über Blumenstock, 
D. päpstl. Schutz). 

77. Kirsch*, D. päpstl. Kollektorien in Deutschi, während 
d. XIV. Jahrh. Paderborn, Schöningh, 94. Mk. 20. (Quell, u. 
Forschungen a. d. Gebiete d. Gesch. in Verbindung mit ihr. histor. 
Institut, in Rom herausg. v. d. Görres-Gesellschaft, Bd. 3.) 

23* 
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Eine wissenschaftliche Geschichte des päpstlichen Finanz- 
wesens ist bisher weder geschrieben worden, noch kann sie zur 
Zeit geschrieben werden. Dazu bedarf es noch langwieriger und 
schwieriger Vorarbeiten. Eine solche und zwar eine besonders 
dankenswerthe liegt in obiger Publikation vor. Es ist bekannt, 
dass die Bücher der Apostolischen Kammer aus der Avignoneserzeit 
im päpstlichen Archive aufbewahrt werden, und namentlich haben 
Ehrle (Hist. biblioth. Rom. Pontif. t. 1. Romae 91 und Gottlob 
aus der Camera ap. d. XV. Jahrh., Innsbr. 89, darüber Mitthei- 
lungen gemacht. 

Diese Cameralbücher zerfallen in die beiden Serien : Collectoriae 
und Introitus et exitus Cam. ap. von denen die letztere wieder 
zwei Arten von Registern enthält: die Manualia — in diese ver- 
zeichneten die einzelnen Beamten ihre Einnahmen und Ausgaben — 
und die eigentlichen Introitus et exitus, in welche nach den ver- 
schiedenen Titeln die Einnahmen und Ausgaben eines Pontifikal- 
jahres summarisch eingetragen wurden. Die Collectoriae dagegen 
enthalten hauptsächlich die Rechnungsberichte der von der Camera 
in die verschiedenen Länder geschickten Einnehmer, die Register 
der ohne diese Vermittelung direkt an die Centralstelle bezahlten 
servitia communia, Palliengelder, Kanzleitaxen und Geschenke bei 
der visitatio liminum und endlich zahlreiche Register der von den 
Camerarii, Thesaurarii und Notarii der Camera ausgefertigten ob- 
ligationes und Quittungen. 

Die Publikation von Kirsch giebt nun die aus dem XIV. Jahrh. 
stammenden Berichte der in Deutschland thätigen Kollektoren, d. h. 
der Kirchenprovinzen Trier, Köln, Mainz, Bremen, Riga, Magde- 
burg, Salzburg und Prag, der exemten Bisthümer Bamberg und 
Camin und des Bisthums Basel. Die Register der wirklich ein- 
gezahlten Summen sollen später veröffentlicht werden. Aber nicht 
blos von finanzgeschichtlicher Bedeutung ist die Publikation. Auch 
für die kirchliche Topographie und die Spezialgeschichte von Diö- 
zesen und Kirchen gewährt sie wichtige Angaben, nicht minder aber 
für die Geldgeschichte dieses Zeitraumes. Namentlich ist es von Inter- 
esse zu sehen, wie die Zahlungen der Kollektoren durch italienische 
Kaufleute erfolgen, die in Deutschland Niederlassungen besitzen, so 
dass nicht nur Kirchenhistoriker und Kanonisten, sondern auch die 
Geschichtsforscher des Handelsrechts in dem Buche von Kirsch ein 
reiches, bisher ganz unzugängliches Material finden. 

E. Fr. 
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78. E übel, D. päpstl. Provisionen auf deutsche Abteien 
währ. d. Schismas u. d. Pontifik. v* Martin V. 1378—1431. Stud. 
u. Mitth. a. d. Bened.-Ord. 15, H. 2. 

79. Glaser, D. Diöz. Speier i. d. päpstl. Rechnungsbtichern 
1317 — 1560 in Regestenform u. m. Einleitung versehen. Mitth. 
d. H. V. f. d. Pfalz 17, 1. 

80. Fromme, D. span. Nation u. d. Konst. Konz. I. Mün- 
ster 94. Diss. 

81. Gendry, Les delmts du Josephinisme , demeles entre 
Pie VI. et Joseph II. Rev. des que3t. hist. 1894, 455. 

82. Champion, Les biens du clerg6 et la r6volut., in Revo- 
lut. franc. Juni 94. 

83. Ricard, Le concile national de 1811 d'apres les papiers 
inedits du cardin. Fesch conserves aux archives de l'archevöche 
de Lyon. L'Universite cathol. N. S. 1893, 161. 382—574. 1894, 
42. 348 

84. Zschokke*, Gesch. d. Metropolitan-Capitels z. heil. 
Stephan in Wien. Nach Archivalien. Wien 94. Carl Konegen. fl. 4.50. 

Das Wiener Metropolitankapitel existirt über ein halbes Jahr- 
tausend, aber seine Geschichte war bis jetzt nicht geschrieben. 

Um so grösser ist das Verdienst des Verf., der uns so eben 
erst mit dem ausführlichen Werke über die geistlichen Bildungs- 
anstalten Oesterreichs beschenkt hat, dass er mit staunenswerthem 
Fleisse schon wieder auf den Plan tritt. Dabei hat er, wie schon 
im vorigen Buche, wesentlich aus Archivalien geschöpft und in dem 
doch nicht sehr umfangreichen Buche allein 90 Urkunden — dar- 
unter 19 päpstliche Bullen und Breven — wortgetreu mitgetheilt. 
Auch die anderweitig schon gedruckten sind von ihm nach den 
Originalien collationirt worden. Die Darstellung ist schlicht, ein- 
fach, objektiv und für Historiker und Kanonisten in gleicher 
Weise von Interesse. Ein Anhang giebt die Namen sämmtlicher 
Dignitäre und Domherren des Kapitels; dieses ist von Monsign. 
Carl Höfer zusammengestellt worden. E. Fr. 

85. Weber, D. Pfarrsynoden i. alten Bisth. Bamberg. Ein 
Beitr. z. Gesch. d. kirchl. Disciplin. A. f. K. K.R. 72, 50. 

86. Faivre, Essai hist. et'critique sur le bapteme des en- 
fants. Montauban 93 (These). 

87. Goetz, Stud. z. Gesch. d. Busssacram. Revue intern, 
de theol. 2, 300. 431. 
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88. Lombardo-Pellegrini, Sul diritto del spoglio 
nei beneficii vacanti in Sicilia. Arch. di dir. pub. III, 2, 140. 

89. Professione, Contributo agli studi sulle decime eccl. 
e delle crociate. Torino 94. 

90. Lauter*, Die Entstehung der kirchlichen Simultaneen. 
Würzburg 1894. Stuber. 

Eine genaue Statistik aller Simultaneen in Deutschland fehlt 
noch immer. Ich habe in der Neuen kirchlichen Zeitschrift 2, 791 ff. 
auf diejenigen Punkte aufmerksam gemacht, welche der Peststellung 
bedürfen, damit auf der Grundlage eines nach diesen Gesichtspunkten 
gesammelten Materials eine juristische Darstellung der gesammten 
Simultanverhältnisse ermöglicht würde. Verf. unternimmt es, die 
Simultaneen nach der Art und dem Grunde ihrer Entstehung zu 
ordnen und zu untersuchen. Wenn auch von einer erschöpfenden 
Behandlung aller früheren und heutigen Simultaneen keine Rede ist, 
so bringt doch die Schrift ein reichhaltiges statistisches Material 
zusammen. Der Fleiss und die Sorgfalt des Verf. sind daher lobend 
anzuerkennen. Die Ausführungen, in denen sich Verf. auf rein 
juristisches Gebiet begiebt, sind dagegen als verfehlt zu bezeichnen. 

E. Sehling. 

VI. Staat und Kirche. 

28. Hellema, Kritische beschouwingen over de keizerlijke 
Verorderungen aangaande de Christenen, van Tiberius tot Decius. 
Leiden 93. 

29. Ramsay, The church and the empire in the first Cen- 
tury. The Expositor 1893, 8—21. 110—119. 282—296. 

30. W i r g m a n , The Church and the civil power ; or, the 
relations of church and state historically considered. With special 
reference to the restoration of primitive church principles in the 
constitutions and Canon law of the American, Irish, Scottish and 
Colonial churches. Barnrose 94. 

31. Görres, Kirche u. Staat im span. Suevenreich. (409 — 
585 bez. 589.) Ztschr. f. wissensch. Theol., Jahrg. 36, Bd. 2., H. 4. 

32. Filon, Du pouvoir spirituel dans ses rapports avec 
Petat depuis l'origine de la monarchie franc. jusqu'ä la revol. de 
1830. Par. 1844. 

33. Wieder einmal der § 166 des Strafgesetzbuches. Das freie 
Wort, 1894, S. 150. 
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34. Btiff & Ninck, D. Sonntag i. d. neuesten d. Gesetz- 
gebung u. d. Sonntag i. Dienst d. christl. Liebe. Karlsr. 93. 

35. Ricard, Hist. du conseil eccl&s. de Napoleon de 1809 
ä 1811. L'Univ. cathol. t. XIV No. 3 (1893). 

36. Harris, Church and state in the Maryland colony. 
Heidelb. Diss. 94. 

VII. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen 

Kirche. 

29. Honig, D. kath. u. d. prot. Kirchenbegriff in ihrer ge- 
schichtl. Entwickelg. Berl. 94. 

30. Arndt, D. gegenseit. Rechtsverhältn. d. Riten i. d. kath. 
K. A. f. K. K.R. 71, 193. 

31. Lucius Lector, Le Conclave, son Organisation, sa 
legislation ancienne et moderne. Par. 94. 

32. Wahrmund, D. Bulle Aeterni patris filius u. d. staatl. 
Einfluss auf die Papstwahlen. A. f. K. K.R. 72, 201. 

33. Berthelet, Muss d. Papst ein Italiener sein? Das 
Italienerthum d. Päpste, seine Ursachen u. seine Wirkungen. 
Leipz. 94. 

34. Crostarosa, Dei titoli della Chiesa Romana. Ap- 
punti storici-giuridici. Rom. 93. 

35. Eubel, Z. päpstl. Reservations- u. Provisionswesen. 
Rom. Quartalschr. 8, 169. 

36. Gasparri, Tractat. canonicus de sacra ordinatione. I. 
Par. et Lyon 93, II. 94. 

37. Derselbe, De l'eveque d'origine pour Pordination. Le 
Can. cont. 17, 65. 

38. D a 1 b u s , Les ordinations anglicanes. Arras 94. 

39. Boudinhon, Etüde th6ol. sur les ordinat. anglic. Le 
Can. contemp. 17, 326. 385. 

40. Batiffol, Origine de Tobligation personelle des clercs 
ä la recitation de Toffice Canonique. Le Canon, contemp. 17, 9. 

41. Grünau, De coadjutorib. eppörum. Part. 1. Diss. 
Breslau 94. 

42. Kaltner, Der Regulär- u. der Ordenspriester als Hilfs- 
priester an einer Säcularpfarre. Arch. f. K. K.R. 71, 115. 

43. Geiger, Entscheidungen d. k. bayer. Verwaltungsgerichts- 
hofes i. Sachen relig. Kindererziehung. A. f. K. K.R. 71, 369. 
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44. Lindner, D. Konfession d. Kinder n. d. gelt, bayer. R. 
Unter Benützung d. gesetzl. u. sonstigen Bestimmungen, dann der 
einschläg. Praxis u. Literatur. Münch. 94. 

45. Ueber das Glaubensbekenntniss der Protestanten, welche 
die Häresie abschwören. Le Can. cont. 17, 498. 

46. Garbasso, Del diritto di sepolcro nel diritto romano, 
nel diritto canonico e nel giure moderno. Torino 94. 

47. Mace, De la procedure economique dans les causes dis- 
ciplinaires des clercs. Le Can. contemp. 17, 129. 

48. Wahrmund, K.-Patronat. (s. oben S. 86). Rezens. : 
Hussarek in Z. f. Priv. u. off. R. 22, 332. 

49. Kühn, Gebührt dem K.-Patron ein Sitz im Chore ? Arch. 
f. K. K.R. 71, 34. 

50. P o r s c h , Das auf einem einzelnen Gute ruhende Patronat 
kann bei Vereinigung desselben mit anderen Gütern zu einem Herr- 
schaftscomplex durch Ersitzung auf diese sog. Herrschaft übergehen. 
Rechtswirkung der Zerstückelung einer Herrschaft. (Preuss. Rechts- 
fall.) A. f. K. K.R. 71, 399. 

51. Boudinhon, Dela reiteration conditionelle du bapteme. 
Le Can. contemp. 17, 1. 

52. Schieler, D. Verwaltung d. Busssacramentes. Paderb. 94. 

53. Arndt, D. R.-Verhältn. d. Oratorien. A. f. K. K.R. 72, 
63. 335. 

54. Kuhn, D. R.- Verhältnisse in Betr. Thurm u. Glocken d. 
St. Remigiuskirche z. Nieder-Ingelheim. Mainz 93. 

55. Alienabilitä del diritto di sepolcro. H Filangieri 19, 1, 170. 

56. Armbrust er*, D. kirchl. Besteuerg. f. d. kath. Reli- 
gionstheil d. Grossh. Baden zusammengestellt u. mit Einleitg., In- 
halts verzeichn., Anmerkungen u. Register herausgegeben. Freiburg 
i. B. u. Leipz. 94. J. C. B. Mohr. geb. M. 2.40. 

Das kleine Buch orientirt in der Einleitung über die Entstehung 
der einschlagenden Gesetze und ihre Grundprinzipien. Dann werden 
sieben Gesetze und Verordnungen mitgetheilt sowie noch weitere 
fünf Aktenstücke im Anhange. Die Gesetze werden in Anmerkungen 
sachgemäss erläutert. Wir zweifeln nicht, dass die Schrift allen 
Interessenten gute Dienste leisten wird, möchten aber auch weitere 
Kreise auf dieselbe hinweisen, zumal die Frage der kirchlichen 
Besteuerung in allen deutschen Staaten auf der Tagesordnung steht. 

E. Fr. 
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57. Muth, Beitr. z. Lehre v. d. Pfarreien nach Staats- u. 
Kirchenrecht. 2. Saarlouis 93. (a. Titel: Die französ. rechtl. Pfar- 
reien nach d. vermögensrechtl. Seite u. in ihrer modern. Entwicke- 
lung unter d. preuss. Gesetzgebung). 

58. Lambert, Les fabriques d'eglises et leur nouvelle comp- 
tabilite. Par. 94. 

59. Ruffini, Sulla natura giuridica delle cosidette tasse di 
rivendicazione e di svincolo dei beni dei benefizii e delle cappel- 
lanie sappressi. II Filangieri 19, 1, 173. 232. 309. 

Vin. Ordenswesen. 

19. Mayer, D. christl. Ascese. Ihr Wesen u. ihre hist. 
Entwicklung. Freib. 94. 

20. Monuments pour servir a l'hist. de l'Egypte ehret.; 
Hist. des monasteres de la Basse-Egypte ; Vies des saints Paul, 
Antoine, Macaire, Maxime et Domece, Jean le Nain etc. Texte 
copte et traduet. franc. par Amelineau Annal. du musee Guimet. 
T. 25. Par. 

21. Meyer, D. Haupturkk. f. d. Gesch. d. Athosklöster, 
grösstenteils z. 1. Male hrsg. u. m. Einleitgn. versehen. Leipz. 94. 

22. Nissen, D. Diataxis d. Michael Attaleiates v. 1077, 
Ein Beitr. z. Gesch. d. Klosterwesens i. byzant. Reiche. Jena 94. 

23. De Buretel de Chassey, des associat. relig. dans 
le Bas-Empire. — Condit. fiscale des congregat. relig. en Erance. 
Par. 94. 

24. N o 1 1 i n g, D. Bedeutg. d. Mönchthums f. d. K. i. MAlter. 
Kirchl. Ztschr. 18, H. 3. 

25. Spreitzenhofer, D. Entwickelg, d. alt. Mönchthums 
in Italien v. seinen ersten Anfängen b. z. Auftreten d. h. Benedikt. 
Wien 94. 

26. Grützmacher, Die Bedeutung Benedikts v. Nursia 
(s. Bd. 3, VIII, 4). Rezens.: Harnack, Theol. Lit.-Bl. 1894, 79. 

27. Sackur, D. Cluniacenser. in ihrer kirchl. u. allgemein- 
geschichtl. Wirksamkeit b. z. M. d. XL Jahrh. 2. (Schluss.) 94. 

28. Recueil des chartes de l'abbaye de Cluny, forme par Aug. 
Bernard, completS, revise et publie par Alex. Bruel. t. 5. 
(1091—1210.) Par. 94. 

29. Berliere, L'ordre bened. en Belgique : reformes du 
15. et 16. s. Rev. bened. 11, 1. 
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30. Bournet, S. Francis d'Assise. Etüde sociale et m6- 
dicale. Par. 93. 

31. Sabatier, Vie de St. Francois d'Assise. Paris 94. 

32. Mets, Geschiedenis van de ordre der Minderbroeders. 
Gent 93. 

33. Delaville Le R o u 1 x , Cartulaire general de Vordre 
des Hospitaliers de Saint-Jean de Jerusalem. Paris 1 (1100 — 1200). 

34. S u 1 1 e r , D. Dominikanerklöster auf d. Gebiete d. heut, 
deutschen Schweiz im XIII. Jahrh. Luz. 94. ' 

35. Douais, Acta capitulor. provincial. ordin. Pratr. Prae- 
dicator. Premiere prov. de Provence; province romaine; prov. 
d'Espagne (1231 — 1302) fasc. 1. Introduct. et premiere province 
de Provence. Toulouse 94. 

36. Nomasticon Cisterciense seu antiquiores ord. 
Cist. constitutiones a. J. Paris collectae ; ed. nova usque ad tempora 
nostra dedueta a. Segaion. Solesmis 92. 

37. Documents pour servir ä hist. de Tetablissem. des 
Capucins en France. 1568 — 1585. Par. 94. 

38. Gasquet, Henry VIII. and the Engl, monasteries. 
Lond. 93 5 . 

39. von S o m m e r v o g e 1, Bibl. (s. Bd. 1, VIII, 17) ist Bd. 5 
(Schluss) erschienen. 

40. Cartas de S. Ignacio de Loyola fundator de. la 
Compafiia de Jesus 1—6. 1874—1889. 

41. Thompson. The footprints of the Jesuits. Cincin. 0. 94. 

42. J a i n e N o n e 1 1 , El V. P. Jose Pignatelli y la compafiia 
de Jesus en su extinetion y restablicimiento. T. 1. Manresa 93. 

43. Reu seh, Archival. Beiträge z. Gesch. d. Jesuitenordens. 
Z. f. K.Gesch. 15, 98. 261. 

44. Vie de la rev. Mere Marie-Francoise, fondatrice 
de la congregat. des Religieuses du Saint-Nom de Jesus. Par. 94. 

45. Constitut. de la congregat. des Augustins du Co- 
eur tres pur de Marie, dites Religieuses de l'intärieur de 
Marie. Par. 94. 

46. Constitut., regles et Statuts de la congreg. des F i 1 1 e s 
de St. Marie de Torfou (dioc. d' Angers). Angers 94. 

47. Constitut. et Regulae congregat. Missionar, oblator. 
ss. et immaculatae Virgin. Mariae, a Leone P. XII 
una cum instituto in forma speeifica approbatae, a Gregor. XVI. 
confirmatae et iuxta Pii IX. literas editae. Tours 94. 
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48. Constitut. de la petite congregat. des Soeurs de St.- 
Joseph-d'Annecy. Montreuil-sur-Mer 94. 

49. Constitut. et directoire spirituel des Soeurs de la 
doctrine c h r 6 t., suivi des principales vertus, qu'elles doivent 
specialement pratiquer. Nancy 94. 

50. Dolberg, D. Satzungen d. Cisterc. wider d. Betreten 
ihrer Klöster u f Kirchen durch Frauen. Stud. u. Mitth. 1894, 
40. 244. 

51. Seydel, Privatrechtsfähigkeit d. Ordensgeistl., Oesterr. 
Ger.-Zeitg. XLV, 15. 

52. Ordenes religiosas, su existencia legal y capacidad civil en 
Espafia. La Campana Jurid. t. 2. p. 34. 

IX. Evangelisches Kirchenreclit. 

18. B e s s , Luth. u. d. landesh. K.-Regiment. Ein Vortrag. 
Marb. 94. 

19. Lenz, Luthers Lehre v. d. Obrigkeit. Preuss. Jahrb. 
1894, 426 ff. 

20. Friedrich, Luther u. d. K.-Verf. d. Reformat. eccles. 
Hessen v. 1526. Darmst. 94. (Giessener In.-Diss.) 

21. Laval, Le synode de Homberg. Lambert d'Avignon. 
These. Par. 94. 

22. Wilhelm Köhler, Hess. K.-Verf. i. Zeitalt. d. Re- 
format. Giessen 94. 

23. Darpe, D. Anfänge d. Reformat. u. d. Streit üb. d. 
K.-Vermögen in d. Gemeinden d. Grafsch. Mark. Ztschr. f. vaterl. 
Gesch. u. Alterthumsk. 51, 1. 

24. Burkhardt, D. älteste K. u. Schulvisitation i. östl. 
Thüringen 1527. Theol. Stud. u. Krit. 1894, 773. 

25. Buchwald, Wittenberger Ordiniertenbuch 1537 — 1560. 
Leipz. 94. 

29. Rietschel, Luthers Ordinationsformular i. s. ursprüngl. 
Gestalt. Theol. Stud. u. Krit. 1895, 168. 

27. Simons, D. älteste ev. Gremeindearmenpflege am Nieder- 
rhein u. ihre Bedeutung f. unsere Zeit. Bonn 94. 

28. Seil, Forschungen d. Gegenwart über Begriff u. Ent- 
stehung d. Kirche. Z. f. Theol. u. K. 4. Jahrg. H. 3—5. 

29. M o s a p p *, D. württemb. Religionsreversalien. Sammig. 
d. Originalurkunden sammt einer Abhandig. über die Geschichte u. 
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d. zeitgemässe Neuregelung der Religionsreversalien. Tübing. 94. 
H. Laupp. 

Die in dieser Schrift behandelte Frage hat für Württemberg 
eine akute Bedeutung, da die evangelissche Herrscherlinie auf zwei 
Augen steht. 

Dass die alten Religionsreversalien, deren Abdruck zweck- 
mässiger Weise in der vorliegenden Schrift erfolgt, nicht mehr 
brauchbar sind, steht eben so fest, wie die Ungeeignetheit des 
modernen geheimen Rathes, die Funktionen zu übernehmen, welche 
die Verf.-U. noch für ihn in Aussicht genommen hat. 

Wie soll die Regelung erfolgen? Der Verf., nachdem er 
eine zutreffende Geschichte der Religionsreversalien vorausge- 
schickt hat, erörtert zunächst die Frage, ob ein Akt der Staats- 
oder der Kirchengesetzgebung zu erfolgen habe. Er entscheidet 
sich zu Gunsten der letzteren, und die württembergische Regie- 
rung ist dieser Meinung beigetreten, da zunächst der Landes- 
synode ein einschlagender Gesetzentwurf unterbreitet worden ist. 
Die Frage ist mehr von theoretischer als von praktischer Bedeu- 
tung. In ersterer Beziehung wird der Verfassungsurkunde Seitens 
des Verf. eine Meipung untergeschoben, die sie nicht gehabt haben 
kann. Denn zur Zeit ihrer Emanation wäre es wohl Niemanden 
in Württemberg eingefallen, die Stellung des Königs zur Kirche 
als eine innerkirchliche Angelegenheit anzusehen. Praktisch ist es 
freilich gleichgültig, ob zuerst die Synode mit der Frage befasst 
wird und dann die Landstände, oder umgekehrt, wenn die Lösung 
nur in zutreffender Weise erfolgt. Ob es aber taktisch richtig ist, 
eine das ganze Land so tief erregende Angelegenheit den Ständen 
erst in zweiter Hand zugehen zu lassen, steht zur Erwägung der 
Regierung, die ja schon einmal nach dieser Richtung hin keine 
günstigen Erfahrungen gemacht hat. 

Der Verf. verwirft die Befolgung des sächsischen Vorbildes 
aus wenig stichhaltigen Gründen, denn die Parität, deren Verletzung 
er in der Einsetzung von in Evangelicis beauftragten Staatsministern 
erblickt, ist auch in Sachsen verfassungsgemäss und doch ist hier 
noch niemals über eine Rechtsverletzung Seitens der Katholiken 
geklagt worden, wenn diese auch numerisch schwächer sind als in 
Württemberg. Positiv empfiehlt der Verf. eine Organisation nach 
dem Vorbilde des Rofctenburger Domkapitels und des österreichi- 
schen Oberkirchenrathes, und er betont, dass vor ihm noch Niemand 
einen solchen Vorschlag gemacht habe. Wir möchten hinzufügen, 
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dass wohl auch in Zukunft Niemand, vorausgesetzt dass er sach- 
verständig ist, einen solchen Weg empfehlen wird. Der Verf. über* 
sieht zweierlei. Einmal hat er sich nicht über die Stellung eines 
katholischen Domkapitels informirt, welches nur den Senat des 
Bischofes bildet, im Ganzen mit sehr wenig entwickelter Kompe- 
tenz für die Diözesanregierung. Andererseits übersieht er, dass der 
österreichische Kaiser nicht die sog. Episkopalrechte über seine ev. 
Landeskirche besitzt, dass aber auch der katholische König von 
Württemberg Bischof der Landeskirche bleibt, wie das auch die 
Könige von Sachsen und Bayern sind. So heterogene Verhältnisse 
können doch unmöglich auf einen Leisten geschlagen werden. 

Wir sind nach wie vor der Ansicht, dass die sächsische Ein- 
richtung sich allein zur Annahme empfiehlt, und haben auch gegen 
die Vorschläge, die jetzt der Synode gemacht worden sind, schwer- 
wiegende Bedenken. E. Fr. 

30. Köhler, Kirchenregiment u. göttl. Aufsichtsamt. Z. f. 
prakt. Theol. 16, 193. 

31. Bötticher*, Ansprüche d. K.-Gemeinden u. geistl. 
Stellen an die Almend in Jtfiedersachsen. Hannover, Carl Meyer, 94. 
Mk. 3. — . 

Die kleine Schrift sucht auf Grund eines reichen geschicht- 
lichen Materiales zu beweisen, dass die Geistlichen an der Allmend 
antheilberechtigt sind. Der Verf. ist kein Jurist und die Frage 
bedarf noch einer genauen rechtlichen Untersuchung, die freilich 
stets konkrete Verhältnisse ins Auge fassen muss. Das vom Verf. 
beigebrachte Material wird dabei werthvolle Dienste leisten. 

E. Fr. 

32. Martin, Notion du bapteme dans Calvin : signification, 
efficacite et conditions: biblicite du reformateur. These. Mon- 
tauban . 94. 

33. Rietschel, Luthers Lehre vom Gottesdienste. Halte 
was du hast 18, 1. 65. 



X. Sektenwesen. Religionsfreiheit, 

11. Mommsen, D. Prozess d. Christ. Appolonius unter 
Commodus. Sitzungsber. d. K. Preuss. Ak. d. Wiss. zu Berl. 
XXVI, XXVH, XXVIII. 1894. 497. 
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12. Amitai, Vae vae victis. Romains et Juifs. Etüde crit. 
sur les rapports publ. et prives qui ont existe entre les Romains 
et les Juifs jusqu'ä la prise de Jerusalem par Titus. Par. 94. 

13. RamonSanta Maria, La Inquisicion de Ciudad Real. 
Proceso original del difunto Juan Gonzalez Escogido 8. Agosto 
1484 — 15. Marzo 1485. Proceso origin. del difunto Juan Martinez 
de los Olivos 6. Setiembre 1484 — 15. Marzo 1485, in Bolet. de 
la R. Acad. de la Hist. 22, 189—204. 354—372. 

14. Denk, D. Einführung d. exercit. August. Confess. i. d. 
Grafsch. Ortenburg u. d. daraus entstandene Irrung. Verhandl. d. 
hist. V. f. Niederbayern. Bd. 30. 

15. D o u e n, La revocat. de Tedit de Nantes ä Paris d'apres 
d. docum. ined. 1 — 3. Par. 94. 

16. v. S a 1 i s , D. Entwickelung d. Kultusfreiheit in d. Schweiz. 
Basel 1894. 

17. Mac Ilwaine, The struggle of prot. dissenters for 
relig. tolerat. in Virginia. John Hopkins Univ. Stud. ser. XII. 1894. 

XL Eherecht. 

39. Humbert, L'ägl. cathol. et le mariage. Progr. des 
Cours 1893/4. Neuchatel. 

40. Hanauer, Coutumes matrimoniales au moyen äge. 
Nancy 93. 

41. Wallen, Handbook of law of husband and wife in 
Scotland, Edinb. 93. 

42. B r i d e 1 , Los derechos de la muyer y el matrimonio : 
Estudios critic. de legisl. comparada. Madr. 93. 

43. Deurey, Des empechements de mariage (röm. R.); des 
empechem. prohibitifs de mar. en dr. can. et en dr. civil (These). 
Par. 93. 

44. Franc. Brandileone*, L'intervento dello stato nella 
celebrazione del matrimonio in Italia prima del C. di Trento. Me- 
moria letta all' Academia di Scienze Morali e politiche della Soc. 
reale di Napoli. Napoli 94. (Separatabdruck aus dem XXVH. Bande 
der Atti della R. Acad. di scienze morali e polit. di Napoli.) 

Derselbe, Oratori matrimoniali: contributo alla storia della 
celebrazione del matrim. in Italia nel medipevo. Torino Bocca 94. 

Eine schöne Untersuchung, auf welche wir die deutsche Ge- 
lehrtenwelt mit Vergnügen, aufmerksam machen. 
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Der Verf. weist nach, dass in den Gebieten des lombardischen 
Rechtes die Verlobungen vor einem Organe der staatlichen Gewalt 
vorgenommen wurden, und wie dieser Brauch aus dem alten Recht 
sich entwickelt hat. Er will darin noch nicht eine wirkliche Civil- 
ehe erblicken, weil noch die Einheitlichkeit und Regelmässigkeit 
der staatlichen Institution gefehlt habe, aber er sieht doch darin 
Keime der Civilehe, während wir nicht Anstand nehmen, wirkliche 
Civilehen anzunehmen, wie ja auch die fakultative nicht dem Be- 
griff der Civilehe widerspricht, wenn es auch richtig ist, dass der 
mittelalterliche Staat noch keine bewusst-prinzipielle Stellung zur 
Institution der Ehe eingenommen hat. 

Der Verf. erörtert auch die Frage, ob das staatliche, bei der 
Eheschliessung fungirende Organ Sohms Meinung entsprechend als 
ein gekorener Vormund anzusehen sei, oder, wie ich es behauptet 
habe, als Fürsprecher, und erklärt sich mit Recht gegen beide Mei- 
nungen. Gegen die erstere, weil uns in Urkunden der Mundwald 
neben dem Staatsorgan entgegentritt, gegen die andere, weil dieses 
nicht frei von den Eheschliessenden gewählt erscheint. Wenn 
ich aber nun auch meine Ansicht für Italien nicht aufrecht erhalten 
kann und will, so bleibt sie m. E. doch für Deutschland unerschüt- 
tert, wo uns eine Mitwirkung des Staates bei der Eheschliessung 
während des Mittelalters nirgends entgegentritt. Für Italien ist 
es denn auch zutreffend, dass der Priester nicht in die Thätigkeit 
des Fürsprechers nachgefolgt ist, wie ich es für Deutschland nach 
wie vor behaupte, zumal der Verf. den interessanten Nachweis 
liefert, dass in Italien die priesterliche Thätigkeit sich vor dem 
Tridentinum vielfach auf die Benediktion beschränkt habe, und auch 
nach demselben die alte bürgerliche Form der sponsalia de prae- 
senti sich zähe erhalten hat. 

Die zweite der oben angeführten Schriften schliesst sich in- 
haltlich an die erste an. Namentlich verwerthet sie Muratoris 
Anecdota Mediol. 1698 t. 2 p. 231—246, welche bisher der heu- 
tigen Forschung und namentlich auch Thaner, als er die venetia- 
nischen Fürsprecher behandelte, vollständig entgangen waren. Dass 
bei den sponsalia de praesenti der venetianischen Nobüi eine Mit- 
wirkung des Dogen Platz griff, wird vom Verf. erwiesen, und er 
gelangt hier auch selbst zu dem Schlüsse, dass der Priester in die 
Thätigkeit des Orator, die er freilich für eine obrigkeitliche er- 
klärt, nachgefolgt sei. E. Fr. 

44. S a 1 v i o 1 i , La benediz. nuziale fino al C. di Trento 
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specialmente in riguardo alla pratica e alla dottrina ital. dal se- 
colo XIII al XVI. Arch. giurid. 53, 173. Beispiel einer Laien 
copulation aus Modena 1289, S. 175. 

45. Geffcken*, Z. Gesch. d. Ehescheidung vor Gratian. 
Leipz. 94. Veit & Co. 

Die vortrefflich geschriebene Abhandlung bringt zunächst eine 
Darstellung des römischen, altchristlichen und germanischen Ehe- 
scheidungsrechtes, in welcher namentlich die leges barbarorum und 
das fränkische Recht zur sauberen Darstellung gelangt sind. Von 
besonderer Bedeutung ist der Nachweis, dass das germanische und 
fränkische ebensowenig wie das römische Recht einen staatlichen 
Ehescheidungsprozess gekannt haben, und wie erst durch das Mittel 
der Sendgerichte die Kirche einen Einfluss auf die Gestaltung des 
materiellen Ehescheidungsrechtes gewonnen hat. Aber hier liegt 
auch der Keim des gerichtlichen Verfahrens der Kirche in Ehe- 
scheidungssachen, so dass dieses aus dem Strafverfahren heraus- 
gewachsen ist. E. Fr. 

46. Colmet de S.a n t e r r e , Le div. de PEmpr. el le Code 
Napol. Acad. des scienc. mor. 1894, 41, 600. 

47. Mo 11 et, iStude de 16gislat. etrangere sur le mariage 
religieux. Par. 93. 

48. De la defense faite ä la femme divorcee pour cause d'adul- 
tere d'epouser son complice. Belg. jud. 1894, p. 192. 

49. Ueber d. Mischehen protest. Officiere d. preuss. Armee. 
A. f. K. K.R. 72, 126. 

50. C a s t e 1 1 o , De la nullit^ du mariage contractu entre un 
juif et une femme d'autre religion. Journ. de droit intern, prive 
XX 11/12. 

51. v. Bunge*, Aus dem Baltischen Rechtsleben d. Neuzeit. 
Mitau Behre 94. 

Von den fünf Abhandlungen, die das Heft giebt: Abwehr 
zweier Reformvorschläge, Gemischte Ehen, die Portsetzung zum 
Privatrecht v. J. 1890, zum neuen Civilprozessverfahren, über den 
Eid im Civilprozess : interessirt an dieser Stelle nur die zweite. 
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unverschuldet dienstunfähig wird, den Anspruch auf Pension nicht 
deswegen, weil er statt seine Emeritirung nachzusuchen, seine Stel- 
lung aufgekündigt hat. Sachs* Arch. 4, 459. 

42. E. d. Preuss. O.V.Ger, V. Sen. 19./1. 93. Zu den von 
dem Einkommen in Abzug zu bringende Ausgaben gehören nicht 
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44. E. d. R.Ger. IV. Civ.-Sen. 10.11. 92. Ist die auf dfen 
Bestimmungen des mark. Provinzialrechtes beruhende Kirchenbau- 
pflicht d. polit. Gemeinde, insbes. die Kirchenbaupilicht der Stadt 
Berlin durch die neuere Gesetzgebung aufgehoben? (A.L.R. II, 
11, 710.) Erk. d. R.Ger. 31, 204 No. 43. 

Der Gemeindekirchenrath der Johannes -Evangelist -Kirchen^ 
gemeinde, der Beklagten, hat einen Erweiterungsbau der unzu- 
reichend gewordenen Kirche beschlossen und ein Resolut des Polizei- 
präsidiums zu Berlin erwirkt, in welchem die Notwendigkeit des 
Baues und die Art der Ausführung, sowie ferner festgesetzt worden 
ist, dass von den vorläufig auf rund 200 000 M. veranschlagten 
Kosten die Stadtgemeinde B. die nach Abzug des Patronatsbeitrages 
verbleibende, vorläufig auf 110 000 M. berechnete Summe zu tragen 
habe. Die Klägerin, welche bei dem Minister der geistlichen An- 
gelegenheiten beantragt hat, die Vollstreckung des Resolutes zu 
inhibiren und die Kirchengemeinde auf den Rechtsweg zu verweisen, 
ist ihrerseits auf den Rechtsweg verwiesen worden. Sie hat mit 
der vorliegenden Klage beantragt, die Beklagte zu verurtheilen, 
anzuerkennen, dass die Klägerin zu dem projektirten Neubaue der 
Kirche der Beklagten einen Beitrag überhaupt nicht, insbesondere 
nicht den durch das Resolut des Polizeipräsidiums vom 3. Sep- 
tember 1890 festgesetzten Beitrag von 110 000 M., zu leisten ver- 
pflichtet sei. Die Beklagte hat Abweisung der Klage beantragt. 
Das Landgericht hat die Klägerin „zur Zeit" nicht für verpflichtet 
erklärt, den durch das Resolut des Polizeipräsidiums festgesetzten 
Beitrag von 110 000 M. zu leisten, die Klägerin dagegen mit ihren 
weiteren Anträgen abgewiesen. Gegen dieses Urtheil haben beide 
Theile Berufung eingelegt. Das Kammergericht hat die Berufung 
der Klägerin zurückgewiesen und auf die Berufung der Beklagten 
die Klägerin mit ihrer Klage gänzlich abgewiesen. Die Revision 
ist zurückgewiesen worden. 

Aus den Gründen: 

1. „Das Berufungsgericht hat angenommen, die von der ver- 
klagten Kirchengemeinde behauptete Kirchenbaupflicht der klagenden 
politischen Gemeinde beruhe auf den Bestimmungen des märkischen 
Provinzialrechtes, nämlich der Visitations- und Konsistorialordnung 
von 1573 (Mylius, Corpus Constitutionum Marchicarum Bd. 1 
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Abth. 1 S. 292) und der Flecken-, Dorf- und Ackerordnung vom 
16. Dezember 1702 (Rabe, Sammlung preussischer Gesetze Bd. 1 
S. 238). Diese Beurtheilung des Inhaltes von Normen des märkischen 
Provinzialrechtes ist naeh § 511 C.P.O. für das Revisionsgericht 
massgebend; es muss aber geprüft werden, ob die fernere Annahme, 
dass jene provinzialrechtlichen Normen noch Geltung haben, eine 
Verletzung von revisibelen Rechtsnormen enthält. Diese Frage ist 
zu verneinen. 

Mit dem Berufungsgerichte ist davon auszugehen, dass der 
§ 710 A.L.R. II. 11, welcher lautet: „Wo in Ansehung der Kosten 
zum Baue und zur Unterhaltung der Kirchengebäude durch Ver- 
träge, rechtskräftige Erkenntnisse, ununterbrochene Gewohnheiten 
oder besondere Provinzialgesetze gewisse Regeln bestimmt sind, da 
hat es auch ferner dabei sein Bewenden 44 , das Provinzialgesetz aus- 
drücklich aufrechterhalten hat. Danach wird mit Recht dahin gestellt 
gelassen, ob, wie die Klägerin geltend gemacht hat, dieses Gesetz 
mit den Grundsätzen des modernen Staatsrechtes unvereinbar sei. 
Zutreffend ist hiergegen erwogen, es könne, falls dies richtig wäre, 
hierin nur ein Anlass liegen, im Wege der Gesetzgebung eine Aen- 
derung des bestehenden Rechtes herbeizuführen. 

Auch darin ist dem Berufungsgerichte beizutreten, dass die 
streitige Kirchenbaulast der Stadtgemeinde mit dem Gesetze vom 
3. Juli 1869, betreffend die Gleichberechtigung der Konfessionen 
in bürgerlicher und staatsbürgerlicher Beziehung (B.G.B1. S. 292), 
ebensowenig Berührungspunkte habe, als mit dem Gesetze über 
die Freizügigkeit vom 1. November 1867 (B.G.B1. S. 55). In letz- 
terer Beziehung ist richtig angenommen, dass, wenn die kirchliche 
Baulast eine Kommunallast ist, ihr jeder neu Anziehende ohne 
Unterschied der Religion unterworfen sei, und dass, auch wenn die 
fraglichen Normen heutigen Staats- und kirchenrechtlichen Grund- 
anschauungen widersprächen, hieraus die Abschaffung eines be- 
stehenden Gesetzes nicht zu folgern wäre, dass es hierzu vielmehr 
eines neuen Gesetzes bedürfen würde. 

2. Das Berufungsgericht prüft weiter die Behauptung der 
Klägerin, die neue Kirchengesetzung habe jene Vorschrift der Kon- 
sistorialordnung aufgehoben. 

Der dem ersten Abschnitte der Kirchengemeinde- und Synodal- 
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Ordnung vom 10. September 1873 (G.S. S. 418) angehörende § 31 
fuhrt unter 1 1 Nummern diejenigen Angelegenheiten auf, in welchen 
der Gemeindekirchenrath der beschliessenden Mitwirkung der Ge- 
meindevertretung bedarf. Nach den Nummern 5 und 6 ist dies 
erforderlich: 5. bei Neubauten und erheblichen Repa- 
raturen an Baulichkeiten, sofern nicht über die Not- 
wendigkeit der Bauausführung bereits durch die zuständige Behörde 
endgültig entschieden ist .... 6. bei der Beschaffung der 
zu den kirchlichen Bedürfnissen erforderlichen 
Geldmittel und Leistungen, soweit solche nicht 
nach bestehendem Rechte aus dem Kirchenver- 
mögen oder vom Patronate oder von sonst spe- 
ziell Verpflichteten zu gewähren sind, ins- 
besondere bei Festsetzung der auf die Gemeinde 
zu repartirenden Umlagen und bei Bestimmung 
des Repartitionsfusses, welcher nach Massgabe 
direkter Staatssteuern oder am Orte erhobener 
Kommunalsteuern festgesetzt werden muss. 

Das Gesetz vom 25. Mai 1874 (G.S. S. 147) hat die Vertre- 
tung der Kirchengemeinden in vermögensrechtlicher Beziehung sowie 
die Verwaltung des Kirchenvermögens dem Gemeindekirchenrath über- 
tragen (Art. 2) und alle diesemGesetze und dem 1. Ab- 
schnitte der Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung entgegenstehenden Bestimmungen, mögen 
dieselben im Allgemeinen Landrechte in Pro- 
vinz ialge s e tz e n oder in L o k a Ige s e t z e n und 
L ok al o r dnungen enthalten oder durch Observanz 
oder Gewohnheit begründet sein, mit dem 1. Juli 
1874 ausser Kraft gesetzt (Art. 9). 

Das Berufungsgericht findet in diesen Gesetzen keine Bestim- 
mung, die der Vorschrift der Konsistorialordnung entgegenstehe; 
es verneint dies insbesondere in Betreff des § 31 Ziff. 6 der Kirchen- 
gemeinde- und Synodalordnung. In letzterer Beziehung ist unter 
Bezugnahme auf die Rechtsprechung des vormaligen preussischen 
Obertribunales und des Reichsgerichtes, 

vgl. die Erkk. des Obertrib. vom 18. Juni 1877 (Entsch. des 
Obertrib. Bd. 80 S. 124) und vom 7. November 1877 (Entsch. 
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a. a. 0. Bd. 81 S. 82) und die Urtheile des Reichsgerichtes vom 
8. Januar 1880 (Entsch. des R.G. in Civils. Bd. 1 S. 140 flg.), 
vom 11. Dezember 1884 i. S. Demes und Gen. wider die katho- 
lische Kirchengemeinde Stadtlohn (Rep. IV. 238/84), vom 27. Mai 
1886 in Sachen Kleist v. Nollendorf wider die Kirchengemeinde 
Mühlhausen (Rep. IV. 482 85) und vom 22. September 1887 in 
Sachen der politischen Gemeinde Demmin gegen die Kirchen- 
gemeinde Schivelbein (Rep. IV. 89 87), 
angenommen, durch den § 31 Ziff. 6 der Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung werde die kirchliche Baupflicht Dritter 
nicht betroffen und speziell für die Stadt Berlin sei die provinziell 
bestehende Baupflicht nicht aufgehoben. Dem ist beizutreten, und 
ebenso ist dem Berufungsgerichte darin beizupflichten, dass weder 
die Bestimmungen des Gesetzes, betreffend die evangelische Kirchen- 
verfassung in den acht älteren Provinzen der Monarchie, vom 
3. Juni 1876 (G.S. S. 125), noch das speziell die Rechte der ver- 
einigten Kreissynoden der Haupt- und Residenzstadt Berlin be- 
treffende Ergänzungsgesetz vom 19. Mai 1891 (G.S. S. 64) erkennen 
lassen, es sei, was die Klägerin behauptet hat, unter den gesetz- 
gebenden Paktoren kein Zweifel darüber gewesen, dass eine Bau- 
pflicht der Stadt Berlin nicht bestehe. Abgesehen davon, dass eine 
solche Aenderung des bestehenden Rechtszustandes im Gesetze einen 
klaren Ausdruck hätte finden müssen, weist das Berufungsgericht 
zutreffend darauf hin, dass nach den Bestimmungen jener beiden 
Gesetze und des Ergänzungsgesetzes vom 6. März 1882 (G.S. S. 14) 
das den vereinigten Kreissynoden der Stadt Berlin eingeräumte 
Recht, Anleihen aufzunehmen und Umlagen auszuschreiben, einer 
ganzen Reihe anderer Bedürfnisse zu dienen bestimmt, und dass 
dieses Anleiherecht mit der in der Kurmark Brandenburg gesetz- 
lich fortbestehenden Baupflicht der Stadtgemeinde sehr wohl ver- 
einbar sei. Diese Baupflicht der Stadtgemeinde besteht nach den 
von dem Berufungsgerichte massgebend angewendeten Bestim- 
mungen der Konsistorialordnung von 1573 darin, dass von den 
Kosten der Kirchenbauten bei Stadtkirchen, soweit das Kirchen- 
vermögen nicht ausreicht, der Patron die Hauptmaterialien, nament- 
lich Steine, Holz und Kalk oder deren Surrogate, die Stadt- 
gemeinde („Rath und Obrigkeit sammt Gemeine") und die 
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Eingepfarrten aber alles übrige zu beschaffen haben. Es stehen 
also die Baupflicht der Stadtgemeinde („Rat und Obrigkeit sammt 
Gemeine") und die Baupflicht der Kirchengemeinde nebeneinander. 
Diesen Rechtszustand hat § 31 Ziff. 6 der Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung nicht geändert. Denn er trifft Bestimmung über 
die von der Kirchengemeinde zu den kirchlichen Bedürfnissen 
zu beschaffenden Geldmittel und Leistungen und belässt es aus- 
drücklich bei dem bestehenden Rechte insoweit, als diese 
Geldmittel und Leistungen danach nicht von der Kirchengemeinde, 
sondern aus dem Kirchenvermögen, vom Patrone oder 
von sonst speziell Verpflichteten zu gewähren sind. Auf 
Bestimmungen über die „sonst speziell Verpflichteten" des 
§ 31 Ziff. 6 kann die kassatorische Klausel des Gesetzes vom 
25. Mai 1874 sich nicht beziehen. Denn da die Bestimmungen 
„des bestehenden Rechtes" über die neben der Kirchen- 
gemeinde sonst speziell Verpflichteten im § 31 Ziff. 6 der Kirchen- 
gemeinde- und Synodalordnung ausdrücklich aufrecht erhalten 
sind, so können sie als dem 1. Abschnitte der Kirchengemeinde- 
und Synodalordnung entgegenstehende Bestimmungen nicht ange- 
sehen werden, und ebensowenig stehen sie dem Gesetze vom 25. Mai 
1874 entgegen, welches, abgesehen von dem die kassatorische Klausel 
enthaltenden Art. 9, lediglich über die Vertretung der evange- 
lischen Kirchengemeinden (Artt. 1 — 7) und über die Rechtsverhält- 
nisse des Patrones in Betreff der Vermögensverwaltung (Art. 8) 
Bestimmungen enthält. In Betreff der erwähnten Rechtsprechung 
des vormaligen preussischen Obertribunales und des Reichsgerichtes 
aber ist darauf hinzuweisen, dass es sich in den dort entschiedenen 
Fällen um die Frage handelte, ob die im § 3 1 Ziff. 6 der 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung vorgeschriebene 
Festsetzung der auf der Kirchengemeinde zu repartiren- 
den Umlagen sich nur auf die Ausschreibung neuer zu 
entrichtender Steuern, nicht auch, wenigstens der Regel 
nach nicht, auf die Kirchen- und Pfarrbaulast bezieht. Die 
in dieser Frage seit dem erwähnten Urtheile des vormaligen 
preussischen Obertribunales vom 7. November 1877 (Entsch. des- 
selben Bd. 81 S. 82) bestehende Verschiedenheit der Auffassungen 
einerseits des Obertribunales und des Reichsgerichtes, andererseits 
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des Ministers der geistlichen Angelegenheiten, des Gerichtshofes 
zur Entscheidung der Kompetenzkonflikte und anderer, 

vgl. Hegel in der Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. 17 S. 114 flg.; 
Hinschius in der 8. Aufl. des Koch'schen Landrechtes Bd. 4 
S. 340, 341; Trusen, Das preussische Kirchenrecht S. 64, 
kommt in dem vorliegenden Rechtsstreite nicht in Betracht. Es 
ist also verfehlt, wenn die Revision diese über die im Art. 3 1 Ziff. fr 
der Kirchengemeinde- und Synodalordnung erwähnten „Umlagen" 
herrschende Meinungsverschiedenheit für die Entscheidung des gegen- 
wärtigen Rechtsstreites, in welchem die Verpflichtung eines 
Dritten — der Stadtgemeinde — in Frage steht, zu verwerthen 
sucht. 

Die Revision hat für die behauptete Aufhebung der Kirchen- 
visitations- und Konsistorialordnung durch die neuere Kirchengesetz- 
gebung geltend gemacht, jenes Provinzialgesetz verfolge im Geiste 
seiner Zeit dieselben Zwecke für die damalige evangelische Kirche 
der Kurmark Brandenburg, wie sie die Kirchengemeinde- und Syno- 
dalordnung vom 10. September 1873 für die evangelische Landes- 
kirche des jetzigen preussischen Staates im Auge habe. Dass diese 
Annahme unzutreffend ist, ergeben die von dem Berufungsgerichte 
massgebend angewendeten Bestimmungen unter Ziff. 4, 5 der Flecken-, 
Dorf- und Ackerordnung vom 16. Dezember 1702. Dort ist unter 
ausdrücklicher Bezugnahme auf die Visitationsordnung „jeder Ein- 
wohner und Unterthan jedes Ortes, er sei wes Religion 
er wolle", als verpflichtet erklärt, wenn an Kirchen oder Kirch- 
höfen etwas zu bauen und zu bessern ist, mit allem Fleisse dazu 
zu helfen, das Seinige und was ihm nach Proportion zukommt,, 
dazu gern beizutragen; und „wer sich darin nicht gebürlich, ge- 
horsamlich und als ein Christe erzeigen wird, den soll man drei 
Tage mit Gefängniss bestrafen". Hier ist also in dem massgeben- 
den Provinzialgesetze von der Religion ausdrücklich abgesehen, 
während dafür, dass das Provinzialgesetz, worauf die Revision 
gleichfalls hingewiesen hat, dingliche Verhältnisse im Auge habe, 
nichts beigebracht ist. 

Somit ist nicht richtig, dass die von dem Berufungsgerichte 
aus den beiden Provinzialgesetzen hergeleitete allgemeine Verpflich- 
tung der politischen Gemeinde auf der damaligen Kirchenverfassung 
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beruht habe. Damit ist auch die Folgerung hinfällig, dass diese 
Verpflichtung fortgefallen, weil sie mit der neuen Kirchenverfassung 
unvereinbar sei, und dass also an die Stelle der älteren allgemeinen 
Verpflichtung der „Räthe und Obrigkeiten sammt Gemeine", 
worunter die Revision „die Eingepfarrten im älteren dinglichen 
Sinne " versteht, die Steuerverpflichtung der Kirchengemeinde selbst 
— d. i. nach der Revision: der Eingepfarrten im neueren persön- 
lichen Sinne — getreten sei. 

Vgl. Hegel, a. a. 0. S. 125, 126. 

Weiter hat die Revision auf das in dem Gesetze vom 19. Mai 
1891 (G.S. S. 64) den vereinigten Kreissynoden der Haupt- und 
Residenzstadt Berlin beigelegte Recht „zur Errichtung neuer kirch- 
licher Gebäude" und n u r zu diesem Zwecke Anleihen aufzunehmen, 
hingewiesen und daraus gefolgert, dass danach der Gesetzgeber 
davon ausgegangen sein müsse, die Baupflicht der politischen Ge- 
meinde bestehe nicht mehr. Auch diese Annahme ist hinfallig. 
Das im Art. 1 Ziff. 2 des Ergänzungsgesetzes vom 19. Mai 1891 
den vereinigten Kreissynoden der Stadt Berlin beigelegte Recht, 
zur Errichtung neuer kirchlicher Gebäude Anleihen aufzunehmen, 
findet auch neben der fortbestehenden Baupflicht der politischen 
Gemeinde seine Erklärung darin, dass nach dem Provinzialgesetze 
die Baupflicht neben dem Patrone nicht der Stadtgemeinde allein, 
sondern der Stadtgemeinde und den Eingepfarrten obliegt. Da- 
mit wird auch der Vorwurf der Revision hinfällig, das Berufungs- 
gericht habe unberücksichtigt gelassen, dass die Voraussetzung der 
Konsistorialordnung nicht mehr zutreffe, da die Kirchengemeinde 
durch das ihr gewährte Recht, Anleihen aufzunehmen und Umlagen 
festzusetzen, nunmehr in der Lage sei, sich die zu Kirchenbauten 
erforderlichen Geldmittel zu verschaffen. 

Auch der ferneren Annahme des Berufungsgerichtes, dass 
speziell die Baupflicht der Stadt Berlin durch die neuere Gesetz- 
gebung nicht aufgehoben sei, ist beizutreten. Es ist zutreffend 
erwogen, daraus, dass nach Art. 8 Ziff. 2, 3 des Gesetzes vom 
3. Juni 1876 (G.S. S. 125) und des Ergänzungsgesetzes vom 19. Mai 
1891 (G.S. S. 64) den vereinigten Kreissynoden der Haupt- und 
Residenzstadt Berlin das Recht beigelegt ist, zur Gewährung von 
Beihilfen an die ärmeren Parochieen behufs Befriedigung dringlicher 
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kirchlicher Bedürfnisse allgemeine Umlagen auszuschreiben und zur 
Errichtung neuer kirchlicher Gebäude Anleihen aufzunehmen, könne 
die Aufhebung der provinziell bestehenden Baupflicht der Stadt 
Berlin nicht gefolgert werden. 41 . . . 

45. E. d. Preuss. O.V.Ger, betr. die Zwangseinstellung v. 
Pfarrgehalt in d. Etat einer K.Gemeinde v. 24./1. 94. K.G. u. 
V.B1. 94 No. 2. 

Gründe. 

Für das evangelische Pfarrsystem Filehne, als dessen Filiale 
seit dem Jahre 1745 die Kirchengemeinde Ehrbar dorf bezeichnet 
wurde, war ein in der Stadt Filehne wohnender Pfarrer bestellt, 
während der Rektor der Stadtschule — wie aus der Matrikel für 
das Bethaus in Rosko vom 24. Mai/6. August 1793 und aus den 
Rektorvokationen, insbesondere der vom 6. Januar 1879 hervor- 
geht — als Hülfsgeistlicher zu bestimmten geistlichen Amtshand- 
lungen verpflichtet war. Mit Rücksicht auf den Umfang des Pfarr- 
systems — 4941 Seelen auf mehr als 4 Geviertmeilen — und auf 
das kirchliche Bedürfniss war die Annahme eines zweiten ordinirten 
Geistlichen wiederholt (z. B. 1869, 1872, 1882) angeregt worden; 
in Folge ablehnender Beschlüsse der Kirchengemeinden vom 14. Sep- 
tember 1888 wurden durch Erlass des Evang. Ober-Kirchenraths 
vom 31. Dezember 1889 das Konsistorium und die Regierung mit 
den Verhandlungen zum Zwecke der Errichtung einer zweiten Stelle 
im Wege der Parochialveränderung beauftragt. Während Schul- 
und Kirchengemeinde unter Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde 
die Trennung der Rektorats- von der Hülfsgeistlichen-Stelle am 
29. März 1890 genehmigten, erklärten die Gemeinde-Kirchenräthe 
und -Vertretungen von Filehne und Ehrbardorf durch Be- 
schlüsse vom 19. September 1890 eine zweite Predigerstelle für 
unnöthig und überflüssig. Konsistorium und Regierung veröffent- 
lichten indess — nachdem der Evang. Oberkirchenrath im Ein- 
verständnisse mit dem Kultusminister durch Erlass vom 22. Mai 
1891 die Genehmigung ertheilt hatte — die am 27. Mai und 4. Juni 
1891 vollzogene Urkunde über „Errichtung einer zweiten Pfarr- 
stelle für die Parochie Filehne", welche bestimmt: 

§ 1. Die bisher mit dem Schulrektorate organisch verbundene 
Hülfspredigerstelle wird von jenem endgültig abgetrennt und 
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gleichzeitig zu einer selbständigen geistlichen Stelle (Diakonat) 

erhoben, 
während der § 2 das Stelleneinkommen, neben 600 Mark Mieths- 
entschädigung, auf 1800 M. festsetzt, welches, soweit es nicht aus 
Stolgebühren oder sonstigen Einnahmen gedeckt wird, nach dem 
Verhältniss der Klassen- und Einkommensteuer von den Kirchen* 
gemeinden Fi lehne und Ehrbardorf zu zahlen ist. 

Hierbei wurde nach dem berichtlichen Antrage des Konsisto- 
riums die Bezeichnung „Diakonat" gewählt, um auszudrücken, dass 
der zweite Geistliche dem ersten nicht ko-, sondern subordinirt 
bleibe, und es wurde ferner in dem Entwürfe der Errichtungs- 
urkunde eine Vorschrift des Inhalts, dass das Konsistorium die 
Vertheilung der Amtsgeschäfte zwischen beiden bewirken und dabei 
befugt sein solle, dem Diakonus einen Theil der bis jetzt dem ersten 
Pfarrer obliegenden Amtshandlungen gegen Gebührenbezug zu über- 
tragen, auf Anordnung des Evang. Oberkirchenrathes gestrichen und 
der Ausführung vorbehalten, weil eine solche Vorschrift theils selbst- 
verständlich, theils durch spätere Vereinbarung mit den Betheiligten 
ohne Schwierigkeit durchführbar sei. 

Der jetzige erste Pfarrer zu Filehne, B., ist am 30. November 
1890 eingeführt und inzwischen zum Superintendenten bestellt. Die 
Besetzung der zweiten Stelle ist indess erst zum 1. Juli 1893 durch 
Berufung des Diakonus G. erfolgt. Nach der Anzeige jenes vom 
12. September 1893 sind die Geschäfte zwischen beiden unter still- 
schweigender Billigung des Konsistoriums dahin vertheilt, dass jeder 
Geistliche in regelmässigem Wechsel den sonntäglichen Frühgottes- 
dienst in Filehne bezw. in Ehrbardorf abhält und in der betref- 
fenden Woche dort auch die sonstigen Amtshandlungen verrichtet, 
im Uebrigen aber die Seelsorge räumlich getheilt ist. 

Von dem Diensteinkommen des Diakonats von zusammen 2400 M. 
sind durch Zuschuss aus Staatsfonds 600 M., und durch anderweite 
Einnahmen 414 M. gedeckt, sodass gemäss der Bestimmung der 
Errichtungsurkunde zu dem Reste von 1386 M. die Kirchengemeinde 
Filehne nach einem Klassensteuersoll von 12 128 M., diejenige zu 
Ehrbardorf nach einem solchen von 1109 M. für das Jahr 1893/94 
beizutragen hätte. Da die vereinigten Gemeindeorgane durch Be- 
schluss vom 19. Mai 1893 jeden Beitrag wiederum ablehnten, haben 
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Konsistorium und Regierungspräsident durch zwei gemeinschaftliche 
Beschlüsse vom 15. Juni/ 16. August 1893 unter Bezugnahme auf die 
Einrichtungsurkunde und in der Erwägung, dass für die Zeit vom 
1. Juli 1893 bis zum 1. April 1894 drei Viertheile des obigen Fehl- 
betrages oder 1039,50 M. aufzubringen sind, davon aber auf Filehne 
952,40 M. und auf Ehrbardorf 87,10 M. entfallen, die Einstellung 
dieser Beträge in die betreffenden Etats für 1893/94 auf Grund 
des Art. 27 des Kirchenverfassungsgesetzes vom 3. Juni 1876 verfügt. 

Mittels Klage vom 19. Oktober 1893 haben beide Kirchen- 
gemeinden die Aufhebung dieser Verfügungen beantragt, indem sie 
anführen: Das Recht des Staates bei Errichtung geistlicher Stellen 
käme hier nicht in Betracht, weil der hier streitigen Einrichtung 
ein ganz besonderer Vorgang zu Grunde liege, weil jene nämlich 
nicht durch Rücksichten auf die Seelenzahl, die örtlichen oder 
sonstigen Verhältnisse der Parochie, die völlig unverändert ge- 
blieben seien, sondern lediglich durch die vor Kurzem erfolgte 
Uebertragung der Superintendentur an den ersten Pfarrer veran- 
lasst worden wäre. Diese Uebertragung, durch welche der eine 
Geistliche allerdings völlig überlastet würde, sei aber nicht im 
Interesse der Gemeinden, sondern lediglich im fiskalisch-kirchlichen 
Interesse erfolgt. Der Fiskus, welcher dadurch der Parochie einen 
Theil der Arbeitskraft ihrer Geistlichkeit entzogen und die ent- 
zogenen Kräfte ihr durch die — im kirchlichen Interesse allerdings 
dringend wünschenswerthe — Einrichtung der zweiten Stelle wieder 
zugeführt habe, müsse billig deren Kosten tragen, wie er dafür 
verantwortlich sei, dass die Parochie jahrelang ohne genügende 
Seelsorge gewesen. Der Versuch, die Kosten der für Staatszwecke 
verwandten Kräfte den Lokalgemeinden aufzubürden, sei unbillig 
und unrechtmässig. 

Das K. Konsistorium ist der Ansicht, dass die beiden an- 
gefochtenen Beschlüsse nur dann anfechtbar seien, wenn die staat- 
lichen und kirchenregimentlichen Behörden zur Errichtung der 
zweiten Pfarrstelle bezw. zur Festsetzung des Einkommens für 
diese nicht befugt gewesen wären. Diese Befugnisse seien jedoch 
in der Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Bd. XII S. 184 
für das Gebiet der Provinzialkirche Schleswig-Holsteins bereits an- 
erkannt und für den Bereich der Preussischen Landeskirche nur 
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insoweit abweichend geordnet, als hier in der Centralinstanz neben 
dem Minister noch der Evang. Oberkirchenrath bei Parochialver- 
a'nderungen mitzuwirken habe. Falls die Notwendigkeit einer 
solchen vom Verwaltungsrichter überhaupt zu prüfen sei, würde 
der Nachweis ihres Nichtvorhandenseins, d, i. der Unrechtmässig- 
keit der Zwangsetatisirung, den Klägerinnen obliegen; eventuell 
sei zu bemerken, dass die Parochie bereits 1889 auf 4 Geviert- 
meilen 4941 Seelen gehabt habe, und dass das Mass der dem ersten 
Pfarrer obliegenden, in dem Bericht vom 7. Oktober 1890 zu- 
sammengeseellten Pflichten, — ganz abgesehen von den durch 
frühere ungenügende Pastorirung gesteigerten grossen Aufgaben 
der Seelsorge — die Kraft eines normal veranlagten Geistlichen 
entschieden übersteige. Die Anstellung eines zweiten sei daher 
auch schon 1855 und wiederholt 1888 von dem Pfarrer P. an- 
geregt, und die Behauptung der Klage, dass sie erst in Folge der 
Uebertragung der Superintendentur auf den Pfarrer B. im Jahre 
1891 nothwendig geworden, ohne thatsächliche Begründung. Seinem 
auf Abweisung der Klage gerichteten Antrage ist der mitbeklagte 
K. Regierungspräsident lediglich beigetreten. 

Demgegenüber haben Klägerinnen durch einen unmittelbar vor 
der mündlichen Verhandlung überreichten Schriftsatz und durch 
ihren zu jener erschienenen Vertreter noch geltend gemacht, dass 
die Errichtung einer neuen Stelle an sich und solange sie mit einer 
Distriktsveränderung nicht verbunden sei, unter den Begriff der 
Parochialveränderung nicht falle. Zu einer solchen Errichtung sei 
daher die Staatsbehörde kraft ihres, in dem § 32 Tit. 11 Th. II 
des A.L.R. anerkannten Oberaufsichtsrechts über die Kirchen- 
gesellschaften um so weniger befugt, als der Inhalt dieses Rechts 
durch das neuere Kirchenverfassungsgesetz nunmehr abgrenzend 
umschrieben sei. — Bei entgegenstehender Auffassung komme die 
Bedürfnissfrage sowohl für die anordnende Behörde, wie für den 
Richter in Betracht. Jene dürfe aber nicht um deswillen bejaht 
werden, weil die Kräfte des einen Pfarrers wegen seiner Beauf- 
tragung mit den Aemtern eines Superintendenten, Kreis- und Lokal- 
Schulinspektors nicht mehr ausreichten. Da hier die zweite Stelle 
«rst nach der Ertheilung der bezüglichen Aufträge errichtet worden 
sei, so hätten Oberkirchenrath und Minister das Bedürfniss zu jener 
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ohne Rücksicht auf diese Beauftragung gar nicht mehr prüfen 
können, und desshalb könne auch die Erektion der Stelle nicht 
mehr legal sein. Wolle man hiervon absehen, so sei das Bedtirf* 
niss zu verneinen. Denn eine organische Verbindung des Rektorats 
mit der Hülfsgeistlichenstelle habe nie oder nicht immer bestanden, 
da auch blosse Theologiestudirende zeitweise als Rektoren fungirt 
hätten. Auch sei von zwei früheren Pfarrern erklärt, dass das 
reine Pfarramt einen Geistlichen nicht voll beschäftige, und dies 
werde dadurch bestätigt, dass der Pastor P. noch am Pädagogium 
in 0. Religionsunterricht ertheilt, und dass das Konsistorium seinen, 
seit 1855 gestellten Anträgen auf einen zweiten Geistlichen bis 
jetzt nicht stattgegeben habe. Die Evangelischen in Ehrbardorf 
und Rosko seien mittelst Wagen in weniger als einer Stunde zu 
erreichen; im Uebrigen handele es sich nur um vereinzelte, ver- 
sprengt wohnende Förster und Holzarbeiter. — Seitens der Ge- 
meinde Ehrbardorf insbesondere werde noch deren Eigenschaft als 
Filiale bestritten, da sie Kirche und Begräbnissplatz für sich allein 
unterhalte und obgleich sie zum Pfarrbau in Filehne Vs beitrage. 
Ihre in Rente verwandelten Pfarrabgaben machten 78, ihre son- 
stigen Kirchen-, Kantorats- und Synodal-Beiträge 30°/ der Ein- 
kommensteuer aus, beides ohne die Accidentien. Dies seien Gegen- 
leistungen für die ganz bestimmten (je eine Predigt an Sonn- und 
Festtagen und die Fastenpredigten) Leistungen des Pfarrers zu 
Filehne; nur mit diesem habe die Gemeinde Vertrags- oder doch 
observanzmässig zu thun gehabt, nicht mit einem zweiten oder 
Hülfsprediger, dessen Bestellung ihr kein plus an geistlichen Lei- 
stungen oder sonstige Vortheile bringe und ihr daher auch keine 
Kosten verursachen dürfe. 

Für die mündliche Verhandlung waren behufs Wahrnehmung 
des öffentlichen Interesses zwei Kommissare auf Grund des § 74 
Abs. 2 des Landes Verwaltungsgesetzes bestellt. 

Der erste, ein Mitglied des evangelischen Oberkirchenraths r 
führte aus, wie die durch Urkunde vom Mai/ Juni 1891 vorgesehene 
Errichtung einer zweiten selbständigen Pfarrstelle nothwendig den 
bisher dem ersten Pfarrer allein zustehenden Pfarrzwang einschränke 
und demgemäss nach der Ausführung des in Sachen der Gemeinde 
Rutenberg gegen das Konsistorium der Provinz Brandenburg er- 
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gangenen Urtheils vom 20. Februar 1892 * als eine Parochialver- 
änderang im Sinne des Art. 23 Nr. 6 des Gesetzes vom 3. Juni 
1876 sich darstelle. Als solche sei sie — nach der im Einver- 
nehmen mit dem Kultusminister ertheilten Genehmigung des Ober- 
kirchenraths — durch gemeinschaftlichen Akt des Konsistoriums 
und der Regierung dem Gesetze gemäss erfolgt, sodass die — zu- 
dem zweifellose — Notwendigkeit der zweiten Stelle vom Richter 
nicht mehr zu prüfen sei. Schon auf Grund des gedachten und 
des dort bezogenen Urtheils vom 14. November 1885 (Entschei- 
dungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. XII S. 184 ff.) 2 erscheine 
daher die Klage unbegründet. — Wenn jener Errichtungsakt zu- 
gleich auch das Gehalt der zweiten Stelle bestimmt habe, so könne 
doch Seitens des evang. Oberkirchenraths die Befugniss der Erektions- 
behörden (Konsistorium und Regierung) zu solcher Gehaltsfest- 
setzung nicht anerkannt werden. Denn mit der Errichtung der 
Stelle folge aus % 164 Tit. 11 Th. II des Allg. L.-R. die gesetz- 
liche Pflicht der Gemeinde zu deren Dotirung, wobei der angemes- 
sene Unterhalt im Streitfalle früher von den „Geistlichen Oberen", 
nach Erlass des Gesetzes vom 3. Juni 1876 aber von dem Kon- 
sistorium allein zu bestimmen und eventuell gemäss Art. 27 Abs. 2 
a. a. 0. von dem Regierungspräsidenten, aber nicht mehr von der 
Regierung zu erzwingen sei. Es werde sonach ein Ausspruch auch 
dahin beantragt, dass die Festsetzung der Dotation neuerrichteter 
Stellen in die ausschliessliche Zuständigkeit der Kirchenbehörde 
falle, und dass auf Grund einer solchen Festsetzung — allerdings 
abweichend von dem Grundsatze des Urtheils vom 1. März 1880 
(Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. VI S. 157), welcher 
Seitens der Kirchenverwaltung als zutreffend nicht erachtet werde — 
die Zwangsetatisirung stattfinden könne. 

Der zweite, dem Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und 
Medizinal-Angelegenheiten angehörige Kommissar erkannte gleich- 
falls eine Parochialveränderung als vorliegend an, erachtete jedoch 
die hierzu berufenen Behörden (Minister und Oberkirchenrath, bezw. 
Konsistorium und Regierung) als berechtigt zur Festsetzung der 



1 K. G.- u. V.-Bl. 1892 S. 143 ff. 

2 K. G.- u. Y.-B). 1886 S.45ff. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV. 3. 25 
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Dotation neuer Stellen, da ohne eine solche jene Veränderung meist 
garnicht durchzuführen sei. Wenngleich diese Mitwirkung der Staats- 
behörde eine gewisse Beschränkung der kirchlichen Selbständigkeit 
enthalten möge, so bleibe jene doch so lange unvermeidlich, als 
die Rechtsprechung die einseitig von der Kirchenbehörde getroffenen 
Festsetzungen als eine für die Zwangsetatisirung ausreichende Grund- 
lage nicht anerkenne; anderenfalls sei es für die Staatsbehörde ohne 
Interesse, ob die Dotation schon in der Errichtungsurkunde oder 
erst später festgesetzt werde. Jener Grundsatz und die Ausfüh- 
rungen in Bd. VI S. 157 der Entscheidungen des Oberverwaltungs- 
gerichts entsprächen aber auch nach der Ansicht des Ministeriums 
nicht dem bestehenden Rechte. Bis zum Jahre 1876 sei die Re- 
gierung, Abtheilung für Kirchen- und Schulwesen, zweifellos be- 
fugt gewesen, sowohl als „Verwalterin der äusseren kirchlichen 
Angelegenheiten" den nothwendigen Unterhalt der Geistlichen seinem 
Betrage nach festzustellen, als auch kraft ihrer reinstaatlichen Exe- 
kutionsbefugniss diese ihre Anordnung zu vollstrecken. Der Ent- 
wurf des Kirchenverfassungsgesetzes vom 3. Juni 1876 habe jene 
erste Befugniss auf die Konsistorien übertragen, aber die weitere, 
erst im Herrenhause hinzugefügte Bestimmung des Art. 27 Abs. 2 
noch nicht enthalten, durch welche die Staatsbehörde erst ermäch- 
tigt worden wäre, auch die Anordnungen kirchlicher Organe in 
Vollzug zu setzen. Danach seien alle früheren, im Abgeordneten- 
hause abgegebenen Erklärungen des Regierungskommissars, welche 
die Berechtigung zur Erzwingung von Gehaltserhöhungen verneint 
hätten, für die jetzige Rechtslage nicht mehr zutreffend, während 
für die Auslegung des inzwischen erlassenen Gesetzes die spätere, 
bei Gelegenheit einer Interpellation vom Jahre 1878 im Herren- 
hause abgegebene Erklärung nicht massgebend sein könne. Wenn- 
gleich der § 164 Tit. 11 Th. II des Allg. L.-R., indem er die Ge- 
meinden zur Beschaffung des Unterhalts verpflichte, dessen Betrag 
nicht bestimmt habe, so bilde doch der von den geistlichen Oberen 
festgesetzte Unterhaltungsbetrag eine „gesetzliche Leistung" der 
Gemeinde, deren Zwangsetatisirung nunmehr durch den Art. 27 
Abs. 2 gestattet werde. Für die katholische Kirche sei gemäss 
§ 53 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 (Ges.-S. S. 241) das Gleiche 
unter der Voraussetzung anzunehmen, dass auch hier die geistlichen 
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Oberen schon bis dahin eine die Gemeinde verbindende Festsetzung 
hätten treffen können. Ob eine solche gegen die Gemeinde er- 
gangene Gehaltsfestsetzung auch dem Stelleninhaber das Recht zur 
Klage gegen die Gemeinde auf Zahlung des festgesetzten Gehalts 
gewähre oder nicht, sei für die hier allein streitige Frage der 
Zwangsetatisirung desselben irrelevant. Daher müsse schon aus 
diesen Erwägungen die vom Konsistorium, wenn auch unter Mit- 
wirkung der Regierung, getroffene Festsetzung des Gehaltes der 
zweiten geistlichen Stelle als eine die Zwangsetatisirung recht- 
fertigende Grundlage erachtet werden. 

Hiernach war, wie geschehen, zu erkennen. 

Was zunächst den bisherigen Stand der Rechtsprechung an- 
belangt, so war in dem Endurtheile vom 1. März 1880 (Entschei- 
dungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. VI S. 157 ff.) angenommen, 
dass die frühere Befugniss der Staatsbehörde, allein oder im Ein- 
vernehmen mit der Kirchenbehörde, in einer die Kirchengemeinden 
verbindenden Weise die Gehälter der Geistlichen festzustellen und 
zu erzwingen, nach Erlass des Kirchenverfassungsgesetzes vom 
3. Juni 1876 (Ges.-S. S. 125) in der Regel nicht mehr fortbestehe. 
Sie ist dagegen — wie für das Gebiet des Gemeinen Rechts in 
dem Urtheile vom 14. November 1885 1 (Entscheidungen des Ober- 
verwaltungsgerichts Bd. XII S. 184 ff.) und für das Allg. L.-R. in 
demjenigen vom 20. Februar 1892 2 (Preuss. Verwaltungsblatt 
Jahrgang XIII S. 515) dargelegt worden — ausnahmsweise in den- 
jenigen Fällen als fortbestehend anerkannt, in denen es sich um 
die Neudotirung von Stellen in Folge von Parochialveränderungen 
handelt. Und als eine solche sei nicht bloss die Aenderung in den 
bisherigen Grenzen der Pfarreien, sondern auch — bei unveränder- 
ten Grenzen — jede Aenderung in den zum Pfarrzwang berech- 
tigenden Kirchenämtern anzusehen. Der bestehende Pfarrzwang 
werde indess nicht durch jede Vermehrung .der geistlichen Stellen, 
gewiss nicht durch die Annahme eines „Pfarrgehülfen" (§§ 515 ff. 
Tit. 11 Th. II des Allg. L.-R.), und auch nicht nothwendig durch 
die von „Nebengeistlichen" im Sinne der §§ 539 ff. a. a. 0. ge- 



1 K. G.- u. V.-Bl. 1886 S. 45. 

2 K. G.- u. V.-BL 1892 S. 143. 
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ändert, sodass im Einzelfalle zu prüfen bleibe, ob durch die Er* 
richtung der neuen Stelle der Pfarrzwang, das Recht des bisherigen 
Geistlichen auf ausschliessliche Vornahme der Religionshandlungen 
(§ 418 a. a. 0.), gemindert sei, ob der Inhaber der neuen Stelle 
schon durch deren Errichtung ein von dem Willen des ersten 
Pfarrers unabhängiges, selbständiges Recht erhalten habe, neben 
diesem gleichberechtigt den Pfarrzwang zu üben. 

Ob dies letztere im vorliegenden Falle zutrifft, unterliegt min- 
destens sehr gewichtigen Zweifeln. Wenn die Errichtungsurkunde 
vom 27. Mai und 4. Juni 1891 die Umwandlung der bisher mit 
dem Schulamte verbundenen Hülfspredigerstelle in eine „selb- 
ständige geistliche Stelle (Diakonat)" anordnet, so scheint das 
hervorgehobene Wort lediglich den Gegensatz des Seelsorgers gegen 
den blossen Prediger, des reinen Kirchenamts gegen dessen frühere 
Vereinigung mit dem Schulamte auszudrücken und beweist jeden- 
falls nicht, dass die Stelle eine andere als die eines blossen „ Neben- 
geistlichen u im Sinne der §§ 539 ff. a. a. 0. sei, worauf die Be- 
zeichnung „Diakonat" nachdrücklich hindeutet (vgl. Kirchenrecht 
von Richter § 160, von Jacobson § 61 Seite 216). Und den Fol- 
gerungen, welche etwa aus der in der Ueberschrift gebrauchten 
Bezeichnung als einer „zweiten Pfarrstelle tt gezogen werden könn- 
ten, steht anderseits die Entstehungsgeschichte entgegen, wonach 
der Diakonus dem Pfarrer nicht ko-, sondern subordinirt werden 
sollte. Nach dem im Entwürfe vorgesehenen, demnächst aber als 
selbstverständlich gestrichenen Vorbehalte, die Geschäftsvertheilung 
später und selbst dahin zu regeln, dass dem Diakonus sogar ein 
Theil der bisher dem Pfarrer obliegenden Amtshandlungen gegen 
Gebührenbezug zufalle, kann es ferner nicht wohl Absicht gewesen 
sein, der neuen Stelle schon durch deren Errichtung einen Theil 
des Pfarrzwanges zu übertragen, sondern nur die Möglichkeit einer 
zukünftigen derartigen. Uebertragung offen zu halten. Bei dem 
Mangel fundationsmässiger Bestimmungen über die Amtsfunktionen 
des Diakonus blieb dieser aber nach der Regel des § 541 a. a. O. 
„der Aufsicht und Anweisung des Pfarrers in allen Amtsgeschäften 
unterworfen", und dementsprechend hat auch das Konsistorium die 
Anzeige des Pfarrers vom 12. September 1893, in welcher Weise 
dieser die bezügliche Vertheilung mit dem Diakonus und unter 
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dessen Zustimmung geregelt habe, einfach zur Kenntniss genommen. 
Ist hierin die Bildung einer „besonderen" örtlichen Kirchenverfas- 
sung im Sinne des § 540 a. a. 0. nicht zu erblicken, so wird der 
Pfarrer rechtlich nicht behindert, jederzeit die Geschäfte anders zu 
vertheilen und dem Diakonus die selbständige Befugniss zu Religions- 
handlungen wieder zu entziehen. 

Wenn hiernach durch die Errichtung der zweiten Stelle der 
der ersten zustehende Pfarrzwang nicht geändert und eine Parochial- 
veränderung nicht eingetreten sein sollte, so würden auch die hier 
streitige Etatisirungsverfügung und der gegen die Kirchengemeinden 
geübte Zwang auf Leistung des für jene festgesetzten Gehalts nicht 
mehr in den beiden, oben zuletzt erwähnten Endurtheilen vom 
14. November 1885 und 20. Februar 1892 die rechtliche Stütze 
finden, vielmehr nach der Regel des erstbezogenen Urtheils vom 
1. März 1880 (Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. VI 
S. 157 ff.) für unzulässig zu erachten sein. Wie dessen Ausfüh- 
rungen aber in der Wissenschaft (vgl. z. B. Hinschius, Preussisches 
Kirchenrecht, Anmerkung 66 zu § 164 Tit. 11 Th. II des Allg. 
L.-R. S. 272/3), und Seitens der Verwaltungsbehörden in Kirche 
und Staat mehrfach als unzutreffend angegriffen worden, so sind 
sie auch dem unterzeichneten Gerichtshof niemals als unbedenklich 
erschienen, haben vielmehr wiederholt erhebliche Zweifel hervor- 
gerufen. Bei der nunmehr gebotenen erneuten Prüfung hat der- 
selbe denn auch seine frühere Auffassung aus folgenden Erwägungen 
nicht beizubehalten vermocht. 

1. Indem das Allgemeine Landrecht durch § 110 Tit. 11 Th. II 
die Mitglieder einer Kirchengesellschaft zu Beiträgen für die Unter- 
haltung der Kirchenanstalten verpflichtet und in dem § 164 daselbst 
bestimmt: „Für den Unterhalt der bei einer Kirchengesellschaft 
angesetzten Beamten muss die Gesellschaft selbst sorgen u , hat es 
nur die allgemeine Doktrin des evangelischen Kirchenrechts aus- 
gesprochen, wonach die Kirchengemeinden — in Ermangelung 
anderweiter Deckungsmittel — für alle kirchlichen Bedürfnisse 
aufzukommen haben (vgl. unter Anderen Herrmann „Zur Lehre 
von der rechtlichen Natur der Kirchenlasten" in Stobbe's Zeit- 
schrift für deutsches Recht Bd. 18 S. 29 ff., insbesondere S. 37). 
Dass zu letzteren auch der auskömmliche Unterhalt der Geistlichen 
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in bereits bestehenden oder durch das Bedürfhiss erforderten 
neuen Stellen gehört, ist in der preussischen Praxis niemals zweifel- 
haft gewesen (Präjudiz Nr. 1897 des Obertribunals, Entscheidungen 
Bd. 14 S. 471; Erkenntnisse des Kompetenzgerichtshofes vom 
18. März 1865 — Justiz-Min.-Bl. S. 141 — - und vom 19. April 
1873 — Min.-Bl. der inn. Verw. S. 172; Instruktion vom 1. Ok- 
tober 1847 I. Nr. 18 — Min.-Bl. der inn. Verw. S. 278 — ). Wenn 
das Allgemeine Landrecht — hierin von dem § 131 der Rheinisch- 
Westfälischen Kirchenordnung vom 5. März 1835 (v. Kamptz, Ann. 
XIX S. 105) abweichend — lediglich von dem „Unterhalt" ohne 
Beifügung des Prädikats „angemessenen, standesgemässen" etc. 
redet, so ist dies unwesentlich, da diese Abgrenzung des Begriffes 
schön aus der Bestimmung selbst mit Notwendigkeit sich ergiebt. 
Und wenn ferner das Gesetz selbst eine Bestimmung des im Einzel- 
falle erforderlichen Gehaltes nicht getroffen, vielmehr dem Ermessen 
der zuständigen Behörde überlassen hat, so ist gleichwohl die Ge- 
währung des so bestimmten Unterhaltungsbetrages ebenso eine 
„gesetzliche" Leistung der Gemeinde, wie die privatrechtlich be- 
gründeten Pflichten zur Gewährung von Alimenten, zum Ersätze 
des Schadens oder des Interesses als „gesetzliche" allgemein an- 
erkannt werden, und wie die Leistungen der Schulsozietäten, der 
bürgerlichen Gemeinden zur Bestreitung der nicht durch das Gesetz, 
sondern durch die zuständige ßehörde festgesetzten Kosten für 
Schul- oder polizeiliche etc. Bedürfnisse gleichfalls als „gesetzliche" 
anerkannt sind. Es kann sich vielmehr nur fragen: 

2. welche Behörde bis zum Jahre 1876 zuständig war, um 
den durch Gesetz nicht bestimmten Betrag des im Einzelfall zu- 
reichenden Unterhalts in Streitfällen für die verpflichtete Kirchen- 
gemeinde verbindlich festzusetzen? Dass dies nach Bestimmung 
des Allgemeinen Landrechts die „Kirchlichen Oberen" waren, ist 
nach dem aus zahlreichen Einzelvorschriften (vgl. z. B. §§ 238, 
294 ff., 704 ff., 764, 771) erkennbaren Prinzip nicht zu bezweifeln. — 
Bei der Neuorganisation der Staatsbehörden im Jahre 1808 sind 
dann dem Ministerialdepartement des Innern und dessen „Abthei- 
lung für den Kultus" nicht nur „alle Rechte der obersten Aufsicht 
und Fürsorge des Staates in Beziehung auf die Religionsübung 
aller Glaubensverwandten (jura circa sacra)" übertragen, sondern 



Digitized by 



Google 



Gerichtssprüche. 379 

auch damit vereinigt „nach Massgabe der Verfassungen der ver- 
schiedenen Eeligionsparteien die Konsistorialrechte (jura sacro- 
rum) namentlich in Absicht der Protestanten nach § 143 Tit. 11 
Th. II des Allg. L.-R." (Publikandum , betr. die Veränderung der 
obersten Staatsbehörden, vom 16. Dezember 1808 Nr. 4, 12, 13 — 
Nov. corp. Const. Bd. 12 S. 527), während in beiden Beziehungen 
unter Aufhebung der Konsistorien lediglich die „Regierungen 14 und 
deren „Geistliche" und „Schul-Deputationen" als untere Instanz 
fungirten (Verordnung wegen verbesserter Einrichtung der Pro- 
vinzialbehörden vom 26. Dezember 1808, §§ 10 und 26; Geschäfts- 
instruktion für die Regierungen vom gleichen Tage §§ 3 und 62 

— a. a. 0. S. 679 und 705). — Da es sich indess als undurch- 
führbar erwies, die gesammten evangelischen kirchlichen Angelegen- 
heiten reinstaatlichen Verwaltungsbehörden anzuvertrauen, wurde 
bereits durch den § 15 der Verordnung vom 30. April 1815 (Ges.-S. 
S. 85) die Wiedererrichtung der Konsistorien vorgesehen und diesen 
durch ihre Dienstinstruktion vom 23. Oktober 1817 (Ges.-S. S. 237) 
neben der „allgemeinen Leitung des evangelischen Kirchen wesens 
in rein geistlicher und wissenschaftlicher Hinsicht" noch die „Aus- 
übung der auf den eigentlichen Religionsunterricht bezüglichen und 
der (sonst noch speziell) bestimmten Konsistorialrechte in Ab- 
sicht der evangelischen Landeskirche" aufgetragen, während nach 
der „Geschäftsinstruktion für die Regierungen" vom gleichen Tage 
(Ges.-S. S. 248) diesen, bezw. deren „Kirchen- und Schulkommis- 
sion" alle bisherigen, nicht entzogenen Befugnisse verblieben, und 

— vgl. § 18 — insbesondere „die Aufsicht und Verwaltung sämmt- 
licher äusserer Kirchenangelegenheiten" „und des Kirchenvermögens" . 
Diese Abgrenzung der beiderseitigen Befugnisse blieb zwar nach der 
Allerhöchsten Kabinetsordre vom 31. Dezember 1825, betr. Aen- 
derungen in der Organisation der Provinzialverwaltungsbehörden 
(Ges.-S. 1826 S. 5), im Wesentlichen fortbestehen, erfuhr indess 
durch die Verordnung, betr. die Ressortverhältnisse der Provinzial- 
behörden für das evangelische Kirchenwesen, vom 27. Juni 1845 
Ges.-S. S. 440), eine grundsätzliche Aenderung. Denn nunmehr 
gingen umgekehrt die sämmtlichen Angelegenheiten der evangeli- 
schen Kirche auf die Konsistorien insoweit über, als sie nicht den 
Regierungen besonders vorbehalten waren und vorbehalten wurden 
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— ausser den gemeinschaftlich bleibenden Parochialveränderungen — 
unter anderen (§ 3 zu 5) die Aufsicht bezw. Verwaltung des Ver- 
mögens der Kirchen und kirchlichen Stiftungen; auch wurde vor- 
gesehen, dass, wenn über das Vorhandensein eines kirchlichen Be- 
dürfnisses oder über die Abmessung seines Umfanges Zweifel 
entstehen, Regierungen und Konsistorien nur im Einvernehmen 
handeln sollen. Unter diesem Vorbehalte wurde in dem die Aus- 
führung regelnden Cirkularerlasse vom 1. Oktober 1847 (Min.-Bl. 
für die inn. Verw. S. 278) den Regierungen die Fürsorge für die 
Dotation der Pfarrstellen zugewiesen (II unter 5 a), während die 
Anstellung von Hülfsgeistlichen und die Festsetzung der Remunera- 
tionen derselben den Konsistorien entweder allein oder — falls 
eine bleibende Stelle oder die Umlage einer neuen Last in Frage 
kommt — unter Zustimmung der Regierungen zustand (I Nr. 18). 
Völlig analog wurde dann die Verwaltung der inneren und äusseren 
Kirchenangelegenheiten auch in der Centralinstanz durch den Aller- 
höchsten Erlass vom 29. Juni 1850 (Ges.-S. S. 343) zwischen dem 
neuerrichteten Oberkirchenrath und dem Kultusminister getheilt. 

Dementsprechend hat endlich die Verwaltungspraxis (vgl. Cir- 
kularreskript des Kultusministers vom 7. April 1876; die Erklä- 
rungen des Regierungskommissars bei der Berathung des Gesetzes 
vom 3. Juni 1876 ; die vorerwähnten Entscheidungen des Kompetenz- 
gerichtshofes vom 18. März 1865 und 19. April 1873) stets daran 
festgehalten, dass Konsistorien und Regierungen in Streitfällen ge- 
meinsam zu entscheiden hatten, welche geistliche Stelle und was 
zum Unterhalte des Stelleninhabers nothwendig und von der Ge- 
meinde aufzubringen sei. 

Dass dann die Regierung befugt war, diese von ihr getroffene 
Entscheidung im Wege der Administrativexekution zur Durchführung 
zu bringen, steht nach § 11 ihrer Geschäftsinstruktion vom 23. Ok- 
tober 1817 ausser Zweifel. 

Während nun die Begründung der Entscheidung des Ober- 
verwaltungsgerichts Bd. VI S. 167/8 diese beiden Befugnisse- der 
kirchlichen und staatlichen Behörden als bis zum Erlasse des Ge- 
setzes vom 3. Juni 1876 fortbestehend anerkennt, hat sie 

3. die rechtliche Natur der Festsetzungs- und der Zwangs- 
befugniss nicht ausreichend von einander unterschieden. Die letztere 
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ist lediglich ein Ausfluss der Staatshoheit, somit ein Recht, welches 
den Organen der Kirche als solchen niemals zustehen kann, sodass 
schon die mittelalterliche Rechtsentwickelung zu der Annahme des 
sogenannten Schutz- und Schirmrechts (vgl. Richter-Dove, Kirchen- 
recht, VIII. Auflage § 101; v. Rönne, Preussisches Staatsrecht I 
§ 192) führte, vermöge dessen die Staatsgewalt den Aussprüchen der 
kirchlichen Instanzen — theils nach vorgängiger Prüfung — mittels 
ihrer Machtmittel, mit dem „weltlichen Arm" Geltung verschaffte. 

Bezüglich der Festsetzungsbefugniss kommt dagegen in Be- 
tracht, dass seit dem Jahre 1808 den Regierungen — anfänglich 
ausschliesslich und später in einem durch die fortschreitende Kom- 
petenzerweiterung der Konsistorien stets geringer werdenden Um- 
fange, oder gemeinsam mit diesen — die Ausübung nicht allein 
<ler Staatshoheit, der jura circa sacra, gegenüber allen Religions- 
gesellschaften zustand, sondern auch gegenüber der evangelischen 
Landeskirche insbesondere noch die Ausübung der sogenannten 
Konsistorialrechte, der jura sacrorum, welche, da sie aus dem Summ- 
episkopat des Landesherrn sich entwickelten, als gemischte, kirch- 
liche und staatliche Rechte, aber nicht als eine ausschliesslich 
staatliche Funktion sich darstellen. Da nun die staatshoheitliche 
Aufsicht über Private, Vereine und selbst über öffentliche, aber 
dem Staatsorganismus nicht eingegliederte Korporationen etc. der 
Staatsbehörde noch nicht das Recht, die Besoldungen für deren 
Angestellte festzusetzen, gewährt, so muss diese, gegenüber der 
evangelischen Kirche bestehende Befugniss eben als ein Bestand- 
teil der Konsistorialrechte, der „Verwaltung der kirchlichen Ex- 
ternen" betrachtet werden. Dem steht auch die Erwägung (Ent- 
scheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. VI S. 168) nicht 
entgegen, dass ein derartiges jus statuendi den Kirchen- im Gegen- 
satz zu den Staatsbehörden nicht wohl beigelegt Fein könne; denn 
bei der Bestimmung, was als Unterhalt angemessen und zu gewähren 
ist, handelt es sich nicht um die Setzung einer neuen Rechtsnorm, 
sondern um die Anwendung einer bestehenden (hier des § 164 
a. a. 0.) auf den Einzelfall, um einen judikatorischen Akt, aber 
nicht um die Ausübung des jus statuendi. 

Dieser Unterschied der rechtlichen Grundlage beider Befugnisse 
ist aber von entscheidender Bedeutung für die 
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4. Auslegung und Handhabung des Kirchenverfassungsgesetzea 
vom 3. Juni 1876. Nach dessen Art. 21 (Art. 19 des Entwurfs — 
Nr. 31 der Drucksachen des Abgeordnetenhauses für 1876) soll „die 
Verwaltung der Angelegenheiten der evangelischen Landeskirche,, 
soweit solche bisher von dem Minister oder den Regierungen ge- 
übt worden ist, auf den evangelischen Oberkirchenrath und die 
Konsistorien übergehen 44 , vorbehaltlich der in den folgenden Artikeln 
gesetzten Ausnahmen. Da diese die Aenderung oder Neubildung 
von Pfarrbezirken, aber nicht die Gehaltsnormirung geistlicher 
Stellen erwähnen, so sind jedenfalls zu der ohne Parochialverände- 
rung stattfindenden Festsetzung von Gehältern die Regierungen 
nicht mehr zuständig. Da ihre bezügliche Befugniss ferner aus 
den ihnen übertragenen Konsistorialrechten, aus der Verwaltung 
der kirchlichen Externen entsprang, so ist sie nicht — etwa in 
Folge der Nichterwähnung in den Art. 23 ff. — einfach erloschen, 
sondern kraft des Art. 21 in dem Umfange, in dem sie bestand, 
auf die Konsistorien übergegangen und zur ausschliesslichen Befug- 
niss dieser geworden. 

Umgekehrt ist die Zwangsbefugniss der Regierung, weil sie 
ihr nicht kraft des Konsistorialrechts der kirchlichen Verwaltung, 
sondern kraft der Staatshoheit zustand, nicht auf die Konsistorien 
übergegangen. Diese entbehrten nunmehr der eigenen Mittel, um 
gegen widerstrebende Gemeinden die ihrerseits getroffenen Gehalts- 
festsetzungen zu erzwingen, während anderseits die Staatsbehörde 
zur Vollstreckung der ohne ihre Mitwirkung getroffenen Anordnung 
dann und solange nicht befugt erschien, als ihr dies Recht nicht 
ausdrücklich durch das Gesetz beigelegt worden war. Und dies 
war nicht schon durch den Entwurf, sondern ist erst nachträglich 
Seitens der Kommisson des Herrenhauses, und zwar gerade um die 
staatliche Exekution kirchlicher Festsetzungen zu ermöglichen (vgL 
Kommissionsbericht des Herrenhauses, Drucksache Nr. 67 S. 18) r 
durch Hinzufügung des Abs. 2 des Art. 27 des Gesetzes und durch 
die hier zugelassene Zwangsetatisirung geschehen. 

Dieser Sach- und Rechtslage entsprach es durchaus, wenn vor 
der Zulassung der Zwangsetatisirung im Abgeordnetenhause der 
Regierungskommissar die Erzwingung von Gehaltserhöhungen für 
unzulässig erklärte (Abgeordnetenhaus 1876, Kommissionsbericht, 
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Drucksache Nr. 153 S. 27, und Sitzung vom 5. Mai 1876 — Steno- 
graphischer Bericht S. 1228), und wenn ferner nach Beantragung 
der Zwangsetatisirung der Abgeordnete Miquel die Ansicht aus- 
sprach, dass durch eine solche auch die vom Konsistorium fest- 
gesetzte Gehaltserhöhung als eine „gesetzliche" Leistung der Ge- 
meinde erzwungen werden könne, und jene daher ohne den 
gleichzeitigen Schutz der Rechtskontrole nicht zu gestatten sei 
(Sitzung vom 9. Mai; Stenographische Berichte S. 1302/3). Die 
beiderseits erhobenen Bedenken sind dann durch die regierungs- 
seitig befürwortete Aufnahme der Abs. 2 und 3 in den Art. 27 
erledigt, sodass weitere Erörterungen über jene Frage in beiden 
Häusern des Landtages unterblieben. 

Aus den vorstehenden Erwägungen folgt nothwendig das von 
dem früheren abweichende Schlussergebniss, dass die bis 1876 be- 
standene Befugniss der Regierungen, in Streitfällen die Gehälter 
geistlicher Stellen festzusetzen, auf die Konsistorien übergegangen, 
und dass die fernere Befugniss, solche Festsetzungen zu erzwingen, 
zwar nicht gleichfalls übergegangen, aber — weil sie anderenfalls 
weggefallen sein würde — in der Form der dem Regierungspräsi- 
denten eingeräumten Zwangsetatisirung erhalten worden ist. Die 
hiergegen im Abgeordnetenhause geltend gemachten Bedenken, dass 
die Festsetzung des Gehaltsbetrages, weil dieser nicht schon im 
Gesetze normirt sei, keine „gesetzliche 14 Leistung begründe, sind 
bereits oben unter Nr. 1 widerlegt; aus dem gleichen Grunde ist 
auch den vom Regierungskommissar bei der späteren Interpellation 
im Herrenhause am 28. Januar 1878 abgegebenen und nunmehr 
auch vom Ministerialkommissar als nicht massgebend bezeichneten 
Erklärungen (Stenographische Berichte S. 155, 157) entscheidendes 
Gewicht nicht beizulegen. Und wenn endlich das Verfassungsgesetz 
von 1876 zu der Auflage von Leistungen der Kirchengemeinden, 
welche die Steuerkraft der Gemeindeglieder in Anspruch nehmen, 
stets die Mitwirkung der Staatsbehörde vorbehalten hat (vgl. Ent- 
scheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. VI S. 169), so steht 
dies gleichfalls der obigen Auffassung nicht entgegen; denn auch 
die Zwangsetatisirung kann nach Art. 27 nicht einseitig von der 
kirchlichen Behörde, sondern nur durch den Regierungspräsidenten 
erfolgen, welcher, bevor er zu solcher Massnahme schreitet, diese 
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nach ihrer rechtlichen und wirtschaftlichen Seite zu prüfen und, 
falls er die staatlichen Interessen dadurch für beeinträchtigt er- 
achtet, seine Mitwirkung zu versagen hat. 

Bei Anwendung dieses Grundsatzes auf den vorliegenden Streit- 
fall haben — unter Billigung der vorgesetzten Centralbehörden — 
Konsistorium und Regierung die Errichtung der zweiten selbstän- 
digen Stelle eines Geistlichen anstatt des bisher nur zu bestimmten 
Verrichtungen berufenen Rektors nach wiederholter Anhörung der 
Kirchengemeindeorgane angeordnet und dessen Unterhalt auf den 
Betrag von 1800 + 600 M. bestimmt. Dies wurde als eine Parochial- 
Veränderung gemäss Art. 23 Nr. 6 des Gesetzes von 1876 gemein- 
sam von der Kirchen- und der Staatsbehörde bewirkt. Wenn es 
nach dem Eingangs Erwähnten möglicher Weise als die Errichtung 
einer bleibenden Hülfsprediger- (Nebengeistlichen-) Stelle zu er- 
achten sein möchte, welche nach der Verordnung vom 27. Juni 1845 
und der zugehörigen Instruktion vom 1. Oktober 1847 bereits dem 
Konsistorium im Einvernehmen mit der Regierung zustand und 
jetzt jenem allein zusteht, so unterliegt e& doch keinem Zweifel, 
dass durch die vielleicht nicht erforderliche Mitwirkung der Staats- 
behörde die Anordnung des Konsistoriums nicht zu einer ungültigen, 
rechtsunwirksamen geworden ist. Demnach liegt auch kein zwin- 
gender Anlass vor, zu der vom Kommissar des evangelischen Ober- 
kirchenraths angeregten Frage: ob die Dotation der durch Parochial- 
veränderungen neu entstehenden Stellen von der Kirchenbehörde 
allein oder unter Mitwirkung der Staatsbehörde festzusetzen sei? 
bestimmte Stellung zu nehmen. 

Klägerinnen haben denn auch die Gültigkeit des Errichtungs- 
aktes nur um deswillen angefochten, weil einmal das kirchliche 
Bedürfniss — für welches nur die Verhältnisse der Pfarrei selbst, 
nicht die persönliche Inanspruchnahme des zeitigen Pfarrers durch 
die Nebenämter eines Superintendenten, Kreis- und Lokalschul- 
inspektors bestimmend sein dürften — von der anordnenden Be- 
hörde erst nach der Uebertragung dieser Nebenämter auf den Pfarrer 
anerkannt sei, und weil ferner dies Bedürfniss vom Verwaltungs- 
richter nachzuprüfen und nicht vorhanden sei. Der erste Angriff 
ist schon um deswillen verfehlt, weil die Bedürfnissfrage lediglich 
nach den Gesichtspunkten der Flächengrösse , Seelenzahl etc. der 
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Pfarrei und dem Umfange der geistlichen Amtsgeschäfte, dagegen 
ohne Berücksichtigung der Superintendentur- und Schulaufsichts- 
geschäfte des zeitigen Pfarrers sehr wohl geprüft werden konnte 
und ohne Rücksicht auf letztere auch thatsächlich bejaht worden 
ist. Und wenn ferner — den zweiten Angriff der Klage anlangend — 
die Nachprüfung des Verwaltungsrichters nicht bloss auf die Recht- 
mässigkeit der die Zwangsetatisirung stützenden Festsetzung be- 
schränkt, sondern auf deren Notwendigkeit und Zweckmässigkeit 
auszudehnen wäre, so fehlt es an jedem ausreichenden Anhalt, um 
derjenigen Auffassung des Kirchenregiments, nach welcher für die 
Seelsorge in einer 4950 Seelen in 36 Ortschaften und auf 4 Quadrat- 
meilen zählenden Pfarrei und zur Abhaltung der jährlichen 136 Gottes- 
dienste, der 169 Tauf-, 31 Trau- und 46 Bestattungs-Handlungen 
die Kräfte eines einzigen Geistlichen nicht genügen, irgendwie ent- 
gegenzutreten, zumal bereits seit dem vorigen Jahrhundert der Rektor 
auszuhelfen verpflichtet, und dessen Ersatz durch einen zweiten 
ordinirten Geistlichen seit mindestens 25 Jahren bereits wiederholt 
angeregt und in Aussicht genommen war. Demgegenüber erscheint 
es unerheblich, ob zeitweilig auch zum geistlichen Hülfsdienste 
nicht befähigte Personen als Rektoren fungirt, oder der erste Pfarrer 
an einer benachbarten Unterrichtsanstalt in der Religion unter- 
richtet hat. 

Da der zweite Geistliche zur Befriedigung eines dauernden 
kirchlichen Bedürfnisses der Gemeinde, und nicht wegen zeitiger 
Behinderung des Pfarrers bestellt, also nicht ein gemäss den 
§§ 515—519 Tit. 11 Th. II des Allg. L.R. aus den Pfarreinkünften 
zu unterhaltender „Pfarrgehülfe" ist, so liegt sein Unterhalt, gegen 
dessen Höhe Einwendungen nicht erhoben sind, den zum Pfarr- 
system gehörigen Kirchengemeinden als eine „gesetzliche Leistung" 
ob. Dies gilt auch für die Gemeinde Ehrbardorf, gleichviel ob sie 
als eine Tochter- oder als vereinigte Mutterkirche anzusprechen 
sein mag. Denn da sie — neben eigenem Kirchengebäude und Be- 
gräbnissplatz — mit der Gemeinde Filehne seit mehr als 100 Jahren 
den Pfarrer gemeinsam hat, unbestritten auch zu den Pfarrbauten 
und dem Pfarrgehalte, sowie zum Kantorgehalte und sonstigen 
Kirchenleistungen stets beigetragen hat, kann sie sich der Ver- 
pflichtung zu den Kosten, welche durch nothwendige Vermehrung 
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der Pfarrgeistlichen und durch deren Unterhalt entstehen, jedenfalls 
dann nicht entziehen, wenn der neu hinzutretende Geistliche, wie 
hier, für das gesammte Pfarrsystem bestellt worden ist, wenn dessen 
Amtstätigkeit ihr sowohl unmittelbar durch Abhaltung der Gottes- 
dienste in Ehrbardorf , als auch mittelbar durch Entlastung des 
ersten Geistlichen zum Vortheile gereicht. Da endlich gegen den 
angewendeten Vertheilungsmassstab und gegen die Berechnung des 
hiernach jeder Gemeinde zur Last fallenden Theils des Diakonats- 
gehalts Einwendungen nicht erhoben sind, so war die Zwangs- 
etatisirung der beiden Leistungen als in dem bestehenden Rechte 
begründet zu erachten und demgemäss die erhobene Klage abzuweisen. 
Dadurch rechtfertigt sich gemäss § 103 des Landesverwaltungs- 
gesetzes auch die über den Kostenpunkt getroffene Bestimmung. 

46. Entsch. d. Preuss. O.V.Gerichts I. Sen., betr. das 
Recht der Kirchenregierung bei Errichtung neuer Pfarrstellen. 
K.G. u. V.B1. f. d. Amtsbez. Kiel 1894, No. 3. 

47. E. d. R.Ger. V. Civ.-Sen. 8./2. 93. Eigenthumserwerb 
an einem dem öffentl. Gottesdienste gewidmeten K.Gebäude. A.L.R. 
I, 4 u. 14. 15. Entsch. d. R.Ger. 31, 217, No. 46. 

48. E. d. O.L.G. Dresden V. Sen. 2./11. 93, auch ein vom 
Kläger veranlasster Ehebruch der Beklagten kann zur Kompensation 
benutzt werden. Annalen 15, 380. 

49. E. d. R.Ger. VI. Civ.-Sen. 30./1. 93, Entsch. 31, S. 148, 
No. 28. 

G., dessen Ehe mit der jetzigen Beklagten auf Klage der letz- 
teren wegen von ihm verübter Misshandlungen am 15. November 
1883 vom Landgerichte zu Hamburg „bis zur Wiedervereinigung 
der Gemüther" von Tisch und Bett getrennt worden war, verlangte 
gegen Ende des Jahres 1891 die Rückkehr der Beklagten zu ihm 
und klagte, da sie sich weigerte, wegen böslicher Verlassung auf 
Scheidung vom Bande. Vom Berufungsgerichte wurde diese Klage 
auf Grund der Einrede des Ehebruches abgewiesen, und sodann 
die Revision des Klägers vom Reichsgerichte zurückgewiesen aus 
folgenden 

Gründen: 

„Dass der Kläger ... in der Zeit vom April bis zum No- 
vember 1890 mit einer Frau Chr. ehebrecherischen Verkehr ge- 
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pflogen hat, wegen dessen er sodann am 23. Mai 1891 von der 
Strafkammer des Landgerichtes verurtheilt worden ist, hat das 
Berufungsgericht thatsächlich festgestellt. Die hierauf gestützte 
Einrede hat dasselbe der auf bösliche Verlassung gegründeten Ehe- 
scheidungsklage gegenüber für durchgreifend erachtet . . . 

Zunächst war hier die allgemeine Frage erheblich, ob über- 
haupt der Klage auf Herstellung des ehelichen Lebens, bezw. der 
Ehescheidungsklage wegen böslicher Verlassung gegenüber solche 
Umstände, welche dem beklagten Theile an sich einen Anspruch 
auf eine Trennung gewähren, bloss einredeweise geltend ge- 
macht werden können. Gemeinrechtlich nämlich kann offenbar 
zwischen jenen beiden Klagarten ... in dieser Beziehung kein 
Unterschied obwalten. Der Bejahung jener Frage, wie sie freilich 
von Seiten des Reichsgerichts schon früher erfolgt ist, 

vgl. Entsch. desselben in Civils. Bd. 6 S. 150 flg. und Seuffert, 
Archiv Bd. 44 Nr. 28; ferner Entsch. des R.G. in Civils. Bd. 18 
S. 189, 
steht im Allgemeinen doch das Bedenken entgegen, dass sonst der 
Grundsatz als feststehend gilt, dass Ehegatten sich nicht formell 
eigenmächtig, sondern nur nach Massgabe eines Richterspruches 
von einander trennen sollen. 

Vgl. die Urtheile des Oberappellationsgerichtes zu Wiesbaden bei 
Seuffert, Archiv Bd. 16 Nr. 52. 
Wenn andererseits gewisse Stellen des kanonischen Rechtes, wie 
o, 4 X de divort. 4, 19 und c. 13 X. de restit. spol. 2, 13, der 
Bejahung eine gesetzliche Grundlage zu gewähren scheinen, und 
wenn im Anschlüsse daran die Zulässigkeit solcher Einreden in der 
Literatur und Rechtsprechung des protestantischen Eherechtes viel- 
fach angenommen worden ist, 

vgl. Strippelmann, Ehescheidungsrecht S. 146; Bartels, 
Ehe und Verlöbniss S. 292 ; Dedekind, Protestant. Eheschei- 
dungsrecht S. 49 flg. ; v. S c h e u r 1 , Eherecht S. 258 und S. 347 ; 
Friedberg, Kirchenrecht 3. Aufl. § 160 Anm. 39 S. 423; 
anders freilich jene Urtheile des Oberappellationsgerichtes zu 
Wiesbaden, sowie ein Urtheil des Oberappellationsgerichtes zu 
München bei Glück, Eherechtliche Entscheidungen Nr. 110 
S. 98 flg., 
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so ist doch demgegenüber auf die Ausführungen des I. Civilsenates 
des Reichsgerichtes, 

vgl. Entsch. desselben in Civils. Bd. 18 S. 226 flg. (s. auch Bd. 20 

S. 209 flg.), 
denen sich seitdem H u b r i c h , Recht der Ehescheidung S. 86 flg. 
128 flg. angeschlossen hat, hinzuweisen, wo insbesondere in An- 
sehung des c. 4 X. de divort. bemerkt ist, die fragliche Bestimmung 
passe wohl in das katholische Eherecht, weil dort der Ehebruch 
des anderen Ehegatten einen Anspruch auf lebenslängliche Trennung 
von Tisch und Bett gebe, aber nicht in das protestantische, welchem 
diese Art der Ehetrennung unbekannt sei. Wenn bei diesem Aus- 
spruche auch zunächst der Gegensatz zur "Scheidung vom Bande 
in's Auge gefasst ist, so lässt sich doch nicht verkennen, dass er 
ebensogut auf den Gegensatz der bloss zeitweiligen Trennung von 
Tisch und Bett passt, wenigstens soweit diese nur auf bestimmt 
abgegrenzte Zeit erfolgen würde. Dabei ist mit Recht in Bd. 20 
S. 209 flg. vom I. Civilsenate schon hervorgehoben worden, dass 
Entscheidungen, wonach die Frau solange nicht in die eheliche 
Wohnung zurückzukehren braucht, als sich der Mann in derselben 
eine Beischläferin hält, wie eine solche von Seiten des erkennenden 
Senates in der Sache Rep. VI 238/87 — die übrigens nicht, wie 
in Bd. 20 S. 209 irrthümlich gesagt ist, eine hamburgische, son- 
dern eine bremische war — und schon früher von Seiten des 
III. Civilsenates laut der Entsch. des R.G. in Civils. Bd. 17 
S. 386 flg. ergangen war, mit der jetzt behandelten Frage nicht» 
zu thun haben ; bei ihnen handelt es sich nur um eine augenblick- 
liche Entschuldbarkeit der Rückkehrweigerung, wie etwa im Falle 
begründeter Befürchtung von Misshandlungen. Im vorliegenden 
Falle brauchte nun aber die Frage, ob der Klage auf Herstellung 
des ehelichen Lebens, bezw. der Ehescheidungsklage wegen bös- 
licher Verlassung ein beliebiger Ehetrennungsgrund bloss einrede- 
weise entgegengehalten werden könne , nicht allgemein ent- 
schieden zu werden. Hamburg gehört zu denjenigen Rechtsgebieten, 
wo eine Trennung von Tisch und Bett „bis zur Wiedervereinigung 
der Gemüther", also auf unbestimmte Zeit, für zulässig gilt; 
eine solche ist dort sogar die übliche Art. 

Vgl. Baumeister, Blicke auf einzelne Gegenstände des harn- 
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burgischen Rechtes S. 119, und Hamburger Privatrecht Bd. 2 

S. 37 § 73. 
Damit darf ohne weiteres die Zulässigkeit der erwähnten Einreden 
als gegeben angesehen werden, soweit es sich um solche Gründe 
handelt, die auch zu einer Klage auf Trennung von Tisch und Bett 
berechtigen würden ; denn da bei einer Trennung auf unbestimmte 
Zeit über die Dauer eventuell doch das freie richterliche Ermessen 
nachträglich entscheidet, so kann kaum ein Bedenken obwalten, 
die Anrufung desselben vorkommenden Falles lediglich im Wege 
der Einrede vor sich gehen zu lassen. Am unbedenklichsten kann 
ohne Zweifel die blosse Einrede da zugelassen werden, wo, wie 
hier, die Parteien nun einmal rechtskräftig bereits von Tisch und 
Bett „bis zur Wiedervereinigung der Gemüther u geschieden sind. 
Hier kann der eine Ehegatte nach Ablauf einer ihm angemessen 
erscheinenden Zeit versuchsweise auf Herstellung des ehelichen 
Lebens, bezw. auf Scheidung wegen böslicher Verlassung klagen; 
aber das richterliche Ermessen hat dann eben darüber zu ent- 
scheiden, ob man billiger Weise nach den Umständen schon eine 
„Wiedervereinigung der Gemüther" erwarten dürfe, und dies ist 
bei neuerlichem Auftauchen neuer Trennungsgründe natürlich nicht 
der Fall . . . 

Immerhin bleibt noch zu erwägen, ob ein Ehebruch des an- 
deren Ehegatten wirklich, wie das Oberlandesgericht angenommen 
hat, als ein Umstand gelten kann, der zu bloss zeitweiliger 
Aufhebung des ehelichen Lebens berechtigt. Dies ist zu bejahen, 
und zwar ohne dass es erst einer Verweisung der Rechtsfrage an 
die vereinigten Civilsenate nach § 137 Abs. 1 G.V.G. bedürfte* 
Die angeführten im 18. und 20. Bande der Entsch. des R.G. in 
Civils. abgedruckten Entscheidungen des I. Civilsenates stehen dem 
höchstens scheinbar entgegen, wenn sie, bei Verwerfung der 
blossen Einrede des Ehebruches gegenüber einer auf bösliche 
Verlassung gestützten Scheidungsklage, als Gegensatz zu dieser 
blossen Einrede nur die Möglichkeit, eine „Scheidung", bezw. die 
einstweilige Gestattung des Getrenntlebens während des Schei- 
dungsprozesses zu erwirken, bezeichnen. Die Frage, ob wegen 
Ehebruches nur auf völlige Scheidung oder auch auf bloss zeit- 
weilige Trennung von Tisch und Bett geklagt werden könnte, ist 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IV. 8. 26 
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dort nicht besonders erwogen; aber dass andererseits die letztere 
Möglichkeit jedenfalls nicht verneint sein sollte, ergiebt sich schon 
aus der in Bd. 18 S. 228 zu lesenden Berufung auf die oben be- 
reits erwähnten Urtheile des Oberappellationsgerichtes zu Wies- 
baden, 

vgl. Seuffert, Archiv Bd. 16 Nr. 52, 
in deren einem der blossen Einrede ausdrücklich die doppelte Mög- 
lichkeit, entweder auf gänzliche Scheidung oder auf Trennung von 
Tisch und Bett zu klagen, wenn auch nicht gerade für den Fall 
eines dem anderen Ehegatten schuldgegebenen Ehebruches, 
gegenübergestellt ist. Nicht leugnen lässt sich freilich, dass der 
Ausspruch des III. Civilsenates in den Entsch. des R.G. in Civils. 
Bd. 17 S. 388 dem Wortlaute nach, in Zusammenhalt mit der aus 
Bd. 6 S. 150flg., sowie aus Seuffert, Archiv Bd. 44 Nr. 28 
sich ergebenden Ansicht desselben Senates von der Zulässigkeit von 
Einreden aus zeitweiligen Trennungsgründen gegenüber der Klage 
auf Herstellung des ehelichen Lebens, der Zulassung einer bloss 
zeitweiligen Ehetrennung wegen Ehebruches direkt entgegensteht, 
indem es dort heisst: „Entfernt der Kläger die Chr. W. aus seinem 
Hause, und erhebt er sofort eine neue Klage auf eheliche Folge, 
so muss die Ehefrau zu ihm zurückkehren, wenn sie auch im gegen- 
wärtigen Rechtsstreite zur Vorklage obsiegt." Da jedoch die Frage 
dort nur beiläufig berührt ist, ohne dass die Entscheidung selbst 
auf diesem Ausspruche beruhte, so konnte dies dem jetzt er- 
kennenden Senate nicht zur Einschlagung des in § 137 G.V.G. 
vorgesehenen Verfahrens Veranlassung geben. In der Sache selbst 
aber war der entgegengesetzten Ansicht der Vorzug zu geben. Es 
ist nicht abzusehen, weshalb man dem durch den Ehebruch des 
anderen Theiles gekränkten Ehegatten, trotz seines Rechtes auf 
völlige Scheidung, in der ersten Zeit nach jenem Ehebruche, bezw. 
in der ersten Zeit, nachdem er Kenntniss von demselben erlangt 
hat, nicht Gelegenheit zu dem Versuche gewähren sollte, ob er 
sich nicht nach einer Trennung von höchstens wenigen Jahren 
trotzdem schliesslich wieder zum Zusammenleben mit dem treu- 
brüchig gewordenen Ehegatten werde entschliessen können. Daher 
muss es dem ersteren während einer vom richterlichen Ermessen 
abhängigen Zeit freistehen, zunächst auf zeitweilige Trennung von 
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Tisch und Bett, statt auf völlige Scheidung, — und dann in Ham- 
burg natürlich auf unbestimmte Zeit — zu klagen. Hiermit 
stimmt auch die vorherrschende Ansicht tiberein. 

Vgl. Seuffert, Archiv Bd. 16 Nr. 53 (Oberappellationsgericht 
Wiesbaden); Bartels, Ehe und Verlöbniss S. 294; v. Scheurl, 
Eherecht S. 348; Friedberg, Kirchenrecht 3. Aufl. § 160 
S. 425 flg.; so auch das sächsische bürgerliche Gesetzbuch § 1752. 
Es lagen nun auch die dem Kläger zur Last fallenden Ehe- 
brüche, bezw. die der Beklagten von denselben gewordene Kunde 
zeitlich noch nicht soweit zurück, dass etwa in zu weiter Aus- 
dehnung des richterlichen Ermessens in dieser Beziehung ein recht- 
licher Verstoss hätte gefunden werden können." . . . 

50. Entscheidungen preuss. Behörden u. Ge- 
richte, betr. d. relig. Kindererziehung. A. f. K. K.R. 72, 135. 



Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche 
sowie die kath. u. ev. Kirche gemeinsam. 

19. V. d. Oesterr. Cult.- u. Finanz-Minist. 15./4. 94, betr. 
Aufbesserung der Canoniker (Ges. 7./1. 94). A. f. K. K.R. 72, 152. 

20. Erl. d. Preuss. Kultus-Minist., d. Aufbesserungs- u. Alters- 
zulage f. kath. Geistliche betr., 6./4. 94. A. f. K. K.R. 72, 143. 

21. Erl. d. Preuss. Cult.-Minist. 8./1. 94, betr. die Stol- 
gebühren-Ablösung f. d. kath. K. A. f. K. K.R. 72, 150. 

22. V. d. Oesterr Cult.-Min. 16./1. 94, Theol. Rigorosenordn. 
betr. A. f. K. K.R. 72, 168. 

23. Erl. d. Preuss. Min. d. geistl. etc. Angeleg., betr. die Ab- 
trennung der niederen Küsterdienste 27./2. 94. A. K.B1. 94, 470. 

24. Württemberg. Verf. d. Kult.-Minist. 12./4. 94, betr. d. 
Wirkungskreis der Ortsschulbehörde u. Ortsschulaufseher f. d. Volks- 
schulen. A. K.B1. 1894, 454. Kons.-Erl. 20./4. 94, betr. die Orts- 
schulaufsicht, ebendas. 455. 

25. Baden. V. d. O.K.R. 8./3. 94, d. ev. Religionsunterricht 
i. d. Volkschulen betr. A. K.B1. 1894, S. 385. 

24. Baden. Min.-V. 28./2. 94, d. Verfahren bei Besetzung v. 
Hauptlehrerstellen an Volksschulen betr. A. K.B1. 94, 505. Erl. 

26* 
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1./3. 94, die Besorgung d. Organisten- u. Vorsängerdienstes durch 
Volksschullehrer betr., ebendas. 512. 

27. Altenburg. V. d. Minist. 21./3. 94, die Schulzucht i. d. 
Volksschule betr. A. K.B1. 1894, S. 148. 

28. Bericht der Kommission des Freuss. Abgeordnetenhauses 
über den Religionsunterricht der Kinder von Dissidenten (V. Sess. 
1892/3) v. 11./3. 1893. 

Die Kommission beschäftigte sich in der Sitzung am 8. März 
mit der Petition der Schuhmacher Penner'schen Eheleute zu 
Weissenfeis, welche als Dissidenten wünschen, dass ihr Sohn von 
dem Religionsunterricht der öffentlichen Volksschule befreit werde. 

Als Vertreter des Unterrichtsministeriums war der Geheime 
Oberregierungsrath v. Bremen erschienen. 

Bevor die Petition erörtert wurde, richtete der Referent an 
den Regierungskommissar die Frage, ob eine Entscheidung des 
Kammergerichtes in einer der schwebenden Strafsachen gegen Dis- 
sidenten wegen Zurückhaltung ihrer Kinder vom Religionsunter- 
richte schon ergangen sei? Der Herr Minister habe in der Sitzung 
des Abgeordnetenhauses vom 13. Februar erklärt, dass er seine 
weiteren EntSchliessungen in der Frage über den Religionsunter- 
richt der Dissidentenkinder von dieser Entscheidung abhängig 
machen werde. Deshalb würde auch für die Kommissionsverhand- 
lung diese Entscheidung, falls sie schon ergangen sei, von der 
grössten Bedeutung sein. 

Der Vertreter des Kultusministeriums theilte zunächst mit, 
dass einige neuere gerichtliche Entscheidungen in der Sache vor- 
lägen. Die Schöffengerichte in Köpenick und Rixdorf und das 
Landgericht in Berlin hätten sich auf den bisher von der Staats- 
regierung vertretenen rechtlichen Standpunkt gestellt. Das Schöffen- 
gericht in Brandenburg gehe anscheinend von entgegengesetzter 
Auffassung aus. Der Fall betraf einen Schüler einer Mittelschule 
und könne daher nicht von Bedeutung sein. Die Frage werde 
zweifellos sehr bald an das Kammergericht gelangen und dort ihre 
endgültige Lösung finden. 

Es entspann sich zunächst eine längere Debatte, ob bei diesem 
Stande der Sache eine Vertagung der Berathung über diese Petition 
bis zum Bekanntwerden der Kammergerichtsentscheidung vortheil- 
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haft sei. Die Mehrheit der Kommission entschied sich aber dahin, 
sofort in die Berathung einzutreten, weil nicht bekannt sei, ob die 
Berufung an das Kammergericht überhaupt eingelegt sei, und es 
zweifelhaft sei, ob nicht — selbst wenn dies geschehen — die Ent- 
scheidung desselben erst so spät erfolgen würde, dass eine Berathung 
der Petition vor Schluss der Session nicht mehr möglich sei. 

Der Referent gab darauf den Inhalt der Petition wie folgt 
wieder : 

Der Schuhmacher Reinhold Penner und seine Ehefrau, 
Henriette geb. Jonas zu Weissenf eis sind am 29. Dezember 
1887 aus der evangelischen Kirche rite ausgetreten. Ihr Sohn 
Otto besucht die II. Stadtschule zu Weissenfeis und nimmt an 
dem Religionsunterricht Theil. Am 1. Februar v. J. haben die 
Eltern bei dem Kreisschulinspektor Vogel die Dispensation ihres 
Sohnes von dem Religionsunterricht beantragt und dabei erklärt, 
dass ihr Sohn Otto von dem Sprecher der freireligiösen Gemeinde 
zweimal monatlich Unterricht in der Religion erhalte, im Uebrigen 
aber von ihnen, den Eltern, in der Religion unterwiesen würde. 
Dieser Antrag wurde zurückgewiesen, „weil weder der Unterricht 
eines religiösen Sprechers, welcher monatlich nur zwei Stunden 
unterrichtet und noch weniger beim Fehlen jeglichen Befähigungs- 
nachweises die von den Eltern persönlich zu ertheilende Unter- 
weisung als ausreichend erachtet werden könne, den geordneten 
evangelischen Religionsunterricht der Volksschule zu ersetzen." 

Gegen diesen Bescheid wandte sich p. Penner am 17. Fe- 
bruar an die Regierung zu Merseburg, welche den Antragsteller 
mit der Begründung zurückwies, „dass der Unterricht, welcher dem 
Sohne Otto ertheilt werden solle, durchaus ungenügend sei". 

Gegen diese Regierungsverfügung erhob P e n n e r unter Be- 
rufung auf § 11 Theil II Titel 12 des Allgemeinen Landrechtes, 
welcher lautet: „Kinder, die in einer anderen Religion, als welche 
in den öffentlichen Schulen gelehrt wird, nach den Gesetzen des 
Staates erzogen werden sollen, können dem Religionsunterricht in 
derselben beizuwohnen, nicht angehalten werden" ; am 26. Juni die 
Beschwerde an den Oberpräsidenten. Dieselbe wurde jedoch eben- 
falls mit folgender Begründung zurückgewiesen: 

„Der Vater eines schulpflichtigen Kindes ist auch dann, wenn 
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er für seine Person einer staatlich anerkannten Religionsgesellschaft 
nicht angehört, verpflichtet, das Kind an dem Religionsunterricht 
der öffentlichen Volksschule theilnehmen zu lassen, sofern er nicht 
den Nachweis bringt, dass für den religiösen Unterricht des Kindes 
nach behördlichem Ermessen anderweit in ausreichender Weise ge- 
sorgt ist. Die Ansicht der Königlichen Regierung in Merseburgs 
dass dieser Voraussetzung durch den Unterricht, welchen Ihr Sohn 
nach Ihren Angaben ausserhalb der Schule erhält, nicht ent- 
sprochen wird, ist zutreffend. Unter diesen Umständen kann für 
Sie ein Recht, Ihren Sohn dem schulplanmässigen Religionsunter- 
richt zu entziehen, auch auf die von Ihnen angezogene Bestimmung 
im § 11 Theil II Titel 12 Allgemeinen Landrechts nicht gegründet 
werden, da die dort vorausgesetzte religiöse Erziehung ausdrück- 
lich nach den Gesetzen des Staates erfolgen soll. Zu den staat- 
lichen Bestimmungen über die religiöse Erziehung gehört aber ein 
nach behördlichem Ermessen ausreichender Religionsunterricht." 

Hierauf wandte sich Petent am 25. Septempter an den Herrn 
Minister, und führte in der Eingabe das Folgende aus: 

Der Kernpunkt in der Sache ist, wie § 11 Theil II Titel 12 
Allgemeines Landrecht gedeutet werden darf. Frühere Richter 
hatten angenommen, dass „Erziehung nach den Gesetzen des Staates" 
bei freireligiöser Erziehung nicht vorläge, weil sie angeblich nicht 
Ehrfurcht gegen die Gottheit etc. einflösse § 13 Theil II Titel 1 
Allgemeines Landrecht). Diese Auffassung hat das Kammergericht 
in Sachen contra Ewald, Akten des Amtsgerichts Brandenburg 
a. H. E. 131/88 zurückgewiesen, weil sie mit dem Gesetze vom 
14. Mai 1873 (Austritt aus der Landeskirche) nicht vereinbar sei. 
Die vorliegende Verfügung des Oberpräsidenten an mich stellt sich 
auf einen anderen Standpunkt. Nach > ihr liegt es ganz in dem 
Ermessen der Behörde, welchen Unterricht „sie als nach den Ge- 
setzen des Staates erlaubt" gelten lassen will. Diese Auffassung 
ist meines Erachtens nicht richtig, denn wenn das Landrecht aut 
Gesetze Bezug nimmt, so meint es nicht behördliches Ermessen, 
sondern gesetzliche Bestimmungen. Solche beständen zur Zeit des 
Landrechtes in dem oben erwähnten § 13 Theil II Titel 11 des 
Allgemeinen Landrechts und ähnlichen Normen und es kann dahin 
gestellt bleiben, ob vor dem Gesetze vom 14. Mai 1873 ein frei- 
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religiöser Unterricht im Sinne des § 11 Theil II Titel 12 des All- 
gemeinen Landrechts den Gesetzen entsprochen haben würde. Nach 
Aufhebung der bezüglichen Gesetze durch das Gesetz vom 14. Mai 
1873 (welche Ausserkraftsetzung das Kammergericht ausdrücklich 
anerkennt) ist jedenfalls ein freireligiöser Unterricht nicht im Wider- 
spruch mit den Gesetzen, also den Gesetzen entsprechend. 

Frühere Ministerialverfügungen haben auch diese Auffassung 
gehabt. 

Der ministerielle Erlass vom 29. Dezember 1872 (Centralblatt 
für Unterrichtsverwaltung 1872 S. 128) und vom 26. Januar 1875 
(Centralblatt etc. von 1875 S. 90) bestimmt: 

„Schüler, welche in einer anderen Religion erzogen werden 
sollen, für welche im allgemeinen Lehrplan der betreffenden An- 
stalt Unterrichtsstunden nicht angesetzt sind, sind ohne Weiteres, 
das heisst auch ohne Nachweis eines anderen Religionsunter- 
richtes zu dispensiren." 

Die Ministerialverfügung vom 14. Juni 1877 (Centralblatt 
1877) dehnt diese beiden Erlasse auf die Elementarschulen aus mit 
dem Zusatz: 

dass die Eltern der zu dispensirenden Kinder in rechtsgiltiger 
Form, das heisst gerichtlich aus der Landeskirche ausgeschieden 
sein müssen. 
Allerdings besteht daneben ein ausdrückliches Dispensationserfor- 
derniss (Erlass vom 26. Januar 1875 und 14. Juni 1877). Zu 
diesem Zwecke ist der Antrag der Eltern zu stellen; die Orts- 
schulbehörde hat zu prüfen, ob der Austritt aus der Landeskirche 
in gehöriger Form erfolgt ist, und sobald dieser Nachweis er- 
bracht, ist dem Dispensationsantrage stattzugeben. Dies spricht 
das Kammergericht in der citirten Entscheidung ausdrücklich aus. 
Die Verfügung des Oberpräsidenten steht also im Widerspruch zu 
der Kammergerichtsentscheidung. 

Eine Entscheidung des Herrn Kultusministers liegt noch nicht 
vor. Antragsteller behauptet aber, es sei schon jetzt klar, dass 
die oben angeführten Behörden im Sinne des Ministers gehandelt 
hätten, welcher den Ministerialerlass seines Vorgängers vom 16. Ja- 
nuar 1892 beibehalten habe. Zum Beweise dafür führt er an, dass 
in einem ganz ebenso liegenden Falle der Tischler Julius 
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Heinrich zu Adlershof genau in derselben Weise und unter 
Bezugnahme auf den Ministerialerlass vom 16. Januar 1892 mit 
einem gleichen Antrage wie Petent abschlägig beschieden worden sei. 
Dieser eben erwähnte Ministerialerlass sei von dem Grafen 
Zedlitz erlassen worden, um den § 17 des Volksschulgesetz- 
entwurfes, diesen schlimmsten Paragraphen des ganzen Entwurfes, 
auf alle Fälle sicher zu stellen. Die Kommission des Volksschul- 
gesetzentwurfes habe den § 17, in welchem eine Nbthigung der 
Dissidenten, ihre Kinder in den konfessionellen Religionsunterricht 
einer staatlich anerkannten Kirche zu entsenden, ausgesprochen 
wurde, mit grosser Majorität abgelehnt und damit ein ablehnendes 
Votum über die Ministerialverfügung vom 16. Januar 1892 ab- 
gegeben. Gegen diesen § 17 des Entwurfes habe sich ferner auch 
eine mit 19 000 Unterschriften bedeckte Petition aus dissidentischen 
Kreisen gewendet. Trotzdem habe auch der jetzige Herr Kultus- 
minister die Verfügung seines Vorgängers aufrecht erhalten. Diese 
sei aber mit dem in unserem Staat geltenden Gesetz und den ver- 
fassungsmässigen Bestimmungen nicht vereinbar. 

Es kämen hier aber noch höhere ethische Gesichtspunkte in 
Betracht. Es handle sich um die praktische Bethätigung der jedem 
Staatsangehörigen durch Gesetz und Verfassung gewährleisteten 
Gewissensfreiheit. Auch der Kultusminister huldige derselben, denn 
in der Plenarsitzung vom 28. April vorigen Jahres habe er sich 
entschieden für die Gewissensfreiheit ausgesprochen. 

Wenn er indess auf Grund dieses Ministerialerlasses vom 
16. Januar 1892 durch Geldstrafen genöthigt werde, sein Kind in 
den Religionsunterricht einer kirchlichen Gemeinschaft zu schicken, 
aus welcher die Eltern aus inneren Gründen und um des Gewissens 
Willen ausgetreten seien, so sei das keine Gewissensfreiheit. Schliess- 
lich sei auch der Widerstreit, in welchen das Kind gerathe, wenn 
es den Unterricht in einer Religion empfange, gegen welchen die 
Eltern sich sträubten, für seine Entwicklung sehr nachtheilig. 
Die Petenten beantragen desshalb, 

Das Hohe Haus der Abgeordneten wolle dahin wirken, dass 
ihrem Sohne Otto die Dispensation von dem Besuche des kon- 
fessionellen Religionsunterrichts in der Stadtschule zu Weissen- 
fels nicht länger vorenthalten werde. 
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Nachträglich reicht der Petent noch den Bescheid des Herrn 
Kultusministers auf seine Beschwerde über die Entscheidung des 
Oberpräsidenten ein. Derselbe, am 6. Januar er. ergangen, hat den 
folgenden Wortlaut: 

Ihre Beschwerde vom 25. September v. J. über die Nicht- 
befreiung Ihres Sohnes Otto von der Theilnah'me an dem evan- 
gelischen Religionsunterricht wird unter Bestätigung des Ihnen 
zugegangenen Bescheides des Herrn Oberpräsidenten vom 14. Juli 
v. J. auf Grund des aus der Verfassung sich ergebenden Rechts- 
zustandes hiermit zurückgewiesen. Ich mache Sie jedoch besonders 
darauf aufmerksam, dass Ihnen gegen die Festsetzung von Schul- 
versäumnissstrafen der Weg des gerichtlichen Verfahrens offen steht 
und dass Sie hierdurch in der Lage sind, Ihre Zweifel an der Rechts- 
beständigkeit des Erlasses vom 16. Januar v. J. richterlicher Ent- 
scheidung zu unterbreiten. 

Der Referent führte das Folgende aus: 

„Der Antragsteller behauptet, dass die Verordnung des Ministers 
Grafen Z e d 1 i t z vom 16. Januar 1892 gesetzwidrig sei und gegen 
die Verfassung, welche Gewissensfreiheit garantire, Verstösse. An- 
statt diese Verordnung aufzuheben, habe der Kultusminister Dr. 
Bosse dieselbe vielmehr bestehen lassen und verfahre nach der- 
selben. Unter dieser Anwendung der genannten Verordnung leide 
er. Er wünsche deshalb, dass der gesetzeswidrige Zustand be- 
seitigt und sein Sohn von dem Religionsunterricht befreit werde. 
Es handelt sich also in dem vorliegenden Falle zunächst darum, 
ob die ministerielle Verfügung richtig und verfassungsmässig ist. 

Um diese Prüfung vornehmen zu können, ist es nothwendig, 
zugleich die Entwicklung darzulegen, welche bis jetzt die Frage 
über den Religionsunterricht der Dissidentenkinder genommen habe. 

In welcher Weise der Religionsunterricht der Dissidentenkinder 
bis zum Erlass der Verfassung geregelt wurde, kommt hier nicht 
in Betracht. Nach Erlass derselben erging zunächst die Ministerial- 
verordnung vom 6. April 1859, welche folgenden Wortlaut hat: 
„Wenn 1. der Vater aus der Kirche ausgeschieden ist, 2. der frei- 
religiösen Gesellschaft Bedenken nicht entgegenstehen, 3. dem Pre- 
diger die Ertheilung des Religionsunterrichts ertheilt wird — so 
muss die Nöthigung, die Kinder einem anderen Religionsunterricht 
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anzuvertrauen, als eine Beeinträchtigung der ihnen durch die Ver- 
fassungsurkunde gewährleisteten Religionsfreiheit und des in § 74 
Theil II Titel 2 des Allgemeinen Landrechts anerkannten Erziehungs- 
rechts des Vaters angesehen und kann nicht weiter aufrecht erhalten 
werden. Die betreffenden Kinder sind daher auf Verlangen ihrer 
Eltern von der Benutzung des in der öffentlichen Elementarschule 
ertheilten Eeligionsunserrichts freizulassen, sobald nachgewiesen 
wird, dass sie ausserhalb der öffentlichen Schule Religionsunterricht 
erhalten und ist als solcher der von dem Prediger der Religions- 
gesellschaft ertheilte anzuerkennen." 

In einer diesen Erlass ergänzenden Verfügung vom 26. Juli 
1859 wurde noch ausgeführt, dass der Religionsunterricht der Dis- 
sidentenkinder an die Stelle eines Unterrichtsgegenstandes der öffent- 
lichen Schule trete und derselbe der Beaufsichtigung der betreffenden 
Behörde unterliege. An dieser Verordnung hat der Kultusminister 
v. M ü h 1 e r während seiner ganzen Amtsdauer festgehalten und 
an dieser Thatsache ändert auch der Umstand nichts, dass Herr 
v. M ü h 1 e r in dem von ihm ausgearbeiteten Volksschulgesetz- 
entwurf diese Verordnung durch den Satz abändern wollte: zur 
Theilnahme an dem Religionsunterricht eines von dem ihrigen ver- 
schiedenen Bekenntnisses können Kinder nicht angehalten werden. 

Auch der Kultusminister Dr. Falk hat das Reskript vom 6. April 
1859 bis zum Jahre 1879 in voller Gültigkeit bestehen lassen. 

Der Petent führt richtig an, dass die Ministerialerlasse vom 
29. Dezember 1872 und vom 26. Januar 1875 die Dissidenten aut 
den höheren Lehranstalten von dem Religionsunterricht ohne wei- 
teres, d. h. auch ohne Nachweis eines andern Religionsunterrichtes, 
dispensiren. Zweifelhaft ist vielfach gewesen, ob der Ministerial- 
erlass vom 14. Juni 1877 diese Bestimmung auch auf die Volks- 
schulen ausdehnt. Dieser Erlass ist nur in einem Spezialfälle für 
eine höhere Lehranstalt an die Regierung zu Minden erlassen worden. 
Aus seinem Wortlaute ist irrthümlicher Weise gefolgert worden, 
dass es in der That schon 1877 die Absicht des Kultusministers 
Dr. Falk gewesen sei, auch die Kinder der Dissidenten von dem 
Religionsunterricht in den Volksschulen zu dispensiren, wenn nach- 
gewiesen ist, dass ein Dispensationsantrag eingegangen ist. Dieser 
Erlass lautet nämlich in dem hier wesentlichen Theile : 
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Die Cirkularverfügung vom 29. Februar 1872 setzt die Be- 
dingungen fest, unter welchen Schüler von der Verpflichtung zur 
Theilnahme an dem Religionsunterricht entbuuden werden können. 
Sie beziehen sich also nur auf Schüler, welche zur Theilnahme 
an dem Religionsunterricht verpflichtet sind, d. h. auf diejenigen 
Schüler, welche derjenigen Konfession angehören, in welcher an 
der betreffenden Schule lehrplanmässiger Religionsunterricht er- 
theilt wird. Denn nach dem Grundsatze des Allgemeinen Land- 
rechts (Theil II Titel 12 § 11) können Schüler zur Theilnahme 
an dem Religionsunterricht in einer Konfession, welcher sie nicht 
angehören, überhaupt nicht angehalten werden, es dürfen also 
für ihre Dispensation von demselben nicht erst noch besondere 
Bedingungen aufgestellt werden. Wenn über diese aus dem all- 
gemeinen Rechtsgrundsatze sich ergebende Auffassung meiner 
Cirkularverfügung vom 29. Februar 1872 irgend ein Zweifel 
bestehen konnte, so ist derselbe durch meine auf besonderen 
Anlass erfolgte Verfügung vom 26. Januar 1875 beseitigt, welche 
ich deshalb durch das Centralblatt 1875 S. 90 zur allgemeinen 
Kenntniss habe bringen lassen. Denn indem die Erklärung ge- 
geben wird, dass Schüler, welche in einer Religion bezw. Kon- 
fession erzogen werden sollen, für welche im allgemeinen Lehr- 
plane der betreffenden Anstalt Unterrichtsstunden nicht angesetzt 
sind, auf den Antrag der Eltern ohne Weiteres von dem Reli- 
gionsunterricht zu dispensiren sind, so ergiebt sich, dass die 
Dispensation der Kinder von Dissidenten, welche in gültiger 
Form aus der Landeskirche ausgetreten sind, nicht von beson- 
deren Bedingungen kann abhängig gemacht werden, also die 
Verfügung vom 6. April 1859, „insoweit sie entgegengesetzte 
Vorschriften enthält, ausser Kraft gesetzt ist". 

Die Verfügung wird deshalb hier mitgetheilt, weil .die Ent- 
scheidungen des Kammergerichts dieselbe, als generell erlassen, 
auffassen und sich auf diese Verfügung beziehen. 

Nach der Erklärung des Herrn Kultusministers Dr. Bosse 
in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 13. Februar 1893 ist 
erst später vom Kultusminister Dr. Falk in einem Spezialfälle 
eine Verfügung erlassen worden, welche auch in der Volksschule 
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die Kinder der Dissidenten vom Religionsunterricht dispensirt, aber 
nicht veröffentlicht worden ist. 

Jedenfalls ist der Kultusminister Dr. Falk nicht der Ansicht 
gewesen, dass das oben erwähnte Reskript vom 6. April 1859, 
welches nämlich im Wesentlichen dieselben Grundsätze, wie der 
angefochtene Erlass des Grafen Zedlitz vom 16. Januar 1892 
enthält, mit dem Gesetz vom 14. Mai 1873, betreffend den Aus- 
tritt aus der Kirche, im Widerspruch gestanden habe, denn sonst 
würde er das Reskript von 1859 nicht bis zum Jahre 1879 haben 
bestehen lassen. 

Der Kultusminister v. Puttkamer und ebenso der Kultus- 
minister v. G o s s 1 e r sind von der Ansicht ausgegangen , dass 
der Erlass vom 14. Juni 1877 nicht generell aufzufassen sei, sich 
vielmehr nur auf höhere Schulen bezogen habe und dass das Re- 
skript von 1859 noch in Kraft sei. 

Denn unter der Verwaltung des Herrn v. Gossler fanden 
mehrfach Strafanträge gegen Dissidenten statt, welche ihre Kinder 
weder an dem Religionsunterricht der Volksschule haben Theil 
nehmen, noch ihnen einen ordnungsmässigen anderen Unterricht in 
ihrer Religion haben angedeihen lassen. Eine solche Bestrafung 
konnte nur von den Schulbehörden beantragt werden, wenn der 
Minister an dem Reskript vom 6. April 1859 festhielt. 

Zunächst hob das Kammergericht die Bestrafungen in diesen 
Fällen auf. Der Petent beruft sich desshalb auch auf ein solches 
Erkenntniss in Sachen contra Ewald. Die Worte dieses Erkennt- 
nisses, auf welche er Bezug nimmt, lauten: 

Dem Revidenten ist zuzugeben, dass der Berufungsrichter 
zur Begründung seiner Entscheidung mehrere landrechtliche Be- 
stimmungen herangezogen hat, welche mit dem Gesetze vom 
14. Mai 1873, betreffend den Austritt aus der Kirche nicht mehr 
vereinbar sind und dass nach dem im § 11 Theil II Titel 12 
Allgemeinen Landrechts ausgesprochenen Grundsatze Schüler zur 
Theilnahme an dem Religionsunterricht in einer Konfession, 
welcher sie bezw. ihre Eltern nicht angehören, überhaupt 
nicht angehalten werden dürfen. 

Die Erfahrung, welche der Kultusminister v. Gossler mit 
diesem Erkenntniss des Kammergerichts machte, veranlassten ihn 
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zwar nicht, seine Praxis zu ändern, wohl aber in dem Volks- 
schulgesetzentwurfe den Beligionsunterricht der Dissidentenkinder 
auf einer ganz anderen Basis zu regeln. Er stellte im § 14 des 
Volksschulgesetzes als obersten Grundsatz auf: „Grundsätzlich soll 
kein Kind ohne den Religionsunterricht seines Bekenntnisses bleiben. tt 

Was dann die Theilnahme an einem anderen Religionsunter- 
richt betrifft, so hatte er dem Alinea 5 seines Entwurfs den fol- 
genden Wortlaut gegeben: „Gehören die betreffenden Kinder weder 
der evangelischen noch der katholischen Kirche an, so bedarf es 
ausserdem in der Regel des Antrages Seitens der zuständigen Or- 
gane der Religionsgesellschaft und des Nachweises eines zur Er- 
theilung des Religionsunterrichts befähigten Lehrers." 

Spätere Entscheidungen von Landgerichten, welche dem Er- 
kenntniss des Kammergerichts folgten, nahmen einen diesem ent- 
gegengesetzten Standpunkt ein und bestätigten die Bestrafungen 
niederer Instanz. 

Diesen verurtheilenden Erkenntnissen liegt im Wesentlichen 
der folgende Gedankengang zu Grunde. Nach Artikel 21 der Ver- 
fassungsurkunde vom 31. Januar 1850 dürfen Eltern ihre Kinder 
nicht ohne den Unterricht lassen, welcher für die öffentliche Volks- 
schule vorgeschrieben ist. Diese gesetzliche Verpflichtung erstreckt 
sich auf alle von der zuständigen Aufsichtsbehörde vorgeschriebenen 
und für obligatorisch erklärten Zweige des Unterrichts. Da der 
Religionsunterricht zu den obligatorischen Lehrzweigen des Unter- 
richts gehört, so sind die Eltern auch verpflichtet, ihre Kinder an 
diesem Theil nehmen zu lassen oder den erforderlichen Ersatz zu 
schaffen und nachzuweisen. Denn der oben citirte § 11 Theil II 
Titel 12 des Allgemeinen Landrechts schreibt nur vor, dass Kinder 
von Eltern, die einer bestimmten Religionsgemeinschaft an- 
gehören, dem Unterricht einer bestimmten anderen Religion bei- 
zuwohnen, nicht gezwungen werden sollen. Damit ist nicht gesagt, 
dass sie auch in ihrer eigenen Religion keinen Unterricht haben 
sollen. Denselben nachzuweisen ist vielmehr Pflicht der Eltern. 

Dieser offenbar zu Tage tretenden Rechtsunsicherheit sollte 
der Erlass des Kultusministers Graf Zedlitz vom 16. Januar 
1892 ein Ende machen, indem er sich prinzipiell wieder auf den 
Standpunkt des Reskriptes vom 6. April 1859 stellte. 
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Diese vom Petenten angegriffene Verordnung vom 16. Januar 
1892 hat den folgenden Wortlaut: 

„Ich trete der Ansicht bei, dass der Vater eines schulpflich- 
tigen Kindes selbst dann, wenn er für seine Person einer staatlich 
anerkannten Religionsgesellschaft nicht angehört, gleichwohl ver- 
pflichtet ist, das Kind an dem Religionsunterricht in der öffent- 
lichen Volksschule Theil nehmen zu lassen, sofern er nicht den 
Nachweis erbringt, dass für den religiösen Unterricht des Kindes 
anderweit nach behördlichem Ermessen (vergl. die im Gebiet des 
Allgemeinen Landrechts hierbei massgebende Vorschrift im Theil II 
Titel 11 § 13) in ausreichender Weise gesorgt ist. Ein Gleiches 
gilt von solchen Kindern, welche sich nicht in väterlicher Erziehung 
befinden, sondern dem Erziehungsrechte der Mutter oder eines Vor- 
mundes oder Pflegers unterstehen. Sofern jedoch derjenige Eltern- 
theil, dessen religiöses Bekenntniss nach Massgabe der hierüber in 
den einzelnen Landestheilen geltenden gesetzlichen Vor- 
schriften über die Konfessionalität des dem Kinde zu ertheilenden 
Religionsunterrichts entscheidet, zu dem für diese Entscheidung 
massgebenden Zeitpunkte einer staatlich anerkannten Religions- 
gesellschaft angehört hat, darf auch der religiöse Unterricht des 
Kindes, gleichviel ob derselbe in der öffentlichen Volksschule oder 
als anderweiter Ersatz-Religionsunterricht stattfindet, nur in einer 
dem Bekenntnissstande der betreffenden Religionsgesellschaft ent- 
sprechenden Weise erfolgen. 

Der Ersatzunterricht ist, wie jeder Privatunterricht von der 
Schulaufsichtsbehörde zu beaufsichtigen. 

Dieser Ansicht steht der Artikel 12 der Preussischen Ver- 
fassungsurkunde vom 31. Januar 1850 um so weniger entgegen, 
als dieser Artikel nach seinem Schlusssatze, die freie Religions- 
übung nur insoweit zulässt, als dadurch der Erfüllung der bürger- 
lichen und staatsbürgerlichen Pflichten kein Abbruch geschieht. Zu 
solchen Pflichten aber gehört, soweit die Erziehung schulpflichtiger 
Kinder in Frage kommt, nach Artikel 21 Absatz 2 in Verbindung 
mit Artikel 24 Absatz 1 und 2 der Verfassungsurkunde, desgleichen 
nach den in einzelnen Landestheilen geltenden Vorschriften des 
Familienrechts (vergl. § 75 Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 2) 
auch die Sorge dafür, dass das Kind während des religionsun- 
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mündigen Alters nicht ohne Unterricht in der Eeligion gelassen 
wird; u 

Der Kultusminister Graf Z e d 1 i t z beabsichtigte den Grund- 
gedanken dieser Verordnung in dem von ihm vorgelegten Volks- 
schulgesetzentwurf zum Gesetze zu erheben. Denn § 13 des Ent- 
wurfs lautete: 

Kinder, welche nicht einer vom Staate anerkannten Reli- 
gionsgesellschaft angehören, nehmen an dem Religionsunterrichte 
der Schule Theil, sofern sie nicht Seitens des Regierungspräsi- 
denten hiervon befreit werden. Diese Befreiung muss erfolgen, 
wenn Seitens der zuständigen Organe der betreffenden Religions- 
gesellschaft ein bezüglicher Antrag gestellt und der Nachweis 
erbracht wird, dass den Kindern in der ihrem Bekenntnissstande 
entsprechenden Form und durch einen nach der Lehre ihres Be- 
kenntnisses vorgebildeten, auch im Uebrigen befähigten Lehrer 
Religionsunterricht ertheilt wird. 

Die wiederholt ausgesprochene Vertheidigung dieses Paragraphen 
durch den Grafen Z e d 1 i t z hat in nuce dem folgenden Gesichts- 
punkte Ausdruck gegeben: 

Er halte es mit seinem Gewissen unvereinbar, Kinder auf- 
wachsen zu lassen, ohne ein Wort der Wahrheit. Die in der 
Verfassung garantirte Freiheit des religiösen Bekenntnisses dürfe 
den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten nicht Eintrag 
thun. Zu diesen gehöre aber die Theilnahme an den obligatori- 
schen Lehrstunden und deshalb auch an dem Religionsunterricht, 
der in dieser Beziehung rechtlich nicht anders behandelt werden 
könne, wie jeder obligatorische Lehrgegenstand. 

Die Kommission für die Berathung des Volksschulgesetzes lehnte 
diese Fassung ab und gab dem diesbezüglichen Theil des § 17 den 
folgenden Wortlaut : 

„Kinder, welche nicht einer vom Staate anerkannten Reli- 
gionsgesellschaft angehören, nehmen an dem Religionsunterricht 
der Volksschule Theil, sofern nicht die Eltern oder deren Stell- 
vertreter das Gegen theil verlangen. 4 ' 

Der Kultusminister Dr. Bosse stellte sich im Wesent- 
lichen auf den Standpunkt seines Vorgängers; denn er be- 
gründete die rechtliche Erwägung, auf der der Erlass beruht, in 
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der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 13. Februar mit folgen- 
den Worten: . 

Nach Artikel 21 unserer Verfassung sind Eltern und deren 
Stellvertreter verpflichtet, ihre Kinder oder Pflegebefohlenen 
nicht ohne den Unterricht «u lassen, der für die öffentlichen 
Volksschulen vorgeschrieben ist. Für die öffentlichen Volks- 
schulen ist zweifellos auch die Ertheilung des Religionsunter- 
richts vorgeschrieben. Folglich müssen Eltern und deren Stell- 
vertreter den Kindern denjenigen Religionsunterricht gewähren,, 
der für die öffentlichen Volksschulen vorgeschrieben ist. Die 
Unterrichtsverwaltung ist gleichmässig verpflichtet, darüber zu 
wachen, ob das geschieht, so gut sie darüber wachen muss, ob. 
die Kinder den übrigen Volksschulunterricht empfangen. Sie 
kann daher die Dispensation nur ertheilen, wenn der Antrag- 
steller nachweist, dass ein dem volksschulmässigen Religionsunter- 
richt entsprechender Unterricht einigermassen gewährleistet ist. 
Aus dieser Darstellung ergiebt sich zunächst in Beziehung auf 
die Ausführungen des Petenten, dass für den Kultusminister Dr. 
Bosse kein Grund vorliegt, sich bei der Behandlung des Reli- 
gionsunterrichtes der Dissidentenkinder speziell nach dem Erkennt- 
niss des Kammergerichts contra Ewald zu richten, sondern, dass. 
er rechtlich befugt ist, einen Standpunkt aufrecht zu erhalten^ 
welcher im Wesentlichen seit 1859 bestanden und nur zeitweilig 
und in Spezialfällen 1879 unterbrochen worden ist. Es könnte 
sich aber darum handeln, ob durch das Gesetz vom 14. Mai 1873, 
betreffend den Austritt aus der Kirche nicht Bestimmungen getroffen ^ 
wären, mit welchen das Reskript von 1859 unvereinbar sei. Dies, 
behauptet der Petent und deutet auch das Erkenntniss des Kammer- 
gerichts in Sachen contra Ewald an. Dass der Kultusminister 
Dr. Falk das Reskript von 1859 dem Gesetze über den Austritt 
aus der Kirche als nicht zuwiderlaufend angesehen hat, ist oben 
dargelegt worden. Thatsächlich kann auch ein Widerspruch zwi- 
schen dem genannten Reskript und Gesetz nicht nachgewiesen 
werden, denn das Gesetz regelt nur „die bürgerliche Wirkung", 
welche der Austritt aus der Kirche nach sich zieht. Es bestimmt 
nur, dass der Ausgetretene zu Leistungen, welche auf der persön- 
lichen Kirchen- und Kirchengemeindeangehörigkeit beruhen, nicht 
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mehr verpflichtet sein soll. Die öffentlich-rechtlichen Verpflich- 
tungen der Ausgetretenen dem Staate und i seinen Einrichtungen 
gegenüber, werden in diesem Gesetze nicht erwähnt, bleiben des- 
halb unberührt. 

Formell aber ist der Kultusminister Graf Z e d 1 i t z voll- 
kommen berechtigt, das Reskript vom 16. Januar 1892 zu erlassen 
und ebenso der Kultusminister Dr. Bosse, dasselbe beizubehalten. 
Denn dass der Erlass von Reskripten, welche den Religionsunter- 
richt regeln, so lange zu den Befugnissen des Kultusministers ge- 
hört, als ein Volksschulgesetz nicht erlassen ist, dürfte unzweifel- 
haft sein. 

Aus der obigen Darstellung ergiebt sich ferner, dass seit 1859 
mit kurzer Ausnahme dieselbe Verwaltungspraxis nach denselben 
Grundsätzen gehandhabt worden ist. Sollte nun der jetzige Zu- 
stand — wie Petent und mit ihm die Gegner des Erlasses von 
1892 behaupten — gesetz- und verfassungswidrig sein, so würde 
daraus folgen, dass in Preussen seit 1859 in Beziehung auf den 
Religionsunterricht der Dissidentenkinder gesetz- und verfassungs- 
widrig von Seiten der verschiedenen Kultusminister gehandelt 
worden ist. Unter diesen Umständen ist es gerechtfertigt, wenn 
der Kultusminister Dr. Bosse erst durch wiederholte gerichtliche 
Entscheidungen sich Gewissheit verschaffen will, ob die bisher ge- 
übte Praxis rechtlich und verfassungsmässig zulässig ist. Nach den 
Darlegungen des Petenten und der Gegner des Ministerialerlasses 
von 1892 scheint die Ansicht zu bestehen, dass der Artikel 12 der 
Verfassung die vollste Gewissens- und Religionsfreiheit, sowohl in 
Beziehung auf die Rechte als auch auf die Pflichten garantire, dass 
der Artikel 21 der Verfassung, welcher von den Pflichten der 
Staatsbürger in Beziehung auf den Schulunterricht handelt, nur 
eine sekundäre Bedeutung habe und dass derselbe nur insoweit 
bei dem Religionsunterricht zur Anwendung kommen dürfe, als er 
nicht der oben dargelegten weitgehenden Auffassung von der Ge- 
wissens- und Religionsfreiheit des Artikels 12 der Verfassung 
widerstreite. Dies ist aber nicht richtig. Der Artikel 12 lautet 
in seinem Schlusssatz: „den bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Pflichten darf durch die Ausübung der Religionsfreiheit kein Ab- 
bruch geschehen." 

Deutsche Zeitschr. f. Kircheiirecht. IV. 3. 27 
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Es wird also ausdrücklich bestimmt, dass den bürgerlichen und 
staatsbürgerlichen Pflichten durch die Ausübung der Religionsfrei- 
heit kein Abbruch geschehen kann. Diese Bestimmung kann auch 
durch den Hinweis auf den entsprechenden Artikel der Begierungs- 
vorlage von 1848 nicht entkräftet werden, denn es ist nicht zu- 
lässig, den Sinn, welchen eine spätere Berathung und Beschlussfassung 
einem Paragraphen gegeben, durch die frühere Regierungsvorlage 
interpretireri zu wollen. Rönne: Preussisches Staatsrecht II 
S. 172 giebt die folgende Erklärung: 

Der letzte Satz des Artikels 12 der Verfassungsurkunde spricht 
schliesslich den Grundsatz aus, „dass den bürgerlichen und staats- 
bürgerlichen Pflichten durch die Ausübung der Religionsfreiheit 
kein Abbruch geschehen darf". Gegenüber nämlich den in dem 
Artikel 12 gewährten Freiheiten bedurfte es einer Schranke, um 
von dem Staate die Gefahr abzuwenden, welche aus dem Miss- 
brauche derselben hervorgehen können. Diese Grenze hat der 
Schlusssatz des Artikels 12 gezogen. Indem die Verfassungsurkunde 
den Staatsbürgern ohne präventive Massnahme die Religionsfreiheit 
in vollem Umfange zusichert, spricht sie zugleich aus, dass die 
hierin begriffenen Rechte, nämlich die Freiheit des Bekenntnisses, 
der Assoziation und der Religionsübung, nur im Einklänge mit den 
Pflichten ausgeübt werden dürfen, welche die Bürger dem Staate 
schulden. Es folgt hieraus zuvörderst, dass Niemand sich unter 
dem Vorwande der Religion den positiven Leistungen entziehen 
darf, welche das Gesetz den Staatsgenossen auferlegt. Ferner aber 
ergiebt sich, dass die Religionsfreiheit Niemandem das Recht ver- 
leiht, straflos den Verboten zuwider zu handeln, durch welche der 
Staat die Grundlagen des öffentlichen Lebens, die Sittlichkeit und 
das Recht, gegen Verletzungen sichert. 

Diese Darlegung Rönne's wird auch in keiner Weise durch 
die Gründe der Erkenntnisse des Kammergerichts von 1888 und 
1890 entkräftet, weil in diesen Erkenntnissen zwar die Behaup- 
tung aufgestellt ist, dass die Ministerialverfügung von 1859 mit 
dem § 12 der Verfassung unvereinbar sei, ein diese Behauptung 
begründender Beweis aber fehlt. 

Wird aber der Artikel 21, welcher in seinem zweiten Alinea 
bestimmt : Eltern und deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder oder 
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Pflegebefohlenen nicht ohne den Unterricht lassen, welcher für die 
öffentlichen Volksschulen vorgeschrieben ist, als gleichwerthig mit 
Artikel 12 und mit demselben vereinbar angesehen, was unzweifel- 
haft geschehen muss, so dürfte die oben mitgetheilte Darlegung 
des Herrn Ministers in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 
23. Februar unanfechtbar sein. 

Eeferent kann deshalb in der Ministerialverfügung von 1892, 
gegen welche sich Petent richtet, weder einen Verstoss gegen die 
Gesetze, noch eine Verletzung der Verfassung erblicken und würde, 
bloss von diesem Standpunkt aus betrachtet, Uebergang zur Tages- 
ordnung beantragen. 

Anders liegen die Verhältnisse, wenn eine Aenderung des 
Ministerialerlasses von 1892, welche der Herr Minister nicht von 
der Hand weist, in Aussicht genommen wird. Hier wird der Be- 
griff der Gewissens- und Religionsfreiheit in einem weiteren Sinne 
zu fassen sein, als in den engeren, oben ausgeführten verfassungs- 
mässigen Bestimmungen, andererseits wird aber auch der Versuch 
gemacht werden müssen, den religiösen Unterricht für alle Kinder 
möglichst zu erhalten. Wie beide Gesichtspunkte vereint werden 
sollen, darin liege eben die bis jetzt noch nicht überwundene grosse 
Schwierigkeit. 

Denn wird die Religions- und Gewissensfreiheit so aufgefasst, 
dass sie ein Zwangsrecht des Staates in Betreff der religiösen 
Ueberzeugung in keiner Weise zu dulden braucht, so folgt für die 
Atheisten, welche sich augenblicklich doch vor Allem unter dem 
Namen Dissidenten verbergen, unzweifelhaft das Recht, ihre Kinder 
von jedem Religionsunterricht fern zu halten und sie ohne jede 
Religion aufwachsen zu lassen. Von diesem Recht und dieser 
Freiheit wird um So mehr Gebrauch gemacht werden, als es bei 
der überwiegenden Mehrzahl . derselben sich keineswegs um Ge- 
wissensbedenken oder Gewissenszwang handelt, sondern einzig und 
allein um das Bestreben, die Religion, als eins der Bollwerke gegen 
den Umsturz unserer staatlichen und sozialen Einrichtungen zu 
beseitigen. Wird diese Freiheit des Unglaubens in vollstem Um- 
fange zugestanden, dann wird aber auch konsequenter Weise die 
Freiheit des Glaubens nicht vorenthalten werden können, d. h. es 
wird den gläubigen Christen erst recht die Befugniss zugestanden 
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werden müssen, ihre Kinder von einem Religionsunterricht, welcher 
ihrer religiösen Ueberzeugung nicht entspricht, fern halten zu dürfen. 
Diese Konsequenz ist bei der Vorberathung des Z e d 1 i t z ' sehen 
Volksschulgesetzes von einzelnen Abgeordneten voll gezogen worden. 
Es wird dann aber von selbst die Frage entstehen, ist der Reli- 
gionsunterricht in der Volksschule, welcher bis jetzt verfassungs- 
mässig zu den Lehrgegenständen gehört, noch ferner aufrecht zu 
erhalten und ist die Volksschule die ihr gestellte Aufgabe, nämlich 
die religiöse, sittliche und vaterländische Bildung der Jugend durch 
Erziehung und Unterricht herbeizuführen, dann ferner noch zu er- 
füllen in der Lage? 

Diesen Erwägungen gegenüber hat der Wunsch, dass der reli- 
giöse Unterricht allen Kindern möglichst erhalten werde, gewiss 
volle Berechtigung. Denn es handelt sich darum, ob Kinder, deren 
Eltern völlig religionslos sind, ohne die geringste Kenntniss der 
christlichen Religion aufwachsen sollen. Gehört doch die Kennt- 
niss von den Lehren der hauptsächlichsten Religionen und der 
christlichen im Besonderen zu dem Wissen, welches jeder Mensch 
haben muss. 

Gewiss verdient auch der von dem Petenten geltend ge- 
machte Gesichtspunkt, „dass der Widerstreit, in welchen das Kind 
gerathe , wenn es den Unterricht in einer Religion empfange, 
gegen welche die Eltern sich sträubten, für seine Entwicklung 
schädlich sei u volle Würdigung. Andererseits werden aber auch 
die Einwendungen derer nicht von der Hand gewiesen werden 
können, welche behaupten, dass dann konsequenter Weise die 
Kinder der Sozialdemokraten auch von dem Geschichts- und Ge- 
sangsunterricht zu dispensiren sein würden, weil hier ebenfalls eine 
Disharmonie zwischen Schule und Haus geschaffen würde, welche 
der Entwicklung der Kinder schädlich sei. Endlich wird auch die 
Ansicht Beachtung verdienen, dass im Religionsunterricht trotz 
dieses Widerstreites ein Samenkorn der Religion einen Boden finden 
kann, auf welchem es, wenn auch nach langer Zeit, gute Früchte 
tragen kann. 

Bei diesem Widerspruch sich gegenüber stehender fundamen- 
talen Anschauungen, welche auch bei den Verhandlungen des Ab- 
geordnetenhauses am 13. und 14. Februar d. J. zum Ausdruck 
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gekommen sind, bei der Absicht des Herrn Ministers, erst eine 
konstante Rechtsprechung abzuwarten und dem von ihm aus- 
gesprochenen Willen, dann Stellung zur Frage über den Religions- 
unterricht der Dissidentenkinder zu nehmen, beantragt Referent, 
die Petition dem Herrn Minister als Material zu überweisen. 

Der Vertreter des Unterrichtsministeriums gab die folgende 
Erklärung ab: 

Er könne, nachdem die Sache bereits bei der Etatsberathung 
eingehend erörtert sei, sich nur auf die damals Seitens der Staats- 
regierung abgegebenen Erklärungen beziehen. Von grosser Be- 
deutung sei, wie auch damals hervorgehoben, die Erörterung und 
Feststellung des gegenwärtigen Rechtszustandes, denn die Petenten 
behaupteten eine Verletzung verfassungsmässiger Rechte. Nach 
der geltenden Staatsverfassung hätten hierüber in Fällen der vor- 
liegenden Art die Gerichte zu entscheiden. Die früheren Ent- 
scheidungen derselben widersprächen sich: im Allgemeinen seien, 
insbesondere die Untergerichte der Auffassung der Staatsregierung 
gefolgt, und, wo sie es nicht thaten, hätten sie sich entweder auf 
ein längst verlassenes, in einem Spezialfall ergangenes Ministerial- 
reskript vom 15. Januar 1879 oder auf Ministerialreskripte berufen, 
welche sich nur auf die höheren Schulen beziehen. Für letztere 
kämen aber ganz andere Gesichtspunkte in Frage, weil ein Zwang 
zum Besuch derselben nicht bestehe. 

Die Staatsregierung befinde sich daher in Uebereinstimmung 
mit einer Anzahl gerichtlicher Urtheile und mit einer dreissig- 
jährigen Verwaltungspraxis, welche nur einmal in dem Erlass vom 
15. Januar 1879 unterbrochen sei. Dieser Erlass sei indess nicht 
veröffentlicht und habe daher für die Verwaltung eine weitere Be- 
deutung nicht gehabt. 

Erst als .bei Berathung des Schulgesetzes vom Jahre 1890 auf 
eine schwankende Gerichtspraxis hingewiesen wurde, sei die Sache 
in Fluss gerathen und es wäre zu weiteren Beschwerden gekommen. 
Drei der meistbetheiligten Bezirksbehörden berichteten, dass sie auf 
dem Standpunkt der Erlasse von 1859 gestanden und kein Be- 
denken tragen würden, die Beschwerden zurückzuweisen. Unter 
diesen Umständen war der Unterrichtsminister nur in der Lage — 
und zwar im Einverständniss mit dem Justizminister — sich auf 
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den Boden der bisherigen Praxis zu stellen. So kam es zu dem 
Erlass vom 16. Januar 1892. Erst die darauf folgende öffentliche 
Erörterung hat eine neue Bewegung hervorgerufen. Die Unter- 
richtsverwaltung ist aber unter den obwaltenden Umständen nicht 
in der Lage, zur Zeit eine andere Stellung einzunehmen. 

Die meisten Mitglieder der Kommission, welche das Wort er- 
griffen, sprachen sich dahin aus, dass ein Zwang, welcher die Kinder 
der Dissidenten nöthige, an einem christlichen Religionsunterricht 
theilzunehmen, mehr schaden als nützen würde und deshalb zu 
vermeiden sei. Er würde nach ihrer Ansicht einen Widerspruch 
hervorrufen, welcher bedeutenden Umfang annehmen würde, wah- 
rend bei voller Freigabe des Religionsunterrichts viele Dissidenten 
ihre Kinder vom Religionsunterricht nicht zurückhalten würden. 

Von der einen Seite wurde ausgeführt, dass der jetzige Zu- 
stand, selbst wenn er verfassungsmässig sei, doch nicht aufrecht 
erhalten werden könne. Denn die Einwirkung der Eltern auf die 
Kinder in religiöser Beziehung sei ein Naturrecht, das Niemand 
geschmälert werden dürfe. Allerdings schliesse die Religionsfreiheit 
auch die Freiheit in sich, ohne Religion zu sein. So sei es in fast 
allen Kulturstaaten. Der Herr Minister werde gut thun, wenn er 
sich nur auf den rein praktischen Standpunkt stellte, und dieser 
sei der, dass das Kind von dem Religionsunterricht dispensirt werden 
müsse, wenn es die Eltern verlangen. 

Ein fernerer Redner gelangte zu dem gleichen Resultat, indem 
er ausführte, dass die Dissidenten in den 50er Jahren und die 
Dissidenten von jetzt ganz verschieden seien. Damals wäre mancher 
Dissident trotz seines Austritts aus der Kirche ein frommer Mensch 
gewesen, heute seien es meist Leute ohne Glauben an Gott. Bei 
diesen letzteren trete die grosse Schwierigkeit ein, dass man nicht 
wisse, in welcher Religion man deren Kinder unterrichten lassen 
solle. Alle Versuche, die man bisher gemacht habe, um diese 
Schwierigkeiten zu beseitigen, seien vergeblich gewesen. Es dürfe 
auch nicht der Schaden unterschätzt werden, welcher für die Kinder 
aus der Kritik erwachse, welche ihre Eltern und vielleicht auch 
sie selbst an der ihnen fremden Religion übten. 

Endlich wurde auch noch hervorgehoben, dass, wenn ein Ge- 
setz über den Austritt aus der Kirche gegeben sei, dann Niemand 
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gezwungen werden sollte, an einem fremden Religionsunterricht 
Theil zu nehmen. Es sei hier offenbar eine Lücke im Gesetze. Es 
sei ferner auch nicht bestimmt, wie die religiöse Ausbildung sein 
solle. Diese könne der Staat nicht bestimmen, denn er sei nicht 
die Anstalt, welche über den Religionsunterricht zu entscheiden 
habe. Dies Recht stehe nur den Religionsgesellschaften zu, woraus 
sich ergebe, dass der Staat keinen Zwang ausüben dürfe. 

Ein Vorschlag, in welcher Weise diese schwierige Frage über 
den Religionsunterricht zu regeln sei, wurde von keiner Seite ge- 
macht. Es wurde im Gegentheil von einigen Seiten hervorgehoben, 
dass dies Sache des Herrn Ministers und nicht der Kommission 
sei. Mit Rücksicht hierauf beschloss die Kommission einstimmig: 

die Petition II Nr. 118 dem Herrn Minister als 

Material zu überweisen. 

Gesetze für die evangelische Kirche. 

19. Pr e u s s e n. G. 11./6. 94, betr. d. Ruhegehalt d. Lehrer 
u. Lehrerinnen an d. öffentl. nichtstaatl. mittleren Schulen u. d. 
Fürsorge f. ihre Hinterbliebenen. Ges.-S. 94, S. 109, No. 19. 

20. K.G. 30./5. 94, betr. die Errichtung eines Landeskirchen- 
Fonds zur Abstellung kirchl. Nothstände i. d. ev.-luth. K. d. Prov. 
Hannover. Preuss. Ges.-S. 1894, 91, No. 17. 
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